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Mee dem Ausbrucke „Die große Menge“ 1 zwei a de 5 
Vorſtellungen verbunden zu werden. Am häufigſten wohl 
erſtens die ganz unbeſtimmte von vielen zerſtreuten Menſchen, die 


T nach dem Urteil des Redenden — eine gewiſſe Minderwertigkeit 


miteinander gemein haben, man meint, dieſe auch in ihrer Art zu 
denken und zu handeln erkennen und nachweiſen zu können. Es 
iſt darin nicht der Gedanke enthalten, daß dieſe Menge irgendwie 
miteinander verbunden ſei und ein. gemein ſames Wollen und Handeln 
bekunde — außer ſofern gemeinſam auch ein Merkmal genannt 


wird, das mehreren eigen iſt, ohne daß irgendwelche Verbindung 


zwiſchen ihnen beſteht und daraus hervorgeht. Eine andere Vor⸗ 
ſtellung iſt aber zweitens die einer zuſammenhängenden Menge, die 
als eine Art von Einheit ſichtbar iſt, ſo aber, daß eine gewiſſe Zahl 


von Menſchen, und zwar eine fo große, daß fie nicht ohne Mühe 
gezählt werden kann, vorausgeſetzt wird. Bei der großen Menge 


dieſes Sinnes wird man ein gleiches und gemeinſames Wünſchen, 
Streben, Trachten allerdings vermuten, und zwar ein Zuſammen⸗ 
ſtreben, das als ſolches die Menſchen verbindet, und alſo in ein 
„ſoziales Wollen“ übergeht. 

Soziales Wollen iſt 915 allgemeines Problem, deſſen unter⸗ 


ſuchung hier der Betrachtung der großen Menge . gelegt 
rn Jahrbuch XLIV 2. 1 


2 \ | Ferdinand Tönnies | N | [318 | 


wird: teils infofern, als es überhaupt Menſchen verbindet und 
zuſammenhält, teils in ſeiner Eigenſchaft als allgemeiner Wille, 
nämlich als Wille einer verbundenen („organiſierten“) Geſamtheit, 
wozu die große Menge ſich erheben oder doch begrifflich entwickelt 
werden kann: einer Nation, eines Volkes, eines Staates, einer 
Kirche oder anderen Gemeinweſens. | 

Faſſen wir alſo die Antworten zuſammen, um den Fragen zu | 


genügen: Wie iſt ſoziales Wollen möglich? welche find ſeine Ur⸗ 


* 


ſachen? — Das Wollen entſpringt aus Wünſchen, das Wünſchen 
aus Luſt⸗ oder Unluſtgefühlen. Daß aber mehreren Menſchen durch 
die gleichen Empfindungen, Wahrnehmungen, Vorſtellungen die 
gleichen Gefühle ausgelöſt werden, beruht erſtens in der ihnen ge⸗ 
meinſamen allgemeinen menſchlichen oder beſonderen menſchlichen, zum 
Teil in der animaliſchen und vegetativen Natur; ebenſo daß die 
gleichen Gefühle in gleichen oder doch ähnlichen Strebungen und 
Handlungen ſich ausdrücken. Dies gilt beſonders von den gleichen 
Empfindungen. Wenn mehrere Individuen gleichzeitig gepeitſcht 
werden, ſo fühlen ſie heftigen Schmerz und werden ihre Schmerzen 


durch Schreien oder andere Außerungen kundgeben. Ebenſo wird 


ein beliebiger Haufen von Menſchen, der etwa von Hunger geplagt 
wird, ſeiner Unzufriedenheit lärmend und tobend Ausdruck geben. 
Bei freudigen Eindrücken ruft jede beliebige Menge Hurra! oder 
(wie beim Aufſteigen einer Rakete) Ah! uſw. Es beruht aber 
zweitens in beſonderen Eigenſchaften, die Gruppen von Menſchen 
miteinander gemein haben als ihre gemeinſamen, erworbenen „Voraus⸗ 
ſetzungen“. So werden Jäger durch die Wahrnehmung eines Wildes 
von Luſtgefühlen erregt, und damit zugleich erwacht in ihnen der 
Trieb, das Wild zu erlegen. Hingegen eine Gruppe von Malern 
wird durch denſelben Anblick anders bewegt; ſie freuen ſich über die 
Geſtalt des Wildes, die umgebende Landſchaft, und wünſchen, das 
Bild feſtzuhalten, ſei es auf der Netzhaut oder auf der Leinwand. 
Es beruht aber drittens darauf, daß Menſchen in beſonderer 
Weiſe zuſammenhängen und miteinander verbunden ſind. So wirkt 
der Anblick des leidenden Vaters auf mehrere Geſchwiſter leidvoll 
und löſt den Wunſch ihm zu helfen aus; ſo auch die Vorſtellung 
von ſeiner Erkrankung und von ſeinem Sterben; auch wenn ſie 
an verſchiedenen, weit auseinander liegenden Orten leben, wirkt die 


Nachricht auf gleiche oder ähnliche Art, erregt viele andere Vor⸗ 


ſtellungen und — normaler Weiſe — leidvolle Gefühle, den Wunſch 
hinzureiſen, der Mutter beizuſtehen, den Nachlaß zu ordnen uſw. 
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Ebenſo wirken überhaupt viele Vorſtellungen gleichartig auf Menſchen 
die in irgendwelcher Gemeinſchaft oder Geſellſchaft verbunden ſind. 


Bei ſo Verbundenen aber muß ſorgfältig unterſchieden werden, was u 


fie, infolge ihrer Verbundenheit, gleichzeitig und gemeinſam fühlen, 
denken, wollen, von dem was ihre Geſamtheit, die Genoſſenſchaft, 


der Verein, Bund und wie immer eine ſolche heißen mag, als mn 


Willen ausprägt und ausſpricht. 


as Erſte iſt ſeinem Weſen nach nicht verſchieden von bin ee 


gemeinfamen Wollen irgendwelcher Menge ſonſt nicht verbundener 
(„unorganifierter”) Perſonen. 


| Darum ift von grundlegender Wichtigkeit die Erörterung und 
Unterſcheidung: ob ein gemeinſames Wollen nur das gleiche Wollen ee 


oder das einheitliche Wollen vieler ſei, d. i. ob die Gruppe als 
ſolche oder nur als Menge einen Willen hat. Um als Gruppe 


einen Willen zu bilden, muß ſie „organiſiert“ ſein, d. h. ſie muß 


gemeinſchaftlich oder geſellſchaftlich eine zuſammenhängende Einheit 
darſtellen. Wenn gemeinſchaftlich, ſo kann ihr gültiger Wille ſchon 
in ſtillſchweigendem Einvernehmen oder in Gewohnheit oder im 
herrſchenden Glauben beruhen, d. h. der beſondere Wille leitet ſich 
aus allgemeinem Willen ab, er verſteht ſich von ſelbſt oder wird 
erſchloſſen; er kann aber auch ausdrücklich von der geſamten Gruppe 


oder von einem Ausſchuß, der fie vertritt und leitet, geſtalteet 


werden; es iſt dann die Frage, wie die Mitglieder der Gruppe oder 


des / Ausſchuſſes „ſich einig werden“. Durch den Gemeinſchafts⸗ > 


charakter wird dieſe Einigung erleichtert: auch fie kann „ſich von 
ſelbſt ergeben“. Eine geſellſchaftliche Gruppe bedarf immer der ver⸗ 5 
abredeten oder ſonſt ausdrücklich beſtimmten Regel, unter welchen 
Bedingungen die Übereinſtimmung eines Teils als der Wille der 
Gruppe gelten ſoll: die rationale Form der Entſcheidung iſt die 
Abſtimmung und das Mehrheitsprinzip; der Beſchluß einer Ver⸗ 
ſammlung, ſofern dieſe als „beſchlußfähig“ gilt, . wiederum 
eine anerkannte Regel beſtehen muß. 


1 

In neuerer Zeit haben mehrere Denker ſich beſchaftigt iii der 
Pſychologie des Haufens oder der „Menge“ (foule) und haben dieſer 
Erſcheinung einen beſonderen Charakter zugeſchrieben, der den Haufen 
als ſolchen bezeichne, wie auch immer die Individuen beſchaffen 
ſein möchten, aus denen er zuſammengeſetzt iſt. So daß zum Bei⸗ 


= 1* ER: 


ſpiel eintaufend gelehrt und n Männer, wenn fie als 


4 | E Br Gedinaib Tönis 1320 k 
. Haufen h find, gewiſſe Erſcheinungen darbieten, die dm 
Haufen als ſolchem eigentümlich ſeien, die alſo in gleicher Weiſe 


| in einer gleich großen Zahl von rohen und ſchlichten Menſchen bes 
N obachtet werden könnten. In geiſtreicher Weiſe hat der Franzoſe 


Guſtave le Bon dieſe Lehre vorgetragen . Er behauptet das Dafein 
einer Kollektivſeele in jedem Haufen, welche alle darin vereinigten 


| Individuen auf eine Art fühlen, denken und handeln mache, die 
ganz und gar verſchieden ſei von der Art, wie jeder Einzelne für ſich 


fühlen, denken und handeln würde. Es ſei nicht eine Summe und 
ein Mittelwert der Elemente, ſondern Kombination und Schaffung 


neuer Merkmale. Die intellektuellen Eigenſchaften, alſo die In⸗ 
e dividualitäten, verwiſchen ſich, die unbewußten allgemeinen Eigen⸗ 


ſchaften erlangen das Übergewicht. Haupturſachen: 1. daß der 


u. einzelne im Haufen, durch die bloße Tatſache der Zahl, ein Gefühl 
„ unüberwindlicher Macht erwirbt, das ihm geſtattet, Inſtinkten nach⸗ 
zugeben, die er, auf ſich allein geſtellt, mit Gewalt gezügelt hätte; 


2. die Anſteckung der Gefühle bewirkt, daß der Einzelne ſehr bereit iſt, 


ſein perſönliches Intereſſe dem Geſamtintereſſe aufzuopfern; 3. die 


wichtigſte Urſache iſt die Suggeſtibilität, wovon Anſteckung die Wir⸗ 


kung: der Zuſtand des Menſchen im Haufen iſt ähnlich dem des 


hypnotiſierten. — So ſtehe der Haufen immer intellektuell unter 


dem einzelnen Menſchen. In bezug auf Gefühle und Handlungen 


aber könne er ſowohl beſſer als ze fein — es hänge von der 
Art der Suggeſtion ab. Der Haufen wird als impulſiv, wankel⸗ 


mütig und reizbar beſchrieben; er ſei ſo wenig eines dauerhaften 
Willens wie eines dauerhaften Gedankens fähig: leicht beeinflußbar 


(„ſuggeſtibel“) und leichtgläubig; ſeine Gefühle neigen zur Über⸗ 
treibung und Verſimpelung (simplisme); er iſt unduldſam, autoritär 
und konſervativ bis zur Servilität, vermöge eines fetiſchiſtiſchen 


Reſpekts vor der Überlieferung. So iſt, nach Le Bon, der Haufen 


jedes Verbrechens, aber zuweilen auch einer Handlung von hoher 


Sittlichkeit fähig. Ideen finden langſamen Eingang, weichen aber, 
einmal feſtgewurzelt, um ſo ſchwerer. Logiſches und kritiſches 
Denken iſt dem Haufen fremd, dagegen ſeine Phantaſie arbeitet 


lebhaft: auf die Phantaſie des Volkes baut ſich die Macht der Er⸗ 


= oberer und die Kraft der Staaten auf. Daher „wer die Kunſt ver⸗ 


1 Siehe le Bon, Psychologie des foules (auch in deutſcher überſetzu ng 


vorhanden). Vgl. Sighele, La folla delinquente (deutſch von Kurella) und 


Ia delinquenza settoria (franz. Psychologie des sectes). Tarde, I'Opinion 


et 1 Foule. Robert E. Park, e und Publikum. Simmel f. u. 
| | nn | 
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ſteht, auf die Phantaſie der Volksmenge zu wirken, verſteht auch die 


Kunſt ſie zu regieren“. Alle Überzeugungen des Haufens nehmen | 


religiöſe Formen an. Seine Glaubensmeinungen und Anfichten ber 
ruhen auf Raſſe, Überlieferung, Zeit, als den entfernteren Urſachen, 


während die politiſchen und ſozialen Inſtitutionen, außer, ſofern fie 


durch Illuſionen und durch Worte wirken, verhältnismäßig wenig ver⸗ Der 


mögen, ebenſowenig Erziehung und Unterricht. Die unmittelbaren 
Faktoren ſind Bilder, Worte, Illuſionen: Erfahrung, wenn oft genug 
wiederholt, kann dagegen wirkſam ſein, der Einfluß der Vernunft 
iſt gleich Null. Dies alles müſſen diejenigen wiſſen, die ſich als 
Führer geltend machen; ihre Hauptmittel ſind: Behauptung, 
Wiederholung, Anſteckung. Außerdem hat der Machtzauber („das 


Preſtige“) weſentliche Bedeutung. Es gibt dauernde und wandelbare 
Glaubensmeinungen. In neuerer Zeit treten jene mehr und mehr 


zurück, die Meinungen werden mehr und mehr wandelbar. Auch die 
Preſſe, die ehemals die Meinungen leitete, hat, wie die Regierungen, 
allmählich dem aus anderen Urſachen geſchehenden Wandel nach⸗ 


geben müſſen. Alle dieſe Merkmale beziehen ſich, nach Le Bon, auf | 


die „heterogenen“ Haufen, die er als anonyme (zum Beiſpiel der 


Haufen der Straßen) und nichtanonyme (wie Geſchworenengerichte, 


parlamentariſche Verſammlungen und dergleichen) unterſcheidet. Ein 
beſonderes Studium will er den homogenen Haufen, nämlich 1. den 


Sekten, 2. den Ständen (oder „Kaſten“), 3. den Klaſſen vorbehalten. 


Beſondere Betrachtungen widmet Le Bon dann noch den verbreche⸗ 


riſchen Haufen, den Geſchworenengerichten, den Wählerſchaften und 


den parlamentariſchen Verſammlungen, mit manchen treffenden und 


ſtechenden Einzelbemerkungen. 


Übrigens wird hier über das Theorem in eingehender Weile E 
berichtet, weil es — ungeachtet feiner offenbaren Unzulänglich⸗ 


keit und widerſpruchvollen Natur, oder eben durch dieſe Eigen⸗ 


ſchaften — großes Anſehen und gläubige Nachſprecher gefunden hat, 
wodurch allerdings beſtätigt wird, was es an mu und wirk⸗ 


licher) Wahrheit enthalten mag. 


Ich verſuche dieſer Wahrheit ihr Recht zu gebe ein dur a eine 


un A des Gegenſtandes. | 
„ „ 


\ 


Haufen und den verfammelten Haufen. Man muß ferner die Unter: 


Wenn man die Pſychologie der Menge oder des Haufens er⸗ 5 
forschen will, ſo muß man zunächſt unterſcheiden: den getrennten 


15 . 
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cd fethalten: was die Mehreren lehanne gemein haben, 5 


daher auch was ſie gleichzeitig und gleichartig empfinden, fühlen, 


und wollen, und was fie einheitlich, alſo als Menge, empfinden, 


fühlen und wollen. Eine verſammelte Menge wird leichter als eine 


getrennte die Einheit einer „Seele“ 2 einheitliche Willens⸗ 
handlung kundgeben. 


\ 
Wenn aber eine Menge ſic verſammelt, ſo geſchieht es ent⸗ 
weder „zufällig“, d. h. aus mannigfachen Beweggründen der Mehre⸗ 


ren, oder „abſichtlich“, d. i. infolge eines ſchon vorhandenen ihnen 
gemeinſamen Gefühles, einer Stimmung, die ſie hintreibt, oder einer 


Nötigung, die ſie empfinden. Die Nötigung wird in der Regel von 
außen kommen, als Einladung oder Ruf, oder Befehl, hinter dem 


der Zwang ſteht. Allgemein werden wir Verſammlungen, die ſich 


ſelbſt verſammeln, und Verſammlungen, die verſammelt werden, 


unterſcheiden. In beiden Fällen iſt ein weiterer Unterſchied, ob die | 


Verſammlung ungeordnet iſt oder geordnet; wenn geordnet, ob fie 


ſich ſelber ordnet oder von außen geordnet wird, ob fie ungeordnet 
oder ſchon geordnet zuſammenkommt. Geordnete und geordnet zu⸗ 


ſammenkommende Verſammlungen ſind entweder nur beratende oder 
beratende und beſchließende; dieſe wie jene beraten und beſchließen 
entweder nur für ſich ſelber („was fie tun wollen“) oder in Abſicht 
auf andere („was dieſe tun ſollen“). 


Betrachten wir im Lichte dieſer Unterſcheibungen die Menge, 


die wir als Volk oder Volksmenge kennen, als wovon eine unbe⸗ 
| ſtimmte Vorſtellung auch dem Theorem Le Bons zugrunde liegt. 
Wir verſtehen als „Volk“ regelmäßig eine räumlich getrennte, 


wenn auch zumeiſt in einem und demſelben Lande, alſo in räunm⸗ 
licher Benachbarung zuſammenwohnende Menge. Wir verſtehen ſie 


aber ferner; bald 1. ausſchließlich als eine Menge, die durch Ab⸗ 


ſtammung — die „Raſſe“ — miteinander zuſammenhängt; dann 


kann das Merkmal des Zuſammenwohnens unweſentlich werden: ſo 


iſt das „jüdiſche Volk“ über den Erdball zerſtreut, das iriſche Volk 


beſteht aus den Einwohnern Irlands und den Iren, die in Amerika 
oder anderswo wohnen; auch zum deutſchen Volke rechnen wir die 
Amerikaner deutſcher Herkunft, wenigſtens ſoweit ſie nicht mit der 
deutſchen Sprache alles deutſche „Volkstum“ verloren haben, und 
die verſprengten Volksteile in allen Ländern, auch wenn ſie eine 


fremde Staatsangehörigkeit erworben haben. Dann 2. verſtehen 


wir als Volk eine Menge, die durch Sprache, Volkstum, Über⸗ 


lleferungen, Literatur, Kunſt und Wiſſenſchaft, kurz durch Sulkur- 


W / 
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Schweizer, Balten, die durch ihre Abſtammung dazu gehören mögen, 


eben an den Kulturelementen offenbaren und ſtarken Anteil haben 


und zu deren Leiſtungen mitwirken, obgleich ſie zum Volke im erſten . 


Sinne nicht gehören. Endlich 3. wird als Volk die in einem geo⸗ 


Reiche politiſch geeinigte Menge verſtanden, wobei die Bedeutung 


der früheren Merkmale gegen dies Merkmal des gemeinſamen Staats⸗ 
bürgertums zurücktritt. In dieſem Sinne hat man neuerdings die 


Staatsnation (3) von der Kulturnation (2) unterſchieden und könnte 
füglich die Volksnation (1) hinzufügen. Der Kürze halber werden 


l (das „gläubige Volk“) geredet werden. 


Wenn nun in dieſen drei Begriffen eine Menge verſtanden wird, 
ohne daß andere Eigenſchaften der Menſchen, die dazu gehören, in 


Betracht kommen, ſo geht im Sprachgebrauch daneben einher die 


Vorſtellung vom Volk als der großen Menge, dem großen Haufen 
der ärmeren und ungebildeten oder doch minder gebildeten „Maſſe“, 


im Gegenſatz zu den höheren Schichten, den beſitzenden Klaſſen, den 
H beſſeren Ständen“, oder kurz den „Gebildeten“ — innerhalb eines 


| „Volkes“. Jener Sinn enthält alſo regelmäßig ein Werturteil, und 


zwar vorzugsweiſe jenes (wovon wir ausgingen) der Geringſchätzung, 
zuweilen aber der Hochſchätzung, wenn etwa von der körperlichen 


Rüſtigkeit und dem geſunden Sinne des Volkes im Gegenſatz zur 
Verzärtelung und Sittenverderbnis in den höheren Ständen die 
Rede iſt. Inſoweit als der Gegenſatz uberhaupt brauchbar iſt, werden 


wir hier das Wort „Volksmenge“ auſtatt „Volk“ für angebracht 


halten, und das Werturteil dabei im Hintergrunde zurückhalten, das 


am offenften ſich kundgibt, wenn die Menge als „Pöbel“ gebrand⸗ 
markt wird, und dieſen pflegt man am unmittelbarſten als einen auf 


der Straße angeſammelten Haufen dürftiger und ſchlechtgekleideter 5 
Menſchen vorzuſtellen. 


Sowohl Volk als Nation als Staatsvolk und nicht tan die 


elemente verbunden iſt und eine Einheit bildet. In dieſem Sinne 
rechnen wir zum Beiſpiel zum deutſchen Volke nicht nur Oſterreicher, 


ſondern auch Juden und andere Fremdſtämmige, infofern als fie, 


graphiſchen Raume und folglich in einem Staate oder doch in einem 


wir aber einfach den erſten Begriff durch das Wort „Volk“, den 
zweiten durch „Nation“ und den dritten durch „Staatsvolk“ be⸗ 
zeichnen, an Stelle des letzten kann aber auch von Gemein devolk, 


. j 


Volksmenge als Teil eines Volkes oder Staatsvolkes, ſind inſoweit 
räumlich getrennte Haufen, daß ſie zwar gleichzeitig und einheitlich 
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empfinden, fühlen, wünſchen, aber nicht unmittelbar einheitlich e N 


und handeln können. 


Auch in bezug auf Gemeinsamkeit des Empfindens uſw. iſt eine 


| ſolche Geſamtheit nur bedingterweiſe als ſolche zu verſtehen. Nicht 


nur ſcheiden Kinder, wenigſtens die jüngſten Jahrgänge immer aus, 


nicht nur gibt es Blöd⸗, Schwach⸗ und Wahnſinnige, die keinen 
Anteil etwa an gemeinſam empfundener Not nehmen, ſondern auch 
außerdem gibt es immer einzelne, die anders fühlen und anders 
denken, auch wenn ſie die Außerungen davon aus Furcht vor Miß⸗ 
billigung und Mißhandlung 


unterdrücken; anderſeits freilich auch 
ſolche, die zwar die gleichen Gefühle und Gedanken hegen, aber 


aus Eitelkeit oder un oder Widerſpruchsgeiſt andere kund⸗ 
geben. 
Anders iſt es mit einer verſammelten Menge, ob ſie ſich 


von ſelbſt verſammelt oder einer Einladung, einem Rufe oder einem 
Geheiße folgt. Das Verſammeltſein macht ſie wollens⸗ und handlungs⸗ 


fähiger, ſie wird mehr oder minder eine geſchloſſene Einheit. Daß 


ein „ganzes Volk“, eine Nation oder ein Staatsvolk oder auch nur 


. 


die Volksmenge als Teil des Volkes ſich verſammele, darf als un⸗ 


möglich gelten, ſogar wenn man etwa nur an die erwachſenen 


männlichen Mitglieder einer ſolchen Geſamtheit denkt. Am nächſten 
kann dieſer Vorſtellung das „Staatsvolk“ einer Stadtgemeinde oder 
eines Liliputſtaates, wie das Fürſtentum Lichtenſtein kommen, zumal, 
wenn die „Maſſe“ der arbeitenden Menge als unfreie . dazu 


gerechnet wird, wie in der griechiſchen Polis. 
Immer werden auch die in einer „Volksverſammlung“ Ver⸗ 


ſammelten nur Teile der Geſamtheiten ſein, aber ſie können aller⸗ 


dings als deren Darſteller („Repräfentanten‘) gelten. 


gelten fie mit Unrecht dafür. 


Es pflegt ſchon zu genügen, wenn man etwa aus der „Stimmung“, 


die ein ſolcher verſammelter Teil kundgibt, auf die Stimmung einer N 


Geſamtheit glaubt ſchließen d e möglicherweiſe wird der 
Schluß richtig ſein. 


Ein großer Unterſchied, in Welcher Weise und welche Menge 


ſich verſammelt oder verſammelt wird. Als mögliche Folge der 


Verſammlung werde die Einigung und die Vereinigung ins Auge 
gefaßt. Von der Vereinigung hebt e die Bildung dauernder 
Vereine ſich ab. | | 
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3 | 
Nach den Zwecken der ſich ſelbſt verſammelnden Menge unter⸗ 


ſcheiden wir wirtſchaftliche, politiſche und geiſtige Zuſammenkünfte. 


A. Zu wirtſchaftlichen Zwecken verſammeln ſich erſtens, die zu⸗ 
ſammen arbeiten Wollenden, zweitens, die miteinander Tauſchgeſchäfte 
machen Wollenden. Als Beiſpiel von eins möge die regelmäßige 
Zuſammenkunft von Tauſenden freier Arbeiter in einer Fabrik 
gelten, ſofern ſie noch als weſentlich freiwillig erſcheint, wenn auch 
die Fabrikglocke mahnt und Verſäumnis wie Verſpätung gebüßt wird. 
Sie verſammeln ſich, aber bilden keine Verſammlung; ſie kommen 
zuſammen, nicht um etwas Gemeinſames zu wollen und zu tun, 
ſondern jeder kommt, um ſeine Arbeit zu tun wie bei der An⸗ 
ſammlung vor einem Billettſchalter jeder ſein Billett haben will, wie 


die Menge, die aus einem Eiſenbahnzuge oder aus einem Theater 


ſich ergießt, nicht in einer Verſammlung abſichtlich, ſondern zufällig 
zuſammen war; nicht zum Behuf gemeinſamen und einheitlichen 
Handelns oder auch nur Wollens, ſondern zum Behuf vielheitlichen 
gemeinſamen Fahrens oder Sehens und Hörens. Sie wollen nichts 
miteinander, ſondern nur nebeneinander. Anders, wenn zum Behuf 
des Austauſches von Gütern, der Bezahlung von Schulden, der Ver⸗ 
abredung von Geſchäften, der Mietung von Arbeitskräften, Land⸗ 
leute aus allen Himmelsrichtungen auf den Märkten der in ihrem 
Mittelpunkte belegenen Stadt zuſammenkommen; ſtädtiſche Kaufleute 
auf dem Markte oder in den Räumen der Börſe ſich verſammeln; 
aus allen Städten und Dörfern eines Landes HGeſchſftsleute und 
Schauluſtige in der Hauptſtadt oder einer anderen Zentrale zuſammen⸗ f 
ſtrömen; zu einer „Weltausſtellung“ Verkäufer und Käufer, Schau⸗ 
ſteller und Schauluſtige aus allen Nationen herbeieilen: das Zu⸗ 
ſammenkommen zufälliger Art vermiſcht fich: mit dem Zuſammen⸗ 
kommen, das in der Abſicht, miteinander und durcheinander Geſchäfte | 
zu machen, geſchieht. 

Selten ſind ſolche Haufen zu . Wollen und Handeln, 
nach außen hin, vorbereitet und geneigt. Die ſich aus freien Stücken 
zu gemeinſamer Arbeit Verſammelnden haben dieſen Willen allerdings, 


ſofern ſie von einer Vorſtellung ihres Gegenſtandes und Zweckes er⸗ 


füllt ſind; darum die Arbeiter einer Fabrik nur, wenn es ſich etwa um 
eine genoſſenſchaftliche Werkſtätte handelt. So verſammeln ſich auch 
die Bürger einer Stadt, um bei einer Feuersbrunſt helfend zuſammen⸗ 
zuwirken; die Küſtenanwohner, um eine gefährdete Stelle des Deiches 
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vor der Sturmflut zu ſchützen. — Die Haufen, die zum Tauſchen 
und Geſchäftemachen ſich verſammeln, ſtreben in der Regel vielmehr 


auseinander und widereinander. Sie laufen um die Wette, ſie 
machen einander „Konkurrenz“. Aber ſie haben gemeinſame Gegner. 
Die Käufer ſind Gegner der Verkäufer und umgekehrt. Die ge⸗ 


meinſamen Belange („Intereſſen“) erzeugen gleiche und gemeinſame 
Wünſche, die gemeinſamen Wünſche gemeinſames und einheitliches 
Wollen. So können auf jedem Markte die Tauſchbegehrenden ſich 


verſammeln und vereinigen, um mit vereinten Kräften beſſer zu er⸗ 
reichen, was jeder für ſich erſtrebt: die möglichſt günſtige Verwertung 
ſeines Gutes (oder des Geldes). Verſammlung der Perſonen iſt 


das einfachſte Mittel, um eine ausdrückliche Verabredung zu treffen 


oder in ſtillſchweigender einig zu ſein; aber, ſo wenig wie die Bildung 
Lines Vereins, iſt fie notwendig, ſobald man ſchriftlich oder durch 
Apparat in die Ferne ſprechen und ſich verabreden kann. Ferner 
können die Einmütigen durch einen oder mehrere Vertreter oder 
Sprecher ihre Willensmeinung mitteilen oder ſonſt zur Geltung 


bringen. Die elementare Verſammlung bleibt dem Ausdruck ſtarker 
Gefühle und darin beruhenden Entſchluſſes vorbehalten. So als 
plötzliche, wenn auch verabredete Arbeitniederlegung oder doch Lohn⸗ 


bewegung als Forderung höherer Löhne; ſo als Demonſtration und 
Proteſt gegen Teuerung überhaupt, oder gegen Verteuerung eines 


Bedarfsgegenſtands, zum Beiſpiel des Bieres; wenn auch „Zuſammen⸗ 
rottungen“ dieſer Art, da ſie an die Behörden ſich wenden, ſchon ins 


= politiſche Gebiet übergehen. 


. Der Unterichted zwiſchen einer bloß gemeinsamen und gleichen 
Handlung und einer einheitlich beſtimmten tritt auf dem Markte 
deutlich zutage, wenn mit den bezeichneten Tätigkeiten der Andrang 
verglichen wird, in dem alle kaufen oder verkaufen wollen, zumal 
wenn dies unter dem Einfluſſe ſtarker Gefühle, z. B. der Furcht 


geſchieht. In dieſem Sinn wird der allgemeine Wille zum Verkauf 


einer „Panik“ zugeſchrieben. Treffend nennt E. Gothein! dieſe Art 


„ Maſſenerſcheinung“ zugleich ausgeſprochen individualiſtiſch; die Maſſe 


ſei zu gleicher Zeit das Subjekt und ein Objekt der Furcht und | 
Flucht: „die Maſſe zerfällt, fie zerſtiebt in ihre Atome; und troß 
dem wirkt ſie als Maſſe, ſei es, daß durch die Zuſammendrängung 


die Angſt N iet es, daß fie erſt aufs höchſte 1 


1 Vortrag „Soziologie der Panik“, in Verhandlungen des erſten De 
Soziologentages, S. 216 fr 
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die Anſteckungskraft der Maſſe, die unbewußte Nachahmung, das | 


| Vereinigungen ſei freilich die des 


‚Einfühlen‘ geſteigert wird.“ Und von der wirtſchaftlichen Panik 
heißt es in der geiſtreichen Rede: 2 lockerſte aller wirtſchaftlichen 
Marktes, zumal die des Effekten⸗ 


marktes; aber in Zeiten der Hauſſe könne fie doch zu einer kompakten 5 
Maſſe werden; „der Tanz ums goldene Kalb drängt dann die geſtaltloſe 
Menge zuſammenz; es iſt zwar keine Verbindung, aber eine Anhäufung, 


die wie eine Einheit wirkt. Um ſo leichter und heftiger ſtiebt ſie in 
der Panik auseinander. Auf einmal treten alle Kennzeichen einer 
mißtrauiſch individualiſtiſchen Wirtſchaft wieder ein“ uſw. (S. 236 f.). 
B. Zu politiſchen Zwecken verſammelt ſich eine Menge, wenn 
es gilt, einen gemeinſamen Feind abzuwehren oder ihn anzugreifen. 


Viele verſchiedene Mengen können zu dieſem Behuf zuſammenkommen 


und zuſammenwirken. Das iſt eine rohe urſprüngliche Art des Heer⸗ 
weſens. Ebenſo urſprünglich iſt die Verſammlung wehrhafter Männer 
— zuweilen auch der Frauen — zur Beratung der Angelegenheiten 


ihrer Gemeinde — Urform geordneter und regelmäßiger politiſcher Ver⸗ 


ſammlungen. Dieſe Urform bildet ſich immer neu, wenn eine Er⸗ 
regung der Gemüter ſich weithin verbreitet. Die Menge ſtrömt zus 
ſammen, um zu ſehen, zu hören, zu jubeln, zu klagen, zu ſtören und 
zu zerſtören. In der Erregung faſſen die Verſammelten auch plötz⸗ 
liche, raſche Entſchlüſſe. Zuweilen geht man unmittelbar zu gemein⸗ 
ſamem Handeln über. Oft freilich iſt es das Handeln weniger 
einzelner, das der Menge zugeſchrieben, wofür fie verantwortlich ge⸗ 
macht wird, zum Beiſpiel Steinwürfe, Schüſſe, aufrühreriſche Rufe. 

Aber ſie kann wirklich als Menge Taten von großer politiſcher 
Tragweite begehen. Eine ſolche Tat war etwa der Sturm auf die 


Braſtille 1789. Paris war, wie Le Blanc ſchildert, im Fieber. „Die 


Menge war zahllos, in znüberwindlicher Erregung. Der Kreuzweg, 
die umgebenden Straßen, die Höfe, die an die Kaſernen ſtießen, die 
Vorſtadt St. Antoine ſtrotzten von bewaffneten Männern. Tauſende 
von Stimmen ließen durch den Lärm der Flintenſchüſſe hindurch den 
gebietenden Ruf zum Himmel ſteigen: ‚Wir wollen die Baftille‘“ 


( Reévol. fr. II, 380). „Es gab keinen allgemeinen Angriffsplan, 


keine Leitung. Nur die franzöſiſchen Garden beobachteten einige 
Diſziplin; die Menge folgte nur den Eingebungen ihres Mutes“ 
(ib. 386). Die Baſtille ergab ſich, ohne eigentlich angegriffen zu 
ſein. „Die Garniſon, die ſich allzu ſicher fühlte, hatte nicht mehr 
das Herz, auf lebende Körper zu zielen, und auf der anderen Seite 
war iu nl durch den Anblick er u Volksmenge 
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* (Tanne, La Rörol. I, 57) — Anders iſt es, wenn ernſte Männer, 
5 vielleicht Greiſe, „zuſammentreten“, um über öffentliche Angelegen⸗ 


heiten, Gefahren und Notſtänds Rates zu pflegen. Auch dies kann 


ganz „ſpontan“ erfolgen: wenn viele ſich bewogen fühlen, an einen 


wird aber auch ſonſt — durch Beſonnenheit und Bedächtigkeit, alſo 


leihen den frommen Gefühlen, die jeden erfüllen, verſtärkten und höheren 3 


In jedem Falle gehen von einem ſolchen „Komitee“ oft bedeutſame 


und folgenreiche Entſchließungen und Momente der Herrſchaft aus, 
zumal wenn es zu einem Vereine fd erweitert und verdichtet, 
| wie etwa der Klub der Jakobiner. N 
C. Zu geiſtigen und ſittlichen Zwecken verſammelt ſich eine 
| ende mannigfach. Der Gottesdienſt und das damit ſo ſtark 
zuſammenhängende Feſt gibt den häufigſten, leichteſten Anlaß. Ge⸗ 


meinſame Andacht, gemeinſames Opfer, gemeinſame Prozeſſionen 


Ausdruck. Das iſt die Feſtſtimmung, durch die män ſich gehoben 


fühlt. Neugierde, Schauluſt und das Verlangen, an einem Ohren⸗ 
| ſchmaus ſich zu ergötzen, haben ihren Anteil daran; aber auch die · 
Gelegenheiten zu gemeinſamen Mahlzeiten und Trinkgelagen ſind 


der Menge hochwillkommen, und in der Luſt daran begegnen ſich, 


wenn auch mit gröberem oder feinerem Geſchmack, Hohe und Geringe. 
| Auch wirtſchaftliche Zuſammenkünfte, wie Jahrmärkte und Meſſen, 
bieten dieſe Gelegenheiten und berühren ſich auch ſonſt, wie bekannt, 


mit gottesdienſtlichen Zuſammenkünften nahe. Ja, eine entfernte 


- 


Verwandtſchaft mit ſolchen hat auch die Art, wie — zumeiſt gleich⸗ 
geſinnte und ſonſt einander nahe ſtehende — Bürger im Wirtshauſe, 
am Stammtiſch, ſich verſammeln. Gemeinſames Wollen und Handeln 


erfolgt bei religiöſen und verwandten Feſten ohne beſondere Ent⸗ 


dienſtliche Verſammlung in eine politiſche ſich verwandelt und als 


\ 
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5 Ort zu gehen, wo ſie vermuten, andere, Gleichgeſinnte, Standesgenoſſen 5 
zu treffen; freilich wird das ſchwerlich eine große Menge ſein, ſie 


durch Scheu vor übereiltem Handeln — von der zuſammengelaufenen a 
Menge ſich unterſcheiden. Größere und gemiſchte Verſammlungen 
dieſer Art werden ihr wieder ähnlicher ſein, zumal wenn ſtürmiſche 
Jugend darin überwiegt und Gelegenheit, Notſtand, allgemeine un⸗ 
ruhe die Leidenſchaften entzündet, dem Ehrgeiz weiten Spielraum läßt. 


ſchließungen, die vorausgingen, vielmehr, wie von ſelbſt verſtändlich, | 
meiſtens gemäß alter Sitte oder doch nach vorher getroffener, prieſter⸗ 
licher oder ſonſt autoritativer Regelung, in ſtrengen Formen. Nicht 
Aaausgeſchloſſen, ja nicht unwahrſcheinlich iſt indeſſen, daß eine gottes⸗ 


ſolche ſich betätigt. Ein berühmter Vorgang dieſer Art war der 
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Proteſt der ſchottiſchen Kalviniſten gegen das engliſche „Allgemeine 
Gebetbuch“ und die biſchöfliche Kirchenverfaſſung, im Juli 1637. Im 
Dom zu Edinburgh wurde er laut. Die verſammelte Gemeinde er⸗ 

hob ſich zum raſenden Tumult: Frauen nahmen ſtarken Anteil daran, 


eine von ihnen warf einen Stuhl nach dem Biſchof, der dieſen 


zwar verfehlte, aber den Dekan nötigte, die Kanzel zu räumen. Das 
Leben des Biſchofs wurde durch Steinwürfe gefährdet, die noch am 
Nachmittage den Wagen verfolgten, der ihn in feine Wohnung brachte 
. Gardiner, The fall of the monarchy f Charles I. I, 110). 
Auch nur geſellige „Zuſammenkünfte“ im Kaffeehaus, im Klub oder 
in der Schenke können beſtimmtere geiſtige, können auch politiſche 
und wirtſchaftliche Bedeutung erlangen, san in leicht erxenbazen 
Mengen und in erregten Zeiten. 


Daß Menſchen verſammelt werden, das iſt daß ſie zuſammen⸗ 
kommen, einer Einladung, Berufung oder einem Geheiße folgend, 
iſt eine häufigere und im allgemeinen wichtigere Erſcheinung, als 


* daß ſie von ſelber ſich verſammeln. Die genannten drei Arten der 5 | 
Veranlaſſung weiſen eine offenbare Steigerung der Nötigung auf. 


Der Einladung zu folgen, „hat man nicht nötig“; die Berufung 


wendet ſich an die Einſicht und das Wiſſen um Weſen und Zweck 


der Verſammlung, oder auch an das Pflichtgefühl, wie die Einladung 
an Freundſchaft, Geſelligkeitsſinn, Eitelkeit, Neugier, eigenes Intereſſe; 


das Geheiß an Pflichtbewußtſein und Gewohnheit des Gehorſams, 
daher auch an Ausſicht auf Lohn und Strafe. * der 
Beweggründe iſt aber faſt die Regel. 


Die Verſchiedenheit der Zwecke, wie bei Selbſtverſammlungen, 


| nur daß hier die wirtſchaftlichen zu allgemeinen ſozialen ſich erweitern. 
Eine „geladene Geſellſchaft“ hat in der Regel nur ſolche allgemeine 


ſoziale Zwecke: gemeinſames Eſſen und Trinken, Plaudern, Tanzen 


und andere „Unterhaltung“; aber ſie kann auch politiſche Bedeutung 
erlangen, wie der franzöſiſche „Salon“ oder feierliche Diners, die 


von amtlichen oder ſonſt wichtigen Perſonen „gegeben“ werden, geiſtig⸗ 


lliterariſche Bedeutung wie die ‚äfthetifchen Tees“. Nicht weſentlich 
anders iſt es, wenn zu wirtſchaftlichen und den manigfachen anderen 
ſozialen Zwecken, die Menſchengruppen gemeinſam find, auch wiſſen⸗ ni 
ſchaftliche und künſtleriſche Verſammlungen anberaumt werden. Eine 
viel höhere Bedeutung hat die Berufung eigentlicher politiſcher Ver⸗ 
1 3 zur l ſolcher, die . Funktionen der. Herrſ Haft, 
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ausüben. Verwandter Art ſind alle Vereinsverſammlungen, die in 


bezug auf ihren Verein die gleichen Befugniſſe haben wie eine geſetz⸗ 


gebende Körperſchaft für den Staat. Alle ſolche Verſammlungen 
ſind beſtimmt, gleich einem einzelnen Menſchen mit ſich zu Rate zu 
gehen und Beſchlüſſe zu faſſen. Geheiß, das ſich zum Befehl der⸗ 
härtet, ruft ſeiner Natur gemäß Verſammlungen Abhängiger ein, | 


zum Beiſpiel der Heerespflichtigen, die dem Geheiß des oberſten 


Kriegsherrn oder eines von ihm betrauten Befehlshabers Folge leiſten. 
Oft wird ein göttliches Geheiß vorgeſtellt als das, was dem Befehl 


eines Menſchen ſeine Kraft und Gewähr verleiht. Aber auch Selbſt⸗ 
verſammlungen haben ohne bewußte Abſicht ſich oft ſolche religiöfe 


Weihe gegeben und dadurch ihren politiſchen Zwecken ein Kleid an: 
gezogen, das ſie ſelber erwärmte und zugleich dieſen Abſichten nach 
außen hin Schimmer und Schutz verlieh. Selbſtverſammlungen, zu: 
mal ſolche der „Menge“, find es, die als Volksverſammlungen, ebenſſo 
wie die Verſammlungen politiſcher Vereine, insbeſondere geheimer 
Geſellſchaften, oft die Beſorgniſſe der Staatslenker wach gerufen und 
wach erhalten haben; ſie gelten nicht ohne Grund als gefährlich, 
weil zumeiſt aus glimmenden Unzufriedenheiten hervorgehend und 


oft in aufrühreriſche Bewegungen übergehend. Der Übergang zu 
Handlungen und tätlichen Angriffen wird um ſo eher vermutet, wenn 


die Verſammlungen im Freien ſtattfinden, wo der Anhäufung von 5 


Maſſen keine Grenze geſetzt iſt und die Stimmungen um ſo leichter 
ſich entzünden, je näher die Gegenſtände für Angriffe liegen; wird⸗ 


auch in geſchloſſenen Verſammlungen eher von Waffentragenden als | 
von Unbewaffneten gefürchtet. Zuſammenberufene Verſammlungen mit 


politiſchen Zwecken werden in der Regel mehr geordnet ſein als bloße 
„Zuſammenrottungen“ zu gleichen Zwecken. Sonderbar, und doch nicht 
ohne Sinn und Grund, tft es, wenn Le Bon die Menge ſchlechthin 
als „konſervativ“ charakteriſiert, während fie in der Regel, zumal die 
großſtädtiſche, ob in Selbſtverſammlung oder een 


Gebotene Verſammlungen — um ihnen dieſen allgemeinen Namen 


zu geben — unterſcheiden ſich von Selbſtverſammlungen in der Regel 
durch Form und Ordnung, die ſie ſich geben oder die ihnen gegeben 
wird. Sie pflegen nicht jedem offen zu ſtehen, auch nicht durch bloß 
äußere Merkmale, die etwa geſetzliche Beſchränkungen find, ſich un 
begrenzen. Indeſſen gibt es Versammlungen, die in dieſer Hinſicht 


den Selbſtverſammlungen ſehr ähnlich find. Anderſeits können auch 


“ 
0 


erſammlung, 
als radikal gilt: ſtürmiſch und unbeſonnen Neuerungen verlangend. 
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Selbſtverſammlungen ſich eine beſtimmte Form und Ordnung geben. 
Ein Merkmal, das ſich oft an Selbſtverſammlungen hängt, iſt, daß 
ſie unter freien Himmel „tagen“, ebenſo bezeichnet es die gebotene 
Verſammlung zumeiſt, daß ſie in geſchloſſenem Raume ihre Beratungen 
hält. Denn die Beratung iſt ebenſo für dieſe, wenn ſie über die 
bloße Geſelligkeit ſich erhebt, nächfter. Lebenszweck, wie die Selbſt⸗ 
verſammlung zumeiſt „unberaten“ iſt und einem dunklen Drange 
folgt oder unter dem Einfluſſe einer einzigen oder mehrerer führender 
Perſonen handelt. Ein verſammeltes Heer — in der Regel wie be⸗ 
merkt, durch Befehle verſammelt — fällt aus dem Begriff einer 
Verſammlung heraus, ſofern zu dieſem das Merkmal gehört, daß ſie 
im Raum eine Art von Einheit bildet; dies kann nur von kleinen 


Heereskörpern gelten. In alten Zeiten war bekanntlich die Heeres⸗ 


verſammlung auch die — mehr oder minder zu Entſcheidungen be⸗ 
rechtigte — Volksverſammlung. Ein modernes Heer iſt gleich einer 
(oder Teiles der) zerſtreuten Volksmenge, aber einer gegliederten und 
geordneten, für den beſtimmten Zweck des Kampfes ö 
und geübten Menge (exercitus). 

Jede Verſammlung wird mehr oder minder durch Denken, | 
Wollen und Handeln einem einzigen Menſchen ähnlich. Aber wie 
ein Menſch, je mannigfacher ſeine Angelegenheiten, Beſtrebungen, 
Gedanken, um ſo mehr von Leidenſchaften zerriſſen wird, ſo iſt auch 
eine Verſammlung, je größer und aus je verſchiedeneren Teilen zu: 
ſammengeſetzt, um ſo wahrſcheinlicher von Gegenſätzen erfüllt, die 
ſich heftig bekämpfen und um die Herrſchaft miteinander ringen. 
Und wie der Menſch, je mehr er der Vernunft teilhaftig iſt, um ſo 
mehr ſich ſelbſt zu beherrſchen befliſſen iſt, ſeinem Streben Maß und 
Ziel ſetzt und feine Denkweiſe wie Lebensweiſe einer Regel, einem 
Geſetz unterwirft; ſo auch eine Verſammlung, die ſich eine Geſchäfts⸗ 
ordnung gibt und ein Präſidium einſetzt, um nach dieſer Ordnung 
zu verfahren, Streit zu ſchlichten, Unruhen zu dämpfen. Nichts⸗ 
deſtoweniger verlaufen Verſammlungen oft wild und ſtürmiſch, ja 
tobend, ſei es, weil die geſetzte Ordnung ungenügend oder weil der 
Vorſitzende zu ſchwach iſt an Einſicht oder Willenskraft, oder weil 
ihre Parteien zu ſtark wider einander erregt ſind und zu feindſelige 
Geſinnungen hegen. Wie auch die Wogen der Einzelſeele oft genug 
hoch gehen und den Nachen der Vernunft auf den Strand ſetzen. 

Was man dem Haufen, der großen Menge zum Vorwurf macht, 
daß ſie wild und ungeſtüm, geſetzlos und oft geſetzwidrig verfährt, 
daß in ihr das Unterbewußte vorherrſcht, daß ſie impulſiv und 
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wankelmütig, leicht beeinflußbar, unbeſonnen ihren Phantaſien | 
und Affekten preisgegeben erſcheint, alſo zu Ausſchreitungen und 
1 gewaltſamen Taten geneigter iſt, als vielleicht irgendein einzelner in 
ihr für ſich allein wäre — das iſt eine Tatſache von ganz anderer 
Art. Ein ſolcher, zumeiſt in Selbſtverſammlung wirkender Haufe 
wird dadurch ſchrecklich, daß. er einig iſt, daß ein Gefühl, eine 


Stimmung, ein Wille, insbeſondere Unwille und Wille der Zerſtörung, 


in ihm mächtig waltet. Hingegen eine ſonſt geordnete Verſammlung, 
die in Ruhe beraten und Beſchlüſſe faſſen will oder ſoll, iſt gerade 
dadurch in wüſtem Aufruhr, daß fie nicht mit ſich einig iſt, daß 
ſie als ganze ihre Teile nicht zu meiſtern vermag. Gruppen in ihr 
pflegen einig zu ſein als Kampfgenoſſen und Verſchworene, ſie greifen 


andere Teile mit Vorwürfen und Drohungen an, dieſe wehren ſich 


mit gleichen Waffen, die Verſammlung wird ein Kriegsſchauplatz. 


In der Regel treten die Gegenſätze greller und ſchärfer hervor, die 
auch ſonſt vorhanden ſind, zum Beiſpiel Gegenſätze der Intereſſen 


und Geſinnungen, die in Rivalität und feindſeligen Verhältniſſen 


einer gemeinſamen Berf Sand durch Ei Anwälte und N 


vertreten werden. — 


Die Eigenſchaften, die von Le Bon und anderen Schriftſtellern 


unter denen durch geiſtreiche Kritikloſigkeit der Italiener Sighele 
hervorragt) der Menge ſchlechthin zugeſchrieben und auf eine dunkle 


Qualität der Mengenhaftigkeit zurückgeführt werden, rühren zum 


guten Teile aus verallgemeinerter Beobachtung der zuf ammengefojarten 


| ganzer geſellſchaftlicher Klaſſen ihre Urſachen haben, wenn dieſe in 


Selbſtverſammlung her; dieſe aber bildet ſich regelmäßig zum größten | 


Teile aus unreifen Jünglingen („Halbſtarken“) und anderen abenteuer: 


luſtigen, oft hungrigen und unbeſchäftigten, ohne ihre Schuld arbeits⸗ 
loſen, aber auch arbeitsſcheuen Elementen, denen ſich gern rohe 


Frauenzimmer zugeſellen, nicht wenige Aufgeregte werden überdies 


moch vorher „ich Mut getrunken“ haben, kurz, es iſt nicht ſelten, um 
nicht zu ſagen: in der Regel, die Hefe des Volkes, die in dieſer Weiſe 


ſich verſammelt, und. gar zumeiſt großſtädtiſchen Volkes, in dem ver⸗ 
kommene und verbrecheriſche Beſtandteile ſtark vertreten zu ſein pflegen: 


dieſe Hefen und Haufen ſind es eben, die als Pöbel allzu bekannt ſind 


‚und ſich immer neu bekannt machen; das engliſche Wort rabble erinnert 


an das ungeordnete Durcheinanderreden als charakteriſtiſches Merkmal 


ſolchen Haufens. Anderſeits kommen aber auch in Weltſtädten nicht 


ſelten Aufzüge und Demonſtrationen durchaus ruhiger und beſ onnener & 
Leute, zumeiſt ernſthafter Arbeiter vor, die ſich verſammelt haben — in 


| 
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der Regel freilich nach vorheriger Verabredung oder auf ergangenen 
Ruf — um der Behörde oder um ihren wohlhabenden und reichen 
Mitbürgern ein Bild von ihrer Lage und eine Vorſtellung ihrer 


Wünſche mitzuteilen; die Familienväter, von berechtigten Sorgen 


erfüllt, ſind in einer ſolchen „Menge“ naturgemäß zahlreich. Freilich 
kann auch in dieſe eine leidenſchaftliche aufrühreriſche Stimmung kommen, 
wenn etwa Polizei oder Militär es für geboten hält, Schüſſe abzugeben 


oder ſonſt mit Gewalt einer geſetzlichen „Demonſtration“ entgegen⸗ 
zutreten; aber auch durch leidenſchaftliche Anſprachen kann eine ſolche 


Menge „wild gemacht“ werden. 


Drei Wahrheiten bleiben von jeder großen Ansammlung von 


Menſchen, ob ſie ungeordnet wirkſam oder als geokdnete Verſamm⸗ 


lung ſich Beratungen hingibt, gültig: 1. daß ſich leidenſchaftliche 


Stimmungen leicht fortpflanzen, daß ſtarke Affekte gleichſam anſteckend 
wirken von Perſon zu Perſon, und daß mancher Widerſpruch, der in 
kleinem Kreiſe laut werden würde, im großen verſtummt, ſchon weil 
ſtärkerer Mut, größeres Selbſtvertrauen dazu gehört, gegen eine Maſſe 
als gegen wenige Einzelne Widerſtand zu leiſten; 2. daß in einer 
zuſammen ſeienden und zuſammendenkenden Menge die durchſchnitt⸗ 
liche Beſchaffenheit dieſer Menge! ſich e bemerkbar macht 


1 Dieſer Auffaffung ſteht die Behauptung b der Punkt, auf den 


eine große Anzal von Individuen ſich vereinige, müſſe ſehr nahe an dem Niveau 


des Tiefſtſtehenden unter ihnen liegen: weil jeder Hochſtehende hinabſteigen, aber 


nicht jeder Tiefſtehende hinaufſteigen könne, ſo daß dieſer den Punkt angebe, auf 
dem beide ſich zuſammenfinden können; was allen gemeinſam, könne nur der 


| Bei des am wenigſten Beſitzenden fein. Insbeſondere ſei ein Zuſammen⸗ 


handeln nur durch dieſes Hinabſteigen des Höheren auf das Niveau des 


Tieferen möglich (Simmel, Soziologie, S. 550). Zur Verſtärkung dieſer Ab⸗ 
leitung werden Ausſprüche, wie der des Solon, der von den Athenern geſagt 


hat, jeder Einzelne fei ein ſchlauer Fuchs, aber auf der Puyx ſeien fie eine Herde 
Schafe, oder der Schillerſche Spruch herangezogen: „Jeder, ſiehſt du ihn einzeln, 
iſt leidlich klug und verſtändig. Sind ſie in corpore, gleich wird dir ein 
Dummkopf daraus.“ Nun wird ja der Weiſere, aber auch wer ſich nur weiſer 
dünkt, immer ſagen, Verſtand ſei ſtets bei Wenigen nur geweſen, oft auch meinen, 
daß er ganz allein die Einſicht habe, wenn nämlich ſeine Anſicht und ſein 
Wünſchen von dem der Mehrheit oder gar aller Übrigen verſchieden iſt. Aber 


. die Verallgemeinerung, jeder Hochſtehende könne hinab⸗, aber nicht jeder Tief⸗ 
ſtehende hinaufſteigen, würde, auch wenn ſie richtig wäre, nichts beweiſen. Wenn 


nicht jeder, ſo können doch vielleicht viele Tiefſtehende ſich erheben, und wenn 


jeder Huchftehende hinabſteigen kann, jo folgt daraus nicht, daß er es will. Wenn 


Höhere und Tiefere zuſammenkommen wollen, ſo iſt doch das Einfachſte, daß 


A 


jene hinab⸗, dieſe hinaufſteigen und daß fie in der Mitte ſich begegnen; warum 


aber nicht jeder Tiefſtehende ieee . iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, 
2 
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fein pflegt, und weil ſie die Minderheit der Unterdurchſchnittlichen 


(an Verſtand, Beſonnenheit, Gewiſſenhaftigkeit) leicht an ſich zieht 
und mit ſich fortreißt, während die Minderheit der Überdurchſchnitt⸗ 


lichen bald erkennen muß, daß ihre Anſtrengungen, dagegen auf⸗ 


zukommen, vergeblich ſind. Am deutlichſten tritt dies naturgemäß 
zutage, wenn zu Abſtimmungen geſchritten wird. 3. Jede Arbeit oder 
Tätigkeit wird durch das Zuſammenwirken mit anderen — die 


Kooperation — ebenſo wie mechaniſch in der Regel, jo auch pſychiſch 
erleichtert. Im allgemeinen um ſo mehr, je größer die Zahl der 
Helfer. Das gilt beſonders auch von dem Entſchluß und der 
etwa dazu erfokderlichen Selbſtüberwindung. Auch ohne Worte 
feuern jeden die Genoſſen an, die Bürde der Verantwortung wird 


und mächtig wird, weil die Mehrheit dieſem Durchſchnitt habs u 
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gleichſam mechaniſch geteilt. Der Vorſatz, einem verhaßten Gegner 


die Fenſter einzuwerfen, wird in der Seele eines vereinzelten Mannes 


nicht leicht ſich befeſtigen, er wird beſchleunigt, wenm nicht bedingt 


durch die Gewißheit zahlreicher Mittäter, eine Gewißheit, die aus 
deren Gegenwart und gleicher Gemütsverfaſſung, zumeiſt auch aus 


Reden und Ausrufen, worin dieſe ſich kundgibt, raſch genug hervor⸗ 
ſpringt. Richtig hebt Le Bon hervor, daß das Gefühl der Macht 
in jedem durch die körperliche Nähe der anderen geſteigert wird — wenn 


auch nicht immer zum Gefühl „unüberwindlicher Macht“ — und 


daß dadurch Hemmungen beſeitigt werden, die ſonſt beim | 
Einzelnen ſich geltend machen würden. | 


Eine geordnete Verſammlung gibt ſich einen geltenden Willen 


dadurch, daß ſie vor Entſcheidungen (Ja oder Nein) geſtellt, den u 


übereinſtimmenden Willen ihrer Mehrheit, fei es einfacher Mehrheit 
(wie in der Regel) oder einer Mehrheit von gewiſſer Stärke (zum Bei⸗ 


Wenn er vielleicht zu töricht iſt, um überzeugt zu werden, ſo kann er etwa 


um ſo leichter überredet werden, und wenn die Beredſamkeit des Höheren nicht 
auf ihn wirkt, jo vielleicht deſſen Anſehen, Rang und ſelbſtſicheres Auftreten 
oder die glänzenden und blendenden Erfolge, die ſein Handeln ſchon erzielt hat: 
wirkliche oder ſcheinbare Verdienſte um das Gemeinwohl, und alle Eigenſchaften, 


5 I 


n 


die zuſammen das „Preſtige — ich verſuche das deutſche Wort Machtzauber 


dafür einzuſetzen — einer Perſönlichkeit ausmachen“. 
* Eine Theorie des Machtzaubers. liegt in der (früher ungariſch und eng⸗ 


liſch erſchienenen) Schrift von Ludwig Leopold vor (Preſtige. Ein geſellſchafts⸗ 
pPfſychologiſcher Verſuch. Berlin 1916, Puttkammer & Mühlbrecht, 431 S.): es 
wäre leicht, aus dem recht interefjanten Buche manche Belege zu der hier an⸗ 


gedeuteten Frage des Einfluſſes Einzelner auf die Menge zu ſchöpfen. 
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ſpiel zwei ln ihrer er amd en Mitglieder) als ihren Willen 11 5 
ſtellen will; und dies zu wollen, müſſen alle einig fein; daß dieſe 
Einigkeit ſich ſtillſchweigend herſtellt, ja als von ſelbſt verſtändlich gilt, 
iſt das Ergebnis einer langen Schulung, die das Bewußtſein des 


Mehrheitsprinzips hergeſtellt hat. Oder es wird ihr dieſe Bestimmung 
von einem überlegenen, ſie regelnden Willen gegeben. In einem 
wie im anderen Falle können auch beſondere Beſtimmungen zugunſten 


einer Minderheit, ſei es einer möglichen oder gewiſſer Teile der Ver⸗ = 
ſammlung feſtgeſetzt fein. Auch eine geordnete Verſammlung kann- 
ihrem eigenen Willen oder der ihr auferlegten Beſtimmung gemäß - 


ſich auf Beratungen beſchränken; und wenn ſie eine beſchließende 
Verſammlung iſt, ſo können ihre Beſchlüſſe nur ſie ſelber oder aber, 
eine größere Menge, wie ein ganzes Staatsvolk, binden. (ſ. oben). 


So gut wie niemals bildet ein Volk, eine Nation, ein Staats- 


volk sder auch nur ein Gemeindevolk, als ſolches eine geſetzgebende 
| Verſammlung. Es iſt ſchon durch die zu große Zahl der zu Ver⸗ 
ſammelnden ausgeſchloſſen; überdies können niemals ſämtliche Indi⸗ 
viduen als gleichberechtigte Mitglieder einer Geſamtheit gelten: Kinder, 
Wahn: und Blödſinnige, Strafgefangene (wenigſtens ſo lange als 


fie es find) ſcheiden von ſelber aus; außerdem mit wenigen aller⸗ N 
neueften Ausnahmen (und wenn man von Zeiten primitiver Gynäa 
kokratie abſieht), alſo der weitaus überwiegenden bisherigen Erfahrung 


nach, das weibliche Geſchlecht. Auch die regierenden Volksverſ ammlungen 
der antiken Städte waren nur Verſammlungen der männlichen freien 


Vollbürger. Ihnen ähnlich ſind die noch beſtehenden Landsgemeinden 


der ſchweizeriſchen Kantone Appenzell, Uri, Unterwalden und Glarus: 


Veerſammlungen der Männer, die Beamten ernennen und Geſetze geben. 


Sonſt aber wird das Staatsvolk oder Gemeindevolk „vertreten“ durch 
eine Einzelperſon oder durch eine S mtperſon, eine Verſammlung. 


— 


| ‚ 
j \ 


Beiden kann durch eigenes Recht oder durch übertragenes Recht 5 1 


ö — dann in der Regel durch Wahl — die Vertretung zukommen. 


Auch wenn ein einzelner Menſch, ein Alleinherrſcher, Geſetze 
gibt und ſogar, wenn er durch Erbrecht dazu berufen iſt, ſo muß 
als Normalfall verſtanden werden, daß durch ſeinen Mund und ſeine 
Hand das „Staatsvolk“ ſich ſelber die Geſetze gibt; das Bewußtſein 
— davon pflegt verhüllt zu fein in der Vorſtellung, daß ein Gott durch 
den Herrſcher ſpreche; in Wirklichkeit hat aber der Gott ſeine Macht 


nur durch Glauben und Wollen des Volkes, er wird gedacht alis 
eine Perſönlichkeit, die das wahre Wohl des Volkes kennt und will, 
vielleicht ſogar als dem Volke durch Vertrag zu ſeinen wohltätigen 
1 u „ | a. 2 * 


| 5 5 


Leſſungen verpflichtet; jedenfalls iſt das Verhältnis ER ihm 


Br und dem Volke ein gegenſeitiges; und der Herrſcher, ob ſelber Hohe: 

prieſter oder durch dieſen geweiht und geſalbt, iſt Stellvertreter des 
Zu Gottes. Auch wenn dieſe religiöſe Hülle abgeſtreift wird, ſo bleibt 2 
der Fürſt als der oberſte Diener des Staats und der Staat als De 

2. Gegenftand des Willens eines Staatsvolkes übrig. en 


Freilich find wir an die Meinung gewöhnt, daß in einer „Des⸗ | 
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potie“ oder unter einem abſoluten Herrſcher das Volk — nämlich ö N 
deſſen große Mehrheit, die zugleich die untere Volksmenge bildet - 
unwillig regiert werde und unzufrieden ſei; die Vorſtellungen der 


Tyrannei und des Tyranniſierens haben ſich an den griechiſchen Namen 
des Alleinherrſchers geheftet. In Wahrheit iſt dies ein möglicher, 
leicht ein wahrſcheinlicher und oft ein wirklicher, aber bekanntlich 
keineswegs ein notwendiger Fall. Jeder volksbeliebte („populäre“) 
Herrſcher weiſt ein anderes Beiſpiel auf; und ſelbſt wenn der indi⸗ 
viduelle Träger einer Krone unbeliebt iſt, ſo kann doch die Familie 


E btie D Dynaſtie) in hohem Grade beliebt ſein und ihre Erhaltung 


Gegenſtand allgemeinen Wunſches ſein. Dieſer Wunſch kann ſich auf 
mannigfache Weiſe kundgeben, er kann auch durch ausdrückliche Willens⸗ 


erklärung einer überwiegenden Menge von Untertanen — ſei es daß 


dieſe beſonders angeordnet iſt oder nicht — in. die Erſcheinung treten. 


= Indeſſen es gelten nur diejenigen Verfaſſungen als „freie“ Ver⸗ 


faſſungen, die Länder als freie Länder, in denen eine Verſamm⸗ 
lung herrſcht, und dieſe Verſammlung muß durch freie Wahlen ge⸗ 
wählt ſein, ſo daß durch dieſe Verſammlung „das Volk“ ſich ſelbſt 


zu beherrſchen ſcheint, wenn es nicht ſogar unmittelbar gleich einer > 


Verſammlung es ſelbſt bindende Beſchlüſſe zu faſſen und Geſetze zu 
| geben ſich vorbehält. 
Wie ein einzelner Menſch, ſo une auch mehrere als Träger, | 


. Vertreter und Verkünder eines Geſamtwillens gelten und als ges- E 


ordnete Verſammlung zuſammenwirken, ſei es, daß fie regelmäßig 


ſich ſelbſt verſammeln, oder daß ſie verſammelt werden. Und dieſe Er 


Verſammlung gewinnt durch den Geſamtwillen eine beſondere Weſen⸗ - 


heit, die ihrer jedesmaligen Erſcheinung (der „Seſſion“) überlegen 


liſt und dieſe überdauert. Dieſe Weſenheit — als ſolche ſtellt ſich 
ihr Daſein „im Rechte“ dar — iſt davon abhängig, ob ſie aus 
irgendwelchen Wahlen des geſamten Volkes oder von Volksteilen 
oder aus Ernennungen hervorgeht oder auf Grund erblicher oder 
angeborener Befugniſſe gebildet iſt. In jedem Falle wird die ſo 
ä Körperſchaft als ee Verſammlung einheitlich | 
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wollen und handeln, ſei es, daß alle Mitglieder übereinſtimmen oder 1 


daß ſie — gemäß eigener oder ihr auferlegter Satzung einen ni. 


Teil ihrer ſelbſt als „beſchlußfähig“ gelten läßt; und die Geſamt⸗ N 


heit oder der Teil kann dann wieder darüber einig fein, die ber⸗ 


einſtimmung ihres größeren Teils als Willen der Verſammlung ſelber 


— alſo der Körperſchaft — geltend zu machen und zu verkünden. 

Ganz davon verſchieden iſt die etwanige Einigkeit des Affektes ect 
und der Stimmung, wie fie durch überwältigende und bedeutende 
Ereigniſſe, möglicher Weiſe aber, und im Zuſammenhange damit, | 


auch durch fortreißende Reden in jeder beliebigen Menge, daher auch 
möglicherweiſe in der Verſammlung einer Körperſchaft, entſteht. 


Dieſe verſchiedenen Urſprünge können aber einander begegnen und 


zuſammenwirken, und das Zuſammenwirken kann gleichſam nach 
Verabredung ſich einſtellen. Wenn aber eine ſolche Einmütigkeit mit 


der des zuſammengelaufenen oder auch zuſammenberufenen großen an 
Haufens verglichen wird, jo ſpringen die Unterſchiede wie die Ahnlich! 


keiten in die Augen. Im Haufen wie in der geordneten Verſamm⸗ 


Illung, wenn fie einmütig find, finden wir die Elemente des Unmitteln 


baren, Spontanen, Leidenſchaftlichen vermiſcht mit denen des Mittel⸗ 


baren, Abſichtlichen, ja Berechneten — denn auch der Haufen hat 
ſeine Drahtzieher — aber in der Regel werden beim Haufen jene 


Elemente, bei der geordneten Verſammlung dieſe weit überwiegen, | 
obſchon auch in dieſer eine ganz natürliche Einmütigkeit vorlommt. - . 
Dort wird dieſe leicht vorhanden und häufig ſein, hier nur durch 5 E N 


ungewöhnliche Urſachen herſtellbar und ſelten. 


Eine Verſammlung wie ein Einzelner kann gedacht werden als N 


„Vertreter“ (Repräſentant, Mandatar) einer größeren Menge, daher 
auch eines Volkes, alſo des Staatsvolkes oder Gemeindevolkes uſw., 


und dieſe „Volksvertretung“, beſonders die ſtaatliche, erfüllt wie | Bu u 


bekannt die Annalen der neueren Jahrhunderte. Es iſt mehr und. 


mehr ein feſter Beſtandteil der öffentlichen Meinung geworden, ; 


1. daß die Volksvertretung den wirklichen Willen des Volkes aus⸗ 


drücken müſſe, daß durch ſie das Volk ſich ſelber Geſetze geben und a: 
ſich ſelber beherrſchen ſolle; 2. daß dies nur dann geſchehe, wenn 


ſie auf breiteſter Baſis, nach möglichſt freiem, möglichſt allgemeinem 
und möglichſt geheimem Wahlrecht gewählt werde. 


Bei einem geordneten Wahlverfahren dieſer Art wirkt die Menge „ 
nicht als ſolche, wie ſie es etwa in einer Verſammlung tut, die ih 


ihren Vorſitzenden erwählt; ſondern die Einzelnen wählen, jeder für 
ſich. Durch BEN N wird IR Sans des einzelnen 3 


EN x 
„ \ 


> 


mannigfache Weiſe geſchieht, am ſchärfſten durch organiſierte Parteien 


n und deren Behörden, die den oder die nach ihrem Wunſch und Willen 
zu WMählenden beſtimmen und den Angehörigen der Partei zur 
» Pflicht machen, dieſen Weiſungen gemäß die Wahlhandlungen zu 
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9 Wählers vollkommen, wie ſie auch ſinnlich durch einen gefehloffenen 1 
Raum, in den er geführt wird, ſich abbildet. Bei ſo iſolierten 
Handlungen tritt die Gleichheit und Gemeinſamkeit von Meinungen, 
Geſinnungen, Wünſchen nicht unmittelbar, nicht wie von ſelber zu⸗ 
tage. Sie muß planmäßig vorbereitet, bewirkt werden, was auf 


vollziehen. Es entwickeln ſich die Parteizentren als beſondere Be⸗ | 


wohnheitsmäßig folgfam, den Gang zur Wahlurne antritt und von 


zwiſchen den Parteien, die ſtark genug ſind, elne Liſte aufzuſtellſn; 


Wenn nun die Freiheit der Wähler auf die Freiheit, ſich für eine 


pbhoörden, deren Führer ſich ſelbſt ernennen oder von einem engen 
Anhängerkreis gewählt werden, während die große Menge aus freien 
Stücken, ſei es aus Überzeugung von der Richtigkeit der Prinzipien 
oder von der Nützlichkeit der Partei für ihre Intereſſen und durch 
den Sieg zu erwartenden Lohn, oder durch unmittelbare gröbere 
Mittel der Überredung und Beſtechung gewonnen, oder endlich ge⸗ 


ihrem Bürgerrecht Gebrauch macht. Im günſtigſten Falle iſt es 
das Vertrauen, das in eine Partei ſtatt in eine oder mehrere 
zu wählende Perſonen geſetzt wird, wie ja auch das Vertrauen, das 
einem Richter, einem Rechtsanwalt oder Arzt geſchenkt wird, ſehr = 
oft nicht der Perſon, ſondern dem Beruf oder Gewerbe gilt, höch?! 
ſtiſtens etwa durch den perſönlichen Ruf erhöht werdend. Ein bloßes 
Parteizentrum iſt auch, worauf der Wähler durch das Syſtem der 
Liſtenwahl gedrängt wird, und in Wirklichkeit hat er nur die Wahl 


ö | ob er (oder gar fie!) ſonſt das Weſen dieſer Parteien kenne oder nicht. N j 


Partei zu entſcheiden, eingeſchränkt wird, fo iſt um fo, mehr für das 


0 Ziel, die Einheit eines Volkswillens i in die Erſcheinung treten zu laſſen, 


. die Freiheit der Mitglieder einer geſetzgebenden Körperſchaft, zumal 


wenn dieſe berufen iſt, die höchſte Gewalt des Staates in ſich dar⸗ 
zuſtellen, von der größten Bedeutung. Der Anſicht, daß es das not⸗ 


wendige und natürliche Recht des Volksvertreters ſei, nach ſeiner Übere 


zu reden, ſteht die Anſicht gegenüber, es ſei ſeine „Pflicht“, dem ihm 


erteilten Auftrag gemäß ſich zu verhalten, und dieſe Behauptung 


zeugung zu ſtimmen und, wenn ihm das Wort gegeben wird, auch u 


kann wiederum zwiefachen Sinn haben: 1. daß er gemäß der partei⸗ 
genöſſiſchen Mehrheit, der er ſein Mandat verdankt (oder wenn 
dieſe Nee wie bei engeren Wahlen, eine e iſt, gemäß " 


u 2 X“ 
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den ſtärkſten Elementen innerhalb ihrer) reden und ſtimmen müſſe; | 

2. daß er insbeſondere den Beſchlüſſen der „Fraktion“ ſich zu fügen 
und danach ſich zu richten habe, der er — in der Regel gemäß den 
Wünſchen, wenn nicht im Auftrage, jener Mehrheit — ſich an⸗ 
geſchloſſen hat. In dieſem zweifachen Sinne meint der „Volkswille“ 
ſich geltend machen zu ſollen und zu dürfen. Es gilt als Konſequenz 
des demokratiſchen Gedankens, daß die Wählerſchaft (the Electorate) 
einen dauernden und zwar den entſcheidenden Willen hat, daß ſie 
nicht etwa nach geſchehener Wahl zugunſten des Gewählten ab⸗ 
gedankt hat. Es wird ſogar als folgerichtig in Anſpruch genommen, 
daß ſie berechtigt ſein müſſe, ein Mandat zu widerrufen, wenn der 
Mandatar nicht nach ihrer Meinung ſich richtet, wenn alſo ein von 
ihm abgegebenes Votum oder eine von ihm gehaltene Rede ihr miß⸗ 
fällt. Dieſer Verſuch, die Wählerſchaften — denn es ſind ja ſo 
viele, als es Wahlbezirke gibt — als dauernde Träger des Volks⸗ 
willens hinzuſtellen, entſpringt dem ſo auffallend unlogiſchen Durch⸗ 
ſchnittsgeiſte der engliſchen Politiker. Die Wählerſchaft eines Be⸗ 
zirkes wäre danach eine willens⸗ und handlungs fähige Perſon. 
Dieſe Vorſtellung iſt unſinnig, da fie ja außer durch die geſetzlich 
vorausbeſtimmten Wahlhandlungen gar keine Gelegenheit und Fähig⸗ 
keit hat, einen Willen kundzugeben, ſie iſt um ſo ſinnloſer in bezug 
auf engliſche politiſche Verhältniſſe, da bei der Wahl die einfache 
Mehrheit gilt, die oft nur ein Drittel der abgegebenen Stimmen — 


| ganz abgeſehen von den Nichtwählern — bedeutet. Ob der Ab- 


geordnete nach dieſer einfachen Mehrheit, die ihn gewählt hat, oder 
nach der in ihrer Summe viel größeren Mehrheit derer, die ihn nicht 
gewählt haben, alſo ſeine Gegner ſind, ſich richten ſolle, darüber hat 
das engliſche Bewußtſein, von deſſen Höhe und Treffſicherheit immer 
noch ſo ſonderbare Vorſtellungen unter den Deutſchen anzutreffen 
find, noch nicht einmal ſich Klarheit geſchafft, ja die Frage nicht 
einmal aufgeworfen. In Wirklichkeit wird er zumeiſt den Winken 
und Wünſchen derjenigen Parteiführer und Parteigrößen folgen, 
auf deren Beiſtand für ſeine Wiederwahl er ſich angewieſen fühlt. — 
Ein ſittliche Verpflichtung, in gewiſſem Sinne zu ſtimmen oder nicht 
zu ſtimmen, kann daraus erwachſen, daß der Kandidat es ausdrück⸗ 
lich verſprochen hat; ſolche Verſprechungen werden ihm aber nur 
dann nicht zum ſittlichen Vorwurf gereichen, wenn entweder ſein 
Verhalten notwendige Folgerung aus der einmal angenommenen 
Parteiſtellung iſt, oder aber er den Gegenſtand ſo gründlich kennt, 

daß er ſicher iſt, ſeine Anſicht werde nicht durch Gründe, die er als 
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Abgeordneter hören wird, verändert werden. — In England gibt es 


keine geſchriebene Verfaſſung und kein Geſetz über die Aufgaben und 
Pflichten der Members of Parliament. In unſerer ehemaligen 
Reichsverfaſſung beſtimmt Artikel 29, daß die Mitglieder des Reichs⸗ 
tages Vertreter des geſamten Volkes und an Aufträge und In⸗ 
ſtruktionen nicht gebunden ſeien. In der neuen Verfaſſung lautet 
Artikel 21: „Die Abgeordneten ſind Vertreter des ganzen Volkes. 


Sie ſind nur ihrem Gewiſſen unterworfen und an Aufträge nicht 


gebunden.“ Demnach hat im jetzt geltenden deutſchen Staatsrecht der 


Reichstag die höchſte — ſouveräne — Gewalt, wenn auch unter gewiſſen 


Einſchränkungen, die teils im Rechte des Präſidenten, ihn aufzulöſen, 
und die Verkündung eines Geſetzes, wie auch unter Umſtänden die 
Entſcheidung darüber zum Volksentſcheid zu bringen, gelegen ſind, teils 
in ſeiner Pflicht, wenn Zwei⸗Drittel⸗Mehrheit des Reichstags gegen 
den Einſpruch des Reichsrats vorhanden, es in der vom Reichstag 
beſchloſſenen Faſſung zu verkünden oder einen Volksentſcheid anzu⸗ 
ordnen; endlich in der Wahl des Präſidenten durch das Volk. 


6 N 


Daß die unmittelbare Volkswahl — das Plebiszit — und der . 
Volksentſcheid — das Referendum — nicht nur die letzten, ſondern 
als ſolche auch die vollkommenſten Ausdrücke der Volksherrſchaft oder 


der demokratiſchen Staatsform ſind, wird kaum beſtritten, und gelangt 


mehr und mehr zur tatſächlichen Anerkennung im Staatsrechte der⸗ 
jenigen Staaten, die darauf Anſpruch machen, jene Staatsform in 


der reinſten Ausprägung zu verwirklichen. An deren Spitze ſteht 


jetzt das Deutſche Reich und geht über alle bisher verwirklichten 
Geſtaltungen dadurch hinaus, daß es dem weiblichen Geſchlecht die 


völlig gleichen ſtaatsbürgerlichen Rechte verleiht wie den „Herren 


der Schöpfung“. Treffend bemerkte H. Delbrück in ſeinen 1913 ge⸗ 
haltenen, im folgenden Jahre herausgegebenen Vorleſungen (Regierung 
und Volkswille S. 132): „Sieht man in dem Parlament eine Volks⸗ 


vertretung, ſo iſt das Frauenſtimmrecht konſequenterweiſer zuzugeſtehen, 
denn die Frauen gehören ganz gewiß ebenſo zum Volk wie die 
Männer.“ Um ſo mehr iſt die Folgerichtigkeit gegeben, wenn das 


1 Ich bedauere, daß ich dieſe 1914 erſchienene Schrift bei Abfaſſung meiner 
Studie „Der engliſche Staat und der deutſche Staat“ (1917) nicht gekannt habe. 


Ich hatte allerdings von der darin enthaltenen Kritik demokratiſcher Lehr⸗ 
meinungen gehört, vermutete aber nicht Ausführungen darin, die ſich mit meinen 


eigenen über die engliſche Verfaſſung ſo nahe . wie es der Fall fe 


ö — „ 
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Volk ſelber nach Art einer einzigen Verſammlung zur Wahl oder zur 

geſetzgeberiſchen Entſcheidung aufgerufen wird; denn in dieſer' Be⸗ 
tätigung iſt das „Volk“ wirklich nichts als eine große Menge von 
gleichberechtigten Individuen. Und daß es alſo als eine einzige 
Körperſchaft ſich darſtelle, die gleich anderen Körperſchaften nach dem 
Mehrheitsprinzip Beſchlüſſe faßt, iſt wiederum eine notwendige Folge 
aus dem Gedanken, der in den Wahlen von Vertretern einen ge⸗ 
ringeren und mangelhaften Ausdruck längſt zu finden meinte. Delbrück 
wendet ein (S. 29), die Vorſtellung, daß auf dieſem Wege ganz ſicher 
der Volkswille zur Erſcheinung gebracht werde, habe ſich wiederum 
(nämlich ebenſo wie die Volksvertretung) als Illuſion erwieſen. Auch 
bei dem Referendum bleibe ſtets ein ſo großer Teil der Bürger der 
Abſtimmung fern, daß von den 41 Bundesgeſetzentwürfen, die von 1874 
bis 1898 in der Schweiz dem Referendum unterworfen worden ſind, 

kein einziger von der Mehrheit der Wähler angenommen worden iſt“. 
Früher (S. 7 und 26) hat nämlich Delbrück geltend gemacht, daß 

bei Vertreterwahlen erfahrungsmäßig ſehr viele Bürger ſich an den 
Abſtimmungen nicht beteiligen, und daß zum Beiſpiel in Württem⸗ 
berg auch die Hoffnung, durch Verhältniswahlen die ganze Maſſe 
der Bürger an die Wahlurne zu führen, ſich nicht erfüllt habe. Der 
Politiker helfe ſich da mit dem alten Satz Qui tacet consentire 
videtur, aber der Satz genüge hier offenbar nicht. „Denn zuſtimmen 
kann man nur zu einem Beſchluß, den man kennt. Hier muß an⸗ 
genommen werden, nicht ſowohl daß die Nichtwähler zuſtimmen als 
daß fie ſich unterwerfen, was auch immer das Ergebnis der Ab⸗ 
ſtimmung ſei“ (S. 8). Ich bin nicht bereit, anzuerkennen, daß dies 

Bedenken Gewicht habe. Wenn es der Fall wäre, ſo gälte es gegen 
jede Art von Beſchluß eines Kollegiums (eines Vorſtandes, einer 
Verſammlung), an dem berechtigte Mitglieder dieſes Kollegiums nicht 
teilnehmen, ſei es, daß ſie entſchuldigt oder unentſchuldigt fehlen, 
oder daß ſie ſich der Stimme aus irgendwelchem Grunde enthalten. 


Wenn ich von einem Rechte, das mir zuſteht, keinen Gebrauch 


mache, aus Fahrläſſigkeit oder mit Abſicht oder weil ich durch irgend⸗ 
welche Umſtände behindert bin, ſo kann das für mich ſelbſt und für 
andere verhängnisvoll ſein, ja es könnte, wenn ich eine gewichtige 
Perſönlichkeit wäre, auch für eine Körperſchaft, ein Gemeinweſen 
ſchlimme Folgen haben; aber das ſind Folgen menſchlicher Schwach⸗ 
heiten oder Wendungen des Schickſals, nicht anders als wenn durch 
Erkrankung oder Todesfall dem Wirken eines Menſchen ein unver⸗ 
hofftes Ziel geſetzt wird. Vielem Unglück kann eben keine menſch⸗ 


— 


26 | u Ferdinand Tönnies u | [342 


liche Einrichtung wehren. Delbrück macht aber ferner gegen das 
Referendum geltend (S. 30 ff.), es wirke konſervativ. „Das Volk 
wünſcht keine Veränderung, wenn ihm nicht das Übel etwa ſchon 
auf der Haut brennt.“ Es wirkt etwas überraſchend, daß ihm dies 


zum Vorwurf gemacht wird von dem ausgezeichneten Autor, der ſich 


ſelber in dieſer Schrift noch als zur „Reichspartei“ (die ja in Preußen 
die freikonſervative hieß) gehörig bekennt. Die Ausführung läßt 
aber den Vorwurf verſtehen, wenn alsbald behauptet wird, es unter⸗ 
liege gar keiner Frage, daß die Geſetze, „die für unſer Daſein in 
jüngſter Zeit den größten Fortſchritt bedeuten“ — gemeint iſt Sozial⸗ 


politik, Kolonialpolitik und die Kriegsflotte — .. bei einem Referendum 
abgelehnt worden wären (S. 31). Ob dieſe Vermutung für den 
ganzen Komplex zutreffe, mag man billig bezweifeln. Die Erfahrungen 


der Schweiz ſind nicht beweiſend, ebenſowenig die Erfahrungen in 


Auſtralien. Aber geſetzt, dem wäre ſo — was die Kolonialpolitik 


und die Flotte betrifft, fo find wir leider genötigt, über dieſe „Fort⸗ 


ſchritte“ heute anders zu denken, als man es 1914 geneigt war; 
wenn aber ſozialpolitiſche Geſetze etwa erſt nach wiederholter gründ⸗ 
licher Erwägung, nachdem ihr Inhalt und ihre Bedeutung den 
weiteſten Volkskreiſen wirklich bekannt geworden, durchgeſetzt werden, 


ſo wäre zwar die Verzögerung in den meiſten Fällen unmittelbar 
von Übel, aber der Idee des ſozialpolitiſchen Fortſchrittes würde 


ſie vermutlich hilfreich wirken, es wäre eine heftige und wahr⸗ 


ſcheinlich Jahre dauernde Anregung gegeben, mit der Frage ſich zu 


beſchäftigen und die verhängnisvolle Unkenntnis, Urſache zugleich 
und Wirkung der Gleichgültigkeit zu bekämpfen. Der Volksentſcheid 
müßte als ein beinahe zwingendes politiſches Erziehungsmittel wirken; 


vielleicht wirkt er tatſächlich in der Schweiz ſo, obwohl die außer⸗ 


ordentliche Verſchiedenheit der Sprache, Lebensweiſe, des Bildungs⸗ 


ſtandes auf dem kleinen Gebiete ungemein erſchwerend ſich geltend 
machen muß. Delbrück erwähnt die Ablehnung des Kranken⸗ und 


Unfallverſicherungsgeſetzes 1900, das erſt bei erneutem Anlauf 1912, 


und zwar nur mit 287 565 gegen 241 416, durchgebracht wurde. 


Bemerkenswerter ſcheint mir bei Vergleichung, daß die Zahl der 


annehmenden Stimmen 1900 nur 148 022 geweſen war, alſo ſich 

beinahe verdoppelt hatte, während die der ablehnenden damals 

342 114 betrug, alſo um faſt 30% ſich vermindert hat. 
Jedenfalls iſt Delbrücks zweiter Einwand dadurch fremdartig, 


daß er den Ausdruck des „Volkswillens“ durch das Referendum | 
nicht in Frage ſtellt. Daß der Volkswille töricht ſein kann und 
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fſehr oft auf Alete Ertenntnis des eigenen wahren Wohles 
beruht, iſt eine Erwägung, die gegen alle Herrſchaft des Volkes 
über ſich ſelber ſpricht, wie auch entſprechender Weiſe die Freiheit 
der Individuen oder der Korporationen mit gutem Grunde angefochten 
wird. Will man die „Freiheit“, ſo muß man auch ihre ſchlimmen 


Folgen ertragen. Manche wollen ſie bloß um ihrer Idee willen; 
aber auch dieſe werden zumeiſt behaupten, daß die guten Folgen 
a weit überwiegen. Beweiſe ſind ſchwierig, wenn nicht unmöglich. 


Das Frauenwahlrecht, deſſen richtige Folgerung aus dem Ge⸗ 
danken der Volksvertretung er anerkennt, will Delbrück darum nicht 
gelten laſſen, weil die ſtärkere Stimmenzahl, ſobald die Frauen dabei 
ſind, „nicht mehr die ſtärkere Macht darſtelle; der innere Sinn des 
Majoritätsprinzips ſei nämlich, daß in friedlicher Weiſe ſtets die 
größere Macht regieren ſolle (S. 132), wie ſchon zuvor (S. 18) als 


der einzige Grund für die Herrſchaft der Mehrheit geltend gemacht 


/ 


wurde, daß die größere Maſſe auch die größere Macht bedeute. Es 
ſei ein rein praktiſches Prinzip. „Wenn man Bürgerkriege ver⸗ 
meiden will, läßt man die regieren, die bei einem Kampfe auf 


jeden Fall die Oberhand haben würden, und das ſind die Meiſten.“ 
Ich halte dies nicht für richtig. Daß hiſtoriſch der Gedanke, daß 
ſieben ſtärker find als ſechs, bei der Entwicklung des Prinzips mitgewirkt | 
hat, verkenne ich nicht; lehrreiche Nachweiſungen finden ſich in dem 

unerſchöpflichen Born von Gierkes Genoſſenſchaftsrecht. Es bedeutet 
aber doch: ſieben Gleiche gegen ſechs Gleiche, gleich ſtarks und gleich 
gut bewaffnete. Der Begriff der Gleichheit iſt das entſcheidende 


Moment. Dazu kommt ein anderer Gedanke: der der willensfähigen 


Koörperſchaft, der Einheit des Kollegiums. Daß dieſe am vollkommenſten 
ſich darſtellt bei vollkommener Einmütigkeit, iſt offenbar; demnächſt 
aber um jo pollkommener, je ſtärker das Übergewicht einer Seite 
über die andere. Dabei wird der Gedanke der Gleichheit der be⸗ 


- "teiligten Mitglieder um fo leichter ſich einſtellen, je mehr er durch 


deren Beſchaffenheit nahe gelegt iſt, zum Beiſpiel durch die Tatſache 
des gleichen Geſchlechtes, der gleichen Abſtammung (zumal wenn vom 
gleichen Elternpaar — Bruderſchaft —), des gleichen Berufes, des 
gleichen Standes und Ranges, alſo auch zum Beiſpiel der gleichen 
Abhängigkeit von einem Herrn, am eheſten aber der gleichen Freiheit 
und männlichen Waffenfähigkeit; die Gleichſetzung iſt hier eine ſo 


notwendige und vorherrſchende Funktion des menſchlichen Denkens 


wie im ganzen Gebiete der reinen ee vor allem alſo in 
dem des Rechnens und der Mathematik. 


E 
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Aber die Entf geibung durch Mehrheit en Stimmen if keineswegs 


2 die einzige Art des Sich⸗Einig⸗Werdens. Welche Art gelten ſoll, 
iſt wie alle Geltung bedingt durch einen ſozialen Willen, der im ge⸗ 


ſellſchaftlichen Sinne als ein Vertrag oder als Satzung „ſich geltend 
macht“; in jedem Falle gehorcht der einzelne einer Norm, die er als 
geltend anerkennt. Ein Kollegium will als Einheit wirken — es 
will am eheſten, wenn es wollen muß, und es muß, wenn es ſoll. 
So ſoll ein Gerichtshof erkennen. Die Richter werden durch Eide 
verpflichtet; ſie werden etwa in einen Raum eingeſchloſſen und dürfen 
nicht Speiſe oder Trank erhalten, bis fie fi einig geworden find; 
ein Druck auf den Magen, der den „Eigenſinn“ des Gehirnes zu⸗ 
weilen brechen wird. Die Nötigung macht es um ſo wahrſcheinlicher, 
daß die Minderheit nachgibt, daß ſie den Spruch der Mehrheit als 
Spruch der Geſamtheit anerkennt. Daß aber nicht eine einzige 
Form. naturnotwendig, offenbart ſich in der Mannigfalt von Be⸗ 
ſtimmungen, die wir in allerhand Vereinen finden: bei Stimmen⸗ 


gleichheit entſcheidet der Vorſitzende; bis zu gewiſſen Grenzen kann. 


der Vorſtand oder kann ſogar der Vorſitzende ſelbſtändig handeln, 
ſogar Regeln aufſtellen, über Gelder verfügen uſw., was alles im 
modernen Staate, der ja durchaus nach Art eines Vereines vor⸗ 
| geſtellt wird, Gegenbilder findet. Auch im demokratiſchen Staate. 
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wird von der Regierung erwartet und verlangt, daß ſie im Sinne 
der Geſamtheit, das iſt des Staates, des Landes, nicht nur der 


Mehrheit wirke und verordne; nur die feſte überzeugung, daß alles, 
was die eigene Partei wolle oder worüber die Koalition von Parteien, 
einig iſt, aus der die Regierung hervorgeht, zum Wohle des Ganzen 
diene, gibt einer Parteiregierung ihre ſubjektive Redlichkeit, ſo ſehr 


ſie den Unwillen der Minderheit erregen mag. — Wenn etwa die | 


Gleichheit der Individuen, die ein beſtimmtes Lebensjahr vollendet 
haben, Grundlage des Grundgeſetzes der Volkswahlen und Volks⸗ 
abſtimmungen als der Normen des Volksſtaates iſt, ſo gilt dieſe 


Gleichheit zwar in allen Kollegien, deren Mitglieder als gleiche 


gelten, auch in ſolchen, die aus ganz anderem, zum Beiſpiel Drei⸗ 
„Klaſſen⸗Wahlrecht hervorgehen, aber ſonſt keineswegs in allen be⸗ 


ſchließenden Verſammlungen. In den Generalverſammlungen der 


5 


* 8 


Aktiengeſellſchaften wird nicht nach Köpfen abgeſtimmt, ſondern ess 


wird nach der Zahl der Aktien gefragt, die der einzelne Kopf ver⸗ 


tritt, ſo daß die Stimme des einen Aktionärs tauſendmal ſo ſchwer 
wiegen kann als die des anderen. Und auf dem Gegenpol finden 


wir, daß die Kongreſſe der Gewerkſchaften und anderer Arbeiter⸗ 


. = 
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verbände die gewählten Vertreter nach der Zahl der von ihnen ver⸗ 
tretenen Individuen bewerten, alſo . als gleiche Volks⸗ 
vertreter gelten laſſen. 3 
So könnte füglich als folgerichtiges Ergebnis des demokratiſchen | 
Gedankens die Ungleichheit der Abgeordneten in einer geſetz⸗ 
gebenden Volksvertretung ſich herausſtellen, indem jeder Abgeordnete 
ſo viel Gewicht in die Wagſchale legte, als die Zahl ſeiner Wähler 
ausmacht; und um die Vertretung der Minderheiten noch voll⸗ 
kommener zu machen, als es durch das von mir (1917) empfohlene 
Prinzip des Addierens der überſchüſſigen Stimmen! geſchähe, müßten 
„die ſchließlich unvertreten bleibenden Stimmen in der Lage ſein, das 


Gewicht irgendeines ihnen zuſagenden Abgeordneten nachträglich durch = 
* N Übertragung ihrer Stimmen. zu vermehren. Es fehlte dann nur 


noch, daß man auch die Ungleichheit der einzelnen Wähler zur 
Geltung kommen ließe, nämlich nicht etwa die Ungleichheit nach Beſitz, 

»Bildung, Begabung, moraliſchem Wert, was der demokratiſche Ge⸗ 

danke immer verſchmähen müßte, ſondern einfach die Verſchiedenheit, 

bob ein Wähler (eine Wählerin) nur ſich ſelber oder auch eine ge⸗ 
wiſſe Zahl von nicht wahlberechtigten Perſonen, zum Beiſpiel ſieben 
Schulkinder „vertritt“, die vielleicht nicht als gleichwertig, aber doch 
zuſammen etwa zwei bis drei 8 aufwiegend gedauht 
werden könnten r. 5 


1 Der engliſche Staat und der deutſche Staat, S. 101. 

2 Erſt nachdem dieſe Arbeit abgeſchloſſen war 1 größten Teil iſt ſie vor 
3 Jahren geſchrieben, lernte ich die Abhandlung „Vom Weſen und Wert der 
Demokratie von Hans Kelſen (Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 
47. Bd., 1. H.) kennen. Wenn Zeit und Gelegenheit erlauben werden, die hier 
mitgeteilten Gedanken weiter zu führen, ſo möchte ich verſuchen, fie n mit denen | 
a in 1 Verbindung zu Dingen | 
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Die Soziologie als Einzelwiſſ enſ chaft N 
8 Von Leopold von Wieſe | 


Profeſſor der wirtſchaftlichen Staatswiſſenſchaften und Soziologie 
an der Aniverſität Köln 


Inhaltsverzeichnis: Soziologische Profeffuren: Tatſächliches S. 31. — Keine 
Univerſal⸗, ſondern eine Spezialwiſſenſchaft S. 34. — Die untergeordnete 
Rolle des Poſitivismus S. 36. — Die Notwendigkeit der Scheidung von 
Soziologie und Geſchichtsphiloſophie S. 38. — Die Verbindung mit den be⸗ 
nachbarten Fächern S. 40. — Methodenfragen S. 43. — Form und Inhalt 
ſozialen Geſchehens S. 45. — überſicht über die Stoffverteilung einer Lehre 
von den Formen der Vergeſellſchaftung S. 47. — Analyſe und Vergleich S. 49. 


Om vierten Hefte des letzten, vollendeten Jahrgangs dieſer Zeit⸗ 

ſchrift hat Georg von Below in einem Aufſatze: „Soziologie 
als Lehrfach“, den er im Untertitel als einen kritiſchen Beitrag zur 
Hochſchulreform bezeichnet, Urteile gefällt, die es notwendig machen, 
daß aus dem kleinen Kreiſe derer, die bereits an deutſchen Uni⸗ 
verſitäten dieſes Lehrfach vertreten, alsbald geantwortet wird !. 
Wenn es im folgenden verſucht wird, ſo geſchieht es jedoch nur 
mit einigen weſentlichen Beſchränkungen: Über Hochſchulreform und 
über die Veröffentlichungen des Unterſtaatsſekretärs Becker ſoll, 
ſoweit es ſich nicht um die Sonderfragen der Geſellſchaftslehre 
handelt, nichts geſagt werden. Der Verſuchung, dem Freiburger 
Hiſtoriker auch auf dieſen Pfaden ſeiner heftigen Polemik zu folgen, 
werde ich nicht nachgeben, obwohl meine innere Teilnahme an der 
Löſung dieſer Aufgaben nicht minder groß iſt. Ferner wird es ſach⸗ 
dienlicher ſein, überhaupt die polemiſche Färbung möglichſt zu ver⸗ 
meiden und lieber in einer leidenſchaftsloſen Darlegung zu zeigen, 
warum und inwieweit mir die Zuſammenhänge unſerer Diſziplin 
mit den übrigen Wiſſenſchaften und mit den Lehraufgaben unſerer 
Hochſchulen anders erſcheinen als Below?. Es muß den Fach⸗ 
vertretern vor allem daran liegen, die ganze Frage aus den Ver⸗ 
knüpfungen mit der praktiſchen Politik zu löſen, in denen ſie bei 


1 Dieſer Auſſaz Belows iſt auch als Sonderabdruck, der um ein Vorwort 
(mit Zitaten aus Troeltſch und Vierkandt) vermehrt Bann bei Dunder & Humblot, 
München und Leipzig, erſchienen. 

2 Das Verlangen, G. v. Below zu antworten, habe ich begreiflicherweiſe 
ſogleich beim Leſen ſeines Aufſatzes geſpürt. Ich bat die Redaktion, eine von 
mir verfaßte Erwiderung e f ſchrieb ich die obigen Aus⸗ 
führungen Ende . . * ö 
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5 ihm erſcheint. Es wäre überaus verhängnisvoll, wollte man auch 


fernerhin das Problem der Stellung der Soziologie im Rahmen 
der Lehrfächer mit Parteifragen verquicken. Der Wunſch des 
preußiſchen Kultusminiſteriums, Profeſſuren für Soziologie an den 
Univerſitäten zu ſchaffen, und der Grad der Bereitwilligkeit oder 
der Abneigung, auf Anregungen dieſer Zentralbehörde einzugehen, 
ſcheint mir eine Angelegenheit zu ſein, die ganz außerhalb des Bei⸗ 
trags zur Methodologie und Problematik der Wiſſenſchaften ſteht, u 
wie ſie hier ſkizzenhaft gegeben werden jol. Die Auffaſſung der 
Soziologie, die Below dem Univerſitätsreferenten im Kultus: 


minifterium vorwirft, fie beſtehe „nur aus Syntheſe“, wird — um 


das vorwegzunehmen — von mir keineswegs verteidigt und ver⸗ 


treten. Dieſe Zeilen haben nicht den Zweck, für Be cker gegen Below. N 


Partei zu nehmen; ſie laſſen villmehr dieſen Meinungsgegenſatz 
unerörtert und halten ſich unmittelbar an die ſachliche Kernfrage. 
Ob ein ſozialiſtiſches Regiment die Geſellſchaftslehre als Unterrichts⸗ 
fach fördert oder hemmt, ſollte man bei dieſer Erörterung unberück⸗ 
ſichtigt laſſen. Hier entſcheiden nicht äußere Zeitumſtände, ſondern 
die inneren Qualitäten und Notwendigkeiten des Gegenſtands. Die 


5 plumpe Verwechſelung von Sozialismus und Soziologie hat ſchon 


viel Schaden angerichtet. Bekannt iſt, wie der öſterreichiſche Feld⸗ 

marſchalleutnant Ratzenhofer am Wiener Hofe unter diefem 
Mißverſtändniſſe zu leiden hatte. Ob dem Sozialismus aus den 

Ergebniſſen der ſoziologiſchen Forſchung mehr Argumente der Recht⸗ 

fertigung oder der Anklage e werden, iſt heute noch eine 

ganz unentſchiedene Frage. 

„Ich zögere, ob ich noch einen anderen — ſcheinbar zu perſön⸗ 

lichen — Punkt einleitend erwähnen ſoll. Aber um Mißverſtändniſſe | 

| zu vermeiden, wird er ſich nicht umgehen laſſen: Below ſagt gegen 


Schluß feiner Abhandlung (S. 56/57): „Ich habe die denkbaren 


Möglichkeiten ſoziologiſcher Profeſſuren beſprochen. Das wirkliche 
Leben geht aber oft über das, was uns zunädjft denkbar erſcheint, 
noch hinaus, und ſo muß ich denn hier feſtſtellen, daß die Erfahrung 


mich über noch andere Fälle, die vorauszuſetzen uns von Haus aus 


nicht nahe liegt, belehrt hat. Ja, ich muß ſogar bekennen, daß dies 
die mir bisher allein bekanntgewordenen Fälle ſoziologiſcher Pro⸗ 
feſſuren ſind.“ Danach teilt er, ohne Namen zu geben, zwei Fälle 
mit, die allerdings ſehr gegen die Einrichtung ſoziologiſcher Pro⸗ 
feſſuren zeugen würden. Die Regelung, die an unſerer Kölner 
Univerſität erfolgt iſt, ſcheint ihm unbekannt zu fein. Ihre Er⸗ 
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wähnung ergänzt Belows Mitteilung in poſitiver Hinſicht: Als 
ich Oſtern 1915 zum Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der da⸗ 


| maligen Handelshochſchule Köln ernannt wurde, erhielt ich auch den 


beſonderen Auftrag, die Soziologie in Ergänzung zur National⸗ 
ökonomie zu lehren, ſoweit ein Bedürfnis beſteht. In den Kriegs⸗ 
ſemeſtern waren die Anforderungen, die an die verminderte Zahl 
von Lehrern der Volkswirtſchaftslehre geſtellt wurden, ſo beträchtlich, 
und ſtand zunächſt die Ausbildung von Handelslehrern und beſonders 
⸗lehrerinnen, ſowie von ſpäteren Diplomkaufleuten und Sozial⸗ 
beamten ſo ſehr im Vordergrunde, daß die Aufnahme der Geſell⸗ 
ſchaftslehre in den Stundenplan der Fachhochſchule unangebracht 
geweſen wäre. 1918, noch ehe zur Gründung der Univerſität ge⸗ 
ſchritten wurde, faßte auf Anregung Chriſtian Eckerts die Stadt 
Köln die Einrichtung eines Forſchungsinſtituts für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften ins Auge, an dem von vornherein die Pflege der 
Soziologie als grundlegender Disziplin in den Vordergrund 
geſtellt wurde. Am 1. April 1919 begann das Inſtitut ſeine 
Arbeiten. Die Leitung der ſoziologiſchen Abteilung wurde dem 


Philoſophen und Soziologen Max Scheler und dem Verfaſſer 


als Nationalökonomen und bisherigen Vertreter des Lehrfaches 


- Soziologie übertragen. Bei der bald darauf erfolgenden Gründung 


der Univerſität wurde Max Scheler als Profeſſor für Philoſophie 
und Soziologie berufen; meine eigene an der Handelshochſchule 
beſtehende Profeſſur / für wirtſchaftliche Staatswiſſenſchaften und 
Soziologie wurde in dieſer Fächerverbindung von der Univerſität 
übernommen. Neben meinen volkswirtſchaftlichen Vorleſungen, Kol⸗ 
loquien und Übungen las ich im erſten Univerſitätsſemeſter: „Ein⸗ 
führung in die Soziologie“; im folgenden Zwiſchenſemeſter und im 
gegenwärtigen Winterſemeſter veranſtaltete ich Übungen im ſozio⸗ 
logiſchen Seminar. Ich erwähne das, um zu zeigen, daß die Ver⸗ 
hältniſſe an unſerer Hochſchule erheblich von den Below „allein 
bekannt gewordenen Fällen ſoziologiſcher Profeſſuren“ abweichen, 
anderſeits aber inſofern ſeinen Forderungen entſprechen, als die 
beiden Vertreter der Soziologie in Köln allerdings in erſter Linie 
zwei längſt anerkannte Fächer (Philoſophie und Nationalökonomie) 
als Ordinarien lehren; zugleich ſind ſie aber durch ihre Aufgabe 
an dem Forſchungsinſtitut auf den engſten, beſtändigen Zuſammen⸗ 
hang mit jener Wiſſenſchaft hingewieſen. Mit den enzyklopädiſch 
gerichteten Profeſſuren, die Below vor allem verurteilt, haben | 


unſere Amtsaufgaben nichts gemein. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. 3 
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Noch eines muß ich vorausſchicken: Selbſt wenn ich von einem 
Gremium von Fachvertretern dazu autoriſiert wäre, könnte ich beim 
gegenwärtigen unvollſtändigen Zuſtande unſerer Disziplin nicht im 
Namen der Ssziologen ſchlechtweg reden. Vielmehr bleibt mir 
nichts anderes übrig, als die Auffaſſung von Soziologie hier zu 
vertreten, wie ich ſie perſönlich hege, ohne darüber Rechenſchaft 
geben zu können, wer wohl ſonſt noch bereit wäre, ſich zur ſelben 
Auffaſſung zu bekennen. Es ſcheint mir deshalb beſcheidener 
und ſachlich angebrachter, das Fürwort „wir“ bisweilen durch 
das anſcheinend anſpruchsvollere „ich“ zu erſetzen. Wo es im 
folgenden nicht geſchieht, bitte ich, ſich dieſer Einschränkung zu er⸗ 
innern. | 
Mit Below bin ich der Meinung, daß Soziologie als uni⸗ 
verſalwiſſenſchaft unmöglich iſt, daß es in ihr beſonders ſchwierig 
iſt, über die Analyſe hinaus zur Syntheſe zu gelangen, und ſchließ⸗ 
lich, daß eine etwa notwendige Hochſchulreform nicht durch die 
Errichtung enzyklopädiſch gerichteter Profeſſuren bewirkt werden 
kann. Ich wende mich nur gegen ſeinen Satz und deſſen Begründung: 


„Ich lehne auch die Konſtruktion der Soziologie als Sonderwiflen 


ſchaft ab.“ Below gibt das Vorhändenſein ſoziologiſcher Probleme 


zu, meint aber, daß ſie im Rahmen älterer Diſziplinen am beſten 


gefördert würden. Dem ſtelle ich die Theſe entgegen, daß neben 
der — zweifellos vorhandenen — Pflege der Durchforſchung von 
Gemeinſchaftsbeziehungen in Geſchichte, Rechts wiſſenſchaft, Volks⸗ 
wirtſchaftslehre, Völkerkunde, Theologie, Philoſophie, Sprachwiſſens 
ſchaft uſw. eine ſelbſtändige Einzelwiſſenſchaft von den Formen der 
menſchlichen Beziehungen notwendig und fördernswert ift. | 
Leider ift die Beantwortung der Frage, ob „fich eine Kon⸗ 
ſtruktion einer ſoziologiſchen Sonderwiſſenſchaft durchführen läßt“, 
der magerſte und logiſch anfechtbarſte Teil in Belows ſonſt ſo 


inhaltsreichen und weite Fernſichten gewährenden Darlegungen. r 


ſagt darüber: „Zwei Fragen ergeben ſich hier. Läßt ſich eine 
Wiſſenſchaft von den Formen der Wechſelwirkung des Einzelnen und 
der Gemeinſchaft oder Vergeſellſchaftung ſo ablöſen, daß ſie als ein 
beſonderes Wiſſenſchaftsgebiet Lebensfähigkeit beſitzt? Wir glauben 
dieſe erſte Frage nicht eingehend beantworten zu brauchen, da die 
Beantwortung einer zweiten ſchon die Entſcheidung gibt, nämlich 
die Frage, ob die Erforſchung jener Formen von einem anderen als 
einem beſonderen Fachmann in die Hand genommen werden kann. 
Und die Antwort hierauf haben wir auch ſchon gegeben. Wir 
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können uns damit begnügen, einige Folgerungen aus unſeren Dar⸗ . Br * 


legungen für den praktiſchen Unterrichtsbetrieb zu ziehen“ 
Man ſucht alſo zurückblätternd die angeblich bereits gegebene 
Antwort auf den 51 vorausgehenden Seiten. Was ſteht dort an 


Ausführungen, die zur Sache gehören? Was ſteht dort ſpeziell 
8 über den „beſonderen Fachmann“? Auf Seite 10 findet ih zun?ʒ? 
nächſt die durchaus diskutierbare Behauptung, daß ſich die Formen 

der Gemeinſchaftsbeziehungen ja nur ſcheinbar von den Gemein⸗ | 


ſchaftsbeziehungen überhaupt trennen ließen. Dieſe aber, fährt der 
Verfaſſer fort, würden von den Wiſſenſchaften in ſtärkſter Zahl be⸗ 


obachtet und unterſucht; auf ſie habe ſich die Aufmerkſamkeit ſchon | . 8 


ſeit ſehr langer Zeit hingelenkt. Die Romantiker werden beſonders 
hervorgehoben; in ihrer Theorie vom Volksgeiſte liege der Hinweis 


auf die unbewußten Kollektivkräfte, deren Erkenntnis hier und da 4 


von der Aufklärung zugunften der bewußten Handlungen der einzelnen 


Menſchen unterſchätzt worden ſei. Das Brauchbare, was die moderne 


„Soziologie“ enthalte, ſtamme aus der Romantik. Das ganze 


19. Jahrhundert habe zumal die wirtſchaftlichen Beziehungen unter 


den Menſchen unterſucht. Es ſei ein großer Fehler, vom Einbruche 


des Poſitivismus in Deutſchland eine neue Epoche in der Erörterung = 


des Verhältniſſes des einzelnen zur Gemeinſchaft zu datieren. Gegen 
dieſe Bewegung, die von Comte, Buckle, Spencer ausgehe, 


und ihre allzu knappen und äußerlichen Formeln für die Gemein⸗ = 


ſchaftsbeziehungen der Menſchen, mit denen die Einzelperſönlichkeit 


ganz ausgelöſcht werden ſollte, wendet ſich ſeine vernichtende An⸗ 


klage. (Der Poſitiviſt Lamprecht iſt noch immer ſein Haupt⸗ | 
gegner.) | 


Zur Verneinung ke aufgeworfenen Fräge ſcheint mir. das alles 2 


nicht zu genügen. Zunächſt wird man gern zugeben, daß ſeit dern 


Zeit der Sophiſten alle Wiſſenſchaften, die ſich mit dem Menſchen 


beſchäftigen, das Verhältnis von Individuum und Geſellſchaft immer wi 


wieder in wechſelnden Zuſammenhängen behandelt haben, und daß 


dabei die geiſtigen Kollektivkräfte häufig als das leitende und aktive, 


der Einzelmenſch als das abhängige und paſſive Element angeſehen 


worden ſind. In der Tat iſt es keine Entdeckung der modernen 0 


Soziologie, daß die Geſellſchaft das Reale, das Individuum mehr 
oder minder eine Abſtraktion-ſein ſoll. Wer in der Überwindung 
des Individualismus das Weſen und die Hauptaufgabe der Sozio⸗ 
logie ſieht, mißverſteht ſie. Dieſes Problem wird von ihr neben 
anderen nur Pfeil, Fi aber keineswegs Ion heute als endgültig 8 


2 9 u * = ' f 
/ j „ N ' | 


30 ee Be. & Reopolb von wie 5 | 352 


N zugunſtzn des Univerſalisnus entſchieden gelten. Oppenheimers 
Behauptung !, fein Standpunkt würde heute von der geſamten 


Soziologie eingenommen, daß nämlich alle. Fortſchritte der Kultur 4 


aus dem tiefen Mutterboden der Kollektivitäten wüchſen, und daß 


Nees vor allem keines „Genius“, bedürfe, um eine entſcheidende Ent⸗ 


deckung zu machen, iſt zum mindeſten mißverſtändlich und bedarf 
einer beſonderen Auslegung, um anerkannt werden zu können. Mich 


lehren gerade meine ſoziologiſchen Studien, daß die bisherigen | 
Frageſtellungen (auch der Hiſtoriker) beim Problem des Verhältniſſes 


zwiſchen Menſch und Geſellſchaft unrichtig ſind und gar nicht ent⸗ 


ſfhieden werden können, weil alle organiſchen Weſen und ihre Ge⸗ 


meinſchaften zugleich Individuen und Kollektivitäten find. Eine 


- Soziologie, die „dauernd eine Kampfſtellung gegen das Individuum 7 
einnimmt“, befindet ſich meines Erachtens noch in dem Vorſtadium 
| wiſſenſchaftlicher Erkenntnis und iſt ebenſo abzulehnen wie eine 
GSreefellſchaftslehre, die eine dauernde Kampfſtellung gegen die Kollektivs 
1 e einnimmt. 2 
. Die poſitiviſtiſche Soziologe iſt nur ein Zweig en Wiſſen⸗ N 
ſchaft, der auch noch gegenwärtig in Deutſchland (zum Beiſpiel iin 
dem vor kurzem verſtorbenen Müller⸗Lyer) ſeine Vertreter findet. 


Aber mit mir wird ſich noch mancher heutige Forſcher auf dem Ge⸗ 


biete der Geſellſchaftslehre (zum Beiſpiel Othmar Spann) gegen 


die Gleichſetzung von Soziologie und Poſitivismus wehren. Mir 


will ſcheinen, als ob man nicht ſcharf genug zwiſchen Geſchichts⸗ 
philoſophie (alſo auch zwiſchen kollektiviſtiſcher Geſchichtsphiloſophie) 
und Geſellſchaftslehre unterſcheiden muß. Geſetze der Evolu⸗ 
tion, der Stufen⸗ und Phaſenbildung aufzuſtellen, 


| iſt, will mir ſcheinen, nicht unſere Aufgabe; wir ſollten ſie 


neidlos dem Geſchichtsphiloſophen überlaſſen. Comte vermag ich N 
in der Hauptſache nur als ſolchen, kaum als Soziologen im heutigen 


Sinne anzuſehen. Mit dem Werke dieſes „Erfinders der Soziologie“ 
verbindet die heutige Geſellſchaftslehre nur noch wenig. Auch ſeine 
Trennung in Statik und Dynamik — darin iſt Barth durchaus 


zuzuſtimmen — iſt veraltet, zumal da die AOL ſelbſt dieſe Zwei⸗ 


N teilung nicht mehr aufrechterhält. 
Aus Zweckmäßigkeitsgründen wird es allerdings empfehlenswert 


ſein, die Entſtehung der un als Bilenföcft von dem genialen 5 


1 Bol. das Vorwort zu Franz dar: Kapitalismus, Am 


munismus, Wiſſenſchaftlicher Sozialismus. Berlin und Leipzig 1919. 
u Ä 
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franzöſiſchen Poſitiviſten (oder ſeinem Lehrer Saint⸗Simon) a 
an zu datieren; nicht nur deshalb, weil er der Sache den (ſchlechts 
gebildeten) Namen gegeben hat, ſondern weil ſich mit ihm das 


Streben einſtellt, die Geſellſchaft — die freilich zunächſt als eine 


ſelbſtändige Subſtanz betrachtet wird — als einen ſyſtematiſch 


durchforſchbaren Gegenſtand anzuſehen. Alle vorausgehende Geſell⸗ 


ſchafts⸗ und Moralphiloſophie, alle Spekulationen über den Staat, 
all die zahlreichen Beiträge zur Lehre von den Gemeinſchafts⸗ 

beziehungen der Menſchen waren bis dahin dienende, einem auf 
andere Ziele gerichteten Wiſſenſchaftsganzen untergeordnete Studien. 


So trügeriſch die Vorſtellung war, daß es etwas Umgrenzbares gäbe, 
was Geſellſchaft hieße, und daß dieſe Geſellſchaft eine Einheit wäre, 


ſo notwendig war zunächſt die ä eine? neuen wien: “ 


ſchaftlichen Objektes. 


Auch in anderen Diſziplinen iſt be Zeitpunkt, von dem ab man = 
die Geſchichte einer neuen Wiſſenſchaft. datieren ſoll, nicht immer 
einwandfrei beſtimmbar. Das gilt beſonders für die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre. War Quesnay oder Adam Smith „der Vater der 
Nationalökonomie“? Gehören die Merkantiliſten zur Vorgeſchichte? 
Die Vorgeſchichte der Geſellſchaftslehre iſt jedenfalls lang. Im 


Zuſammenhang mit der wiſſenſchaftlichen Politik und Kulturgeſchichte 


wird man ihren Strom durch die Jahrhunderte verfolgen müſſen. 


Mit Spann in Kant und Fichte die Begründer der Geſellſchafts⸗ 


lehre zu ſehen, ſcheint mir nicht angängig. Die deutſche idealiſtiſche 


Philoſophie enthielt ſicherlich auch ſehr viel Sozialphiloſophie, jedoch 
keine Syſtematik der Vergeſellſchaftungsformen. Aber wir Heutigen 
werden auch die auf Comte folgenden Enzyklopädiſten und die 


Vertreter der älteren biologiſchen Schule mit ihren gefährlichen und 


unwiſſenſchaftlichen Analogien nur als Vorläufer einer erſt langſam 


entſtehenden, abgegrenzten Soziologie betrachten müſſen. Ihr Streben 
nach univerſeller Erfaſſung von Welt und Menſch imponiert uns, 


dient uns aber nicht als Beiſpiel. 
Es ſcheint, als ob zwiſchen Hiſtorikern und Soziologen ein faſt 


unvermeidlicher, tiefer liegender Gegenſatz beſteht“ Mit dem Jugend» 
werke Treitſchkes, der mit Recht gegenüber dem, was man vor 
60 Jahren als Geſellſchaftswiſſenſchaft bezeichnete, erklärte, daß nie⸗ 
mals eine Wiſſenſchaft denkbar wäre, die alle dieſe heterogenen 


\ N 
= 


Vgl. O. Fr ann, Rurgeohe Syſtem der Gefefafiätee. Berlin | 


1914, ©. 330 ff. 
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5 N 1 1 ſind die ſchärſſten, oft ſartaſtich und höhniſch 
ziugeſpitzten Urteile über unſer Bemühen von Hiſtorikern gefällt 
worden. Betrachten ſie ſich doch ſelbſt nur allzugern als die Uni⸗ 


verſalinterpreten der Kultur, die Störung des Monopols durch 


ganz auf die Hiſtorie als Hilfswiſſenſchaft verzichtet und ihre Unter⸗ 


ſiochungen in der Hauptſache auf die ſozialen Tatſachen . Gegen⸗ 
wart beſchränkt. 


einen neuen Bewerber wittern. Ich begreife, daß ihnen die G⸗ 
er ſchichtsphiloſophie, ſoweit ſie auslegenden und die Gefchehniffe deu: 
tenden Charakter hat, verdächtig iſt. Seit Spencers Tagen be 
ſteht andererſeits unter den Soziologen reges Mißtrauen gegen die 
AZubverläſſigkeit des Materials, das uns die Geſchichte liefert. Der 
ſeltſame Bund von Geſchichtsphiloſophie und Soziologie war un⸗ 
natürlich und verhängnisvoll zugleich. Denn gerade die ſpezifiſch 
ſeoziologiſche Methode der pſychologiſchen Analyſe und der Durch⸗ 
(forſchung der menſchlichen Motive führt zu größter Vorſicht in der 
Beurteilung des geſchichtlichen Geſchehens und in der Verwertung 
der Berichte über Vergangenes. Eigentlich iſt die materiale Geſchicht s 
pPhiloſophie mit ihrer Interpretationsluſt und ihrer Neigung zu 
25 Spekulation und Metaphyſik! das Gegenteil aller empiriſchen und 
exakten Soziologie. Es iſt bezeichnend, daß die amerikaniſche Sozio⸗ 
Iogie (in Europa am ausgeſprochenſten Waxweiler) fo gut wie 


Paul Barth, der ja in der Gleichſetzung von Geſchichts⸗ 


wichtig genug ſind, um Gegenſtand der Wiſſenſchaft zu werden. 


n Be 


Ad Gin lehrreiches und as Beispiel abt neuerdings Spengler 


„Untergang des Abendlandes“. 
2 Paul Barth, Die Philoſophie an Saat als Sosiolagie 2. Hull. 


Leipzig 1915, S. 139. 
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philoſophie und Soziologie am weiteſten geht, betont, daß nur das 
a“ geſchichtlich Bedeutungsvolle Gegenſtand der Soziologie ſein könne, 
Tr wendet gegen Simmel und Waxweiler ein, daß ſie ſich in 
ührer Verwendung des geſchichtlichen Verfahrens „des Kriterium 
der Auswahl derjenigen menſchlichen Beziehungen berauben, die 


Nicht jedes Wellengekräuſel des menſchlichen Verkehrs hat dieſen 
Grad von Wichtigkeit, ſondern es haben ihn bloß die dauernden 
großen Strömungen des Willens und des Geiſtes, die man durch 

die Jahrhunderte verfolgen kann. Dieſe darzuſtellen und, ſoweit es 

möglich iſt, zu erklären, iſt die Aufgabe der Soziologie, 5 damit 

Augleich Theorie der . wird. 


‘ 


! 
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Hier ſei vorläufig nur bemerkt, daß ich das nicht voll an⸗ 
zuerkennen vermag; es gibt andere Kriterien, die mir ſicherer dünken. 
Doch ſoll nicht die Notwendigkeit der Benutzung des hiſtoriſchen 
Materials und der Umſtand, daß auch die meiſten Kapitel der 


Soziologie ihren geſchichtlichen Teil und ihre geſchichtlichen Einzel: 


biſtandteile haben, beſtritten werden. Nur ſpielt hierbei der methodo⸗ 


logiſche Zweifel eine große Rolle; auch iſt uns das möglichſt un⸗ 


mittelbare Beobachtungsmaterial aus der Gegenwart willkommener 
als das der Vergangenheit, das allzu ſubjektiv geſichtet und geſiebt 


erſcheint. Hier genügt es zunächſt, hervorzuheben, daß ich Belows 
Einwendungen gegen die von Soziologen betriebene Geſchichts⸗ ö 


philoſophie völlig gelten laſſe. 


Die Art aber, wie außerhalb der Soziologie die Gemeinſchafts⸗ 
beziehungen in den älteren Fachwiſſenſchaften dargelegt und behandelt 
wurden, ſcheint mir auch ergänzungsbedürftig zu ſein. Gerade die 


‚vielen Beiſpiele, die Below für das Drängen nach Vertiefung in 


ſoziologiſche Probleme während des 19. Jahrhunderts anführt, ſind 


mir willkommen. Eine ſteigende Sehnſucht nach Erkenntnis eines s 
bisher unter nicht ausreichenden Geſichtswinkeln betrachteten Zu⸗ 
| ſammenhanges machte ſich geltend. 


Wenn wir Heutigen bereitwillig zugeben müſſen, daß uns Ziel 


und Weg der älteren Soziologen (beſonders auch Schäffles) nicht 
nachahmenswert erſcheint und von uns verlaſſen werden muß, ſo 
begreifen wir — ganz abgeſehen von der Anerkennung der perſön⸗ 
lichen Leiſtungen — die geſchichtliche Notwendigkeit und die Frucht⸗ 
barkeit ihres Irrtums, der daraus erſtand, daß ſie zu viel wollten. 


Es iſt kein Nachteil für eine Wiſſenſchaft, wenn ſie in ihrer Jugend⸗ 
periode ihr Ziel zu weit und allgemein ſteckt. Es war in der Tat 


das Verlangen nach Syntheſe, die ſich geltend machte, die Hoffnung, 


es möge gelingen, den vergeſellſchafteten Kulturmenſchen im Kosmos 


richtig einzuordnen und ſeine ſozialen Kräfte naturwiſſenſchaftlich zu 


beſtimmen. Die Torſos, die entſtanden, bleiben imponierend und 


lehrreich; nicht zuletzt gerade durch ihre Mängel und Einſeitigkeiten. 


Jene Männer mußten ſich über die Erreichbarkeit und Schwierigkeit 


ihrer Aufgaben täuſchen, wie ſich auch Below täuſcht, wenn er 


— . 


annimmt, der. Ioziologifhe Gehalt der alten Wiſſenſchaften vom 
Menſchen genüge, und ihre Ergebniſſe befriedigten hinreichend unſeren 
Bedarf an geſellſchaftswiſſenſchaftlichen Erkenntniſſen. Entſcheidend 


iſt das letzte und tiefſte Ziel, das man in einer Wiſſenſchaft an⸗ 
ſtrebt. Die Analyſe der Vergeſellſchaftungsformen kann nicht bloß 
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mittelbar von Hiſtorikern, Juriſten, Philologen vorgenommen werden. 
(Ich komme darauf zurück.) Mir will ſcheinen, als ob gerade aus 
der zur ſoziologiſchen Erkenntnis hindrängenden, fie aber nie er⸗ 
füllenden Arbeit des 19. Jahrhunderts der Ruf nach Herauslöſung 
des Formproblems aus der Vermengung mit dem Inhaltlichen 
tönt. Wie es zu machen iſt, und welche Schwierigkeiten dafür be⸗ 
ſtehen, kann zunächſt noch unerörtert bleiben. Hier genügt es, das 
ſich auch in Deutſchland immer wieder Geltung verſchaffende Ver⸗ 
langen nach neuen, freieren und ſelbſtändigeren Zugangswegen zum 
Problem der Geſellſchaftlichkeit hervorzuheben. Das iſt keine Mode⸗ 
ſache, keine Tagesſtimmung, vielmehr ein dauernd empfundenes 
geiſtiges Bedürfnis: Der denkende Manſch will verſtehen, nach welchen 
Geſetzen ſein Ich an andere Menſchen, an Gruppen und abſtrakte 
Kollektivkräfte gebunden iſt. Er kann viel darüber aus den alten 
Wiſſenſchaften lernen; er fühlt aber, daß es einen unmittelbareren 
und direkteren Weg geben müſſe, hinter das Geheimnis der perſön⸗, 
lichen Fürwörter zu kommen. Wenn Simmel in ſeiner „Sozio⸗ 
logie“ nach Belows Meinung „die Miene annimmt, als ob die 
ſoziologiſche Betrachtung, die Erklärung der hiſtoriſchen Erſcheinungen 
aus dem Wechſelwirken und dem Zuſammenwirken der einzelnen 
etwas verhältnismäßig Neues ſei“, ſo ſteckt hinter der Miene ein 
durchaus richtiger Gedanke, nämlich der Vorſatz, dieſe Wechſel⸗ 
beziehungen der Menſchen noch viel mehr aus dem Geflechte der 
ſpeziellen Zwecke und Sachzuſammenhänge herauszuſchälen, als es 
die (dem Soziologen unentbehrlichen) Hilfswiſſenſchaften tun können 
und dürfen. 

Doch ich kehre zu den von Below aufgeworfenen (auch 
nach meiner Auffaſſung durchaus richtiggeſtellten) zwei Kernfragen 
zurück. Bisher konnte nur dargetan werden, daß Below irrt, 
wenn er behauptet, er habe die Antwort ſchon gegeben. Aber 
vielleicht wird uns die Antwort, die er geben könnte (oder genauer 
die Begründung feiner verneinenden Antwort), klarer, denn wir 
erſt einmal ſeine „Folgerungen für den praktiſchen Unterrichtsbetrieb“ 
betrachten. 8 

Er ſagt: „Denken wir une; einen Profeffor der Soziologie, der 
es mit ſeiner Aufgabe ernſt nimmt. Er iſt vom preußiſchen Kultus⸗ 
miniſterium in dieſe Stellung gebracht worden. Iſt er auf einem 
beſonderen Gebiet Fachmann — ſei es Juriſt oder Nationalökonom 
oder Theologe oder Hiſtoriker uſw. —, ſo wird ihn ſeine ernſte 
Auffaſſung von ſeiner Aufgabe dahin führen, ſich immer mehr in 
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jein Fach zu vertiefen, gewiß auch das Auge über Nachbargebiete 
ſchweifen zu laſſen, jedoch immer weiter in ſeinem eigenen Schacht 
zu arbeiten, da er ſonſt ſeine Kraft zerſplittern und ſeine Arbeit 
nicht wahrhaft fördern würde. Die Pflichten jeder einzelnen Wiſſen⸗ 
ſchaft ſind eben heute ſchon ſo unermeßlich, daß ſie einen Mann 
ganz verlangen, daß ſogar einer nicht einmal ſeine geſamte Diſziplin 
beherrſchen kann.“ 

Auch hier gebe ich ſogleich zu, daß Belo w die eigentliche 
Schwierigkeit bei der Frage nach der Ausgeſtaltung des Lehrfaches 
Soziologie genannt hat. Auch mir erſcheint es durchaus notwendig, 
daß der Lehrer der Soziologie zugleich Fachmann in einer Nachbar⸗ 
diſziplin iſt. (Es wäre müßig, zu ſtreiten, welche Diſziplin dabei den 
Vorrang verdiente. Die Philoſophie kommt ſicherlich mit in erſter 
Linie in Betracht; man wird aber zugleich fordern müſſen, daß der 
Soziologie betreibende Philoſoph eine lebendige Anſchauung vom 
öffentlichen Leben beſitzt, wie ſie im übrigen die eine oder andere 
ältere Spezial⸗Sozialwiſſenſchaft mehr oder weniger zu vermitteln 
vermag; er muß ein Philoſoph ſein, deſſen geiſtiges Angeſicht auf 
den Markt blickt und dem Gewimmel der Menſchen zugekehrt iſt. 
„Iſt der Soziologe zugleich Nationalökonom, fo wird er jenes Stre⸗ 
bens und jener Betrachtungsweiſe nicht entbehren dürfen, die die 
Einheitlichkeit, den allgemeinen Zuſammenhang und das Weſentliche 
in der Erſcheinungen Flucht aufſuchen; ihn wird die Philoſophie 
der Wirtſchaft mehr feſſeln müſſen als ihre Technik. Ahnliches 
ließe ſich von der- Völkerkunde als Nachbarfachgebiet ſagen.) Richtig 
iſt vor allem Belows Satz: „Die ſoziologiſche Erkenntnis verlangt 
die gemeinſame Forſchung aller Diſziplinen der Geiſtes⸗ oder Kultur⸗ 
wiſſenſchaften.“ (Von den Naturwiſſenſchaften wären auch einige 
zu nennen, beſonders die Biologie und Anthropologie.) Das Zu⸗ 
ſammenwirken mehrerer, verſchiedenen Diſziplinen angehörenden 
Fachleute wird in der Regel das befriedigendſte und einwandfreieſte 
Ergebnis zeitigen. Wenn man die Form vom Inhalte abſtrahieren 
will, muß man zuvor den Inhalt kennen; dieſes Wiſſen um die 


ſachliche Subſtanz gewährt dem Soziologen das Nachbarfach. Aber 


ſtärker noch als das Wiſſen vom konkreten Sachzuſammenhange 
muß ſein Sinn für die ſpezifiſch ſoziologiſche Art der Abſtraktion 
ſein. Jeder Stoff muß ihn in erſter Linie dadurch feſſeln, daß 
er aus ihm vor allem und möglichſt erſchöpfend das entnimmt, 
was über die Wechſelwirkungen von Menſch auf Menſch zu ent⸗ 
nehmen iſt. 
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Dieſe Verwurzeltheit in einem Sonderfache hat freilich den von 
Below hervorgehobenen Nachteil, daß man genötigt wird, mehr 
als einem Herrn zu dienen. Gerade wir Nationalökonomen ſpüren 
die weite Ausdehnung der Anforderungen, die Forſchung und Lehre 
auf unſerem Gebiete an uns ſtellen. Nur dadurch, daß man all— 
mählich auf felbftändige Arbeit in beſtimmten Spezialgebieten unſerer 


Di.iziplin (zum Beiſpiel in Finanzwiſſenſchaft, Kreditweſen oder der⸗ 


gleichen) verzichtet und ſich mehr den ſoziologiſch ertragreicheren 
Gebieten der Nationalökonomie zuwendet, iſt es möglich, den dop⸗ 

pelten Anſprüchen zu genügen. Dabei iſt man oft Jahrzehnte hin⸗ 
durch genötigt, literariſche Pläne, die längſt in einem reif geworden 
ſind, und von deren Ausführung man eine Förderung der ſoziolo⸗ 
giſchen Forſchung erhofft, immer wieder zurückzuſtellen zugunſten der 
Anſprüche, die das Ausgangsfach (hier: die Nationalökonomie) 
ſtellt. Freilich wird man auch durch dieſen Vorgang des Wartens 
zu einem größeren Ausreifen der Gedanken genötigt. Aber es 


itt nicht leicht, ſcheinbar beſeite zu ſtehen, wenn dringende Fragen 


geſtellt werden, zu deren eee man ſich aufen 
fühlt. 

| Wer die Geſchichte der Soziologie in Deutſchland kritiſiert, darf 
dieſen Zwieſpalt nicht überſehen. Wenn wir — wie Becker meines 
Erachtens mit Recht ſagt — in der Geſellſchaftslehre ins Hinter⸗ 
treffen gegenüber einzelnen anderen Völkern geraten ſind, ſo liegt 
es daran, daß wir zumeiſt die Soziologie nur mehr „nebenamtlich“ 
betreiben konnten. Immer wieder erlebte man dabei, daß ſich in 
der ſtudierenden Jugend mancher mit beſonderem Eifer zunächſt der 
Geſellſchaftslehre zuwandte, auch in der Liebe zur Sache nicht nach— 
ließ, aber in ſteigendem Maße in den Bann feines zweiten (älteren, 
das wiſſenſchaftliche Anſehen ſtärker ſichernden) Faches gezwungen 
wird. Daher blieben manche Anfänge und Pläne unvollendet. Die 


= nörgelnde oder hämiſche Kritik aus anderen Lagern, die Furcht, 


man könnte für einen Dilettanten gehalten werden, taten dabei das 


übrige. Es fehlt in Deutſchland bisweilen an der vorurteilsloſen, 


vertrauenden und unkleinlichen Auffaſſung eines ſuchenden, irrenden 
und wieder voranſchreitenden Strebens. Wie billig iſt es, die ſchwer 
ringende, wahrhaftig mehr getadelte als „viel gerühmte“ Soziologie 


mit geſchmackloſen Wendungen wie „Wortmaskenverleihinſtitut“ zu 


verſpotten, oder, wie es Georg Jellinek getan hat, von der „auf⸗ 


dringlichen wiſſenſchaftlichen Halbwelt zu reden, die ſich in dieſer 


j 


e 
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zur Signatur heutiger geiftiger ragende gehörenden Diel 
breit macht“ !. 


Über das Syſtem ſoziologiſcher Vorleſungen hat Below falſche 


Vorſtellungen. Allerdings wäre es meines Erachtens heute noch nicht 
notwendig, mehr als höchſtens drei Stunden in dem einen Semeſter 
des Jahres über allgemeine Geſellſchaftslehre, danach im zweiten 
Jahresſemeſter wiederum zwei oder drei Stunden is der ſpeziellen 
Soziologie zu leſen. Beſonders wichtig erſcheint mir aber das ſozio⸗ 
logiſche Seminar und das entſprechende Kolloquium. Bei den 


Übungen iſt das Zuſammenwirken von Studierenden aller Fakultäten ö 


recht fruchtbringend, gerade weil der Philologe, der Juriſt, der 


Theologe und Naturwiſſenſchafter recht eee Material 


zur Ausſprache beizutragen vermögen. 
Die Löſung des Zwieſpalts kann ich nicht darin erblicken, daß 
man nach Belowſchem Vorſchlage die Keime des Lehrfachs Sozio⸗ 


logie gewaltſam unterdrückt und die Studierenden an die Philoſophen 


oder Hiſtoriker verweiſt, ſondern in einer Entlaſtung der Fachleute 


in ihrer anderen Diſziplin und einer allmählichen Ausdehnung ihrer | 


Betätigung auf dem Gebiete der Soziologie. Die geeigneten Per⸗ 
ſonen ſollten neben ihren Fachprofeſſuren mehr als bisher Lehr⸗ 
aufträge für Geſellſchaftslehre und die wirtſchaftliche und rechtliche 
Möglichkeit erhalten, in dem Grade, in dem ſie in der Soziologie 


feſten Fuß faſſen, dieſe aus der zweiten in die erſte Reihe ihrer ae 


Berufstätigkeit zu rücken. 

Aber es wird an der Zeit ſein, nicht länger bei Belows wenig 
förderlicher Krititik zu verweilen und ſeine Frage nach der Lebens⸗ 
fähigkeit eines 1 Wiſſenſchaftsgebietes von den een der 
Vergeſellſchaftung aufzunehmen und zu beantworten. 

Zuvor nur noch ein kurzes Wort über die Methodenfrage: | 
Niemand wird ihre grundſätzliche Wichtigkeit für eine junge Wiſſen⸗ 


ſchaft verkennen. Simmel führt gelegentlich treffend aus, daß bei 5 


allen anerkannten Wiſſenſchaften die Erörterung der Methodenfrage 
ohne weiteres zurücktrete, bei neuen jedoch die Schwierigkeit der 
Ortsbeſtimmung im Syſtem der Wiſſenſchaft groß ſei und die Er⸗ 
örterung der Fruchtbarkeit ihrer Methoden eine neue und ſelbſtändige 


Aufgabe bilde. Bei der Soziologie hat gerade in Deutſchland die 


Erörterung der Methode einen m vielleicht Tängft 3 


1 Jellinek, Das Recht des modernen Staates, I. Band. Berlin 1905. 
I. Buch, 3. Kapitel: Die Geſchichte der Staatslehre, 3. Soziologiſche Theorien. 
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Umfang angenommen. Das Ziel iſt dabei, die Schwankungen im Be⸗ f 


griffe Soziologie zu vermeiden; aber es ſcheint, als ob dieſer Miß⸗ 
ſtand durch die endloſe Diskuſſion nur vermehrt wird. Auch hier 
ſteht die Tat eines unbeirrbaren Schöpfergeiſtes höher als das wort⸗ 
reiche Gerede der Krittler. Erinnern wir uns doch des Ausſpruchs 
von Dilthey, den Gothein im Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften zitiert: „Im ganzen gleicht die Frage, ob irgendein Teils 
inhalt der Wirklichkeit geeignet ſei, von ihm aus bewieſene und 
fruchtbare Sätze zu entwickeln, der Frage, ob ein Meſſer, das vor 
mir liegt, ſcharf ſei. — Man muß ſchneiden! Eine neue Wiſſen⸗ 
ſchaft wird konſtituiert durch die Entdeckung wichtiger Wahrheiten, 


aber nicht durch die Abſteckung eines nicht okkupierten Terrains in Ä 


der weiten Welt der Tatſachen.“ Was an wiſſenſchaftlicher belang⸗ 
reicher ſoziologiſcher Literatur in Deutſchland während der letzten 
25 Jahre geſchaffen worden iſt, beſteht etwa zu vier Fünfteln aus 


Beiträgen zur Methodenfrage. Je mehr ſich die Vorgänger dabei. 


aufhalten, deſto mehr iſt auch der Autor einer jüngeren Schrift ge⸗ 
nötigt, immer wieder zu fragen: Wie iſt ſoziologiſche Wiſſenſchaft 
möglich? Dieſes ziemlich impotente und ſchwächliche Streiten bildet 
einen unerfreulichen Beitrag zum Alexandrinentum unſeres Zeit⸗ 
alters. Reſolutes Zupacken wäre eine Erlöſung. In der natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Soziologie iſt der Zuſtand nicht ſo ſchlimm wie in 
dem kulturwiſſenſchaftlichen Zweige. Ich möchte glauben: wohl noch 
nie hat eine Wiſſenſchaft ein ſolches Vorſtadium ängſtlicher Er⸗ 
wägungen über ihre Grenzen und Möglichkeiten durchmachen müſſen. 
Und doch erſchienen alle einmal problematiſch! Wenn heute ſchon 
alle Wie⸗Fragen gelöſt wären, bedürften wir kaum mehr der Forſchung. 
Dieſe Geſpenſterfurcht und Nörgelſucht mancher Wiſſenſchafter ſteht 
in einem argen Mißverhältnis zu dem Andrängen der Forderungen 
des praktiſchen Lebens. Von dort ergeht an uns der Ruf: Helft 
uns dieſes Rieſenrätſel der Geſellſchaft begreifen und löſen! Das 
Wiſſen um die Zuſammenhänge des Sozialen iſt in weiten Kreiſen 
des Volkes geradezu noch kindiſch. Welche Überraſchungen bereitete 
den meiſten jedes geſchichtliche Ereignis der letzten Jahre! Erklärt 
ſich nicht vieles davon aus der Unfähigkeit, geſellſchaftliche Tatſachen 


in Zuſammenhängen zu ſehen? Aus Beobachtungen bei Kriegs⸗ 


ausbruch, aus den Täuſchungen über die Kriegsdauer, aus den 
Wandlungen der Sozialdemokratie und ihrer Spaltung, aus der 
Beurteilung von Freund und Feind, aus dem plötzlichen Verſagen 
des alten Apparats, aus Revolution und Spartakismus, aus der 
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Haltung der Intellektuellen — aus dieſem und manchem anderen 
ergibt ſich die Beobachtung: es mangelt an geſchultem ſoziologiſchen 
Denken. Der geſunde Sinn für das geſellſchaftlich Mögliche und 
Rätliche fehlt. 

Wenn jetzt nicht der Augenblick genutzt wird, wo die Forſchung 
mutig zugreift und planmäßig und folgerichtig, über den Methoden⸗ 
ſtreit hinausſchreitend, tätig iſt, kommen wir aus dem Jammer des 
Gezänks niemals mehr heraus. Jede Wiſſenſchaft ſteht anfangs 
vor dem Geheimnis. Auch der erſte Chirurg und der erſte Bak⸗ 
teriologe mußten wagen und ſich auslachen laſſen. Auch wir 


wollen wiſſen, was hinter dem Vorhange ſteht. Wir ſpüren die 


atembeklemmende Nähe des noch geſpenſtigen Problems Geſellſchaft. 
Es ſoll unter unſeren Händen zu einem plaſtiſchen Körper werden! 

Viele Einwendungen, die beim einleitenden Methodenſtreite ſehr 
beachtlich und unüberwindlich erſcheinen, wandeln ſich angeſichts der 
wirklichen Ausführung des Verſuchs zu dialektiſchen Spielereien und 
Unerheblichkeiten. Es geht der Soziologie heute ſchon ſo wie manchen 
anderen neuen Dingen: Die „Gelehrten“ werden noch lange über 
ihre Daſeinsmöglichkeiten ſtreiten, während auf ihrem Boden ſchon 
fruchtbringende Saat ſproßt. Wenigſtens hat ſich unſer Kölner 
Inſtitut nicht lange durch Belows und anderer Proteſte beunruhigt 
gefühlt; es iſt vielmehr inzwiſchen an die nn einer um⸗ 
fangreichen Forſchungsarbeit gegangen. 

Bei der Zielſteckung einer Wiſſenſchaft muß man, ſcheint mir, 
unterſcheiden, zwiſchen dem letzten, richtunggebenden Idealziele und 
der Sonderaufgabe für die unmittelbare Arbeit. Hätte man dies 
bei der Kritik bisher getan, wäre ſie gerechter ausgefallen. 

Das Idealziel ſehe ich in der Beantwortung letzter großer 
Lebensfragen: Wie verknüpft ſich das Einzel⸗ mit dem Maſſen⸗ 
ſchickſal? Wieweit gehört der einzelne Menſch ſich ſelbſt, wie weit 
anderen Menſchen, wie weit den Kollektivkräften an? 

Den Weg dahin nehmen wir über das Studium der Formen 
der Vergeſellſchaftung. Vierkandt! hat treffend die Kategorie 
der Beziehung als die ſpezifiſch ſoziologiſche bezeichnet. Nun iſt 
freilich die Frage nach der Ablöſungsmöglichkeit der Form der Ver⸗ 
geſellſchaftung vom Inhalte nicht nur von Gegnern, ſondern auch 
von Soziologen ſelbſt bezweifelt worden. Am ſchärfſten wendet ſich 

1 Bol. Vierkandt, Die Beziehung als Grundkategorie des ſozialen 
Denkens. Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie, IX. Bd., Heft 2. 
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Spann! gegen Simmels Auffaſſung der Soziologie. Er ſchreibt 
unter anderem: „Es muß daher abgelehnt werden, daß die formale 
Natur des. Gegenſtandes der von Simmel angeſtrebten „Soziologie“ 
allein eigen wäre. Dieſe fehlt nirgends, und der ganze Geſichts⸗ 
punkt erweiſt ſich daher als unrichtig. Die ſcheinbaren „Inhalte“: 
Wirtſchaft, Staat, Recht, Politik, Sprache — das ſind lauter ſpezi⸗ 
fiſche Formen, die für alles dienen können, keine Inhalte. Der 
Formbegriff Simmels verwirrt nur, er bringt Kraut und Rüben 
durcheinander. So kommt es, daß Simmels im übrigen ſehr ver⸗ 
dienſtvollen und geiſtreichen Einzelunterſuchungen größtenteils pſycho⸗ 
logiſcher und nur zum anderen Teil geſellſchaftswiſſenſchaftlicher Art 
find. Auch dieſe letztern find. nicht ſchlechthin einheitlich, ‚formal‘. 
Vieles davon hat zum Beiſpiel Schaeffle in ſeiner vergleichenden 
Organiſationslehre, Entwicklungslehre, Lehre von den Maſſen⸗ 
zuſammenhängen, in ſeiner ſozialen Raum⸗ und Zeitlehre behandelt.“ 
Auch bei Troeltſch? finden ſich Zweifel. Bei der Behandlung 

des Verhältniſſes von Soziologie und Sozialökonomik ſpricht er davon, 
„ daß die jeweilige ſoziologiſche Geſamtſtruktur ſelbſt ſchon immer 
ſehr ſtark durch ökonomiſch⸗techniſche Kauſalitäten bedingt iſt und 
gerade ihnen viel von ihrer Dauerhaftigkeit und Einheitlichkeit ver⸗ 
dankt“. 


Zuzugeben iſt Spann, daß die Abſtraktion der Form in 1055 Ä 


Soziologie nur gradweiſe von der in den übrigen Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften notwendigen abweicht. Aber der Gradunterſchied iſt dabei 
beträchtlich. Wenn ich aus allem menſchlichen Geſchehen, das Gegen⸗ 
ſtand wiſſenſchaftlicher Unterſuchung iſt, nur das entnehmen will, 
was mir Aufſchluß über die Wechſelbeziehung von Perſonen und 
Gruppen als ſolchen gibt, wenn die Zwecke, Anläſſe und Motive 
ihres Zuſammen⸗ und Gegeneinanderwirkens mich nur als Stoff 
beſchäftigen, aus dem ich die perſonale Beziehung als ſolche analy⸗ 


fiere, fo iſt hier ein Unterſchied zwiſchen den Wiſſenſchaften fell 
geſtellt, der in der Tat am deutlichſten durch die Gegenüberſtellung u 


der Kategorien Form und Inhalt angedeutet wird. | 
Das eigentliche Problem iſt freilich, ob und in welchem Maße 
eine ſolche Abſtraktion der menſchlichen Beziehungsformen vom ſach⸗ 


lichen Inhalte ihrer Beziehung möglich iſt, ob nicht doch eben dieſe 


1 4. 4. O. S. 18719. 


2 Ernſt Troeltſch, Zum Begriff und zur Methode der Soziologie. 


DENE Archiv, 8. Band, Heft 2, S. 275. 
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Beziehung zu ſehr an den konkreten Beziehungszweck gebunden iſt. 
Man kann zweifeln, ob nicht der Beſtand an letzten (mehr oder 
weniger) geſetz- und regelmäßigen Beziehungen zu gering und ale | 
gemein ſein werde, als daß es ſich lohne, dieſe ſchwierigen Analyſen 
anzuſtellen. Jede konkrete Sachaufgabe verändere immer wieder die 
Perſonalbeziehung. Aus dem Sachlichen ergeben ſich Kräfte, die die 
Menſchen zueinander oder auseinander zwingen. 

Die Schwierigkeit der Aufgabe iſt zuzugeben, aber nicht ihre 
Unlösbarkeit und ihre Unergiebigkeit. Hat man nicht den erſten 
Chemikern verwandte Einwände gemacht? Stellte man nicht dem 
menſchlichen Geiſte ein ſchlimmes Armutszeugnis aus, wenn man 
ihm ein für allemal die Fähigkeit abſpräche, zu enen wie die 
geiſtige oder praktiſche Verbindung zweier oder vieler Menſchen als 
ſolche wirke, das Zwiſchenreich der Menſchen, die Verknüpfung des 
„Ich“ mit dem „Du“, das Weſen des „Wir“ beſchaffen ſei? 

Vielleicht gelangen wir zu einer umfangreicheren Kaſuiſtik, als 
wir heute noch annehmen. Vielleicht vereinfacht ſich die Überfülle 
von Beziehungsmöglichkeiten zu einer kleinen Anzahl. Vielleicht 
müſſen wir mehr „Sachgut“ mit in unſere Form hineinnehmen, 
mehr an ökonomiſchen, ſprachlichen, individualpſychologiſchen, bio⸗ 
logiſchen Tatſachen, als es dem Charakter einer ſelbſtändigen Wiſſen⸗ 
ſchaft Soziologie prima facie zu entſprechen ſcheint. All das wollen 
wir ja erſt gründlich unterſuchen. Zunächſt ift das Formal: 
prinzip eben ein heuriſtiſches; wir ſtellen die Hypo⸗ 
theſe auf: Die Form läßt ſich vom Inhalte löſen. 
Verſuchen wir doch einmal, von ge ee aus 
voranzuſchreiten. | 

Es ift erſtaunlich und beglückend, wieviel Lehrreiches und Durch⸗ | 
forſchenswertes dem Suchenden auf dieſem Wege zu Geſicht kommt. 
Mager und langweilig (wie Below zu meinen ſcheint) iſt dieſes 
Sammeln und Sichten nicht. Die Studierenden laufen dabei durch⸗ 
aus nicht fort, wie er meint. (Ich lade Herrn v. Below zu einem 
Beſuche in meinem ſoziologiſchen Seminar ein.) 

| Vielleicht ift es zweckdienlich und erleichtert es die Verſtändigung, 
N 1 wenn ich kurz angebe, wie ich gegenwärtig das Gebiet der allgemeinen 
Geſellſchaftslehre disponiere und einen Grundriß, an dem ich arbeite, 
einteile: | 
I. Teil: 


1, Die Aufgaben der Soziologie als Wiſsenſchaft. Ihr Verhältnis 
zu den ſoziologiſchen Methoden der anderen Einzelwiſſenſchaften. 
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Schwierigkeiten ſoziologiſcher Erkenntnis. Die Vorurteſß als 
Hinderniſſe ſoziologiſcher Einſicht. ö 

2. Ihre bisherige Geſchichte. (Von der Cmzytlopadie zur Lehre 

von den Formen der Vergeſellſchaftung.) 

3. Die Stellung der Soziologie im . des > Polka 
Wiſſens. 

we II. Teil: N ZZ 

4. Das Weſen der Vergeſellſchaftung. Die Kategorie der Be⸗ 
ziehung. (Abſoluter und relativer Geſellſchaftsbegriff. Die 
Vergeſellſchaftung als Vorgang. Differenzierung und In⸗ 
tegration. Arbeitsteilung und Arbeitszuſammenfaſſung. Be⸗ 
harrung und Wechſel. Das Alte und das Neue. Die Genera⸗ 
tionsfolge.) 

5. Die ſeeliſchen und körperlichen Vorausſetzungen und Mittel So 
Vrgeſellſchaftung. (Gewöhnung, Affinität, Nachahmung — 
Sympathie und Antipathie — Über⸗ und Unterordnung — 

f Nebeneinander, Miteinander, Ineinander und Voneinander.)— 

6. Die Formen der Vergeſellſchaftung: Gemeinſchaft und „Geſell⸗ 
ſchaft“ — Horde, Stamm, Staat, Volk, Nation, Rafie — 
Beruf, Stand, Kaſte, Klaſſe — Einsamkeit und Geſelligkeit — 
Die Maſſe. Die Mehrheit. Führertum und Gefolgſchaft — 
Gegenſeitige Hilfe und gegenſeitige Behinderung — Ausleſe | 
und Gleichſetzung. 

7. Elemente der Geſellſchaft. Das Problem des Individuums. 
8. Die Hauptprinzipien und Zielſetzungen der Vergeſellſchaftung: 
Individualismus, Univerſalismus, Myſtik — ae Gleich⸗ 
| heit, Brüderlichkeit. 
9. Das ſyſtematiſierte Geiſtesleben als geſellſchaftliche Erſcheinung. 
| (Wiſſenſchaft, Kunſt, Religion, Philoſophie, Moral — Weſen 
der Bildung.) | 
10. Das ſyſtematiſierte geſellſchaftliche Handeln. Organen 
lehre. (Wirtſchaft, Politik, Krieg.) | 
11. Die Formgebilde des geſellſchaftlichen Handelns und des ge⸗ 
ſellſchaftlichen Geiſteslebens. (Staat — Ehe und W — 
Kirche — Unternehmung — Verein.) 
12. Schluß: Das Verhältnis der Soziologie zur Ethik. 
Es kann aus dieſer kurzen Überſicht nicht hervorgehen, welche 
Abſchnitte mehr kritiſch und verneinend, welche poſitiv aufbauend 
behandelt wurden. Ich will lediglich zeigen, daß man, ausgehend 


5 


| 365] | | Die Soziologie als Einzelwiſſenſchaft | | 49 


vom Weſen der Beziehung, eine Fülle von inhaltsreichen Problemen 
zu behandeln hat, die man — bei aller Anerkennung, daß auch 
manche Nachbardiſziplinen an dieſen Gegenſtänden Anteil nehmen — 
als ſoziologiſch im heutigen engeren Sinn anſprechen muß. Daß 
es irgendeine Diſziplin gibt, die dieſe Fragen in ſyſtematiſchem 
Zuſammenhange ebenſo eindringend behandelt, beſtreite ich. Man 
müßte denn der Philoſophie eine ungeheure Ausweitung geben. 


In ihr aber wird dabei die enge Nachbarſchaft zur Ethik und Meta⸗ 


phyſik der empiriſch verfahrenden, analyſierenden Geſellſchaftslehre 
leicht gefährlich. (Über die Beziehungen zur Pſychologie möchte ich 
in dieſem Zuſammenhange nichts ſagen; hier gelten durchaus 
Simmels und Max Webers klare Scheidungen.) Es erſcheint 


mir nicht falſch, wenn Below erklärt: „Die Auflöſung in Spezial⸗ 


fragen würde hier“ (nämlich in der Soziologie) „noch größer ſein 
als anderswo. Nennen wir ein paar ſolcher einzelnen Themata, die 
ſchon behandelt worden ſind: Soziologie des Adels, des Erbamts, 


der Treue, der Dankbarkeit, des ſchriftlichen Verkehrs (des Briefs), 


des Schmucks, der Sinne, der Panik (Vortragsthema auf einem 
Soziologenkongreß). Wenn wir dann weiter hören von der 


‚Negativität kollektiver Verhaltungsweiſen“, von der pſychologiſchen 


Schwellenerſcheinung“ uſw., jo iſt damit wohl genügend angedeutet, 
daß der ſoziologiſche Wiſſenſchaftsbetrieb ſich heute von keiner 
Diſziplin an verfeinerter Spezialiſierung übertreffen laſſen will. 
Und wie weite Wege der analytiſchen Forſchung wird der ſozio⸗ 
logiſche Forſcher noch zum Beiſpiel auf dem Gebiete der Sozio⸗ 


logie des Adels, der Sinne, der Beſchämung, des ſoziologiſchen 


Gegenſatzes zwiſchen Auge und Ohr (vgl, Simmel, S. 650) gehen 
wollen und müſſen!“ 

Aber dieſe Spezialanalyſen haben nicht den Nachteil der Ver⸗ 
zettelung der inneren Teilnahme. Sie bleibt ungeſchwächt. Es iſt 
eine vom Menſchen — und was kann dem Menſchen beachtenswerter 
ſein als der Menſch, vorausgeſetzt, daß ihn nicht eine beſondere 
Art Lebensverneinung von jeder Neugier an dieſem Gegenſtande 
befreit hat — ausgehende, nicht peripheriſche, zentrifugale, ſondern 
eine ausgeſprochen zentripetale Art der Analyſe. Die eigentliche 
Syntheſe rückt freilich immer mehr in die Ferne, je mehr man 


forſcht. Sie würde in der Errichtung des einheitlichen Baues eines 


lückenloſen Geflechts von menſchlichen Beziehungen beſtehen. Aber 


jede Analyſe bringt uns bald in dieſer, bald in jener Hinſicht dem 


Menſchen als ſolchen näher und u uns damit allemal zu dem, 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. 4 
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worin auch alle Kulturſyntheſen beſchloſſen liegen, Die Analyje 
aber hat auch den großen Vorteil, daß ſie uns von den unerträg⸗ 
lichen, voreiligen und aberwitzigen Spekulationen vieler Geſchichts⸗ 
philoſophen frei macht, von den wilden Konſtruktionen, die beſten⸗ 
falls Werke der Dichtung ſind. 

Wie aber geht man bei den ſoziologiſchen Formanalyſen vor? 
Ich deute an: Die Vergleichung iſt das Hauptmittel. Es werden 
erſtens die Fälle ſummiert, bei denen gleiche Gemeinſchaftszwecke 
durch verſchiedene Organiſation verfolgt werden, danach zweitens 
die Fälle, bei denen verſchiedene Zwecke auf dem gleichen Wege 
äußerer Anordnung von. Menſchen erſtrebt werden. Es bleibt | 
drittens zu unterſuchen, wie dabei die Menſchen jedesmal auf: | 
einander reagieren. So laſſen ſich induktiv — ich nenne beliebige 
ungeordnete Beiſpiele — die Erſcheinungen der Nachahmung, der 
Kameradſchaft, der Freundſchaft uſw. unterſuchen. Den induk⸗ 
tiven Verſuchen gehen die Deduktionen aus den Axiomen parallel. 

Die Ergebniſſe des einen Wegs kontrollieren ſich an denen des 
anderen. — 

Es bleibt die oben geſtreifte Frage nach dem ken der 

Auswahl der zu behandelnden menſchlichen Beziehungen. Barth 
macht ſie von der hiſtoriſchen Wichtigkeit abhängig. Den Glauben, 
der Geſchichtsphiloſoph könne uns einwandfrei und vorurteilslos 
ſagen, was hiſtoriſch wichtig und nicht bloß „Wellengekräuſel“ 
ſei, vermag ich nicht zu teilen. Ich ſuche das Kriterium nicht 
auf dieſem allzu ſchwankenden und vielfach mißbrauchten Boden. 
Es kann meines Erachtens nur die Philoſophie oder eine all⸗ 
gemeine, nicht bloß naturwiſſenſchaftliche Anthropologie liefern: 
Wichtig iſt alles das, was über den Menſchen als ſolchen Aufſchluß 
gibt. Dieſer allgemeine e Satz mag hier 
genügen. 

Wer an dieſen Andeutungen noch manches für klärungsbedürftig 
hält, mag ſich erinnern, daß wir erſt am Anfange einer Diſziplin⸗ 
entwicklung ſtehen. Könnten wir heute ſchon alle wiſſenſchaftlichen 
Ergebniſſe in nuce in zweifelausſchließenden letzten Sätzen geben, 
ſo wäre unſere Aufgabe bereits erfüllt. Wer darüber ſpottet, daß 
der Begriff Geſellſchaft nebelhaft ſei, erinnert ſich vielleicht, daß 
man auch über die Bedeutung des Wortes „Wirtſchaft“ oder 
„Volkswirtſchaft“ heute noch ſehr ſtreitet, ſo daß zum Beiſpiel 
Liefmann ſagen kann: „Während man Mitte des 19. Jahr⸗ 
hunderts die ökonomiſche Theorie für abgeſchloſſen und vollendet 


367 Die Soziologie alt cult. 1 5 5 n 51 . es 


hielt, ift ſeitdem alles wieder ins Wanken en Und . 
Jauriſten können ſich der vermeintlichen Sicherheit ihres tragenden 
Grundbegriffes „Recht“ nur dadurch rühmen, daß ſie alles Pro⸗ 


. blematiſche entweder dem Begriffe Staat oder ſnaturrechtlich dem 
ziuſchieben, was man Gerechtigkeit nennt. ; 


w Below erklärt kurz: „Die ſoziologiſch titulierte: Kteratur ge⸗ 
hört, rein wiſſenſchaftlich betrachtet, zum großen Teil in eine ab» 


gelegene Zimmerecke.“ Ich darf wohl annehmen, daß es eine 
beſonders gut ausgeſtattete und ſorglich gehütete Ecke, eine Art Altar⸗ 


niſche iſt. Immerhin wäre es wünſchenswert, daß der Meiſter 


mittelalterliche Geſchichtsforſchung feine Bibliothek fo anord nete, 


daß er den Weg nicht ſcheute, um ſich von Zeit zu Zeit über die 


Fiortſchritte der mißachteten Disziplin zu überzeugen. Wir aber 


wollen uns bemühen, daß fein Buchhändler inſtand geſetzt wird, ihm 
dafür geeignetes Material zu liefern pro papa e informato 
ad papam melius informandum. | | 
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Das Problem d ko berufsſtä ündiſchen 


Vertretung im Zeitalter Bismarcks 


Von Dr. jur. Heinrich Herrfahrdt „Bonn 5 


Inhaltsverzeichnis: 1. Die verfaſſungsgeſchichtliche Entwicklung von 1848 bis 
1870 S. 53. — Das e der Zeit von 1848 bis 1870 S. 57. — 


3. Bismarck ©. 70. 


. Die 3 BEN von 1848 681870 5 
Bi zum Jahre 1848 hatte man in Deutſchland, in Anlehnung u. 
an altſtändiſche Verhältniſſe, die Gliederung der Polls 


vertretung nach Ständen im allgemeinen für ſelbſtverſtändlich ge⸗ * 
halten. Soweit die deutſchen Staaten in dieſer Zeit bereits zum 


Konſtitutionalismus übergegangen waren, pflegten ſie ihren Parla⸗ 


menten die Gliederung des Volkes in die drei Stände der Ritter . 
ſchaft, des ſtädtiſchen Bürgertums und der Bauernſchaft zugrunde 
zu legen. Dieſe Zuſammenſetzung der Volksvertretung erſchien als 
das geſchichtlich nächſtliegende Mittel, die führenden Geſellſchafts⸗ 0 


ſchichten, ländlichen Großgrundbeſitz einerſeits, gebildetes und be⸗ 


ſitzendes Bürgertum anderſeits, gegenüber den breiten Maſſen hin⸗ E = 


reichend zur Geltung zu bringen. 


Die Ereigniſſe des Jahres 1848 hatten faft überall zur Ver⸗ 
drängung der ſtändiſchen Gliederung durch das allgemeine gleiche 
Wahlrecht geführt, das nur in manchen Staaten in ſeiner radikalen 


Wirkung abgeſchwächt war durch einen mäßigen Zenſus oder durch 


das Erfordernis ſelbſtändiger Lebensſtellung?. In den folgenden Pr 
Jahren trat allgemein ein Rückſchlag ein. Die breiten Maſſen 


zeigten weder hinreichende politiſche Bildung, um von dem Wahl⸗ 
recht einen ſachgemäßen Gebrauch zu machen, noch beſaßen ſie das 
Klaſſenbewußtſein und die äußere Organiſation als Stand, um die 


durch die Revolution errungenen politiſchen Rechte in ruhigen Zeiten 
behaupten zu können. Adel und Bürgertum übernahmen wieder. 


die Führung. Die Rückkehr zum ä Wahlrecht 1 als 


1 Die vorliegende Abhandlung bildet einen perkärgken Ausſchnitt ER einer 


demnächſt erſcheinenden größeren Arbeit „Das Problem der berufsſtändiſchen 
Vertretung von der franzöſiſchen Revolution bis zur Gegenwart“. 
2 Vgl. Georg Meyer, Das ö Wahlrecht * S. mi 
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5 eine ſelbſwerſtnndliche e e Im Königreich Sachſen wurde 
durch Vereinbarung der Krone mit den alten Ständen am 15. Auguſt 
= 1850 das durch proviſoriſches Geſetz eingeführte allgemeine gleiche 

| Wahlrecht aufgehoben und die Verfaſſung von 1831 wieder in Kraft 
geſetzt. In den meiſten deutſchen Staaten aber treten jetzt neue 
„Geſichtspunkte hinzu, die dahin führen, daß Adel ſowohl wie Bürger⸗ 
tum in dem ſtändiſchen Aufbau der Volksvertretung bald nicht 
mehr die geeignete Plattform zur Geltendmachung ihres Einfluſſes . _ 
ekrblicken. Da die beiden Stände meiſt einander ungefähr die Wage 


— 0 


halten, iſt keiner von beiden imſtande, dem anderen gegenüber eine 


ſolche Form berufsſtändiſcher Stimmenverteilung durchzuſetzen, daß 

die Wahrung der eigenen Intereſſen für alle Fälle künftiger Kom⸗ 

binationen gewährleiſtet iſt. Ein Beiſpiel für dieſen Vorgang haben 
wir in dem Verſuch einer Wahlreform in Bayern im Jahre 18541. 


Der Entwurf der Regierung, der von dem Streben geleitet war, 


dem ländlichen Großgrundbeſitz wieder zu feiner alten Machtſtellung 


zu verhelfen, ſchlug für die Kammer der Abgeordneten an Stelle 


des 1848 eingeführten allgemeinen gleichen Wahlrechts ein ſtändiſches 
8 Wahlſyſtem vor, wobei der Großgrundbeſitz 32 Stimmen, der übrige 


Grundbeſitz 40, die größeren Städte 17, die Vertreter von Handel 


die ſtädtiſche Bevölkerung vor dem Überſtimmtwerden ſchützen ſollte. 
Die ſtändiſche Gliederung wurde begründet mit der Notwendigkeit, 
„ſolche Elemente von politiſcher und ſozialer Bedeutung zur Geltung 
zu bringen, die trotz ihrer Wichtigkeit numeriſch ſo ſchwach ſind, 


daß ſie nicht in allgemeinen Wahlen ſich geltend machen können“. 

Doch auch dieſer Entwurf wurde von der Kammer abgelehnt, indem 
er die für eine Verfaſſungsänderung erforderliche Zweidrittel⸗ 

mehrheit. nicht erlangte. Es verblieb alſo beim allgemeinen gleichen 


und Gewerbe. 20 und die Geiſtlichkeit 12 Stimmen erhalten ſollten. 
Der Ausſchuß der Kammer der Abgeordneten, der in der Verwerfung 
des allgemeinen gleichen Wahlrechts mit der Regierung überein⸗ 
f ſtimmte, ſtellte dem Regierungsentwurf einen eigenen Entwurf 
gegenüber, der ebenfalls auf der ſtändiſchen Gliederung aufgebaut 
war, aber durch andere Verteilung der Stimmen — der adlige 
Großgrundbeſitz ſollte zum Beiſpiel nur 8 Stimmen erhalten —, 


＋ 


Wahlrecht, das allerdings jeik feinem Beſtehen durch die Voraus: _ 


| ſetzung . Steuerzahlung gemildert war. 


a Bel. v. Seydel, Bayriſches Staatsrecht, 2. Aufl. (1896), Bd. I, 
S. 412f. | 5 
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Der geſchilderte organ, iſt für Wahlrechtskämpfe dieſer Zeit 


charakteriſtiſch. Grundſätzlich ſind alle Teile einig in der Ablehnung 


des allgemeinen gleichen Wahlrechts und gehen an feine, Abſchaffung 


heran mit dem Beſtreben / die Machtſtellung des eigenen Standes 


für alle Zukunft in der Verfaſſung. feſtzulegen; und trotzdem bleibt 
es ſchließlich beim gleichen oder wenigſtens allgemeinen, nicht ſtän⸗ 


diſch gegliederten Wahlrecht. Während man bisher, bei den frei⸗ 


willig von den Regierungen verliehenen Verfaſſungen, ſich mit dem 
Vertretenſein als Stand überhaupt zufrieden gegeben hatte, iſt jetzt 


das Verſtändnis für die Bedeutung des Zahlenverhältniſſes 
in der Stimmverteilung erwacht. Damit iſt aber zwiſchen den 


beiden maßgebenden Ständen ein unlösbarer Konflikt geſchaffen, der 
ſchließlich damit enden muß, daß man beiderſeits die Forderung 


ſtändiſcher Vertretung überhaupt fallen läßt und auf dem Boden 


eines nicht gebundenen Wahlſyſtems die ſtändiſchen Intereſſen mit 
neuen Mitteln zu vertreten ſucht. | 

In dieſe Entwicklung greifen nun andere wichtige Umſtände 
ein, die dazu beitragen, die Stimmung gegenüber dem allgemeinen 
gleichen Wahlrecht immer günſtiger zu geſtalten. Mit dem An⸗ 
wachſen der Großinduſtrie war die Arbeiterklaſſe als neuer Stand 


in die Erſcheinung getreten, der über kurz oder lang eine geſell⸗ 


ſchaftliche Macht werden mußte. Für die herrſchenden Stände war 
dieſe Ausſicht ein Wink, den Arbeiterſtand ſchon jetzt, wo er noch 


keine beſtimmte politiſche Richtung gefunden hatte, durch Zugeſtänd⸗ 


niſſe auf dem Gebiet des Wahlrechts für ſich zu gewinnen. Unter⸗ 
ſtützt wurde dieſes Streben dadurch, daß mit dem Jahre 1848 
große, leitende Ideen in das politiſche Denken eindrangen, die nicht 


an den Rahmen eines Standes gebunden waren. Solche Ideen 
werden jetzt für die bisherigen Stände ein Mittel, um auf der 


Grundlage eines mehr oder weniger allgemeinen, aber jedenfalls 
nicht ſtändiſch gebundenen Wahlrechts auf dem Wege freier Partei⸗ 


werbung, ihren Einfluß auf das Staatsleben zu ſichern. Für den 


Geburtsadel und das Beamtentum wird der Gedanke der Königs⸗ 
treue und Anhänglichkeit an das Herrſcherhaus zum Leitſatz der 
Parteibildung, für das Bürgertum in gleicher Weiſe der liberale 
Gedanke und das Ziel der nationalen Einigung. Beide Teile leben 


in der Hoffnung, ſich durch die Zugkraft ihrer Ideen eine unbedingte 
Mehrheit zu ſichern, ohne dabei von der Unterſtützung durch ein 
beſtimmtes Wahlſyſtem abhängig zu fein. Eine entſchiedene Stellung⸗ 
nahme zu den Einzelfragen des Wahlrechts, zum Beiſpiel zur Frage 


. 
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Ä des genſus, des Klaſſen⸗ und Pluralwahlrechts, iſt infolgedeſſen bei ö 


keiner der Parteien vorhanden. Bezeichnend für die Auffaſſung 
dieſes Zeitabſchnitts find die Worte Bismarcks am 28. März 18671, 


daß jedes Wahlrecht unter denſelben äußeren Umſtänden und Ein⸗ | 


flüſſen ziemlich gleiche Reſultate gäbe. Der Gedanke des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts, der dem allen Privilegien abgeneigten Zeitgeiſt 
entſprach, konnte unter dieſen Umſtänden bei Angehörigen aller 
Klaſſen und Parteien Anklang finden. Ebenſo wie das liberale 
Bürgertum von einer Ausdehnung des Wahlrechts den Sieg der 


von ihm vertretenen Staatsidee erwartete, hoffte vielfach auch das 


konſervative Beamtentum auf Stärkung ſeines Einfluſſes durch das 
gleiche Wahlrecht, indem man mit der monarchiſchen Geſinnung der 
breiten Maſſen rechnete. So ſchrieb Bismarck am 19. April 1866 


an den Grafen Bernſtorff: „Ich darf es wohl als eine auf langer 
Erfahrung begründete Überzeugung ausſprechen, daß das künſtliche 
Syſtem indirekter und Klaſſenwahlen ein viel gefährlicheres iſt, in⸗ 


dem es die Berührung der höchſten Gewalt mit den geſunden Ele- 


menten, welche den Kern und die Maſſe des Volkes bilden, ver⸗ 


hindert. In einem Lande mit monarchiſchen Traditionen und loyaler 
Geſinnung wird das allgemeine Stimmrecht, indem es die Einflüſſe 


der liberalen Bourgeoiſieklaſſen beſeitigt, auch zu monarchiſchen ö | 
Wahlen führen, ebenſo wie in Ländern, wo die Maſſen revolutionär “ 


fühlen, zu anarchiſchen. In Preußen aber ſind neun Zehntel des 
Volkes dem Könige treu und nur durch den künſtlichen Mechanismus 


der Wahl um den Ausdruck ihrer Meinung gebracht?.“ 
Das Ergebnis dieſer Entwicklung war, daß in der Zeit zwiſchen 


1860 und 1870 bei den Regierungen ſowohl wie bei den führenden 
Parteien die letzten Reſte von Sympathie für das ſtändiſche Wahl⸗ 


recht ſchwanden. Unter dieſen Umſtänden konnte im Jahre 1866 


für Bismärck der Gedanke eines aus allgemeinen gleichen Wahlen 
hervorgegangenen Reichstages als ein geeignetes Mittel erſcheinen, 
die überwältigende Mehrheit des deutſchen Volkes und der Regie⸗ 
rungen den Plänen Preußens geneigt zu machen 3. Nachdem aber 


1 Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des verfaſſungsberatenden 
Reichstages des Norddeutſchen Bundes, Bd. I, S. 429, und Politiſche Reden 
Bismarcks, Bd. I, S. 308 ff. 

2 H. v. Sybel, Die Begründung des Deutſchen Reiches durch Wilhelm I. 
Bd. IV, S. 318 f. 


s Vgl. Georg Meyer, Das parlamentariſche Wahlrecht, S. 235 ff., und | 


Richard Augſt, Bismarcks Stellung zum parlamentariſchen Wahlrecht, 


S. 68 ff. 
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in den Verfaſſungen des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
Reiches das allgemeine gleiche Wahlrecht zur Annahme gelangt war, 
konnte ſich die ſtändiſche Gliederung der Volksvertretung auch in den 
Einzelſtaaten, ſoweit ſie noch vorhanden war, nicht länger halten: 

m Königreich Sachſen wurde ſie 1868, im Großherzogtum Heſſen 


72 beſeitigt. Überreſte haben ſich darüber hinaus nur noch in 


Württemberg und in einigen Kleinſtaaten erhalten !. 
Zuſammenfaſſend können wir die Entwicklung unſeres 8 
in der Verfaſſungsgeſchichte von 1848 bis 1870 folgendermaßen kenn⸗ 
zeichnen: Der Kampf zwiſchen Geburts⸗ und Beſitzſtänden wird zu⸗ 
nächſt unter beiderſeitiger Ablehnung des allgemeinen gleichen Wahl⸗ 
rechts fortgeſetzt. Die Erkenntnis der Unfruchtbarkeit dieſes Kampfes 
zwiſchen den geſchloſſenen Ständen führt dann aber auf beiden 
Seiten zur Annahme des Grundſatzes der freien Parteibildung und 
ſtärkt die Neigung, der Ausdehnung des Wahlrechts zuzuſtimmen. 
Mit dem Jahre 1870 können wir die in der Vergangenheit wurzelnden 
Formen ſtändiſcher Vertretung als endgültig überwunden anfehen. 


2. Das Schrifttum der Zeit von 1848 bis 1870 


In der Zeit vor 1848 hatten Vertreter der verſchiedenſten 
ſtaatsphiloſophiſchen Richtungen im weſentlichen übereinſtimmend die 
ſtändiſche Gliederung der Volksvertretung verteidigt. Rationaliſten, 
wie Karl von Rotteck, ſahen in ihr das geeignete Mittel, „dem ver⸗ 


ſtändigeren und zuverläſſigeren Teil des Volkes das Übergewicht beim | 


Wahlakt zu ſichern“?. Die organiſche Staatslehre unter der Führung 
von Dahlmann forderte eine ſtändiſch aufgebaute Volksvertretung, 
um die verſchiedenen weſentlichen Glieder des geſellſchaftlichen Orga⸗ 
nismus nebeneinander gleichmäßig zur Geltung zu bringen. In der 
Zeit nach 1848, wo das Intereſſe für philoſophiſch begründete 
Staatstheorien in den Hintergrund tritt, enthüllt ſich das Syſtem 
der ſtändiſchen Vertretung immer deutlicher als politiſche Forderung 
beſtimmter Gruppen. Damit verliert es aber auch den Charakter 
einer grundſätzlichen Forderung, den es bisher innerhalb der orga⸗ 
niſchen Staatslehre trug, und erſcheint nur noch als ein Mittel, 
das neben vielen anderen je nach der örtlichen und zeitlichen poli⸗ 
tiſchen Lage zur Anwendung kommen kann. Indem ſich dieſe auf 
Vorausberechnung 5 Wahlergebniſſes eingeſtellte Betrachtungsweiſe 


1 Vgl. Georg Meyer, Das parlamentariſche Wahlrecht, S. 250 ff. 
2 Staatslexikon von Rotteck und Welcker, 1. Band, Art. „Abgeordnete“. 
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Bahn bricht, wird nun das Anſehen des Hänbifäen Vertretungs⸗ 
ſyſtems wiederum beeinträchtigt. Denn wie wir im vorigen Ab⸗ 
ſchnitt geſehen haben, taucht gerade in dieſer Zeit bei den politiſch 
führenden Ständen die Frage auf, ob ſie nicht in dem Aufgeben 
der ſtändiſchen Bindung und in dem Übergang zur freien Partei⸗ 
bildung ein weit zukunftsreicheres Mittel zur Wahrnehmung ihrer 
Intereſſen fi ſchaffen können, mit dem fie der Gefahr zuvorkommen, 
daß neben ihnen ein neuer politiſcher Stand e der ſie allmäh⸗ 
lich aus der führenden Rolle verdrängt. | 

Eine entſchiedene Ablehnung der Wiederbelebung des ſtändiſchen 
Syſtems als einer durch die Entwicklung des Parteiweſens über: 
holten Einrichtung finden wir zuerſt bei. Auguſt Ludwig v. Rochau 
in ſeiner anonymen Schrift „Grundſätze der Realpolitik“ (1853). 
Sein Ausgangspunkt iſt der Gedanke, daß die Volksvertretung ein 
Ausdruck der wirklichen geſellſchaftlichen Kräfte ſein 
müſſe. „Einen politiſch gültigen Anſpruch auf Vertretung im 
Repräſentatipſtaate hat nicht das Recht, nicht das Intereſſe, 
nicht die Zahl uſw., ſondern immer nur die Kraft, welche dem 
Recht, dem Intereſſe, der Zahl uſw. innewohnt“ (a. a. O. S. 19). 


Die Kraft ſieht Rochau mehr als in der bloßen Kopfzahl in Beſitz, 


Bildung und Anſehen begründet. Aber die dadurch gebotene Ab⸗ 
ſtufung des Wahlrechts darf nicht erreicht werden durch künſtliche 
Gliederung der Wähler nach Ständen. Denn nachdem die Parteien 


aals neue Machtfaktoren die Stände verdrängt haben, wäre das 


Syſtem der ſtändiſchen Vertretung innerlich unwahr, und ſeine 
Wiederherſtellung durch Geſetz würde in Widerſpruch zur ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung ſtehen (a. a. O. S. 91 ff.) 1. 

Während Rochaus Gedankengänge als das Spiegelbild deſſen 


erſcheinen, was in der tatſächlichen politiſchen Entwicklung dieſer 


Zeit vor ſich geht, läßt die übrige Literatur das Rechnen mit den 
wirklichen geſellſchaftlichen Machtverhältniſſen noch auf lange hinaus 
vielfach vermiſſen. Der Verſuch, durch Hinweis auf die Ungerechtig⸗ 
keit oder Unvernunft des reinen Kopfzahlprinzips die Forderung 
eines ſtändiſch gegliederten Wahlrechts zu begründen, kehrt noch 
haufig wieder und hat ſich in der politiſchen Tagesliteratur bis 


1 über die Entwicklung diefer Vetrachtungeweie und ihren Einfluß auf 
die organiſche 55 vgl. Smend, Maßſtäbe des parlamentariſchen 
Wahlrechts (1912), S. 7 ff. und 20 ff. 

2 Hier iſt zu nennen H. Zoepfl, der das preußiſche Klaſſenwahlrecht als 
„Notbeheff und Übergangsfiufe für die Rückkehr zum Syſteme der en 
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heute erhalten. Bei dem bedeutendſten Vertreter des Kampfes gegen 
den Rationalismus in dieſer Zeit, Fr. J. Stahl, können wir aber 

wenigſtens inſoweit den Einfluß der politiſchen Zeitgeſchichte be⸗ 

merken, als ſeine Schriften ſeit 1848 das allmähliche Abſterben des 
ſtändiſchen Gedankens erkennen laſſen. Während Stahls Anſchau⸗ 
ungen im Jahre 1837 noch ſtark von der Vorſtellung des eigenen 
Rechts der Stände beeinflußt ſind, die er als „wirkliche Herrſcher“ 
bezeichnet!, ſieht er 1856 die Stände nur noch in ihrer Bedeutung 


| . für den Staat. Stahl gibt zu, daß er vornehmlich die Intereſſen 


der Ritterſchaft, der Ariſtokratie vertritt, aber nur inſofern, als er 
eben in der Erhaltung des Einfluſſes der Ariſtokratie das Wohl des 


> u Staatsganzen am beſten geſichert fieht?. Demgemäß erblickt er den 


Grund für die ſtändiſche Gliederung der zweiten Kammer nicht darin, 


„die Stände als ſolche zu ſichern, ſondern kraft der ſtändiſchen 


Elemente die konſervative Geſinnung und Macht aus der Bevölke⸗ 


rung herauszuheben“. Die beſte Löſung ſieht er daher in einer 


 „Aberwiegend ariſtokratiſchen Kammer, die jedoch durch die Art der 
Abordnung aufs engſte mit der geſamten Bevölkerung zuf ammenhängt“. 
An dieſem Sinne ſchlägt er vor: Gemeinſame Vertretung der länd⸗ 
lichen Bevölkerung (Ritterſchaft und Landgemeinden), wobei die 
Ritterſchaft kopfweiſe, die Landgemeinden durch Wahlmänner an der 
Wahl des Abgeordneten beteiligt ſind ?. Hier haben wir alſo ſchon 
den Übergang vom ſtändiſchen Prinzip zum allgemeinen Klaſſen⸗ 
wahlrecht. Grundſätzlich führt er über dieſe Frage weiter aus: „Es 


it. wenigſtens für größere Reiche nicht richtig, das Heilmittel und 
die Korrektur des revolutionären Repräſentativſyſtems in der Wieder⸗ 


bringung der ſtrengen ſtändiſchen Dreigliederung, ſtatt in dem Über⸗ 
gewicht des ariſtokratiſchen und mit ihm des konſervativen Elements 


zu ſuchen und gegen die Macht der Dinge die Landesvertretung 


von politiſchen und religiöſen Prinzipien hinweg bloß auf ſtändiſche 
Intereſſen zu verweiſen, ſtatt ſie von der Parteinahme für die 
falſchen zur Parteinahme für die wahren politiſchen und religiöſen 
== ae zu führen.” Zwar haben dieſe Gedankengänge bei Stahl 


108 Intereſſen oder Standesklaſſen“ anſieht (Grundfähe des Gemeinen deütſchen 

Staatsrechts, 5. Aufl. (1863), II. Teil, S. 268—272). Ferner C. v. Kalten⸗ 

born, Einleitung in das konſtitutionelle Verfaſſungsrecht (1863), S. 77 ff. 

1 Stahl, Philoſophie des Rechts, II. Bd., 2. Abt. (1. Aufl. 1837) S. 144. 

„ 2a. a. O. (3. Aufl. 1856), Vorrede S. XIx. | | | 
8 a. a. O. S. 443. 
a. a. O. S. 447. 
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nicht z zu einem endgültigen Bruch mit dem Grundſatz der ſtändiſchen 
Vertretung geführt. Bezeichnend für ſeine Auffaſſung ſeit 1848 iſt 
aber, daß er das Ziel der Volksvertretung nicht darin ſieht, die 
Ifntereſſen der einzelnen Bevölkerungsgruppen wahrzunehmen, ſondern 
als „national = einheitliche Vertretung“ diejenigen Schichten des 
V.oolkes zur Geltung zu bringen, auf deren loyale Geſinnung ſich die 
Regierung ſtützen kannn. Es iſt damit für ihn zu einer reinen 
Frage des Erfolges geworden, ob ſich dieſe Geſinnung im Einzel⸗ 
fall beſſer durch ein ſtändiſches, beſchränktes, abgeſtuftes oder all⸗ 
gemeines Wahlrecht zur Geltung bringen läßt ?. 

| In Stahls Stellung zum berufsſtändiſchen Gedanken tritt ein 
Abſterbeprozeß in die Erſcheinung, der der Entwicklung entſpricht, 
wie wir ſie in der Verfaſſungsgeſchichte derſelben Zeit beobachtet 
haben, wenn er ſich auch im Schrifttum langſamer vollzieht als in 
der Wirklichkeit des politiſchen Lebens. Der Plan, das Kräfte⸗ 
verhältnis zwiſchen den Volksſchichten in ihrer Einwirkung auf den 
Staat durch künſtliche Bindung zu regeln — mochte dieſer Plan 
aus dem ſelbſtſüchtigen Intereſſe des einzelnen Standes entſprungen 
ſein oder aus höheren Geſichtspunkten der Vernünftigkeit oder Ge⸗ 
* rechtigkeit —, iſt als ein Verſuch mit untauglichen Mitteln erkannt 
worden. Die freie Parteibildung tritt an ſeine Stelle, von allen 


Seiten als neues, zukunftsreiches Mittel begrüßt, ſowohl Klaſſen⸗ 1 


intereſſen wie politiſche Ideale zu vertreten. 

Aber in demſelben Zeitraum, in dem wir dieſes Abſterben des. 
alten ſtändiſchen Gedankens verfolgen können, tauchen im Schrift⸗ 
tum, zunächſt fern von der politiſchen Wirklichkeit, neue Gedanken- 
gänge auf, die ganz unabhängig von der Frage des Kräfteverhält⸗ 


1a. a. O. S. 327: „Der Fortſchritt in der Geſchichte beſteht nicht in der 
‚ Abwerfung des ſtändiſchen Prinzips, ſondern er beſteht darin, daß die bloße 
Ständevertretung zugleich national ⸗ einheitliche Vertretung iſt.“ — a. a. O. 
S. 453 bezeichnet er eine Landesvertretung als berechtigt nur unter der Be⸗ 
dingung, „daß die Loyalität, die überall der natürliche Sinn der Bevölkerung. 
iſt, nicht durch Lehre oder Ereigniſſe gänzlich zerſtört iſt. Wenn der Ratio⸗ 
nalismus und Liberalismus im Volke wuchern, jo iſt keine andere Verfaſſung 
möglich als der Abſolutismus, trete er ſofort ein oder nach dem Zwiſchenſtadium 
einer revolutionären Phaſe“. 

2 Einen ähnlichen Entwicklungsgang zeigt Bluntſchli, der 1852 ein 
Wahlrecht „nach den wichtigſten Gruppen der Berufs⸗ und Lebens weiſe“ gefordert 
hatte (Allgemeines Staatsrecht, S. 283), ſpäter aber eine Klaſſeneinteilung der 
Wähler nach Alter, Vermögen, ſtaatlichen Leiſtungen und Bildung für zweck⸗ 
mäßiger hält (Politik als Wiſſenſchaft, 1876, S. 452). 


* 
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niſſes der Klaſſen eine Vertretung nach Berufsſtänden fordern, und 
zwar gerade auf Grund von Erwägungen, die der Betrachtung des 


ſich entwickelnden Parteilebens entſprungen ſind. Sie gehen aus 


von der Erkenntnis, daß mit fortſchreitender Arbeitsteilung und 


Differenzierung der Berufe die Regierungen auch mehr als bisher 
das Bedürfnis ſpüren, die wirklichen Lebensbedingungen, 


Intereſſen und Wünſche aller Volkskreiſe in ihrer ganzen | 
Mannigfaltigkeit unverfälfcht: fennenzulernen, daß aber die Parteien 


nicht geeignet find, der Regierung eine ſolche Kenntnis zu ver: 
mitteln. Schon Freiherr v. Stein hatte in dieſem Sinne an eine 
berufsſtändiſch zuſammengeſetzte Volksvertretung gedacht. Sie ſollte 
rein beratend neben der Krone ſtehen, ſo daß die Frage des Stimmen⸗ 


verhältniſſes der Stände hier nicht brennend geworden wäre l. Der 


bedeutendſte Vorläufer der neuen berufsſtändiſchen Lehre aber iſt 
der franzöſiſche Staatsphiloſoph und politiſche Geſchichtſchreiber 
Simonde de Sismondi. Er betont zuerſt, daß jede Mehrheits⸗ 


herrſchaft eine Unterdrückung eines Volksteils durch den anderen be⸗ 


deute, und "daß ſtatt deſſen die Verſöhnung der Klaſſen zur 


Grundlage des Staatslebens gemacht werden müſſe?. Aus der Ver: 


ſchmelzung aller verſchiedenen Klaſſenwillen ſoll ein einheitlicher 
Staatswille hervorgehen, „indem alle dieſe Willen gehört, alle 


Intereſſen zu Rate gezogen, alle Gründe vertreten werden und der 


Ausdruck der höchſten Tugend, die man im Lande finden kann, er⸗ 
leuchtet von der höchſten Einſicht, endlich ohne Appellation über alle 
Fragen entſcheidet“?. Wir finden, „daß bei einer Nation ſich eben 


ſo viele Willen offenbaren, als ſie Teile enthält, und wir begreifen | 


bald, daß es die Aufgabe des Geſetzgebers iſt, alle dieſe Willen in 


einen einzigen harmoniſch zu vereinigen; eine ſchwierige Aufgabe, 


die Zeit und Umſicht erfordert, eine Aufgabe, die nur gelöſt werden 


kann, wenn die höchſte Vernunft der Nation, die höchſte. Tugend, 


die höchſten Fähigkeiten in jedem Fache, die Leidenſchaften beruhigt 


haben, die Vorurteile zerſtreut, das allgemeine Wohl augenſcheinlich 
gemacht und gelehrt haben, das Wohl eines jeden mit dem Gemein⸗ 


wohl in Einklang zu bringen, damit alle zu dem allgemeinen Willen 


beitragen“. Das W Stimmrecht bezeichnet Sismondi alis 


1 v. Rönne, Staatsrecht 5 Preußiſchen Monarchie, 1 (1899), S 

2 Sismondi, Etudes sur les constitutions des peuples libres en 
Deutſche Überſetzung von n Vorwort des Verfaſſers, S. XV. 

3 a. a. O. S. 38. | 

4 a. a. O. S. 100. 
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ungeeignet, der Regierung die Kenntnis der wirklichen Volksintereſſen 


zu permitteln, und er verlangt deshalb Vertretungen aller einzelnen 


Intereſſengruppen. In dem Repräſentativſyſtem, welches gegen— 
wärtig vorherrſcht, überläßt man die Verteidigung aller dieſer 


Intereſſen dem Zufall; man nimmt an, es werde ſich unter den 


Abgeordneten der Provinzen für jedes von ihnen ein Mitglied finden, 


und dieſes Mitglied werde die Verteidigung des in Frage geſtellten 
Intereſſes übernehmen. Aber dieſe Annahme iſt zunächſt unbegründet, 


und mehrere Intereſſen werden nie vertreten ſein. Und ſelbſt wenn 
ſie es ſind, ſo geſchieht es durch Männer, die nicht im Hinblick auf 
ihre Einſicht in die betreffenden Fragen gewählt worden ſind, es ſind 


Teiͤinne eigentlichen Sachkenner, im Gegenteil, es find Menſchen, die 
nnicht von den Intereſſen ihrer Klaſſen durchdrungen find, die nicht 


1% 


geübt ſind, ſie zu verteidigen 
Während in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts Erwägungen 


und Vorſchläge dieſer Art nur vereinzelt auftreten, gelangen fie ſeit 


1850 unter dem friſchen Eindruck des jungen Parteilebens von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten zugleich zur ſyſtematiſchen Verarbeitung und führen 
zu einer theoretiſchen Neubegründung der Forderung berufsſtändiſcher 
Vertretung in Formen, die gegenüber den bisher entwickelten Syſtemen 


gharakteriſtiſche Unterſchiede aufweiſen. Dabei iſt es nicht zu ver⸗ 
wundern, daß die Vertreter der neuen Geſichtspunkte ſich vielfach 


ihres Verhältniſſes zu den bisherigen Theorien nicht deutlich be⸗ 


wußt werden und daher ihre eigenen Gedanken mit den durch die 
| Entwicklung bereits überholten Gedanken ihrer vermeintlichen Vor⸗ 


läufer verquiden. 

Als erſter hat Karl Levita in feen Buch „Die Volks: 
vertretung in ihrer organiſchen Zuſammenſetzung im repräſentativen. 
Staat der Gegenwart“ (1850) die neuen Gründe für eine berufs⸗ 
ſtändiſch aufgebaute Verfaſſung im Zuſammenhang entwickelt und 


zur Grundlage eines Syſtems gemacht. Als ſeine Vorläufer nennt 
er ſelbſt unter anderen Dahlmann, Rotteck une vor allem Sismondi, 


an den er ſich eng anlehnt. 
Levita verlangt von den Volksvertretern, daß ſie „in lebendiger 


= mündlicher Diskuſſion, nach reifer Beratung, nachdem ſich die Ein- 
ſeitigkeiten der Anſichten der Einzelnen gegeneinander ausgeglichen 


und die Ecken und Kanten aneinander abgeſtoßen haben, ihre Be⸗ 
ſchlüſſe faſſen“ (S. 33). Das aus dem ange Stimmrecht 


1 Sismon di, a. a. O. S. 151. 


SB a 


379] Das Problem der berufsſtändiſchen Vertretung im Zeitalter Bismarcks 63 


hervorgegangene Parlament ſei dieſer Aufgabe nicht gewachſen. In 
ihm würden die Fähigſten verdrängt durch „Agitatoren, welche 
hinter der Larve eines erheuchelten Patriotismus und des Volks⸗ 
wohles ihre eigenſüchtigen Abſichten verſtecken“ (S. 188). Die 
politiſche Erziehung des Volkes durch das Wahlrecht bleibe mangels 
vorbildlicher politiſcher Führer erfolglos. Die. Ernennung der Ab⸗ 
geordneten ſoll daher nicht den Parteien, ſondern den Intereſſen 
übertragen werden. Unter den Vorſchlägen, die Levita für den 
Aufbau einer berufsſtändiſchen Verfaſſung macht, iſt nun beſonders 
wichtig die Forderung, daß in der Volksvertretung alle Intereſſen 
und Gruppen, die zueinander in Gegenſatz treten können, einzeln 
vertreten ſein müſſen, ſo in der Landwirtſchaft Eigentümer, Pächter, 
Meier und Tagelöhner, in den Städten Außenhandel, Binnenhandel, 
Kleinhandel, Unternehmer, Handwerker und Arbeiter der verſchiedenen 
Gewerbe, ferner Kirchen, Univerſitäten, Akademien, Lehrerkollegien, 
Advokaten, Arzte und Gelehrten. Alle dieſe Gruppen ſollen ich 
zu freien Körperſchaften zuſammenſchließen (S. 252 ff.). | 

Hier finden wir alſo einen weſentlichen Unterſchied gegenüber 
den bisher betrachteten Syſtemen. Die Theorie und Praxis der 
ſtändiſchen Vertretung von 1848 hatte ſtets nur die großen, all⸗ 
gemeinen Gruppen der Bevölkerung, wie Großgrundbeſitz, 
ſtädtiſches Bürgertum und Bauernſtand, zugrunde gelegt, um deren 
Gewicht als feſte, geſchloſſene Stände zur Geltung zu bringen. 
Namentlich Stahl hat ſtets betont, daß bloße Privatintereſſen keinen 
Anſpruch anf Vertretung im Staate haben?. „Stand in politiſcher 
Bedeutung iſt der Lebensberuf nur, inſofern er auch eine Einheit 
des politiſchen Intereſſes und der politiſchen Stellung bewirkt, daher 
nur in jenen ſeinen großen Gruppen (Landbau, Gewerbe und 
Handel, geiſtliche Pflege), und nur im Zuſammenhang mit dem ört⸗ 
lichen und obrigkeitlichen Verbande.“ Levita lehnt demgegenüber 
die Rückkehr zu den ſtändiſchen Vertretungen der Zeit vor 1848 auf 
das entſchiedenſte ab. Er ſieht in dem Auftreten der geſchloſſenen 
Stände als „mächtiger politiſcher Körper“ einen die Staatseinheit 
gefährdenden Rückfall in den mittelalterlichen Feudalſtaat (S. 172) 
und betont gerade die Notwendigkeit, das Parlament in eine Fülle 


1 Nach Sismondi, a. a. O. S. 146 f | 

2 Stahl, Philoſophie des Rechts, II. Bd., 2. Abt., 1. Aufl. se, S. 181ff. Br 
3. Aufl. (1856), S. 441 f. 

s Stahl, a. a. O. 3. Aufl. S. 322. 
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kleiner Intereſſengruppen aufzulöſen, in denen alle mög- 
lichen Gegenſätze ſich geltend machen und ſich von Fall zu Fall 
immer neue Gruppierungen der Intereſſen bilden. Während Stahl, 


wie wir ſahen, von den Gruppen der Geſellſchaft, mögen ſie nun 
als Stände oder als Parteien auftreten, die Geltendmachung einer 


einheitlichen Staatsgeſinnung erwartet und nur unter dieſer Vor⸗ — 


ausſetzung die Volksvertretung überhaupt für berechtigt hält, erblickt 
Levita in den Grundſätzen der Parteien nur Phraſen, hinter denen 


ſich ſelbſtſüchtige Beſtrebungen von Parteimännern unter Verdunke⸗ 


lung der wirklichen Volksintereſſen verbergen, und er erwartet gerade 
von der Geltendmachung deß Einzelintereſſen in ihrer ganzen Konkret⸗ 
heit und Mannigfaltigkeit am eheſten die Möglichkeit einer Einigung 
und den Sieg des Gemeinſamen und Übergeordneten. Für das 
Verſtändnis dieſer Auffaſſung Levitas iſt von Wichtigkeit, daß die 
berufsſtändiſche Vertretung bei ihm nicht ſelbſt als Träger des 


Staatswillens erſcheint, ſondern als neben einer ſtarken, politiſch 


führenden Regierung, ſtehend gedacht iſt, der ſie in erſter Linie das 
Tatſachenmaterial zur Bildung eines vernünftigen Willens an 


die Hand geben ſoll (S. 239). Levita hält deshalb auch den Vor⸗ 
wurf, der gegen die bisherigen Syſteme ſtändiſcher Vertretung zu 
erheben war, daß ſie einen Kampf der Intereſſen auf Tod und Leben 
provozieren und das öffentliche Intereſſe hinter den Einzelintereſſen 


zurücktreten laſſen, auf ſeine Vorſchläge nicht für zutreffend (S. 254). 


Die Gegenſätze beſeitigen, zu wollen durch ein Wahlſyſtem, das die 


Unterſcheidung der Intereſſen nicht anerkenne, bedeute in Wirklichkeit 
nur ein Schließen der Augen. Die Einzelintereſſen ſollen Gelegenheit 
haben, ſich geltend zu machen; aber es ſoll ihnen überall das Intereſſe 
des Staates gegenübergeſtellt werden (S. 255). Um dieſes Ziel auch 
innerhalb des Parlaments zu erreichen, entwickelt Levita folgenden 


Plan: Schon die Gemeindevertretungen ſollen auf der berufsſtändi⸗ 


ſchen Gliederung aufgebaut ſein. Im Rahmen der Gemeindepolitik 
ſind alle Einzelintereſſen und ihre Beziehungen zum Geſamtintereſſe 


am klarſten zu durchſchauen. Kräftige Gemeinden bilden daher die 
Grundlage des Staates und „die große Schule der Wiſſenſchaft, der 


Geſellſchaft und des Patriotismus“ (S. 235) 1. Die Landesvertretung 
ſelbſt ſoll nur zur Hälfte aus Vertretern der berufsſtändiſchen 
Korporationen, zur Hälfte aber aus Vertretern der Gemeinde-, 
Bezirks⸗ und Provinzialverwaltungen beſtehen, die das Geſamt⸗ 


1 Nach Sismondi, a. a. O. S. 114. 
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intereſſe gegenüber den Sonderintereſſen geltend zu nachen gaben 
S. 260) l. 
In anderer Weiſe, aber aus ähnlichen Gründen, erteilt Robert 


v. Mohl den Gedanken berufsſtändiſcher Vertretungen. Auch er 


wirft den beſtehenden Parlamenten mangelhafte Kenntnis der Volks⸗ 
intereſſen und ſchwachen Eifer um das Geſamtwohl vor; zur Ab⸗ 
hilfe fordert er Sonder vertretungen aller Gattungen von Rechten 


und Intereſſen. In jedem Falle ſollen immer nur diejenigen Sonder⸗ 


vertretungen vom Staat zur Mitwirkung herangezogen werden, die 
an der betreffenden Angelegenheit wirklich beteiligt ſind. Nur für 


Angelegenheiten der Geſamtheit (auswärtige Angelegenheiten, Ver⸗ 


faſſungsfragen, Organiſation der Staatsverwaltung, Staatshaushalt, 
Heerweſen, ſtaatsbürgerliche Rechte, Geſetzgebung über Rechtspflege, 
Teile des Polizeiweſens) ſind ſämtliche Sondervertretungen zu einer 
Kammer zu vereinigen, in der die Stimmenzahlen nach der Be⸗ 
deutung der einzelnen Gruppen für das Volksleben feſtzulegen find. 


. Sondervertretungen teilt Mohl in drei Klaſſen: 1. materielle 


Gruppen (Groß⸗ und Kleingrundbeſitz, Gewerbe, Handel, Arbeiter), 


2. geiſtige Gruppen (Eirchen, Wiſſenſchaft, Kunſt), 3. räumliche 
. (Gemeinden) ?. 

Ganz abſeits der übrigen Literatur wie des politiſchen Lebens 
hat Karl Chriſtian Planck ſeit 1852 ſein Syſtem des „Berufs⸗ 
ſtaates“ entworfen . Sein Ausgangspunkt liegt nicht auf politiſchem, 
ſondern auf wirtſchaftlſchem und ſozialethiſchem Gebiet, nämlich in 
der Kritik der lediglich auf dem Egoismus des Einzelnen aufgebauten 


7 


1 Als Vertreter ähnlicher Gedanken und Vorſchläge 0 5 genannt: 
H. Ahrens, Naturrecht, II. Bd. (6. Aufl. 1871), S. 377 ff.; M. H. Chaly⸗ 
bäus, Syſtem der ſpekulativen Ethik (1850), II. Bd., S. 282 fl.; Ferdinand 
Walter, Naturrecht und Politik (1863), S. 306 ff.; Konſtantin Frantz, 
Naturlehre des Staates (1870), S. 278 ff., 316 ff. u. 344 ff.; C. E, Jarcke, 
Prinzipienfragen (1854), S. 199. 


2 R. v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politir Bd. I 4860), 


S. 409 ff. Aus ſeiner hieran anſchließenden Stellungnahme zu anderen Syſtemen 
berufsſtändiſcher Vertretung iſt für uns vor allem bemerkenswert ſeine Ablehnung 


der Vorſchläge Stahls, die er als willkürlich konſtruiert zur Unterſtützung von 
Junkerintereſſen bezeichnet (S. 446 f.). Ferner Bd. II (1862), S. 2 (über 


Schäden des allgemeinen Stimmrechts). 


| C. Chr. Planck, Katechismus des Rechts oder Grundzüge einer Neu⸗ 
bildung der Geſellſchaft und des Staates (1852); Sechs Vorträge über die recht⸗ 


lichen und bürgerlichen Aufgaben der deutſchen Nation („Ulmer Vorträge“, 1866); 
Teſta ment eines Deutſchen (1881, 2. Ausgabe 1912). | 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. | 5 


66 5 - Heine Herrfahrdt Bu [382 


individualiſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Die Rettung ſieht er in der 
Errichtung einer neuen Geſellſchafts⸗ und Staatsordnung auf der 
Grundlage von Berufsgenoſſenſchaften, welche, nach oben hin bis 
zu zentralen Vertretungen jedes einzelnen Berufes ausgebaut, das 
geſamte wirtſchaftliche und ſoziale Leben im Sinne der ſittlichen 
Aufgaben der Geſamtheit planmäßig lenken ſollen “. Sie haben die 
Aufgabe, für die richtige zahlenmäßige Verteilung der Bevölkerung 
auf die einzelnen Berufe und für die zweckmäßigſte örtliche Ver⸗ 
teilung zu ſorgen, wobei die Berufsfreiheit zugunſten der Berufs⸗ 
tüchtigkeit eingeſchränkt werden ſoll; ſie regeln die Preiſe und Löhne, 
ſie ſorgen für Beſeitigung menſchenunwürdiger und ſittlich nicht be⸗ 
rechtigter Berufsarten und für Verbeſſerung der Betriebsformen im 
Sinne der Befreiung und Veredlung der menſchlichen Arbeit. Die 
Berufsgenoſſenſchaften ſollen zu Selbſtverwaltungskörpern ausgebaut 
werden, indem ſie ihren Mitgliedern gegenüber ein Recht zum Ein⸗ 
ſchreiten bei Verletzung der Berufspflichten oder der Berufsehre 
haben, der Geſamtheit gegenüber aber für die Pflichterfüllung ihrer 
Mitglieder verantwortlich ſind ?. 
Aus dieſer Berufsordnung ſoll nun der politiſche Aufbau 
organiſch hervorgehen. Die Gemeindevertretungen werden aus Ab— 


gioeordneteh der örtlichen Berufsſtände gebildet, aus ihnen gehen 


wieder die Provinzialvertretungen hervor. Die Landesvertretung 
ſetzt ſich einerſeits aus Vertretern der zentralen Berufsorganiſationen, 
anderſeits aus ſolchen der Gemeinde- und Provinzialvertretungen 
Zzuſammen. Während dieſer Aufbau ſich im weſentlichen mit den 
Vorſchlägen Levitas deckt, fordert Planck wiederum in Übereinſtim⸗ 
mung mit Mohl, daß für jeden einzelnen Gegenſtand immer nur 
die gerade intereſſierten Stände oder Gebietsteile heranzuziehen ſind ?. 
Was das Staatsoberhaupt anbetrifft, jo hält Planck für den heu⸗ 
tigen Staat die erbliche Monarchie für die beſte Staatsform, da 
das Wahlprinzip zur Herrſchaft von Sonderintereſſen führen würde. 
Im organiſchen Berufsſtaat dagegen fordert er einen auf Lebens⸗ 
zeit gewählten unverantwortlichen Regenten als Staatsoberhaupt“. 
Faſſen wir nun die geſamte Literatur dieſes Abſchnittes zu⸗ 
ſammen, ſo finden wir hier, zuſammengedrängt auf einen engen 
Zeitraum, größtenteils auf das Jahrzehnt von 1850 bis 1860, eine 


, 1 Teſtament eines Deutſchen, S. 581 ff. 
a. a. O. S. 632 f. 
3a. a. O. S. 639 f. 

4 a. a. O. S. 655 ff. 
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Fülle verſchiedenartigſter Betrachtungen über berufsſtändiſche Ver- . 


tretung, die ſich trotz mancher Übergänge und Miſchformen deutlich = 


in zwei große Gruppen gliedern laſſen, eine alte, abfterbende und 
eine in die Zukunft weiſende neue Lehre. Die Gegenüberſtellung 
von Stahl und Levita hatte den Gegenſatz klar erkennen laſſen. Die 
alte Lehre will die großen Gruppen der Geſellſchaft als geſchloſſene, 
machtvolle Stände im Staat zur Geltung bringen, um hierbei die 
für den Staat wertvollſten von ihnen beſonders hervorheben zu 
können. Sie fügt zu dieſem Zweck die alten Stände in etwas 
moderniſierter Form in das Syſtem des konſtitutionellen Staates ein. 
Berufs ſtändiſch iſt fie nur inſofern zu nennen, als fie ſich vor 
der Wiederbelebung der reinen Geburtsſtände im allgemeinen 


ſcheut. Die neue Lehre iſſ berufsſtändiſch im engeren Sinne. Sie 


zeigt die Neigung, die Gruppen der Geſellſchaft immer weiter nach 
einzelnen Berufszweigen aufzulöſen, um die Herrſchaft abſtrakter 
Parteiprinzipien und einſeitiger Klaſſenanſchauungen unmöglich zu 
machen und die wirklichen Volksintereſſen in allen ihren 


Gegenſätzen und Abſtufungen in konkreteſter Form herauszuheben. 


E Für die alte Lehre find die Stände Träger von Wille und u 


Geſinnung. Die neue Lehre ſieht in ihnen in erfter Linie ver⸗ 


ſtandesmäßige Kräfte, welche dem Staat das Tatſachen⸗ 
material für ſeine Entſchlüſſe liefern ſollen; als Willensträger iſt hier 
entweder eine ſtarke Monarchie gedacht wie bei Frhr. v. Stein oder 


eine Körperſchaft unparteiiſcher Perſönlichkeiten, zum Beiſpiel bei 


Levita, wo die Hälfte der Volksvertretung aus Gemeinde⸗ und 


= Provinzialbeamten beſtehen ſoll, die durch ihr Amt dazu erzogen. 


worden ſind, ſich über die Gegenſätze der Klaſſen zu erheben. Die A 
Halte Lehre mußte mit dem Aufkommen der Parteibildung abfterben, 


indem dieſe ſich als ein geeigneteres Mittel ergab, große Gruppen 


der Bevölkerung zur Vertretung einheitlicher politiſcher Ziele zu⸗ 
ſammenzufaſſen. Diejenigen, die unentwegt das Alte weitervertreten, 
erſcheinen in dieſer Zeit als rückſtändige, weltfremde Doktrinäre. 
Bei denen aber, die, wie F. J. Stahl, Fühlung genug mit der Wirk⸗ 
lichkeit haben, um die neuen Möglichkeiten zu erkennen, mußte die 
alte Lehre ihre urſprüngliche Farbe verlieren; das ſtändiſche Shitem 
geht allmählich über in die verſchiedenen Formen des beſchränkten 
und abgeſtuften, aber nicht mehr ſtändiſch gebundenen Wahlrechts. 

Die neue Lehre hingegen holt gerade aus dem Parteileben ihre 
ſtärkſten Argumente und gewinnt vielfach (zum Beiſpiel bei Ahrens) 
ihre reine, von Zugeſtändniſſen an die demokratiſche Zeitſtrömung 
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freie Form erſt mit den wachſenden Erfahrungen der Partei⸗ 


5 2 | | geſchichte. 


Den zukunftsfrohen Anfängen. der neuen berufsſtändiſchen Lehre 


un entſpricht die weitere Entwicklung keineswegs. In den nächſten Jahr⸗ 
zehnten verſchwinden Betrachtungen dieſer Art faſt völlig aus dem 


Schrifttum; von einer Einwirkung auf das wirkliche Staatsleben 
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it nichts zu ſpüren. Ahrens ſagt darüber folgendes! : „Dieſes hier 


in Vorſchlag gebrachte organiſche Wahlſyſtem wird zwar voraus⸗ | 5 
ſichtlich, beſonders für die Bildung der zweiten Kammer, noch 


begründeten, verſchiedene Dinge vermiſchenden Meinung hervorgeht, 


daß dadurch wieder mehr oder weniger ſich abſchließende Stände 
geſchaffen würden, teils aber und vornehplich wird er von den poli⸗ \ 
tiſchen Parteiführern in der Preſſe und in den Verſammlungen be⸗ 
kämpft werden, welche durch dieſes Syſtem das wirkſamſte Mittel 
deer Beherrſchung und Ausbeutung der größeren Maſſen verlieren 
würden. Allein man darf von dem Sinne für Wahrheit, Recht⸗ 
' lichkeit und freie Selbſtbeſtimmung, der ſich in Deutſchland nicht ſo 
leicht vom Parteigetriebe erſticken läßt, erwarten, daß bei längerer 
Abung des Maſſenwahlrechts die Unwahrheit und der ſittlich ver⸗ 
doderbliche Charakter desſelben erkannt und die weſentliche Reform 


vorgenommen wird, wie ſie durch das organiſche Syſtem vor⸗ 


ſie zugleich von der alten Lehre ſtark beeinflußt waren. 


Viel wichtiger aber iſt ein anderer Umſtand, und dieſer iſt von | 
Ahrens in feiner Andeutung über den Widerſtand der Parteiführer 


nur zum allergeringſten Teil anerkannt worden. Es waren nicht 


längere Zeit auf Widerſtand ſtoßen, der teils aus der ganz uns ” 


Diurch zwei Urſachen ſieht alſo Ahrens den Erfolg der neuen 
Lehre verzögert: durch den Verdacht des Reaktionären, der 
auf der Vermengung mit der alten Lehre ſtändiſcher Vertretung 
beruht, und durch den Egoismus der Parteiführer. Was 

den erſten Punkt anbetrifft, ſo ſind zweifellos bis zum heutigen 
Tage alle Vorſchläge berufsſtändiſcher Vertretung mit dem Verdacht 
behaftet, der Wiederbelebung alter Privilegien dienen zu ſollen. 

Anhänger hat der Gedanke infolgedeſſen auf lange Zeit hinaus nur 
bei den Rechtsparteien gefunden, und auch hier wurden ſeine Ver⸗ 
fechter vielfach als rückſtändig empfunden, zumeiſt mit Recht, indem | 


— 


die Parteiführer allein, die durch die neue Lehre ihre Intereſſen be⸗ 


1 Ahrens, Naturrecht, II. Bd. (6. Aufl. 1871), S. 392 f. 
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droht fühlten. Der größte Teil des politiſch denkenden Volkes ſah . 


in den Parteien das gegebene Mittel, ſeinen Willen im Staat zur 
Geltung zu bringen. Die neue Lehre hatte ohne Rückſicht auf dieſe 


Tatſache den Staat lediglich auf Forderungen der Moral und Ver⸗ 
nunft aufzubauen verſucht, und es blieb die Frage völlig unbes⸗ 


antwortet, woher die Kräfte kommen ſollten, die zur Durchſetzung 
dieſer Forderungen gegenüber den bisher herrſchenden Mächten nötig 
geweſen wären. Der deutſche Sinn für Wahrheit, Rechtlichkeit und 
freie Selbſtbeſtimmung, von dem Ahrens die Erfüllung ſeines Ideals 
erhoffte, hätte erſt in Form einer großen, organiſierten Volks⸗ 
bewegung gegen das Parteiweſen geprägt werden müſſen, um eine 


Macht darzuſtellen, die dieſe Aufgabe löſen konnte. Eine ſolche Be⸗ 


wegung zu entfeſſeln, dazu war aber die Zeit noch lange nicht reif. 
Was die genannten Schriftſteller über die Schäden des Parteiweſens 
lehrten, beruhte vorläufig noch zum großen Teil auf zufälligen Ein⸗ 


drücken und war jedenfalls nicht offenkundig genug durch Me Er⸗ 
fahrung bewieſen, um das ganze Volk zum flammenden Widerspruch | 


gegen das Parteiweſen aufzurufen. Mochte auch der unabhängige 


Gelehrte in dieſer Zeit ſchon erkennen, wohin die Entwicklung der 


Parteien führen mußte; für das Auge der Maſſe, die ſich eben erſt 


das neue Werkzeug ihres Willens geſchaffen hatte, exiſtierten die ö 
Fehler immer nur bei der Gegenpartei; in den eigenen Reihen leug 


nete man ſie, oder man ſah in ihnen natürliche Schwierigkeiten der 


wicklung in Gegenſätzen. Das Volk, das ſich ſoeben aus der ſtän⸗ 


diſchen Gebundenheit zu freiem politiſchen Leben durchgerungen 
hatte, konnte noch nicht viel Neigung verſpüren, den angeblichen 
Fehlern der neuen Betätigungsformen Beachtung zu ſchenken. Zu: 


nächſt mußte einmal das Parteileben zur vollen Blüte gelangt ſein; 
dann erſt war es an der Zeit, ſich mit en Fehlern zu be⸗ 
ſchäftigen. ö 

Der Kampf der Wiſſenſchaft um eine neue e Form berufsſtändiſcher 


Vertretung mußte unter dieſen Umſtänden vergeblich bleiben. Der 


Entwicklung, die man im Laufe der Zeit zu überwinden hoffte. Die 
neue Lehre rechnete nicht mit dem geſchichtlichen Geſetz der Ent⸗ 


nächſte Schritt in der Entwicklung unſeres Problems konnte erſt 
getan werden, wenn die Gefahren und Unzulänglichkeiten des Partei: - 


weſens im Staatsleben ſelbſt ſich deutlich bemerkbar machten und hier 


in Konflikt gerieten mit dem Geiſt des echten Staatsmannes, der 


dem Staat und dem Volk, aber nicht den Parteien dienen will. 
Dieſer Kampf durchzieht als tragiſches Geſchick das Wirken Bismarcks. 
ö | 1 5 | 


\ 


* , N 


3. Bismarck 


In. ea „Gedanken und erinnerungen“ ſchreibt Fürſt Bis⸗ 
marck: „Mir hat immer als Ideal eine monarchiſche Gewalt vor⸗ 


= geſchwebt, welche durch eine unabhängige, nach meiner Meinung 


ſtändiſche oder berufsgenoſſenſchaftliche Landesvertretung ſoweit kon⸗ 
trolliert wäre, daß Monarch oder Parlament den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Rechtszuſtand nicht einſeitig, ſondern communi sensu ändern 
können, bei Offentlichkeit und öffentlicher Kritik aller ſtaatlichen Vor⸗ 
gänge durch Preſſe und Landtag. 1 Verfolgen wir die Stellung, 
die Bismarck zu. verſchiedenen Zeiten in der Frage des Wahlrechts 
eingenommen hat, ſo finden wir es beſtätigt, daß der Gedanke der 
| berufsſtändiſchen Vertretung feine ganze politiſche Laufbahn durch⸗ 
zieht, aber doch je nach der beſonderen politiſchen Lage in wechſelnden 
Formen und Zuſammenhängen und auch mit zeitweiligen Unter⸗ 


brechungen | 


Der Ausgangspunkt für Bismarcks Stellung zur Wahlrechts— 
frage liegt in den überlieferten Anſchauungen des Adelsſtandes, 
aus dem er hervorgegangen iſt. Aus der Überzeugung heraus, daß 


* 


i aas bebe 556 


im grundbeſitzenden Adel die feſteſte Stütze von Monarchie und Staat = | | 


liege, verfocht Bismarck in den vierziger Jahren, wie die meiften 


| a ſeiner Standesgenoſſen, die ſtändiſch aufgebaute Landesvertretung 


in einer Form, durch die den alten Geburtsſtänden ihre bisherige 


er, wahrſcheinlich in Anlehnung an Stahl, die Notwendigkeit an, 
neben den bisherigen Klaſſen, wie ſie in Preußen im Vereinigten 
Landtag von 1847 vertreten waren, der Ritterſchaft, dem Bürger⸗ 
tum und dem Bauernſtand, als vierte Klaſſe den Stand der Beſitz⸗ 


VPyrmachtsſtellung gewahrt werden ſollte. Im Jahre 1848 erkannte. 


loſen zur Vertretung zuzulaſſen ?. Dagegen lehnte er in dieſer N . 


Zeit ſowohl das Prinzip der reinen Kopfzahl wie das Dreiklaſſen⸗ 
wahlrecht entſchieden ab, indem er in jedem ungebundenen Wahl⸗ 


r ſyſtem tracht der mangelnden politiſchen Bildung des Volkes ein 


Spiel des Zufalls ſah. So ſagt er am 24. September 1849: „Ich 
kann in der Lotterie der Wahlen, mit Hinblick auf den politiſchen 
Zuſtand des eee san Bürgſchaften ſehen, die W berech- 


1 Gedanken und . von Otto Fü rſt von Bismarck (Aus⸗ 
gabe von Cotta, 1898), Bd. I, S. 15 f. 

2 Vgl. zum folgenden Richard Augſt, Bismarcks SEN zum parla⸗ 
mentariſchen Wahlrecht 4917). 
Ba. a. O. S. 8 


DE ß ß . 2 , FÜ EL SC 5. 
ST Sea: „En. 
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tigen, die uneingeſchränkte Disposition über Land und Leute in 


Preußen in die Hände derjenigen Verſammlungen zu legen, welche 
aus dieſem Haſardſpiel hervorgehen mögen.“ 
Aber ſeit 1851 beginnt Bismarck, den Gedanken an Wieder⸗ 
herſtellung einer ſtändiſchen Vertretung nach Art des Vereinigten 
Landtags fallen zu laſſen?. Zunächſt beſtimmen ihn dabei rein real⸗ 
politiſche Geſichtspunkte. Er hat Bedenken gegen einen gewaltſamen 
Eingriff in die Verfaſſung, wenn ein ſolcher nicht dringend geboten 
iſt; und aus den Erfahrungen der Reaktionszeit glaubt er ſchließen 
zu können, daß auch mit dem beſtehenden Landtag ganz gut aus⸗ 
| zukommen iſt. Das Abgeordnetenhaus hatte in dieſer Zeit eine 
ſtarke konſervative Mehrheit, und der Regierung war es gelungen, 
den Einfluß des Landtags auf ein Mindeſtmaß einzuſchränken. 
Nachdem Bismarck aber erſt einmal den Gedanken an eine Rückkehr 
zur ſtändiſchen Vertretung aufgegeben und ſich auf den Boden der 
freien Parteibildung geſtellt hatte, macht ſich bei ihm immer deut⸗ 
licher die Neigung bemerkbar, eine weitere Ausdehnung des Wahl⸗ 
rechts auf die breiten Maſſen zu befürworten. Dabei hat ſich ſeine 
bisherige Anſchauung, im Geburt: und Beamtenadel die beſte Stütze 
des preußiſchen Staatsweſens zu ſehen, durchaus nicht geändert. 
Er hofft aber, nach ſeiner Kenntnis der oſtelbiſchen Landbevölkerung, 
daß gerade der monarchiſch⸗konſervative Geiſt der Rechtsparteien 
unter der Herrſchaft eines freien Wahlrechts beſonders ſtarke 
Anhängerſchaft unter den breiten Maſſen finden wird. Schon 1854 
äußert er in dieſem Sinne: „Man ſchreibt mir von der Abſicht, 
einen höheren Wahlzenſus für die Kammern im Wege der Gemeinde⸗ 
ordnung einzuführen; das wäre kein Glück; denn die durch ſolchen 
Zenſus ausgeſchloſſenen Schichten ſind beſſere Royaliſten als die 
übrigbleibende Bourgeoiſie und höheren Stände, ganz abgeſehen 
von der drohenden Willkür jeder Zenſusordnung und dem Schaden 
endloſer Verfaſſungsmacherei.““ f 
Beſtätigt fand Bismarck dieſe Gedanken durch die Tatſache, 
daß ſeit den Wahlen des Jahres 1858 der Einfluß des liberalen 
Geldkapitals im Abgeordnetenhaus unter dem Schutz des Dreiklaſſen⸗ 
wahlrechts immer größer wurde. Als dieſe Entwicklung einige 


1 Die politiſchen Reden des Fürſten Bismarck (von Horſt Kohl, Bd. J 
S. 127. — Vgl. Augſt, a. a. O. S. 11 ff. 

Augſt, a. a. O. S. 17ff. | 

3 Bismarcks Briefe an den General Leopold von Gerlach (von Horſt 
Kohl), S. 130. 


S 
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Ja hre ſpäter anläßlich der Heeresreorganiſation den Verfaſſungs⸗ 
konflikt in Preußen herbeiführte, reifte in Bismarck die Hoffnung, 
daß gerade ein auf breiteſter Grundlage aufgebautes Wahlſyſtem 
das geeignete Mittel ſein würde, die alten Stützen des preußiſchen 
Staates auch im Parlament wieder zur Geltung zu bringen. Dieſe 
Gründe haben dann, unterſtützt durch das Anſehen, das das all— 
gemeine gleiche Wahlrecht als „Erbteil der deutſchen Einheits⸗ 
beſtrebungen“ genoß, und durch Geſichtspunkte, die im Ver⸗ 
hältnis Preußens zu Oſterreich lagen, zur Aufnahme des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts in die Verfaſſungen des Norddeutſchen Bundes 
und des Deutſchen Reiches geführt !. Dabei werden jedoch dieſe 
Gründe von Bismarck ſelbſt als bloß taktiſch und zufällig empfunden; 
der Gedanke an eine neue Form berufsſtändiſcher Vertretung ſchwebt 
ihm auch jetzt noch als ein — zwar zur Zeit unerreichbares — 
Ideal vor. Die „Neue Preußiſche Zeitung“ ſchrieb am 18. April 
1866, jedenfalls auf Bismarcks Veranlaſſung: „Was für unſere 
Beurteilung das maßgebende iſt, beruht insbeſondere darin, daß in 
Ermanglung einer wirklichen ſtändiſchen Vertretung das allgemeine 
Stimmrecht das Einzige iſt, was Logik und Prinzip enthält.“ 

In den erſten Jahren nach der Reichsbegründung konnte Bis⸗ 
marck mit dem Reichstag im weſentlichen zufrieden ſein. Seit 1878 
aber beginnt bei ihm immer offner die Enttäuſchung über die Wir⸗ 
kungen des allgemeinen gleichen Wahlrechts ſich zu äußern. Der 
Gegenſatz des wirklichen Parteilebens zu dem, was er vom Reichs⸗ 
tag erwartet hatte, tritt in ſeinen politiſchen Reden mehr und mehr 
hervor und wird zur Grundlage neuer Reformgedanken. Zwei Dinge 
3 er vor allem vom Reichstag erhofft: daß er ein Hort und 
Sinnbild der Einigkeit des deutſchen Volkes ſein würde, und daß er 
der Regierung die Möglichkeit geben würde, mit den Wünſchen und 
Bedürfniſſen aller Volkskreiſe in lebendiger Fühlung zu bleiben. 
Statt deſſen mußte er erkennen, daß ſich im Reichstag ein Kampf 
der Fraktionen um die Macht abſpielte, in dem der Gedanke der 
Einigung mehr und mehr verblaßte und die Parteien die Fühlung 
mit den wirklichen Volksintereſſen verloren. Die Schwierigkeiten, 
mit denen er im Reichstage zu kämpfen hatte, entſprangen nicht der 
geſunden Oppoſition natürlicher Volksintereſſen, ſondern dem Streben 


der Parteiführer, die Regierung von ſich abhängig zu machen. Daher 


der ſtets ſich erneuende Widerſtand gegen Bismarcks Wunſch, das 


i Augſt, a. a. O. S. 84 ff. 
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Heer auf eine feſte Grundlage zu ſtellen und dem Reich eigne, 
dauernde Einnahmequellen zu ſchaffen . Bei der Beratung über 
die Frage des Tabaksmonopols am 12. Juni 1882 ſpricht Bismarck 
die Furcht aus, daß ſeine Pläne erfolglos bleiben würden, „weil 
die Fraktionen, auf deren Zuſtimmung es ankommt, entweder der 
Regierung überhaupt keinen Erfolg gönnen oder doch nur unter 
gewiſſen Bedingungen mit irgend einem „do ut des“, was die Re⸗ 
gierung in dem Maße nicht leiſten kanns. Wenn man einen Ent 
ſchluß faſſe, ſo frage man nur noch: Was hat die . davon, 
und nicht: Was hat das Reich davon?? = 

Ebenſo enttäuſcht ſah ſich Bismarck in der andeten Soft g 
im Reichstage einen ſachgemäßen Berater der Regierung zu finden. 
Am 27. März 1867 hatte er dieſe Aufgabe des Reichstags in die 
Worte gefaßt: „Die Regierung kann unmöglich in ihren Beamten 
alle Erfahrungen allein ſammeln und muß in der Volksvertretung 
eine Hilfe für ihre Aufgabe ſuchen und wünſchen.““ Deshalb ver⸗ 
langt er nach Volksabgeordneten, die mit den Wählern in lebendiger 
Berührung bleiben und uneigennützig deren tatſächliche Intereſſen 
zur Geltung bringen“. Die Fraktionen aber haben durch „das un⸗ 
geheure Maß der Verlogenheit der Wahlagitgtionen“, geſtützt auf 

„die Leichtgläubigkeit der Wähler“, dieſen innigen Zuſammenhang 
zwiſchen Reichstag und Volk zerſtört. Die Abſtimmungen ſind unter 
dieſen Verhältniſſen nicht „das Barometer der Gefühle und Emp⸗ 
findungen des Valke! “. 

Was für praktiſche Folgerungen hat Bismarck nun aus dieſen 
Erfahrungen gezogen? Wir finden ſie, ſoweit ſie hier in Frage 
kommen, in zwei getrennten Gedankengängen niedergelegt: einmal 
in dem Plan, das allgemeine gleiche Wahlrecht, ebenſo aber auch 
das preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht, durch eine neue Form berufs⸗ 
ſtändiſcher n zu erſetzen; zweitens in dem Versuch. 


1 Vgl. von Bilmonsti, Meine Erinnerungen. an Bismarck (49000, 
S. 161 ff. | 

2 Politiſche Reden, Bd. N, S. 361. 

Ebenda S. 365. 3 

4 Ebenda Bd. I, S. 306. | 2 

5 Ebenda Bd. IV, S. 13 f. und Bd. V, S. 34 ff. — Vgl. auch Poschinger, 
Fürſt Bismarck und die Parlamentarier, Bd. I. S. 135 und Frieſ en, Erinne⸗ 
rungen aus meinem Leben, Bd. III, S. 11. \ 

* Politiſche Reden, Bd. IX, S. 130 f. und 338; Bb. XII, S. 300. 

Ebenda Bd. XI, S. 362 f. — Vgl. Augſt, a. a. O. S. 117 ff. 
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neben das Parlament in feiner derzeitigen Form einen aus Berufs⸗ 
vertretern zuſammengeſetzten Volkswirtſchafts rat mit rein be⸗ 
ratenden und gutachtlichen Befugniſſen zu ſtellen. 

Der Gedanke eines neuen berufsſtändiſchen Wahlrechts 


1 für Reichstag oder Abgeordnetenhaus iſt bei Bismarck niemals bis in 


das Stadium praktiſcher Entwürfe oder Verſuche gelangt. Bei der 
Sozialgeſetzgebung hat ihm vorgeſchwebt, daß die als Träger der 
Unfallverſicherung zu bildenden Berufsgenoſſenſchaften ſpäter vielleicht 
zur Grundlage eines Wahlrechts werden könnten. In den Hamburger 
Nachrichten, die Bismarck nach ſeiner Entlaſſung als Sprachorgan 
benutzte, heißt es am 18. Januar 1893 über Bismarcks Plan eines 
Wahlgeſetzes mit Intereſſenvertretung: „Die Möglichkeit dazu hatte 
‘er auf Grund der damaligen und ſpäteren ſtatiſtiſchen Aufnahmen 
über die verſchiedenen Gruppen der wirtſchaftlichen Intereſſen im 


Auge; es lag damals in der Abſicht der Regierung, die Bildung 


von Gruppen anſchaulich zu machen, innerhalb deren die ſozial⸗ 


politiſchen Aufgaben, in specie diejenigen der Altersverſorgung, 
ihre genoſſenſchaftliche Löſung finden konnten und die, wenn ſie erſt 
genauer definiert ſeien und der innere Verband jeder derſelben durch 
die Geſetzgebung hergeſtellt wäre, die Unterlage für die Wahlkörper 
der Landesvertretung hätte bilden können.““ Aber über das weitere 
Schickſal dieſes Planes ſagt Bismarck in ſeiner Anſprache an Ver⸗ 
treter der Handwerkerinnungen am 17. April 1895, nachdem er auf 
die Intereſſengemeinſchaft aller produzierenden Stände hingewieſen 


hat: „Ich habe früher geglaubt, daß man unſere Wahlgeſetzgebung 


4 


in Preußen ſowohl wie im Reiche auf dergleichen Berufsgenofjen- 
ſchaften begründen könnte, daß jede Berufsgenoſſenſchaft ihrerſeits 
das Recht hat, ſich durch ſelbſtändige Abgeordnete vertreten zu 
laſſen. Ich habe dafür kein Verſtändnis gefunden, und ich habe, 
ſolange ich Miniſter war, zuviel Kämpfe nach außen, nach oben hin 
gehabt, um mich dem zu widmen, und zu wenig Anklang im 
Reichstag. Erinnern Sie ſich der Zeit, wo unter dem Regiment 
Windthorſt mir ein Hilfsarbeiter mit 20 000 Mk. abgelehnt wurde, 
lediglich weil ich ihn beantragte und ich ihn brauchte. Sind dieſe 
Zeiten nicht wiedergekommen, haben wir nicht wieder dieſelbe Mehr⸗ 
heit im Reichstage, die fi) aus Gegnern des urſprünglichen Reichs⸗ 
gedankens aufammenjegt? Ich fürchte es. Ein Gegenmittel da⸗ 


1 Hermann Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 —1898 (1913), Bd. II, 
S. 199 f. 
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Br, | gegen liegt nur in der an der Bevölkerung, der Wähler⸗ 
(cſchaften, daß fie ſich zuſammentun, daß ſie Organiſationen bilden; 
dazu ſind die Innungen, die Berufsgenoſſenſchaften die gegebenen 


Grundlagen. Wenn ſie darin zuſammenhalten, ſo werden Sie, 


nicht ſehr raſch, nicht von heut auf morgen, eine Anderung in der 


Vertretung erwirken; aber es iſt doch, glaube ich, das Einzige, was 


Ihnen zu erſtreben übrig bleibt: alſo der enge »Zuſammenſchluß 
unter einander, die Bildung der Genoſſenſchaften und das Ein⸗ 
treten „Einer für Alle und Alle für Einen“ innerhalb der Innungen 
e und innerhalb der Geſamtheit unſerer erwerbenden Klaſſen; daß 
wir uns gegenüber den reinen Theoretikern, die nichts tun als 


Reden halten und abſtimmen, daß wir uns denen gegenüber wehren 


für unſre Erwerbsfähigkeit, daß wir ſcheiden zwiſchen praktiſchen 
Leuten und Rednern, und daß die praktiſchen Leute, die wirklichen 
Erwerber, von der Landwirtſchaft bis zu jedem feinſten Gewerbe 
= hinauf, wie fie ſich allmählich angeſetzt haben an die Urgewerbe — 
daß wir da zuſammenhalten, die Erwerbenden, und uns wehren 
gegen die Drohnen, die nicht Honig ſammeln —, ich will nicht 
25 ſagen, in der brutalen Art, wie die Bienen es tun, aber doch, daß 
wir uns von ihnen nicht führen laſſen, von den Drohnen !.“ Bis⸗ 
u marck ijt alſo zu der Überzeugung gelangt, daß von oben her, durch 
Geſetz, die notwendige Wandlung des Parlaments nicht herbeigeführt 

| werden kann, daß der Widerſtand gegen das Parteiweſen vielmehr 
aus dem Volke ſelber kommen muß. Dieſer Gedanke hat ſchließlich 
ſeinen Ausdruck gefunden in einem von Bismarck angeregten Aufſatz 


der Hamburger Nachrichten vom 11. März 1897, in welchem für 


| Die bevorftehenden Wahlen zur Bildung eines „ares der . 
duktiven Stände“ aufgefordert wird? 


Hier haben wir alſo eine Antwort auf die Frage, die bei den 


. Theoretikern der neuen berufsſtändiſchen Lehre unbeantwortet ge⸗ 
blieben war, die Frage, woher die Kräfte kommen ſollen, um die 
Befreiung der Volksvertretung von der Herrſchaft der Parteiintereſſen | 


herbeizuführen. Nachdem das Volk ſelpſt ſeine Macht in die Hände | 


der Parteien gelegt hat, kann nicht der Staatsmann, der die Fehler 


des Parteiweſens erkennt, auf dem Wege der Geſetzgebung einen 


beſſeren, künſtlichen Organismus an die Stelle der Parteien ſetzen. l 
Der Staat, der eine Stütze im Volksbewußtſein braucht, muß ſich 


ische Reden, Bd. XIII, S. 357. 
Hofmann, a. a. O. Bd. II, S. 406 ff 
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mit denjenigen Organen abfinden, die das Volk als Verkörperung | 


feines Willens anſieht. Erſt wenn im Volk die Erkenntnis reift, 


daß ſein Wohl in den Händen der Parteien nicht gut aufgehoben 


it, und es ſich aus dieſer Erkenntnis heraus ſelbſt zu neuen Gruppen 
zuſammenſchließt, iſt für den Staatsmann die Stunde gekommen, 
dieſen neuen organiſchen Gebilden einen Platz im Staatsweſen an⸗ 


zuweiſen und ſie in ihrem Ringen mit den Parteien zu unterſtützen. 


— 


Für die Beurteilung des Planes einer berufsſtändiſchen Ver— 
tretung, wie ſie Bismarck vorſchwebte, iſt von Wichtigkeit, daß 
Bismarck ſtets dabei eine ſtarke konſtitutionelle Monarchie und eine 
innerlich freie, politiſch führende Regierung vorausſetzt 1. Der Ein⸗ 


wand, den ſchon Levita zurückgewieſen hat, daß das Parlament 
durch die Auflöſung der Parteien in zahlloſe kleine Intereſſengruppen 
unfähig würde zu einheitlicher Willensbildung, iſt alſo auch für 


Bismarck bedeutungslos. Indem er das Parlament unter deutſchen 


Verhältniſſen ſo wie ſo für ungeeignet zu politlſcher Führerſchaft 


hält, will er dieſe Aufgabe ausſchließlich von einer ſtarken Regierung 
gelöſt wiſſen und dafür das Parlament mehr auf die andere Auf⸗ 
gabe zugeſchnitten ſehen, die Regierung mit mannigfachſtem ſach— 
lichen Material zu verſehen und ſchlechte Maßnahmen der Regierung 


durch fein Veto zu verhindern. — 


Die praktiſche Unmöglichkeit, das Reichstagswahlrecht durch eine 


neue Form berufsſtändiſcher Vertretung zu erſetzen, hat Bismarck zu 


dem Verſuch geführt, ſich neben dem Parlament, das in ſeiner 
derzeitigen Geſtalt zu ſachgemäßer Beratung der Regierung nicht 


geeignet war, ein beſonderes Organ für dieſen Zweck zu ſchaffen. 
Zunächſt wurde durch Königliche Verordnung vom 17. November 


1880 für Preußen ein Volkswirtſchafsrat gebildet, der ſich 
aus Vertretern von Gewerbe, Handel und Landwirtſchaft zuſammen⸗ 
ſetzte. Er ſollte „einen techniſchen Beirat Sr. Maj. des Königs in 


| denjenigen, die wirtſchaftlichen Intereſſen von Handel, Gewerbe und 


Landwirtſchaft betreffenden Fragen bilden, welche der Regelung im 
Wege der Geſetzgebung oder der Königlichen Verordnung unter⸗ 
liegen“ 2. Zur Begründung führt Bismarck aus: Bei der Vor⸗ 
bereitung von Geſetzesvorlagen, welche das wirtſchaftliche Leben der 
Nation berühren, hat es bisher an einer Stelle gefehlt, wo der⸗ 


1 Bol. Politiſche. Reden, Bd. VII, S. 290 f. und Bd. X, S. 46. 
2 Erlaß Bismarcks an die Geſandten Preußens bei den Bundesſtaaken vom 


5 29. Januar 1881 (Politiſche Reden, Bd. IX, S. 176). 1 


! 
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den zunächſt beteiligten Kreiſen unterzogen werden konnten“ Die 
Mitglieder des preußiſchen Volkswirtſchaftsrates gingen teils aus 
Präſentationswahlen, teils aus direkter Berufung hervor. Das 
Präſentationsrecht war den auf geſetzlicher Beſtimmung oder auf 
freier Vereinbarung beruhenden Vertretungen kaufmänniſcher, ge⸗ 
werblicher und landwirtſchaftlicher Intereſſen zugeſtanden worden. / 
Von den zur Präſentation Gewählten wurden dem Könige durch die, 
betreffenden Reſſortminiſter 15 Vertreter des Gewerbes, 15 des 
Handels, 15 der Landwirtſchaft zur Berufung vorgeſchlagen, außer: 
dem aber nach freier Wahl der Miniſter noch 30 weitere Mitglieder, 
unter denen mindeſtens 15 dem Handwerker oder e 
angehören mußten. | 
„Bismarcks Plan ging von Anfang an dahin, einen Volkswirt 
ſchaftsrat für das Reich zu ſchaffen. Die geplante Sozialgeſetz⸗ 
gebung und die neuen Aufgaben, vor die die Regierung durch den 
AUmſchwung in der Wirtſchaftspolitik geſtellt war, machten für das 
Reich eine ſolche Einrichtung beſonders notwendig. Einen preußi⸗ 
ſchen Volkswirtſchaftsrat hielt Bismarck ⸗für eine unzweckmäßige, 
partikulariſtiſche Einrichtung. Er hatte ihn nur geſchaffen in der 
Hoffnung, dadurch die Bildung des Reichsvolkswirtſchaftsrates zu 
eerleichtern und zu beſchleunigen. Aber dieſer Verſuch mißlang. 8 
Die Vorlage ſcheiterte am Widerſtand des Reichstages, welcher eine 
Schwächung ſeiner eigenen Stellung durch den Volkswirtſchaftsrat 
e befürchtete. Bismarck betonte in ſeiner Rede, die er am 1. Dezember 
1881 nach der erſten Ablehnung ſeiner Vorlage im Reichstage hielt, 
daß der Regierung der politiſche Gedanke, das Gewicht des Parla⸗ 
ments zu ſchwächen, fern liege. Es ſei aber notwendig, die Reichs⸗ 
aämter in der Vorbereitung der Geſetze mit Fachkenntniſſen zu unter⸗ 
ſtützen. „Wir haben das Bedürfnis, uns zu informieren, und ich 


. möchte doch glauben, die parlamentariſchen Verſammlungen ſollten 


dies Bedürfnis auch einigermaßen haben.“? Bei den bevorſtehenden 
ſozialen Reformen würden praktiſche Induſtrielle, Landwirte und 
Kaufleute beſſer Rat geben können als die wiſſenſchaftlich gebildeten 
Mitglieder des Reichstages, deren Kraft außerdem bei beſchränkter 
Zeit auf ein rieſenhaftes Gebiet ſich zerſplitterte. Die Regierung 
7 suche „ein um. ihren nn SEE, ihrem us 


1 Politische Reden, Bd. IX, S. 177. 
ae f Ebenda S. 184. 
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an Kenntnis zu Hilfe zu kommen“. „Sie beabſichtigt auch nicht, ſich 


die Meinung machen zu laſſen von dem Volkswirtſchaftsrat, ſondern 
ſie will nur ihre Meinung nicht eher feſtſtellen, als bis ſie dieſe 
Sachkundigen über die Tatbeſtände, über die Bedürfniſſe, be die 


Leiden der betreffenden Induſtrien gehört haben wird.““ „Wir 


ſuchen Kenntnis über dasjenige, was dem 1 Blicke 
vermöge der Stellung, von der er allein ausgehen kann, entgeht.“ 
Und den Abgeordneten ruft Bismarck ſchließlich zu: „Meine Herren, 
Sie verſtehen von der Sache nicht mehr als ich. Seien wir alſo 
beide beſcheiden und räumen wir beide ein, daß wir der Belehrung. 
bedürfen, und ſetzen Sie ſich nicht auf das hohe Pferd, daß Sie 
uns ſagen: Wir — nämlich die Fraktion, der der Herr Vorredner 
angehört —, wir wiſſen genug für beide, für Regierung und 
Reichstag; die Regierung braucht nichts von Sachkundigen zu 
lernen.“? 

Doch der Reichstag lehnte wiederum die Vorlage ab. Die 
zahlreichen Einwände, mit denen Abgeordnete der Linken und des 


Zentrums Bismarcks Plan bekämpften“, waren zum großen Teil 


nicht grundſätzlicher Natar, ſondern enthielten beachtenswerte Hin⸗ 


wcwieiſe auf Mängel und Schwierigkeiten, die ſich bei allſeitigem guten 


Willen wahrſcheinlich hätten überwinden laſſen. Insbeſondere wurde 
die Frage aufgerollt, ob ein Abſtimmen zwiſchen wirtſchaftlichen 
Intereſſengruppen überhaupt möglich ſei, ohne zu ſchweren Konflikten 
zu führen; im Zuſammenhang damit wurde die Schwierigkeit be⸗ 
tont, zu einer befriedigenden Verteilung der Stimmen zu gelangen. 


Von den Verteidigern des Volkswirtſchaftsrats auf der Rechten 


wurde demgegenüber auf die Möglichkeit hingewieſen, die Frage des 
Stimmenverhältniſſes und der Majoriſierung dadurch aus dem Wege 
zu räumen, daß im Falle der Meinungsverſchiedenheit Mehrheits⸗ 
wie Minderheitsvotum der Regierung als Material vorgelegt würden 


und gegebenenfalls eine itio in partes ſtattfände. 


Am ſchärfſten aber wurde im Reichstag, vor allem von den 
Apgeordneten Richter, Bamberger und Windthorſt, die Beſorgnis 
ausgeſprochen, daß der Volkswirtſchaftsrat, als ein der Regierung 
gefügiges Nebenparlament, zur Ausſchaltung der Volksvertretung 


* Politiſche Reden, Bd. IX, ©. I 

2 Ebenda S. 195. 

3 Eine überſichtliche Zufammenſtellung der Gründe und Gegengründe gibt 
J. Curtius, Bismarcks Plan eines deutſchen Volkswirkſchaftsrates ( (1919), 
S. 25 f 
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führen würde!. Dieſer Geſichtspunkt blieb ſchließlich für die Mehr⸗ | 


heit des Reichstages entſcheidend. Bismarck felbft fühlte, daß in 
dieſem Kampf um die Macht alle ſeine Vernunftsgründe vergeblich 
bleiben mußten. Der Reichstag hatte gar kein Intereſſe an der 
Unterſtützung der Regierung durch Sachverſtändige, da er von 
deren Konkurrenz eine Gefährdung der parlamentariſchen Autorität 
befürchtetes. Bismarck legt in dieſem Sinne ſeinen Gegnern die 
Worte in den Mund: „Die Regierungen ſind für unſere Bedürf⸗ 
niſſe klug genug, ſie ſollen ſich nicht beſſer informieren als wir; 
wir werden dafür keinen Groſchen bewilligen.“? Auch dieſer Plan 
Bismarcks mußte alſo ſcheitern, weil hinter dem Volkswirtſchaftsrat 
noch nicht die. Macht der Berufsorganiſationen ſtand, auf die ſich 
die Regierung in ihrem Kampf gegen die Parteien hätte ſtützen 
können. 

In Bismarcks Perſon finden wir den geſamten Entwicklungs⸗ 
gang des berufsſtändiſchen Gedankens von der franzöſiſchen Revolu⸗ 


tion bis hart an die Schwelle der Gegenwart vereinigt. Bismarck | 


hat zu Beginn feiner Laufbahn die Wiederbelebung der alten Stände 
und ihre Einfügung in den modernen repräſentativen Staat ver⸗ 
treten, als ein Mittel, den Einfluß des Adelsſtandes im preußiſchen 


Staat zu erhalten. Er hat dann unter dem Eindruck einer neuen 


Zeit den Gedanken ſtändiſcher Bindung fallen laſſen und in der 
freien Beteiligung des ganzen Volkes an den Geſchäften des Staates 
die Entfaltung der geſunden, ſtaatserhaltenden Volkskräfte zu finden 
gehofft. Als aber nach Erfüllung der großen nationalen Aufgaben 
die geſunden Volkskräfte von den zerklüftenden und unſchöpferiſchen 
Mächten des Fraktionsweſens überwuchert wurden, da reifte in ihm 
der Gedanke an neue Formen berufsſtändiſcher Vertretung, der ihn 
bis an ſein Lebensende begleitet hat, von Jahr zu Jahr klarer aus⸗ 


geſtaltet, aber ohne ſchließlich zur Verwirklichung zu gelangen. In 


Begründung und Ausführung dieſer ſeiner letzten Gedanken ſteht 


Bismarck in einer Linie mit den Theoretikern der neuen berufs⸗ 


ſtändiſchen Lehre der fünfziger Jahre. Aber er bedeutet dieſen gegen⸗ 
über einen gewaltigen Fortſchritt. Die Theoretiker hatten ihre 
Forderungen aufgebaut auf Erſcheinungen des noch unentwickelten 


1 Politiſche Reden, Bd. IX, S. 189. 
2 a. a. O. S. 184f. 
2 d. a. O. S. 193. 


Parteilebens, die kaum als wirkliche Erfahrungen, ſondern mehr 
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als zufällige Eindrücke, vielfach verquickt mit hilfloser Abneigung 
gegen das Neue, zu bewerten waren. Auf die Staatsmänner diefer 
Zeit konnten ſolche Erwägungen keinen Eindruck machen. Für 


Bismarck dagegen ſind die Parteien erſchütterndes Erlebnis geworden. 


Er war ihnen ohne Vorurteil entgegengekommen und hatte 


ihnen ſelbſt in mutiger Hoffnung, ihr Gutes dadurch an die Ober⸗ 
fläche zu bringen, im allgemeinen gleichen Wahlrecht das ſtärkſte 


Mittel zur Entfaltung in die Hand gegeben. Er hat erleben müſſen, 


daß ſich dieſe Macht gegen ihn ſelbſt kehrte, nicht weil er feiner 
Aufgabe als Diener des Staates und des Volkes nicht gerecht geworden 


wäre, ſondern weil jene Größe dem Ehrgeiz der Parteiführer im 


Wege ſtand. 

Der Gegenſatz zwiſchen Barteiintereffen und Volksintereſſe iſt 
durch Bismarck zu einem Problem geworden, dem wir nicht mehr 
aus dem Wege gehen können. Aber damit iſt die Bedeutung 


Bismarcks für die Entwicklung unſeres Problems nicht erſchöpft. 
Das wichtigſte iſt, daß wir bei Bismarck zum erſten Mal Klarheit N 
über die Frage des Weges finden, der zur Verwirklichung einer 

neuen berufsſtändiſchen Vertretung führen kann, eine Frage, die die 
theoretiſchen Verfechter des Gedankens kaum geſtreift hatten. 

Während letztere glaubten, die geſchickte Ausklügelung einer neuen 
Perrfaſſung und der Hinweis auf ihre Vorzüge müſſe ausreichen, 

‚um fie zur Verwirklichung zu bringen, wird Bismarck beherrſcht von 

dem realpolitiſchen Rechnen mit den tatſächlichen Volkskräften. r: 


ſieht in dem Bau einer Verfaſſung nicht die Aufgabe, neue Kräfte 


ins Leben zu rufen, ſondern den vorhandenen Volkskräften das 
Feld zu ſchaffen, auf dem ſie ſich ſchöpferiſch auswirken können. 
Deshalb fördert er, zu derſelben Zeit, wo Theoretiker fern von der 


Wirklichkeit die neue berufsſtändiſche Vertretung erfinden, das all⸗ 
gemeine Wahlrecht auf breiteſter Grundlage, als das zweckmäßigſte 


Mittel, die großen politiſchen Ideen, die in dieſer Zeit die Volks⸗ 
kräfte gruppieren, ordnungsmäßig zur Auswirkung gelangen zu 
laſſen. Als aber ſpäter dieſe Ideen zurücktreten und es ſich zeigt, 
daß die Parteien nicht mehr das Volk darſtellen, da verſucht Bismarck 
wohl, mit kleinen Mitteln der Realpolitik den Entartungen des 
Parteiweſens entgegenzutreten; aber er bleibt ſich bewußt, daß die 
neue berufsſtändiſche Staatsform, die ihm als grundlegendes Heil⸗ 


mittel vorſchwebt, nicht von ihm als Staatsmann geſchaffen werden 
kann, ehe nicht das Volk, unzufrieden mit den Parteien, in berufs⸗ 
ſtändiſchen Organiſationen die lebendigen Träger des neuen Staates 
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erzeugt hat. Die Anregung dazu konnte der Staatsmann geben, 
mehr nicht. Wäre Bismarck noch ein Jüngling geweſen, ſo hätte 
er nach ſeiner Entlaſſung, wie wir aus ſeinen Andeutungen ſchließen 
können, wohl ſelber die Organiſation der Landwirtſchaft als Berufs⸗ 
ſtand in die Hand genommen und hätte die anderen Stände an⸗ 
geregt, das gleiche zu tun, um an der Spitze der vereinigten 
„produzierenden“ Volksklaſſen eine Macht in die Wagſchale zu 
werfen, die der „Geſetzmacherei ohne Halm und Ar“ ein Ende ge⸗ 
macht hätte. Bismarcks Kraft war erſchöpft, als dieſer Plan in 
ihm reifte. Was er uns hinterlaſſen hat, enthält eine doppelte 
Mahnung: alle Volksklaſſen ſollen ſich zur Vertretung ihrer wahren 
Intereſſen zu Berufsverbänden zuſammenſchließen; die Regierung 
aber ſoll dieſe neuen Organe des Volkswillens mit offnen Armen 
empfangen und auf ſie geſtützt die Parteien vor die Frage ſtellen, 
entweder uneigennützig als Vermittler zwiſchen Ständen und Be⸗ 

rufen dem Geſamtwohl zu dienen oder vom Schauplatz des politi⸗ 
ſchen Lebens abzutreten. 


Schmollers Jahrbuch XIIV 2. ö | 6 


7 7 ; 2 3 Br 
N 5 8 2 7 2 2 1 
et „ — . 
„ 0 > 1 
* * S 1 . . 
* * ” * 
ie Beh N g 
- „* 85 5 4 R 5 
. „ 
- rt a) . * ” 8 
5 ” = ) 
ie 5) . „ . - 
1 5; 0 „ 8 “ 
8 
er i 0 975 r ; 
„ 5 2 en 5 
. . N 
5 . 25 7 * = = „ 
98 5 Br = 8 8 
5 Mt 2 ® N N 8 . 
N 0 * f . * — a * 
5 1 7 or 
® “ 9 x 2 
35 * 8 3 r b 7 
1 5 
N 0 „ — 
.. = N * „ m 
5 . | 5 25 „ 
— > 
> r 2 
” 1 
5 * 
8 4 8 “ 
2 * . iR 
2 — 
* . 0 1 R 
Er 2 . 5 
5 8 5 
5 2 5 R 
BA da . 28 2 
1 . 2 N 
\ * 
. . ! a f . 
U . 
1 = . 
5 8 . 
1 0 * 4 
Midas * . 2 .. * 8 
10 1 a „ N I 
225 , ’ 
8 ; N 8 ö 
5 * 2 „ — . 
95 7 0 
„ # U = . 
2 f 2 & . 
. j N „ 5 . 5 . 
5 U 8 8 
— N — u A * 
. 
5 \ > . 
5 - 8 5 
„ . „ = - 
r — . . 
5 r ü — 
- „* 0 
“ . . In 
hd E 
4 A — 
— x x :® & 
5 — . >» 3 5 24 
* ua u * ö — 
2 . N 
\ . 
, i . . 1 
. bi f * * =. 1 5 
- " u 2 
1 - 8 4 2 . 
1 8 . 
5 N . 
N x 5 . B 
. 
* . . . 
„ i “ 
h 8 ® s E 
“ — = . 0 
x . . . 1 . £ 5 
ve 5 8 
2 ö . 
ei © . 1 
8 2 * — 
\ 7 Ei * * - 3 22 i . 3 
" 5 . * N „ — . .* 
. 25 * „ 
5 „oe - . 8 1 85 5 
* x — . * 1 1 r 2 
* “ 2 x . 8 
— . 8 
1 A a — — = 2 
. . 5 
1 N 5 S 5 . . . 
8 . 25 „ „„ „ 2 . r ERLERNEN a a a Vd ĩð 


m 


— .r * 


399) | 83 


Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 
Von Dr. Oskar Engländer 


Privatdozent an der deutſchen Aniverſität Prag 


Inhaltsverzeichnis: I. Einleitung. Schumpeters Grundgeſetz des Grenz⸗ 
nutzenniveaus. Anwendung auf die Geldwirtſchaft. Liefmanns Lehre vom 
Ausgleich der Grenzerträge. Frage, ob das wirtſchaftliche Prinzip den Aus⸗ 
gleich verlangt. Definition des wirtſchaftlichen Prinzips. Unterſchied vom 
allgemeinen Prinzip menſchlichen Handelns. Wirtſchaftliches Prinzip und 
Streben nach Ausgleich der Grenzerträge jedenfalls nicht äquivalent. Be⸗ 
ziehung des wirtſchaftlichen Prinzips auf jede einzelne wirtſchaftliche Hand⸗ 
lung und nicht auf ihre Geſamtheit. Berückſichtigung des Reinertrages 
anderer wirtſchaftlicher Handlungen. Hieraus kein Streben nach Ausgleich 
der Reinerträge. Für dieſen beſondere Vorausſetzungen erforderlich. Zu⸗ 
treffen dieſer müßte nachgewieſen werden. Fehlen eines Beweiſes bei Lief⸗ 
mann. Gegenbeweis, daß ſie nicht zutreffen. Beiſpiel einer außerwirt⸗ 
ſchaftlichen Handlung. Beiſpiel einer geſchloſſenen Wirtſchaft. Nachweis, 
daß ſich in dieſer Grenzerträge nicht ausgleichen. Vorausſetzung, die für 
den Ausgleich gegeben ſein müßte, gleichmäßige Abnahme der Befriedigung 
bei allen Güterarten mit gleicher Zunahme des Arbeitsleides. Nicht⸗ 
zutreffen dieſer Vorausſetzung. Tatſächliches Verhältnis das des Abwechſelns, 
Springens oder Abbrechens der Nutzgrade der verſchiedenen Bedürfnis⸗ 
befriedigungen. Dazu Fehlen oder Unſtetigkeit des Aufwiegeverhältniſſes. 
Hierdurch die Möglichkeit beſeitigt, in der geſchloſſenen Wirtſchaft gleiche 
Grenzerträge zu erzielen S. 88—109. — II. Geldwirtſchaftliche Orga⸗ 
niſation. Geld als Koſten. Wert des Geldes beſteht darin, was man 
um Geld erhält. Unrichtigkeit der Annahme einer Schätzung der Geldeinheit. 
Nichtbefriedigtes Bedürfnis nicht notwendig eine Unluſt. Bei Wahl zwiſchen 
zu beſchaffenden Werten oder zu vermeidenden Unwerten ein überwiegen als 
Motiv nicht erforderlich. Anwendung auf das Geld. Unrichtige Anſicht 
Liefmanns. Möglichkeit eines Verſchwindens des Konſumgrenzertrages. 
Kellenberger S. 109-118. — III. Echte und unechte Koſten. Arbeit 
und Güter erſter Ordnung als echte Koſten. Geld im Erwerbe echte Koſten, 
bei Anſchaffung von Genußgütern unechte Koſten. Begriff der Koſten bei 
Dietzel, Wieſer, Kraus, Liefſmann. Weitere Einwendungen. Aus Liefmann 
folgt Notwendigkeit des gleichen Verhältniſſes von Preis und Grenznutzen. 
Gleiche Behauptung bei anderen Autoren S. 118— 134. 
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Een der erſten Fragen, der man bei Beſchäftigung mit Erſchei⸗ 
nungen der Volkswirtſchaft begegnete, war die, ob Preis und 
Nutzen der Ware in dem Sinne gleichförmig ſeien, daß Nutzen für 
den Käufer und Preis der Ware bei den verſchiedenen Warenarten 
in gleichem Verhältniſſe ſtünden. Verſchiedenes ſchien für die Be⸗ 
jahung der Frage zu ſprechen. Der Standpunkt des ſittlichen 
Gebotes, dem in den Anfängen der Volkswirtſchaftslehre beſondere 
Bedeutung zukam, ſchien dieſe Gleichförmigkeit zu verlangen. Dann 
aber hatte man von vornherein den wenn auch ganz unklaren Ein⸗ 
druck, daß ſich der Preis der einzelnen Waren irgendwie auf den 
Nutzen zurückführen laſſen müſſe, den die Waren dem Käufer 
gewähren, da doch dieſer Nutzen der Beweggrund iſt, aus deu 
der Käufer die Ware erwirbt, woraus ein gleichförmiges Ver⸗ 
hältnis von Preis und Nutzen notwendig zu folgen ſchien. Ander⸗ 
ſeits aber ſchien die tägliche Erfahrung der Annahme einer Gleich⸗ 
förmigkeit von Preis und Nutzen von vornherein zu widerſprechen. 
Luft und Waſſer ſind abſolut unentbehrliche Güterarten, und doch 
erzielen ſie überhaupt keinen Preis, ſie ſind umſonſt. Brot iſt weitaus 
nützlicher als Diamanten und hat doch einen unverhältnismäßig ge⸗ 
ringeren Preis als letztere. Dieſer Umſtand veranlaßte die klaſſiſche 
Schule der Nationalökonomie, die Höhe des Preiſes — oder beſſer 
des von ihr angenommenen Tauſchwertes — überhaupt unabhängig 
von der Höhe des Gebrauchswertes aus beſonderen Momenten — den 
Koſten — zu erklären und damit die Gleichförmigkeit von Preis 
und Nutzen von vornherein abzulehnen. Allein die Erklärung der 
Höhe des Preiſes und der Preisverhältniſſe unabhängig von dem 
Nutzen, den das Gut dem Käufer gewährt, befriedigte auf die Dauer 
nicht und führte die Theorie ſchließlich doch wieder auf die Berück⸗ 
ſichtigung des Gebrauchwertes der Ware zurück. Als Hauptaufgabe 
erſchien es dabei den Begründern der neuen Lehre, den eigentlichen 
Stein des Anſtoßes aus dem Wege zu räumen, eben das in der 
Erfahrung ſich zeigende Mißverhältnis von Gebrauchswert und Preis 
| verſchiedener Güterarten. Dabei kam ihnen, und zwar den einzelnen 
Begründern unabhängig voneinander, ein rettender Gedanke. Nicht 
der Nutzen der Güterart darf in Betracht gezogen werden, wenn 
man Wertverhältnis und Preisverhältnis verſchiedener Güterarten 
vergleichen will, ſondern der Grenznutzen der einzelnen von einem 
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Wirtſchaftsſubjekt in beſtimmten Mengen erworbenen Güterarten. 
Dieſer Grenznutzen kann bei Erwerbung einer größeren Menge einer 
Güterart trotz anfänglicher größerer Höhe des Gebrauchswertes ein 
geringer ſein, er kann insbeſondere ein geringerer ſein als der Grenz⸗ 
nutzen einer in geringerer Menge erworbenen Güterart trotz ge⸗ 
ringeren Anfangsnutzens dieſer Güterart. Auf dieſe Art ſchien ſich 


die Möglichkeit zu ergeben, Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 


oder Preis und Wert auch in der richtig erfaßten Erfahrung nach⸗ 
zuweiſen. Freilich ergab ſich nur die Möglichkeit dieſes Nachweiſes, 
es ergab ſich aber noch nicht der Beweis für die Gleichförmigkeit 
von Preis und Grenznutzen ſelbſt. Dieſer Beweis war erſt zu führen. 
Er wurde nun auf zwei Wegen verſucht. Der eine Weg war der, daß 
man den Preis einer Güterart unmittelbar als Ausdruck des Grenz: 
nutzens dieſer von einem beſtimmten Käufer in beſtimmter Menge 
erworbenen Güterart auffaßte, ſo daß dann auch das Verhältnis der 
Preiſe der einzelnen Güterarten dem Verhältniſſe der Grenznutzen 
wenigſtens der von beſtimmten Käufern erworbenen Güterarten 
gleichkommen müßte. Wir zeigten in einem früheren Aufſatze!, daß 
dieſe Annahme hinfällig ſei, inſofern als ein beſtimmtes (Geld⸗) 
Preisangebot eines Käufers keinen Ausdruck des Grenznutzens oder 
überhaupt eines Nutzens darſtellen könne. Nun hat eine andere 


Gruppe von Forſchern die Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 


auf anderem Wege nachzuweiſen unternommen. Sie legt das Gewicht 
nicht auf die abſolute Höhe des Preiſes, ſondern ſucht zu zeigen, 
daß ganz abgeſehen von der abſoluten Höhe des Preiſes aus be⸗ 
ſtimmten Gründen die Preiſe der einzelnen Güterarten zueinander 
in demſelben Verhältniſſe ſtehen müſſen wie die Grenznutzen der 
von beſtimmten Käufern von dieſen Güterarten erworbenen Mengen. 
Mit dieſer Gruppe von Lehrmeinungen wollen wir uns hier be⸗ | 
ſchäftigen. 

Zum Ausgungspunkte nehmen wir Sätze Schumpeters, in denen 
die hier behandelte Anſchauung klar zum Ausdrucke kommt. Schum⸗ 
peter ſagt (Weſen und Hauptinhalt der theoretiſchen National⸗ 
ökonomie, S. 213) ein Gürtel von Gleichungen begrenze den wirt⸗ 
ſchaftlichen Machtbereich eines jeden Wirtſchaftsſubjekts und ſei der 
exakte Ausdruck desſelben. Dieſe Gleichungen ſagen, daß im Syſtem 
Gleichgewicht herrſch, wenn die e jedes Gutes zu jedem 


Oskar Engländer, Fragen des Preiſes, in dieſen Jahrbüchern, | 
XLIII. Jahrgang, S. 993 ff. und 1395 ff. 
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anderen gleich ſei dem reziproken Werte ihres Grenznugenverbält 
niſſes. Jede dieſer Gleichungen ſehe etwa jo aus: 


Grenznutzen des Gutes A E 1 | | — 
Grenznutzen des Gutes B Tauſchrelation oder Preis von B in A 
Dieſe Sätze bezeichnet Schumpeter als das . N des 
Grenznutzenniveaus. 


Wir wollen nun zunächſt nicht weiter unterſuchen, ob das Ge⸗ 
ſetz, ſo wie wir es bei Schumpeter dargeſtellt finden, tatſächlich be⸗ 


ſteht, ob die Sätze Schumpeters nicht auf Vorausſetzungen auf⸗ 


gebaut ſind, die in Wirklichkeit nicht zutreffen. Jedenfalls iſt das 


Geſetz, ſo wie es Schumpeter ausſpricht, auf Erſcheinungen der 


geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft nicht unmittelbar an⸗ 


wendbar, da es ſich rein nur auf den Naturaltauſch oder eine ge⸗ 


ſchloſſene Wirtſchaft bezieht. Wir wollen uns daher das Geſetz in 
geldwirtſchaftliche Verhältniſſe übertragen, wobei wir beſtrebt ſind, 
uns an Schumpeters Gedankengang zu halten. Wir erſetzen alſo in 
der Gleichung das eine Gut durch Geld. Dann lautet die N 


Grenznutzen des Geldes oo 1 
Grenznutzen des Gutes A Geldpreis des Gutes A’ 


Dem fügen wir eine auf ein Gut B bezügliche Gleichung hinzu: 
Grenznutzen des Geldes 1 


Grenznutzen des Gutes B Geldpreis von B- 


Aus dieſen beiden Gleichungen erhalten wir durch Diviſion den Satz, 
daß die Geldpreiſe der verſchiedennen Güterarten für ein Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt in demſelben Verhältniſſe ſtehen müſſen wie ihre Grenznutzen. 


Auf einfachere Weiſe kommen wir zu dieſem Satze auch ſo, daß wir 


jagen, in der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft drücke 


ſich das Tauſchverhältnis zweier Güter durch das Verhältnis ihrer 
ö N aus, ſo daß wir ſtatt 


1 
N Preis von B in A 
ſagen können: 
| | 1 
Geldpreis von B zum Geldpreis von A 
Daraus ergibt ſich die Formel: 


Grenznutzen des Gutes A Geldpreis A 
Grenznutzen des Gutes B Geldpreis B 
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So gelangen wir auf Grund der Formel Schumpeters zum Satze, 
daß ſich in der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft die 
Preiſe der Güter verhalten wie ihre Grenznutzen. In dieſem Satze 
iſt die Gleichförmigkeit von Preis und (Grenz⸗) Nutzen ausgeſprochen. 

Bevor wir nun an die Kritik dieſes Satzes gehen, wollen wir 
uns mit einer Theorie befaſſen, die, von ganz anderen Vorausſetzungen 
ausgehend, zu dem gleichen Ergebniſſe gelangt, das iſt zur Lehre 
Liefmanns. In zahlreichen Aufſätzen und ſchließlich auch in einer 
umfangreichen allgemeinen Volkswirtſchaftslehre, von der bisher der 
erſte Band erſchienen iſt, vertritt Liefmann ſeit mehr als zehn Jahren 
eine beſondere Auffaſſung und Löſung der Probleme der theoretiſchen 
Nationalökonomie, die ſich in ihren allgemeinen Umriſſen etwa folgender⸗ 
maßen zuſammenfaſſen läßt. Das Wirtſchaften iſt ein Vergleichen 
von Luſtgefühlen und Unluſtgefühlen; aber nicht jedes Vergleichen, 
ſondern nur ein ſolches, bei dem mehrere erſtrebte Luſtgefühle mit 
den zu ihrer Erlangung aufzuwendenden Unluſtgefühlen, Opfern, 
verglichen werden und der Menſch vor die Frage geſtellt iſt, in 
welchem Umfange und bis zu welchem Grade er die Aufwendung 
von Unluſtgefühlen, von Opfern, für die verſchiedenen erſtrebten 
Luſtgefühle oder Genüſſe vornehmen und fortſetzen will, um ein 
möglichſt großes Maß, ein Maximum von Genuß zu erreichen. Der 
bei der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung erzielte Überſchuß des 
Nutzens über die Koſten iſt ihr Ertrag. Das Streben nach einem 
Ertrag macht ſich zunächſt in der Konſumwirtſchaft des einzelnen 
Wirtſchaftsſubjektes geltend, alſo in der Verwendung ſeiner Ein⸗ 
nahme auf die Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe. In der Konſum⸗ 
wirtſchaft geht das Streben der Wirtſchaft auf höchſtmöglichen 
Konſumertrag. Dieſen erreicht die einzelne Wirtſchaft dadurch, daß 
ſie hinſichtlich aller Güterarten, die ſie anſchafft, den gleichen Grenz⸗ 
ertrag zu erzielen trachtet. Bei allen von der Wirtſchaft angeſchafften 
Güterarten ſoll der Grenznutzen im Hinblick auf die Grenzkoſten den 
gleichen Ertrag liefern. Das Streben der Konſumwirtſchaft geht 
auf Ausgleichung der Konſumgrenzerträge. Das Streben nach Aus⸗ 
gleich der Grenzerträge macht ſich anderſeits aber auch in der 
Erwerbswirtſchaft geltend. Es ergibt ſich dadurch ein volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Grenzertrag, der wieder mit dem Konſumgrenzertrag in 
Verbindung tritt. Volkswirtſchaftlicher Konſumertrag und volks⸗ 
wirtſchaftlicher Grenzertrag regeln Angebot und Nachfrage, beſtimmen 
die Preiſe und ſind die Grundlage des ganzen volkswirtſchaftlichen 
Organismus. 


E 
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Der Kern des ganzen Syſtems Liefmanns iſt der Ertragsgedanke 
in der Richtung des Ausgleiches der Grenzerträge, und zwar liegt 
das Hauptgewicht auf dem Ausgleich der Grenzerträge in der Konſum⸗ 
wirtihaft, dem Ausgleiche des Konſumgrenzerträge. Der ſpringende 
Punkt iſt dabei im Hinblick auf den Ausgleichsgedanken überhaupt 


der folgende: Wenn ein Wirtſchaftsſubjekt, wie zugegeben wird, bei | 
der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung nach dem größtmöglichen 
Ertrag, nach dem größtmöglichen Überwiegen des Nutzens über die 


Koſten ſtrebt, geht dieſes Streben zugleich auch dahin, daß dieſer 
Ertrag, das pſychiſche Überwiegen des Nutzens über die Koſten, bei 


= jeder Art von Erwerbshandlung, bzw. wenn es ſich um den Aus⸗ 
gleich der Konſumgrenzerträge handelt, bei jeder Güterart, die die 


Wirtſchaft für den eigenen Gebrauch erwirbt, hinſichtlich des Grenz⸗ 


ertrages derſelbe ſei? Oder mit anderen Worten: Kann das Wirt⸗ 
ſchaftsſubjekt fein wirtſchaftliches Ziel beſonders in der Konſum⸗ 
wirtſchaft nur dadurch erreichen, daß es bei allen Güterarten, die es 


erwirbt, den gleichen Grenzertrag erzielt? Dies iſt die Behauptung 
Liefmanns. Er ſtellt den Satz auf: Größtmögliche Bedarfsbefriedigung 
wird dann erreicht und das wirtſchaftliche Prinzip dann gewahrt 


. fein, wenn die letzten Erträge, alſo das Verhältnis des Nutzens der 
letzten Einheit jedes Gutes zu ihren Koſten, bei allen Gütern gleich 


groß iſt. („Das Geſetz des Ausgleiches der Grenzerträge“ in 
Conrads Jahrbüchern III. Folge, 53. Band, S. 25.) Oder weiter: 
„Grenzertrag iſt der Ertrag, der Uberſchuß von Nutzen über die 
Koſten, der mit der letzten beſchafften Nutzeneinheit oder der letzten 


aufgewendeten Koſteneinheit erzielt wird. Dieſer Grenzertrag muß 


bei allen zur Befriedigung in Betracht gezogenen Bedürfniſſen gleich 
hoch ſein, ſich ausgleichen, dann wird mit den aufgewandten Koſten 
das Maximum an Bedürfnisbefriedigung erlangt. Dieſen Satz 
nennen wir das Geſetz des Ausgleichs der Grenzerträge.“ Oder er 
ftellt feſt: „Schließlich wird ja doch alles Sträuben aller meiner 


Kritiker nichts helfen: Grenznutzenlehre und Grenzproduktivitätslehre 
werden vor der Grenzertragslehre, d. h. der pſychiſchen Wirt⸗ 
ſchaftstheorie kapitulieren müſſen. Die Grenzertragslehre iſt die 
ſchärfſte theoretiſche Formulierung für das wirtſchaftliche Prinzip, 


für das Grundprinzip, nach dem das wirtſchaftliche Handeln erfolgt.“ 
Man ſollte nun meinen, daß Liefmann ſeinen Satz, den er ſelbſt 


als den Grundſtein ſeines ganzen Syſtems darſtellt, auch irgendwie 


begründen oder nachweiſen würde. Allein dem iſt merkwürdigerweiſe 
nicht ſo. Trotz unendlicher Wiederholungen der Behauptung finden 
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wir bei Liefmann nirgend einen Beweis oder auch nur den Verſuch 
einer Beweisführung dafür, daß und warum das wirtſchaftliche 
Prinzip beim einzelnen Individuum zum Streben nach Ausgleich 
der Grenzerträge führt. Der Grund liegt offenbar darin, daß Lief⸗ 

mann ſeinen Satz einfach für eine notwendige logiſche Folgerung 
aus dem Satze vom wirtſchaftlichen Prinzip hält. Er bezeichnet ihn, 

wie ſich aus dem oben angeführten Zitate ergibt, ſogar unmittelbar 
als ſchärfſte theoretiſche Formulierung dieſes Satzes. Wirtſchaft⸗ 
liches Prinzip und Streben nach Ausgleich der Grenzerträge ſoll 
dasſelbe ſein. Es ſoll daher zunächſt unterſucht werden, ob dieſe 
Annahme einer Identität des Satzes vom Ausgleiche der Grenzerträge 
mit dem Satze vom wirtſchaftlichen Prinzip tatſächlich zutrifft. 

Wir können das wirtſchaftliche Prinzip als eine Abart des 
Strebens nach einem Reinerfolge, und zwar nach dem höchſtmöglichen 
reinen Erfolge, bezeichnen oder, pſychologiſch richtiger ausgedrückt, 
als eine Abart des Strebens nach einer motivierenden Vorzüglichkeit, 
und zwar nach einer möglichſt großen Vorzüglichkeit, zu beſchaffender 
Werte gegenüber aufzuwendenden Unwerten. Unter motivierender 
Vorzüglichkeit verſtehen wir dabei eine Vorzüglichkeit, die hinreicht, 
um das Anſtreben des betreffenden Erfolges zu motivieren. Man 
hat dieſes allgemeine Streben wohl auch als allgemeines Rational⸗ 
prinzip bezeichnet. Beſſer iſt es als das Streben zu bezeichnen, das 
unſere ganze Willensſphäre beherrſcht und das, ſoweit es ſich auf 
richtige Werte und richtige Unwerte bezieht, ſich uns unmittelbar als 
richtig kundgibt. Von der Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Strebens 
ſehen wir hier ab. Jedenfalls darf man aber nicht, auch wenn man 
nur das tatſächliche Streben des einzelnen Individuums und nicht 
das richtige Streben im Auge hat, dieſes Streben als lediglich auf 
Erlangung von Luſtgefühlen und Vermeidung von Unluſtgefühlen 
gerichtet annehmen, wie dies ſehr häufig geſchieht, ſo eben von Lief⸗ 
mann, von Karl Elſter anläßlich einer Kritik Liefmanns, uſw. Viel⸗ 
mehr bezieht ſich das Streben des Individuums auf Erlangung von 
primären Werten, oder was das Individuum dafür hält, überhaupt, 
was außer der Luſt auch Erkenntnis, Vorſtellungsbereicherung uſw. 
ſein kann, und auf Vermeidung von Unwerten oder was das Indi⸗ 
viduum dafür hält, was wieder außer Unluſt auch Irrtum uſw. ſein 
kann. (Vergleiche hierzu Kraus, Theorie des Wertes, Halle 1901, 
S. 7 ff., Böhm-Bawerk, Poſitive Theorie des Kapitals, Abſchnitt 
Hedonismus und Wertlehre und meinen Aufſatz „Die Erkenntnis 
des Sittlich⸗Richtigen und die Nationalökonomie“ in dieſen Jahr⸗ 
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büchern, Jahrgang 1914.) Von dem allgemeinen Streben nach Vor⸗ 


züglichkeit, und zwar möglichſt hoher Vorzüglichkeit des Erfolges vor 


den Koſten iſt das wirtſchaftliche Prinzip eine Abart, und zwar ſind 


beim wirtſchaftlichen Prinzip gegenüber dem allgemeinen Streben 


zwei Einſchränkungen zu machen. Zunächſt bezieht ſich das wirt⸗ 
ſchaftliche Prinzip nur auf wirtſchaftliche Handlungen, d. h. auf Be⸗ 
ſchaffung von Befriedigungsmitteln, ſekundären Gütern. Selbſt⸗ 
verſtändlich wird hierdurch der Umſtand, daß ſchließlich auch beim 


wirtſchaftlichen Prinzip nur primäre Werte und primäre Übel ver⸗ 


glichen werden, nicht berührt. In dieſer Beziehung weiſt das wirt⸗ 
ſchaftliche Prinzip gegenüber dem allgemeinen Prinzip keinen Unter⸗ 
ſchied auf. Unterſcheidendes Merkmal iſt vielmehr die ſpezielle Art 
der Tätigkeit. Wir werden es nicht als Anwendung des wirtſchaft⸗ 
lichen Prinzips betrachten, wenn jemand den bequemſten Weg wählt, 
» um zu einem Ausſichtspunkt zu gelangen, oder wenn jemand, um zu 
einer Erkenntnis zu gelangen, lieber ein Buch in der Mutterſprache 
als in einer fremden, ſchwerer verſtändlichen Sprache lieſt. In dieſen 


beiden Fällen ſtrebt man nach einem motivierenden reinen Erfolg, 
und zwar nach möglichſtem Überwiegen des (Roh-) Erfolges über die 


Koſten. Weil aber nur primäre Werte und Unwerte — Freude an 
der Ausſicht, Unluſt des Weges, Wert der Erkenntnis, Mühe des 
Verſtändniſſes — in Betracht kommen, nicht aber ſekundäre Güter, 
mit deren Hilfe erſt die primären Werte verwirklicht werden, ſprechen 
wir in dieſen Fällen nicht von Wirtſchaften und nicht vom wirtſchaft⸗ 
lichen Prinzip. (Vergleiche hierzu Elſter „Zur Analyſe des Geld⸗ 
problems“. Conrads Jahrbücher, III. Folge, 54. Band, S. 265.) 


Dieſes ſpeziſiſche Merkmal des wirtſchaftlichen Prinzips ift indes 


nicht ſo wichtig, und eine Trennungslinie wird auch häufig nicht 
leicht zu ziehen ſein. Die zweite Einſchränkung, die beim wirtſchaft⸗ 


lichen Prinzip gegenüber dem allgemeinen Prinzip gemacht wird, iſt 
wichtiger. Sie beſteht darin, daß beim wirtſchaftlichen Prinzip nur 


auf die innerhalb der eigenen Wirtſchaft verwirklichten Werte und 
Unwerte Rückſicht genommen wird. In dieſem Sinne iſt das wirt⸗ 
ſchaftliche Prinzip das Streben, für die eigene Wirtſchaft — ſei 
es im engeren Sinne die eigene, oder ſei es eine anvertraute Wirt⸗ 
ſchaft und betreffe die letztere ein einziges Wirtſchaftsſubjekt oder 


eine Mehrzahl von Perſonen, eine Familie, eine Korporation — bei 


jeder einzelnen wirtſchaftlichen Handlung jedenfalls einen entſprechend 
hohen zur Motivierung hinreichenden Reinertrag, und zwar einen 
möglichſt hohen Reinertrag, die Beſchaffung eines möglichſt hohen 
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Wertes mit Aufwendung möglichſt geringer Unwerte, die das Wirt⸗ 
ſchaftsſubjekt betreffen, zu erzielen. Die beſchränkte Anwendung von 
Wert und Unwert, ihr Bezug auf die eigene bzw. eine anvertraute 
Wirtſchaft, unterſcheiden das wirtſchaftliche Prinzip von dem all⸗ 
gemeinen Prinzip, das, ſoweit es ethiſch richtig ſein ſoll, ſich auf 
alle unſerer Wirkungsſphäre unterliegenden Perſonen bezieht und, 
ſoweit es wirklich angewendet wird, auch tatſächlich in ſehr vielen 
Fällen einen wekteren Wirkungskreis hat als das wirtſchaftliche 
Prinzip: denken wir an altruiſtiſche Handlungen, an freiwilliges 
Wirken für den Staat, für ſeine Nation, Glaubensgenoſſen, Berufs⸗ 
genoſſen uſw. (Vergleiche hierzu meinen angeführten Aufſatz.) 
Danach wäre alſo das wirtſchaftliche Prinzip das Streben des 
Wirtſchaftsſubjektes, bei Beſchaffung und Verwendung von Be⸗ 
friedigungsmitteln (1. Determination) für die eigene oder anvertraute 
Wirtſchaft (2. Determination) eine, und zwar eine möglichſt hohe 
Vorzüglichkeit des Erfolges vor den Koſten zu erzielen. Es entſteht 
nun die Frage, wie ſich das wirtſchaftliche Prinzip zum Satze Lief⸗ 
manns von der Ausgleichung der Grenzerträge verhält. Identiſch 
oder äquivalent ſind beide Sätze, jener vom wirtſchaftlichen Prinzip 
und jener vom Ausgleich der Grenzerträge, offenbar nicht. Es kann 
ſich alſo nur darum handeln, ob der zweite Satz vom Ausgleich der Grenz⸗ 
erträge notwendig aus dem erſten Satze vom wirtſchaftlichen Prinzip 
folgt. In dieſer Beziehung wäre zu bemerken: Das wirtſchaftliche Prinzip 


bezieht ſich auf die einzelnen wirtſchaftlichen Handlungen, nicht auf 


die Geſamtheit der wirtſchaftlichen Handlungen. Es iſt kein Streben 
nach möglichſt hohem Geſamtreinertrag der Wirtſchaft, ſondern zu: 
nächſt Streben nach motivierendem Reinertrag bei jeder einzelnen 
wirtſchaftlichen Handlung. Keine wirtſchaftliche Handlung wird vor⸗ 
genommen, wenn nicht ein motivierender Reinertrag, ein Überwiegen 
des Nutzens über die Koſten dieſer wirtſchaftlichen Handlung in 
Ausſicht ſteht, groß genug, um ein Motiv für die wirtſchaftliche 
Handlung abzugeben. Das wirtſchaftliche Prinzip iſt ferner das 
Streben nach höchſtmöglichem Reinertrage wieder nur der einzelnen 
wirtſchaftlichen Handlung. Den Beweis dafür, daß das wirtſchaft⸗ 
liche Prinzip nicht Streben nach Geſamtreinertrag, ſondern zunächſt 
Streben nach motivierendem Reinerfolg überhaupt bei jeder einzelnen 
wirtſchaftlichen Handlung und ſodann Streben nach höchſtmöglichem 
Reinerfolg bei der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung ſei, werden 
wir ſpäter zu erbringen haben. Nun aber ergibt ſich beim 1 5 
ſchaftlichen Prinzip, obſchon es nicht Streben nach Geſamtreinerfolg 
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| der usch überhaupt iſt, doch ein Zuſammenhang zwiſchen den 


einzelnen wirtſchaftlichen Handlungen, und zwar inſofern, als das 
wirtſchaftliche Prinzip neben dem Streben nach größtmöglichem Rein⸗ 
ertrag bei der einzelnen wirtſchaftlichen Handlung auch das Streben 
umfaßt, keine wirtſchaftliche Handlung um eines beſtimmten Rein⸗ 
ertrages willen unternehmen zu wollen, falls die Möglichkeit beſteht, 


an Stelle der wirtſchaftlichen Handlung eine andere mit größerem 


Reinertrage vorzunehmen. Auch das fordert das wirtſchaftliche 


Prinzip. Das wirtſchaftliche Prinzip verlangt, daß von zwei ein⸗ 


ander ausſchließenden wirtſchaftlichen Handlungen ſtets jene mit 
höherem Reinertrage gewählt werde, daß alſo eine wirtſchaftliche 


Handlung unterlaſſen werde, wenn an ihrer Stelle bei einer anderen 
wirtſchaftlichen Handlung ein höherer Reinertrag erzielt werden kann. 


Nun kommt aber der ſpringende Punkt. Iſt das Beſtreben der 


Wirtſchaft, keine wirtſchaftliche Handlung vorzunehmen, falls an ihrer 


Stelle eine wirtſchaftliche Handlung mit größerem Reinertrag vor⸗ 
genommen werden könnte, identiſch mit dem Satze, daß die Wirt⸗ 
ſchaft bei allen wirtſchaftlichen Handlungen im Verhältnis zu den 
Koſten denſelben Reinertrag zu erzielen trachtet? Das nun müſſen 
wir entſchiedenſt verneinen. Wir können aus dem wirtſchaftlichen 
Prinzip nicht ein Streben nach gleichen Reinerträgen ableiten. Die 


Wirtſchaft hat gar kein Intereſſe daran, gleiche Reinerträge bei allen 
wirtſchaftlichen Handlungen zu erzielen, ihr Beſtreben iſt im Ver⸗ 


hältnis der einzelnen wirtſchaftlichen Handlungen nur darauf ge⸗ 


richtet, nicht einen höheren Reinertrag bei einer wirtſchaftlichen 
Handlung zugunſten eines geringeren Reinertrages bei einer anderen 
wirtſchaftlichen Handlung aufzugeben. Das hat bereits Wieſer in 


ſeinem 1889 erſchienenen „Natürlichen Wert“ mit aller wünſchenswerten 
Deutlichkeit ausgeſprochen: „Die Regel der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
wendung von Gütern mehrfacher Nützlichkeit iſt nicht, in allen Ver⸗ 
wendungen den gleichen Grenznutzen zu gewinnen, ſondern ſie geht 
dahin, in jeder Verwendung den geringſten Grenznutzen zu gewinnen, 
der noch erreicht werden kann, ohne daß um deſſentwillen in einer 
anderen Verwendung ein höherer Nutzen entbehrt werden müßte“ 
(a. a. O. S. 14). Auch Hans Mayer hebt in einer Beſprechung 
von Schumpeters Werk den Unterſchied der beiden Sätze beſonders 


hervor“. Und zwar gilt der Satz, daß Streben nach höchſtmöglichem 


1 Hingegen ſcheint Weyermann in ſeiner Beſprechung von Liefmanns 
Volkswirtſchaftslehre den Unterſchied beider ge nicht erkannt zu haben N 
bücher für Nationalökonomie, III. F. 57. Bd., S. 581). | 
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Ertrag nicht Streben nach Ausgleich der Erträge iſt, ebenſogut von 
Reinerträgen wirtſchaftlicher Handlungen überhaupt wie von Grenz⸗ 
reinerträgen. Ebenſowenig, wie die Wirtſchaft ein Intereſſe daran 
hat, daß ſich irgendwie die Reinerträge bei verſchiedenen wirtſchaft⸗ 
lichen Handlungen einander gleichſtellen, ebenſowenig hat ſie ein 
Intereſſe daran, daß ſich auch nur die Grenzreinerträge der einzelnen 
Arten von wirtſchaftlichen Handlungen einander gleichſtellen. Das 
Verhältnis nicht nur der Reinerträge überhaupt, ſondern auch der 
Grenzreinerträge iſt der einzelnen Wirtſchaft vollkommen gleichgültig. 
Auch die Grenzreinerträge können vom Standpunkte der einzelnen 
Wirtſchaft vollkommen verſchieden ſein. Nun bliebe es an ſich 
möglich, daß die Wirtſchaft doch bei allen wirtſchaftlichen Handlungen 
gleiche Grenzreinerträge erzielt. Allein auch dann wäre das Streben 
des Wirtſchaftsſubjektes nicht auf Erzielung gleicher Grenzreinerträge 
gerichtet. Dem Wirtſchaftsſubjekt wäre auch dann die Gleichheit 
der Grenzreinerträge ganz gleichgültig. Es bliebe alſo auch in dieſem 
Falle unrichtig, daß das wirtſchaftliche Prinzip ſich in einem Streben 
nach den gleichen Grenzreinerträgen ausdrücke. Es würde vielmehr 
nur das Streben, keinen Reinertrag anzuſtreben, der nur unter Ver⸗ 
zicht auf einen höheren Reinertrag erzielt werden könnte, tatſächlich 
zu gleichen Grenzreinerträgen führen. Damit letzteres zutreffe, ſind 
alſo außer dem Handeln nach dem wirtſchaftlichen Prinzip noch ganz 
beſondere Vorausſetzungen erforderlich. Daß dieſe Vorausſetzungen 
in Wirklichkeit allgemein, das iſt auf alle von einem Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt vorgenommenen wirtſchaftlichen Handlungen bezogen, not⸗ 
wendig gegeben ſind, hätte Liefmann nachzuweiſen gehabt. Er hat 
dies nicht getan. Statt deſſen wollen wir jetzt den Gegenbeweis 
führen und zu zeigen verſuchen, daß die Vorausſetzungen, die eine 
Gleichheit von Grenzreinerträgen zugleich mit dem Wirken des wirt⸗ 
ſchaftlichen Prinzips herbeiführen könnten, allgemein nicht zutreffen, 
und daß ſich daher der von Liefmann behauptete Ausgleich tatſächlich 
nicht ergibt. 

Zum Zwecke des Gegenbeweiſes wollen wir zunächſt eine Halde 
lung wählen, die zwar keine wirtſchaftliche Handlung iſt, im übrigen 
aber gewiſſe, für die Entſcheidung unſerer Frage maßgebende Merk⸗ 
male zeigt. Jemand hätte im Rahmen eines Wettſpieles die Auf⸗ 
gabe, vier Pflöcke innerhalb einer Stunde ſo tief wie möglich in den 
Boden einzurammen. Je tiefer die einzelnen Pflöcke eingeſchlagen 
werden, um ſo größer die Ehre. Die Pflöcke ſtehen in Erdreich ver⸗ 
ſchiedener Beſchaffenheit, das dem Eintreiben der Pflöcke verſchiedenen 
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Widerſtand entgegenſetzt. Der Spieler hat nun folgende Leitſätze 
für ſein Verhalten. Er will auf das Einrammen keine Anſtrengung 
aufwenden, die nicht durch den Erfolg — Zuwachs an Ehre — 
überboten würde, — Streben nach Reinertrag der einzelnen Hand⸗ 
lung. Er will ferner bei jedem Einrammen in Hinblick auf die auf⸗ 
gewendete Arbeit einen größtmöglichen Erfolg erzielen, — Streben 
nach möglichſt hohem Reinertrag bei der einzelnen Handlung. Er 
wird ſchließlich nicht Arbeit auf das weitere Einſchlagen eines Pflockes 
verwenden, wenn er annimmt, daß er im Verhältnis zu der auf⸗ 
‚ gewendeten Arbeit bei einem anderen Pflocke einen größeren Fort⸗ 
ſchritt erzielen kann, — Vermeiden eines Reinertrages, der nur 
durch Verzicht auf einen höheren Reinertrag erlangt werden könnte. 
Es fragt ſich nun, wie tief der Spieler die einzelnen Pflöcke ein⸗ 
ſchlagen wird. Da iſt es nun klar, daß er nicht darauf ausgehen 
wird, etwa alle Pflöcke gleich tief einzuſchlagen, — kein Intereſſe an 
der Ausgleichung der Geſamtroherträge. Ferner wird der Spieler 
kein Gewicht darauf legen, daß der letzte Fortſchritt bei allen Pflöcken 
der gleiche ſei. Alſo auch die Grenzroherträge brauchen nicht die 
gleichen zu ſein. Der Spieler wird aber auch — und das iſt jetzt 
das Entſcheidende — in keiner Weiſe ein Gewicht darauf legen, daß 
der letzte Fortſchritt bei allen vier Pflöcken im gleichen Verhältnis 
zur aufgewendeten Mühe ſtehe, daß ſich die Grenzreinerträge in 
dieſem Sinne ausgleichen. Das wäre Liefmanns Anſicht, und hier 
ergibt ſich der Widerſpruch gegen ſie. Entgegen der Anſicht Lief⸗ 
manns iſt es dem Spieler ganz gleichgültig, ob die Grenzroherträge 
beim Einſchlagen der vier Pflöcke in dem gleichen Verhältniſſe zu der, 
auf die Grenzroherträge aufgewendeten Arbeit ſtehen oder nicht, ob 
er auf eine letzte aufgewendete Einheit Arbeitsunluſt bei allen Pflöcken 
den gleichen Fortſchritt erzielt. Er wird nur darauf achten, daß er, 
wie erwähnt, nicht auf, einen Pflock noch Arbeit aufwende, wenn 
er bei einem anderen Pflock verhältnismäßig mehr erzielen kann. 
Daß aber das Verhältnis zwiſchen Erfolg und Koſten hinſichtlich 
aller Pflöcke beim! letzten Fortſchritt dasſelbe ſei, daran iſt dem 
Spieler gar nichts gelegen. Es wird wohl möglich ſein, daß ein 
Spieler zufällig bei allen vier Pflöcken im Verhältnis zur auf⸗ 
gewendeten Arbeitsunluſt den gleichen letzten Erfolg erzielt. Allein 
das wäre eben nur ein Zufall, bewirkt durch eine beſondere Ge⸗ 
ſtaltung der Umſtände, die dieſe Gleichheit vorausbeſtimmt, ebenſo 
wie es der Zufall — vollkommen gleicher Widerſtand des Erdbodens — 

mit ſich bringen kann, daß alle vier Pflöcke überhaupt gleich tief 


x 
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eingeſchlagen werden. Wir ſehen die Vorausſetzungen, die in einzelnen 
Fällen die verhältnismäßige Gleichheit der reinen Grenzerfolge der 
einzelnen Handlungen von vornherein bedingen, ſind in gar keiner 
Weiſe notwendig für alle Fälle gegeben, vielmehr, ſoweit ſie im be⸗ 
ſonderen Falle gegeben ſind, als rein zufällig anzuſehen. Liegen 
dieſe beſonderen Vorausſetzungen nicht vor, ſo werden die Enderfolge 
im Verhältnis zu den Endkoſten ganz verſchieden ſein. Es ließe ſich 
zum Beiſpiel der erſte Pflock zunächſt ſehr leicht und dann, weil er auf 


Felſen ſtößt, überhaupt nicht weiter einſchlagen, der zweite Pflock 


ließe ſich zunächſt leicht und dann ſchwer, zwei andere Pflöcke zunächſt. 


ziemlich ſchwer und dann ſehr ſchwer einſchlagen. Dann wird der 


Spieler zunächſt — nicht der Zeit nach, ſondern der Reihenfolge 
der Überlegung nach — den erſten Pflock in dem ſehr leichten Teil, 


dann den zweiten Pflock in dem leichten Teil, dann die zwei übrigen 


Pflöcke in dem ziemlich ſchweren und ſchließlich noch den zweiten 


Pflock in dem ſchweren Teil einſchlagen und dann aufhören, weil er 
einen Reinertrag nicht mehr erwartet. Irgendeine Ausgleichung der 


Grenzreinerträge findet weder ſtatt, noch auch iſt ſie beabſichtigt. Nun 
könnte Liefmann einwenden, wir hätten das Beiſpiel ungünſtig ge⸗ 
wählt. Allein dem gegenüber müßte er nachweiſen, daß die Ver⸗ 
hältniſſe ſtets geradeſo liegen, daß der von ihm erwünſchte Erfolg 
eines Ausgleiches ſich zeigt. Dieſer Beweis kann ihm aber nicht 
gelingen. Auch dies wird ſich ſogleich zeigen. 

Wir ſehen, wie das angebliche Geſetz vom Ausgleich der Grenz⸗ 


erträge für Handlungen, die ſich nach dem wirtſchaftlichen Prinzip 


richten, nur daß ſie nicht wirtſchaftliche Handlungen im engeren Sinne 
darſtellen, jedenfalls nicht gilt. Wir wollen dies nun für wirtſchaft⸗ 


—. 


liche Handlungen im eigentlichen Sinne zeigen. Dabei nehmen wir 


zunächſt ein Beiſpiel aus einer geſchloſſenen Wirtſchaft. Solche Bei⸗ 


ſpiele ſind freilich nicht ungefährlich. Allein einerſeits kommen wir 


dabei Liefmann, wie wir gleich ſehen werden, entgegen, und ferner 
wollen wir ſodann gleich auf die in die verkehrswirtſchaftliche Or⸗ 


ganiſation eingereihte Wirtſchaft eingehen. Wir nehmen alſo eine 
Wirtſchaft, die lediglich mit Hilfe ihrer Arbeitskraft für ſich allein, 
ohne jeden Verkehr mit anderen Wirtſchaften, Güter zur Befriedigung 


ihrer Bedürfniſſe beſchafft, und wollen unterſuchen, ob etwa eine 


ſolche Wirtſchaft nach dem Grundſatze der Ausgleichung der Grenz⸗ 
erträge vorgeht, oder ob auch nur etwa ihr wirtſchaftliches Verhalten 
einen Ausgleich der Grenzerträge ohne eee darauf gerichtete 
Abſicht herbeiführt. 


4 
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Die Wirtſ chaft hat Bedürfniſſe nach verſchiedenen Mengen ver⸗ 
ſchiedener Güterarten. Dabei iſt das Begehen der verſchiedenen Ein⸗ 


heiten einer Güterart untereinander und der verſchiedenen Einheiten 


der verſchiedenen Güterarten im allgemeinen ein verſchiedenes. Wenn 
die Wirtſchaft mit ihrer Arbeitskraft zum Beiſpiel Brot, Milch, 
Fleiſch, Kleidungsſtücke verſchiedener Art und ſchließlich auch noch 
berauſchende Getränke — als Beiſpiel eines Luxusbedürfniſſes — 
beſchafft, ſo tut ſie dies auf Grund einer verſchiedenen Rangwertung 
— Einreihung in der Bedürfnisſkala — ſowohl der einzelnen Ein⸗ 
heiten von Brot untereinander als auch der einzelnen Einheiten von 
Brot im Verhältniſſe zu den einzelnen Einheiten von Fleiſch, Milch 
uſw. Wir werden auf die Art dieſer Rangwertung ſpäter aus⸗ 
führlicher zurückrommen. Zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe ver⸗ 
wendet die Wirtſchaft ihre als Unluſt empfundenen Arbeitsleiſtungen. 
Wir wollen die Arbeitsleiſtungen als mit Unluſt für das Wirtſchafts⸗ 


ſubjekt verbunden anſehen. Sklavenarbeit, an deren Unluſt dem 


Wirtſchaftsſubjekt nicht gelegen iſt, kommt nicht in Betracht. Wir 
tun dies, um Liefmanns Annahme entgegenzukommen, daß bei der 
Beſchaffung der Güter erſter Ordnung in der Konſumwirtſchaft 
primäre Werte — bei Liefmann der Nutzen oder Luſtgefühle — mit 
primären Unwerten — bei Liefmann Koſten oder Unluſtgefühle — 
verglichen werden. Wir wollen ferner annehmen, die Arbeitszeit 
werde von der Wirtſchaft nicht bis zu der phyſiologiſch gegebenen 
Grenze ausgedehnt. Der Arbeitsleiſtung eines Menſchen iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich aus Gründen, die im menſchlichen Organismus liegen, 


eine beſtimmte Grenze gezogen. Wir wollen nun annehmen, dieſe 


Grenze werde nicht erreicht, das überhaupt mögliche Maximum an 
Arbeit nicht aufgewendet, ſo daß für die Aufwendung auch der letzten 
noch aufgewendeten Arbeitseinheit die Erwägung maßgebend iſt, durch 
ſie einen entſprechend überwiegenden Nutzen zu erreichen, während 
anderſeits die nächſte aufwendbare Arbeitseinheit nicht wegen voll⸗ 
kommener Erſchöpfung, ſondern nur deshalb nicht aufgewendet wird, 

weil die Überzeugung beſteht, daß durch ſie ein das Arbeitsleid ent⸗ 
ſprechend überſteigender Erfolg nicht erzielt werden würde. Das 
Wirtſchaftsſubjekt kann alſo, ohne an abſolute Grenzen der Arbeits⸗ 
kraft gebunden zu ſein, mit der Aufwendung der Arbeitskraft ſo 
weit gehen, als ihm der Erfolg entſprechend vorzüglicher erſcheint 
als die Koſten. Die Erwägungen nun, die das Wirtſchaftsſubjekt 


in dieſem Falle bei der, Aufwendung von Arbeit zur Beſchaffung von 
Gütern leiten werden, ſind die folgenden. Das Wirtſchaftsſubjekt 
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will bei jeder Aufwendung von Arbeit ein motivierendes Überwiegen 
der mit Hilfe der Arbeit zu beſchaffenden Werte über den mit der 
Arbeit verbundenen Unwert erzielen, derart, daß zwiſchen zuwachſen⸗ 
dem Wert und ſonſt zu vermeidendem Unwert ein Unterſchied beſteht, 
hinreichend, um zur Aufwendung des Unwertes zur Beſchaffung des 
Wertes zu veranlaſſen. Auf die einzelnen Güterarten angewendet, 
heißt dies, daß der letzte noch zuwachſende Nutzen der Einheit einer 
Güterart — der Grenznutzen — motivierend vorzüglicher erſcheinen 
muß als die Vermeidung der auf dieſe letzte Einheit aufzuwendenden 
Arbeitsunluſt, damit man ſich zur Erzeugung dieſer letzten Einheit 
entſchließe. Die Wirtſchaft will ferner bei jeder Aufwendung von 
Arbeit den größtmöglichen Reinertrag erzielen. Schließlich gilt für 
das Verhalten der Wirtſchaft der Grundſatz, daß ſie auf Einheiten 
einer Güterart keine Arbeit aufwendet, wenn ſie bei einer anderen 
Güterart im Verhältnis der beiderſeits aufzuwendenden Arbeitsunluſt 
und zu erzielenden Erfolge einen größeren Reingewinn erzielen kann. 
Dabei iſt es gleichgültig, ob wir die Arbeitsunluſt aller Arbeits- 
einheiten gleich nehmen oder damit rechnen, daß die Arbeitsunluſt “ 
der Arbeitseinheit mit zuwachſender Arbeit immer größer wird. 
Nehmen wir die Arbeitsunluſt bei allen Arbeitseinheiten als gleich 
an, jo ſtellt die Arbeitsunluſtlinie eine der Abſziſſe gleichgerichtete 
Linie in einem beſtimmten Punkte der Ordinatenachſe dar, die die 
Wertkurve des betreffenden Gutes in einem beſtimmten Punkte 
ſchneidet, rechnen wir mit dem Anſteigen der Arbeitsunluſt bei fort⸗ 


geſetzter Arbeitsleiſtung, jo ſtellt die Arbeitsunluſtlinie eine entgegen? 


geſetzt der Wertlinie gerichtete Kurve dar, die ihr ſomit entgegen⸗ 
kommt und ſie gleichfalls in einem beſtimmten Punkte ſchneidet, über 
den hinaus Arbeitseinheiten auf eine weitere Beſchaffung von Gütern 
der betreffenden Art nicht mehr aufgewendet werden !. Es handelt 
ſich darum, ob dieſer Punkt bei allen vom Wirtſchafter angeſchafften 
Güterarten der gleiche oder verhältnismäßig der gleiche iſt. 

Da ergibt ſich nun folgendes. Zunächſt iſt jedenfalls der Roh⸗ 
ertrag an Genuß bei der Erzeugung der einzelnen Güterarten ebenſo 
wie der Genuß der einzelnen Stücke der einzelnen Güterarten ein ver⸗ 
ſchiedener. Der Genuß des überhaupt erzeugten Brotes im ganzen 
iſt wichtiger als der des Fleiſches und dieſer wieder wichtiger als 
der des berauſchenden Getränkes, und ebenſo iſt die früher erzeugte 


1 Hinſichtlich der Unmöglichkeit, dieſe Linien aus zahlenmäßigen Angaben ö 
zu konſtruieren, vgl. meine Fragen des Preiſes I, S. 127. | 
Schmollers Jahrbuch XLIV\.2. i en 
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Einheit Brotes wichtiger als die ſpätere. Ferner wird auch der 
Grenznutzen, der Nutzen der letzten erzeugten Einheit der einzelnen 
Güterarten, bei den verſchiedenen Güterarten ein verſchiedener ſein. 
Wir ſind durch nichts gezwungen oder berechtigt, anzunehmen, daß 
der Wirtſchafter bei der Erzeugung der verſchiedenen Güterarten bei 
allen gerade bis zum gleichen Grenznutzen gehen wird, daß er 


De die Erzeugung ſo einrichten wird, daß die letzte erzeugte Einheit 


Brot für ihn dieſelbe Bedeutung hat wie die letzte erzeugte Einheit 
des berauſchenden Getränkes. Die Wirtſchaft hat an dieſer Gleichheit 
der Grenznutzen gar kein Intereſſe, das wirtſchaftliche Prinzip ver⸗ 
langt ſie nicht und auch ſonſt ſind keine Vorausſetzungen gegeben, die 


dieſe Gleichheit herbeiführen würden. Die eigentliche Frage iſt nunn 


die, ob, wenn in einer geſchloſſenen Wirtſchaft die Grenznutzen, alſo 


die Grenzroherträge, verſchieden ſind, doch etwa die Grenzreinerträge 


ſich dadurch notwendig gleichſtellen, daß die Grenznutzen der einzelnen 


Glüterarten zueinander in demſelben Verhältnis ſtehen müſſen, wie 
das auf die Grenzſtücke der Güterarten aufgewendete Arbeitsleid. 
»Dieſe Frage nun müſſen wir entſchieden verneinen. Ebenſo wie es 


keine Notwendigkeit einer Ausgleichung der Geſamtroherträge (Art⸗ 


nutzen), der einzelnen Roherträge (Einzelnutzen) und der Grenzroh⸗ 


erträge (Grenznutzen) gibt, gibt es auch keine Ausgleichung der 


| Grenzreinerträge. Wieder ift dem Wirtſchaftsſubjekt an dieſer Aus⸗ 


gleichung nichts gelegen, das wirtſchaftliche Prinzip verlangt ſie 
nicht, und es ſind auch keine äußeren Umſtände gegeben, die dieſe 
Gleichheit außerhalb einer unmittelbar hierauf gerichteten Abſicht 
des Wirtſchaftsſubjektes bedingen würden. 

Dies können wir uns an folgendem Beiſpiel klarmachen. Wir 
hätten drei Güterarten A BC, deren einzelne Stücke folgende Nutzen 
geben, Arbeitsunluſt erfordern und ſomit nn Rein⸗ 
erträge im Sinne Liefmanns liefern. | 


„Nutzen der Koſten in Arbeits⸗ 
Einheiten leideinheiten Reinertrag 
Al 36 N 2 a | 18 
. A, 16 _ 4 : 4 | 1 
a ie B ER 
Nutzen in Koſten in Arbeits 
Luſteinheiten leideinheiten Reinertrag 
BI 51 | 3 3 17 
Bz. 28 4 8 5 7 
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Luſteinheiten leideinheiten az 
C1 15 1 15 
8 C2 12 | 2 6 
15 23 NE 1 


. Nehmen wir an, der Wirtſchafter arbeitet nur ſo lange, als ihm 
eine Unlufeinhei 6 Luſteinheiten verschafft. In dieſem Falle wird 
und A2, Bi und Ba, Ci und Ce erzeugen. Die Grenz⸗ 
et räge ſind dann 10 bei der Güterart A, 7 bei der Güterart B, 
bei der Güterart C. Sie find ganz verſchiedeh, Von einer Aus⸗ 
0 15 keine Spur. 
| 5 Will man nun dieſes Beiſpiel etwas der Wirklichkeit anpaſſen, 
erät man in gewiſſe Verlegenheit. Die Luft- und Unluſteinheiten 
A 1d nämlich, wie noch zu zeigen fein wird, tatſächlich ganz un— 
en uläſſige Fiktionen und wurden von uns nur verwendet, um dem 
| Gedankengange Liefmanns möglichſt entgegenzukommen. Indes 
kön men wir das Beiſpiel doch auf konkrete Verhältniſſe übertragen, 
0 hne die Fiktion der Luſt⸗ und Unluſteinheiten verwenden zu müſſen. 
Wir nehmen alſo an, die geſchloſſene Wirtſchaft erzeuge eine Gewichts- 
5 anbei Brot in 2 Stunden und eine Raumeinheit Wein in 6 Stunden. 
Soll nun der Ausgleich der Grenzerträge im Sinne Liefmanns zu⸗ 
| t ‚treffen, müßte die letzte Einheit Wein einen dreimal ſo hohen Nutzen 
| geben wie die letzte Einheit Brot. Wird ein ſolches Verhältnis 
tatſächlich notwendig zutreffen? Die Antwort muß jedenfalls ver— 
N n jeinend lauten. Wir können uns ohne weiteres vorſtellen, und es 
wird dies der Wirklichkeit, ſoweit wir von einer ſolchen bei dem 
konſtruierten Beiſpiel der geſchloſſenen Wirtſchaft ſprechen können, 
nächſten kommen, daß die Wirtſchaft Brot jo lange erzeugt, bis 
115 Bedarf an Brot überhaupt gedeckt iſt, und daß ſie erſt dann 
überhaupt an die Erzeugung von Wein ſchreitet. In dieſem Falle 
wird der Grenznutzen des Brotes für die betreffende Wirtſchaft größer 
ſein als der des Weines, trotzdem die Grenzkoſten des Weines größer 
« find. als die des Brotes. Die Grenzreinerträge gleichen ſich alſo 
| = nicht nur nicht aus, ſondern der Unterſchied wird nur noch größer, 
5 enn wir ſtatt der an ſich verſchiedenen Grenznutzen der beiden Arten 
a uch noch die Grenzkoſten in Betracht ziehen. Um zu dieſem Ergeb— 
niſſe zu gelangen, brauchen wir übrigens gar nicht anzunehmen, daß 
e Grenznutzen der einen Güterart abgebrochen iſt, der Bedarf der 


e an Brot vollkommen gedeckt al Wir können annehmen, 
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daß gewiſſe mögliche geringfügige Verwendungen des Brotes übrig⸗ 
geblieben find, zum Beiſpiel Füttern wilder Vögel. Auch in dieſem 
Falle hat die Wirtſchaft mit der Beſchaffung von Brot aufgehört 
und iſt zur Beſchaffung von Wein übergegangen, weil ſie von der 
nächſten Einheit Wein einen ſoviel höheren Zuwachs an Befriedigung 
erwartet als von der nächſten Einheit Brot, daß ſie lieber die 
6 Arbeitseinheiten auf die weitere Beſchaffung von Wein als 2 Ar⸗ 
beitseinheiten auf die Beſchaffung von weiterem Brot aufwendet. 
Denn ſie hat ſchon, bevor ſie an die Beſchaffung der erſten Einheit 
von Wein ſchritt, das Bedürfnis nach Brot ſo weit befriedigt, daß 
ſie Brot überhaupt nicht mehr oder nur noch in ſehr geringem 
Grade braucht. Gleichwohl iſt der Grenznutzen des tatſächlich be⸗ 
ſchafften Brotes höher als der des Weines, und zwar wieder trotz 
höherer Koſten des letzteren. Und ebenſo oder wenigſtens ähnlich 
verhält es ſich mit dem Verhältniſſe der meiſten anderen Güter⸗ 
arten. Von einer Ausgleichung der Grenzerträge iſt keine Rede. 
Die Annahme einer Ausgleichung der Grenzerträge in einer 
Wirtſchaft, die als Unwert geſchätzte Arbeit auf Befriedigung von 
Bedürfniſſen mit der Abſicht verwendet, einen möglichſt großen Über⸗ 
ſchuß des Wertes des Erfolges über den Unwert der Koſten zu er⸗ 
zielen, iſt alſo vollkommen unbegründet. Weder iſt irgendwie die 
»Abſicht einer ſolchen Wirtſchaft auf Ausgleichung der Grenzerträge 
gerichtet — die Wirtſchaft hat an einer Ausgleichung der Grenz⸗ 
erträge nicht das mindeſte Intereſſe —, noch auch ergibt ſich die Aus⸗ 
gleichung als Folge ſonſtiger wirtſchaftlicher Erwägungen oder Ver⸗ 
hältniſſe. Wir wollen nun aber doch noch fragen, welche Voraus- 
ſetzungen eigentlich gegeben ſein müßten, damit ſich ein Ausgleich 
der Grenzreinerträge in der geſchloſſenen Wirtſchaft vollziehe. Dieſe 
Vorausſetzungen können verſchiedener Art ſein, es kann ſich bei Vor⸗ 
handenſein verſchiedener Tatbeſtände ein Ausgleich der Grenzerträge 
ohne unmittelbar darauf gerichtete Abſicht des Wirtſchafters ergeben. 
Zwei ſolcher Tatbeſtände, die wohl allein in Betracht kommen können, 
möchten wir hervorheben. Der eine wäre der, daß die Wirtſchaft, 
wenn ſie bei einer Güterart mit einer beſtimmten Arbeitsunluſt einen 
beſtimmten Rohertrag einmal erzielt hat, denſelben Rohertrag mit 
derſelben Arbeitsunluſt bei Aufwendung von weiterer Arbeit auf dieſe 
Güterart auch weiterhin erzielen könnte, bis die ihr zur Verfügung 
ſtehende Arbeit ganz aufgebraucht iſt. In dieſem Falle würde die 
Wirtſchaft bei allen Güterarten denſelben verhältnismäßigen Grenz⸗ 
reinertrag erzielen müſſen. Denn ſie würde ſich der Erzeugung eines 
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Stückes einer Güterart nur dann zuwenden, wenn ihr die Erzeugung 
des betreffenden Stückes dieſer Güterart einen Reinerfolg verſprechen 
würde, den ſie bei einer anderen Güterart ſchon erreicht hat und auch 
weiterhin erreichen kann. Dieſer Tatbeſtand trifft nun aber offenbar 
für die Grenzreinerträge einer geſchloſſenen Wirtſchaft nicht zu. 
Denn er widerſpricht dem Satze, daß bei ſteigender Verſorgung mit 
Gütern einer Art die Bedeutung der nacheinander beſchafften Stücke 
ſinkt. Wenn nun auch noch die für die Erzeugung eines Stückes 
erforderliche Arbeitsunluſt ſteigt — aber auch wenn ſie gleichbleibt —, 
kann der Ertrag, der bei Aufwendung einer beſtimmten Arbeitsunluſt 
mit der Erzeugung eines beſtimmten Stückes einer Güterart erzielt 
wird, bei Erzeugung eines weiteren Stückes dieſer Güterart nicht 
mehr erzielt werden. Der Tatbeſtand einer unbeſchränkten Möglich⸗ 
keit der Wiederholung von Reinerträgen kommt daher für eine Aus⸗ 
gleichung von Grenzreinerträgen in der geſchloſſenen Wirtſchaft nicht 
in Betracht. Es muß alſo ein anderer Tatbeſtand als Unterlage 
der Behauptung einer Ausgleichung der Grenzreinerträge herangezogen 
werden. Dieſer Tatbeſtand, deſſen Annahme auch wirklich ſtill⸗ 
ſchweigend oder ausdrücklich der Theorie Liefmanns, wenn auch nicht 
ſeinen Beiſpielen, ſowie ähnlichen Theorien zugrunde liegt, iſt der, 
daß bei allen Güterarten der an die einzelnen aufeinanderfolgenden 
Stücke geknüpfte Nutzen ſtetig, kontinuierlich, abnimmt, wobei die auf 
die Erzeugung der einzelnen Stücke zu verwendende Arbeitsunluſt gleich 
bleibt oder ſtetig zunimmt. Auch in dieſem Falle würde es zu gleichen 
Grenzreinerträgen bei den einzelnen Güterarten kommen. Es könnte 
dann nämlich ein Reinertrag, der bei einer Güterart erzielt wird, 
auch bei jeder anderen Güterart, die ſchon erzeugt wird, allenfalls 
auch noch bei einer Güterart, deren Erzeugung an die Reihe kommt, 
erzielt werden, ſo daß ein geringerer als ein beſtimmter Reinertrag 
bei einer Güterart erſt angeſtrebt werden würde, wenn ein dem be⸗ 
ſtimmten Ertrag gleicher Ertrag ſchon bei allen anderen überhaupt 
angeſchafften Güterarten erzielt würde, was praktiſch auf eine Gleich⸗ 
ſtellung aller bei den einzelnen Güterarten erzielten Grenzreinerträge 
hinauskommen würde. Die Tabelle auf Seite 98/99 würde ſich dann 
etwa ſo geſtalten: | 


A 
Nutzen ö Koſten Ertrag 
A, 120 12 10 
Ar 117 13 j 9 


A, 112 14 8 
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883 Rk 5 
Nutzen Koſten Ertrag 
Ba 240 | 24 10 
B. 234 26 | 9 
Bi 224 28 8 
| | C ö 
Nutzen Koſten K Ertrag 
C, 360 36 | 10 
Ca 351 39 9 
C3 336 42 g 8 


Id der Wirtſchafter entſchloſſen, ſo viel Arbeit aufzuwenden, daß 
auf eine Einheit Arbeitsleid 9 Luſteinheiten entfallen, wird er dieſen 
Grenzertrag bei allen N erzeugten Güterarten in gleicher 
Weiſe erzielen. 

Nun entſpricht aber iu dieſer als Vorausſetzung für eine 
Ausgleichung der Grenzreinerträge gedachte Sachverhalt nicht den 
tatſächlichen Verhältniſſen. Die Arbeitlsunluſt nimmt allenfalls 
noch kontinuierlich zu. Allein der Grenznutzen nimmt bei den ein⸗ 
zelnen Güterarten nicht kontinuierlich ab, ſondern er bricht ab oder 
ſpringt. Dies iſt etwas näher auszuführen. 

Nehmen wir folgende Güterarten: ein notwendiges Nahrungs- 
mittel (Brot), Wohnräume, Kleidungsſtücke, Feinkoſt beſtimmter Art, 
Güter für beſtimmte geiſtige Genüſſe (Bücher, Theater). Bezeichnen 
wir ferner den Rang der durch die einzelnen Stücke dieſer Güter⸗ 
arten befriedigten Bedürfniſſe mit den Buchſtaben a bed uſw., wo⸗ 
bei ahbyehd iſt; d. h. Bedürfniſſe, zwiſchen denen wir keinen Vorzug 
bemerken, tragen denſelben Buchſtaben, während der Vorzug der Be⸗ 
friedigung eines Bedürfniſſes vor der eines anderen durch eine frühere 
Stellung im Alphabet angedeutet iſt. Die ſonſt übliche und an fi. 
anſchaulichere' Darſtellung der Bedürfnisränge durch Zahlen ver: 
meiden wir, weil mit ihr die Vorſtellung einer zahlenmäßigen Meſſung 
des Bedürfniswertes faſt untrennbar verbunden iſt. Wenn wir die 
Bedürfnisgrade mit 10, 9, 8, 7 uſw. bezeichnen, ſo haben wir zwar 
glei die anſchauliche Vorſtellung, daß der eine Grad dem anderen 
vorgezogen wird. Allein anderfeits führt, ſelbſt wenn man ſich von 
jeder zahlenmäßigen Auffaſſung frei machen will, alſo zum Beiſpiel 
ausdrücklich betont, daß das mit, 10 angedeutete Bedürfnis keines⸗ 
wegs 10 Werteinheiten enthalte, doch ſchon der zahlenmäßige Aus⸗ 
druck an ſich faſt unfehlbar zur Vorſtellung, daß die Zahl eine 
irgendwie meßbare Größe bedeute, und daß wenigſtens das Ver⸗ 
hältnis der Zahlen das Verhältnis darſtelle, in welchem das eine 
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Bedürfnis dem anderen vorgezogen wird. Dieſer Gefahr iſt denn 
auch Liefmann trotz ſeiner „rein pſychologiſchen“ Theorie nicht 
entgangen. (Vgl. Ammons Beſprechung von Liefmanns Wirt⸗ 
ſchaftstheorie im Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 46. Bd., 1919, 
S. 392 ff.) Demgegenüber iſt, wie ſchon hier bemerkt werden mag, 
der Sachverhalt der, daß der Einzelne den Vorzug einer Bedürfnis⸗ 
befriedigung vor der anderen unmittelbar empfindet und auf Grund 
der unmittelbar erkannten Vorzüglichkeit die Einreihung der Bedürf⸗ 
niſſe in die Bedürfnisſkala vornimmt, ohne daß dabei irgendwelche 
Mengen: oder Größenverhältniſſe des Wertens oder Vorziehens ge⸗ 
geben wären. Aus dieſem Grunde alſo bezeichnen wir lieber den 
verſchiedenen Rang der Bedürfniſſe mit den einzelnen Buchſtaben 
eines als reine Rangordnung aufgefaßten Alphabetes. Ordnen wir 
nun die von den einzelnen Stücken der verſchiedenen Güterarten 
abhängigen Bedürfniſſe nach ihrem durch Buchſtaben bezeichneten 
Range, ſo ergibt ſich die Möglichkeit folgender drei . 


| Vorzugsſkalen: 

Güter I II I 
Notwendige Nahrung (Broh a be de fg a bedef g al bel. . 
Wohnung. . abedefg bedefg ab. . Je 
Kleidung. N a bedef g cdefg IAE 
Fein ot a bedef g def g la|- 

5 1 
Müh a be def g e f g * 


Nach der erſten Anordnung würden die bei den fünf, Güterarten 
von den einzelnen Stücken abhängigen Bedürfniſſe mit gleichem 
höchſten Range auftreten und in gleicher Weiſe abnehmen. Nach 
der zweiten Anordnung würden die Bedürfniſſe zwar mit einem ver⸗ 
ſchiedenen Range auftreten, dann aber alle, ſoweit ſie nebeneinander 
beſtehen, gleichmäßig abnehmen. Nach der dritten Anordnung end⸗ 
lich treten die von den einzelnen Güterarten abhängigen Bedürfniſſe 
mit verſchiedenem Range auf, nehmen aber nicht gleichmäßig ab, 
ſondern überſpringen einzelne Grade und hören auch nicht gleich 
mäßig auf. 

Welche Anordnung entſpricht nun der Wirklichkeit? Ganz offen- 
kundig nur die dritte. Daß die von den einzelnen Güterarten ab⸗ 
hängigen Bedürfniſſe nicht alle gleichzeitig mit dem gleichen höchſten 
Range auftreten, iſt von vornherein klar. Das wichtigſte von Brot 
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abhängige Bedürfnis iſt jedenfalls wichtiger als das wichtigſte von 
Büchern abhängige Bedürfnis. Das wurde auch immer anerkannt, 
ſeitdem man auf die verſchiedene Wichtigkeit der von Gütern gleicher 
Art abhängigen Bedürfniſſe aufmerkſam wurde. Immer hat man 
berückſichtigt, daß die wichtigſten Grade der Bedürfnisbefriedigung 
bei den Gütern verſchiedener Art dem Range nach ſehr verſchieden 
ſind. Allein was häufig überſehen oder wenigſtens nicht genügend 
beachtet wurde, iſt, daß die von den einzelnen Stücken einer Güter⸗ 
art abhängigen Bedürfnisbefriedigungen oder wie wir uns mit einer 
gewiſſen Modifikation des Begriffes des Bedürfniſſes auch ausdrücken 
können, das Bedürfnis nach den Stücken einer beſtimmten Güterart, 
wenn es einmal aufgetreten iſt, doch nicht ſtändig neben dem Be⸗ 
dürfniſſe nach anderen Güterarten, das früher, gleichzeitig oder ſpäter 
aufgetreten iſt, mit immer geringeren, dem anderen Bedürfniſſe 
jeweils gleichen Graden weiterläuft. Das wahre Verhältnis iſt 
vielmehr das, daß Bedürfniſſe nach Gütern beſtimmter Arten eine 
derartige Wichtigkeit aufweiſen, daß ſie, ſolange ſie nicht mit 
ihren erſten Graden befriedigt ſind, die Bedürfniſſe nach Gütern 
anderer Arten überhaupt nicht ins Bewußtſein gelangen laſſen oder 
wenigſtens ihnen gegenüber einen unbedingten Vorzug einnehmen. 
Sind nun aber die Bedürfniſſe, die an dieſe zunächſt angeſtrebten 
Güterarten gebunden ſind, bis zu einem gewiſſen Grade befriedigt, 
ſo laſſen ſie den Bedürfniſſen nach Gütern anderer Arten nicht etwa 
nur neben ſich Raum, ſondern ſie weichen ihnen dem Range nach, 
laſſen ihnen vor ſich den Vorzug. Sind die Bedürfniſſe nach dieſen 
anderen Güterarten bis zu einem gewiſſen Grade befriedigt, kommen 
die Bedürfniſſe nach den erſteren Güterarten wieder mit minderen 
Graden an die Reihe, um dann, nachdem ſich dies einigemal wieder⸗ 
holt hat, bei einem beſtimmten Grade, alſo nicht etwa erſt, wenn 
die bei der betreffenden Güterart durch das letzte Stück erreichte 
Bedſürfnisbefriedigung auf Null gefunken iſt, abzubrechen und dem 
Begehren nach anderen Güterarten endgültig, alſo auch mit ge⸗ 
ringeren Graden als mit der Verwendung des letzten Stückes der 
erſteren Art erreicht wurde, Platz zu machen, weil eben dieſe ge⸗ 
ringeren Grade bei den Bedürfniſſen nach Gütern Trfterer Art über⸗ 
haupt l vorkommen !. 


1 Vgl. dazu die Ausführungen von Hans Mayer in ſeiner Kritik des 


Buches „Weſen und Hauptinhalt“ von Schumpeter in der Zeitſchrift für 
Volkswirtſchaft, Sozialpolitik und Verwaltung, 20. Bd. (1911), S. 190—191. 
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Bei dieſer Gelegenheit wäre auf folgendes aufmerkſam zu machen. 
Der Ausdruck, daß der Bedarf an Stücken einer Güterart ganz oder 
faſt gedeckt iſt, darf nicht, wie es mißverſtändlich ſo häufig geſchieht, 
in dem Sinne genommen werden, daß das bei der betreffenden Güter⸗ 
art als letztes tatſächlich befriedigte Bedürfnis einen ſehr geringen 
Rang aufweiſe. Vielmehr hat dieſer Satz den Sinn, daß das nächſte 
nicht mehr angeſchaffte Stück der betreffenden Güterart, alſo nicht 
das letzte tatſächlich angeſchaffte Stück der Güterart, nur ein Be⸗ 
dürfnis ſehr geringen Ranges befriedigen würde, daß dem erſten nicht 
gedeckten Bedürfniſſe nach Gütern der betreffenden Art nur ein ſehr 
geringer Rang zukommt. Damit iſt aber über den Rang des letzten 
mit einem Gute der betreffenden Art noch gedeckten Bedürfniſſes gar 
nichts geſagt. Dieſer kann tatſächlich ein ſehr hoher ſein. Nur 
dann würde ein ſehr geringer Rang des erſten nicht gedeckten Be⸗ 
dürfniſſes auf einen ſehr geringen Rang auch des gedeckten letzten 
Bedürfniſſes ſchließen laſſen, wenn die Bedürfniſſe nach Gütern einer 
Art kontinuierlich im Range aufeinanderfolgen würden. Da das 
aber eben nicht der Fall iſt, kann das Bedürfnis nach einem Gute 
wie Brot ganz oder faſt ganz gedeckt ſein, und es kommt gleichwohl 
dem letzten noch angeſchafften Stücke eine hohe Bedeutung, und zwar 
eine höhere Bedeutung als angeſchafften Stücken anderer Güterarten 
zu, weil eben bei Brot die Zwiſchenſtufen zwiſchen dem letzten ge⸗ 
deckten Bedürfniſſe hohen Ranges und dem erſten nicht gedeckten Be⸗ 
dürfniſſe geringen Ranges, an welch letzteres allein man denkt, 
wenn man von dem gedeckten Bedarf ſpricht, nicht vertreten ſind. 

Die Anordnung, die uns die III. Tabelle zeigt, iſt die der ab⸗ 
wechſelnden, ſpringenden und abbrechenden Bedürfniſſe nach den ein⸗ 
zelnen Güterarten. Eine Abwechſlung liegt vor, wo Bedürfniſſe 
nach Gütern verſchiedener Arten den gleichen Rang aufweiſen, ſo 
daß im gegebenen Falle, ſobald der betreffende Grad des einen Be⸗ 
dürfniſſes befriedigt iſt, nunmehr der gleiche Grad des Bedürfniſſes 
nach einem Gute der anderen Art an die Reihe kommt, wobei die 
Reihenfolge, ob das Bedürfnis nach dem einen oder dem anderen 
Gute befriedigt werden ſoll, von vornherein nicht feſtſteht. Wenn 
jemand nach Befriedigung des Bedürfnisgrades d bei allen Bedürf⸗ 
niſſen, bei denen dieſer Grad vorkommt, nunmehr Bedürfniſſe mit 
dem Range e zu befriedigen in die Lage kommt, wird er dieſen Be⸗ 
dürfnisgrad entweder bei der Wohnung oder bei der Kleidung oder 
bei Büchern befriedigen. Die Reihenfolge bleibt zunächſt vollkommen 
unbeſtimmt. Jedenfalls aber wird er — von der Ausnahme des 
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Aufwiegens des Ranges abgeſehen, auf die wir gleich zu ſprechen 
kommen werden — nach Befriedigung des Bedürfnisgrades e bei 
Kleidung nicht weitere Kleidung mit dem Range f anjchaffen, ſo⸗ 
lange nicht bei Büchern der Bedürfnisgrad e gleichfalls gedeckt iſt. 
Unterbrochene oder ſpringende Bedürfnisgrade liegen dort vor, wo 
ein gewiſſer Bedürfnisgrad bei einer beſtimmten Güterart nicht ge⸗ 
geben iſt. Nach Befriedigung der wichtigſten Grade bei Brot, Wohnung 
und Kleidung werde ich beſſere Koſt mit dem Range d vor Büchern, 
weiteren Wohnräumen, weiterer Kleidung anſchaffen. Wenn ich beſſere 
Koſt mit dem Range d angeſchafft habe, werde ich weitere Mittel 
nicht für weitere beſſere Koſt, ſondern für Bücher, Kleidung, Wohnung 
mit dem Range e aufwenden. Der Rang d bei Feinkoſt hat vor 
dem Range e bei Büchern uſw., dieſer aber, der bei Feinkoſt nicht 
vertreten iſt, vor dem bei Feinkoſt weiterfolgenden Range f den Vor⸗ 
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zug. Abbrechende Bedürfniſſe endlich find jene, die, wie oben gejagt, - 


ſobald ſie einen gewiſſen Grad erreicht haben, dem Begehren 200 
anderen Güterarten endgültig Platz machen. 


Verhält ſich nun das Bedürfnis nach den einzelnen Stücken ber | 


verſchiedenen Güterarten in dieſer Weile, fo iſt damit auch die 
Möglichkeit beſeitigt, bei den verſchiedenen Güterarten im Verhältnis 
zur aufgewendeten Arbeit ſtets die gleichen Erträge an Nutzen und 


ſomit ſchließlich auch bei allen angeſchafften Güterarten gleiche Grenz 


erträge zu erzielen. Das ergibt folgende Erwägung. Wir wollen 
nur das Springen des Grenznutzens berückſichtigen. Das Springen 
des Grenznutzens kann ein abſolutes ſein in dem Sinne, daß ſich 


ein beſtimmter höherer Grad der Bedürfnisbefriedigung bei einen 


Güterart durch Summierung von Stücken geringerer Grade einer 


anderen Güterart überhaupt nicht aufwiegen läßt, während bei einem 


nächſten Stücke das umgekehrte Verhältnis gegeben iſt. Es wäre 
zum Beiſpiel ein beſtimmtes Kleidungsſtück mit dem Range o durch 
Summierung von Stücken Feinkoſt mit dem Range d e f überhaupt 
nicht aufzuwiegen und anderſeits dann wieder ein Stück Feinkoſt 


mit dem Range d nicht durch mehrere Kleidungsſtücke mit dem 
Range e f g. In dieſem Falle iſt ein Ausgleich der Grenzerträge 


überhaupt ausgeſchloſſen. Der betreffende Wirtſchafter wird ohne 


jede Rückſicht auf das Arbeitserfordernis Arbeit zunächſt auf das 


Kleidungsſtück mit dem Range c, dann auf Feinkoſt mit dem Range d, 
dann wieder auf ein Kleidungsſtück mit dem Range e aufwenden. 
Für einen Ausgleich der Grenzerträge ergibt ſich überhaupt keine 
Möglichkeit. Das Springen der Grenznutzen der verſchiedenen Güter⸗ 
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arten iſt nun aber häufig inſofern kein abſolutes, als ein beſtimmter 
Bedürfnisgrad eines Gutes durch Summierung von Bedürfnisgraden 
eines anderen Gutes, die jeder für ſich geringer ſind, aufgewogen 
werden kann. In dieſem Falle zeigt ſich uns diskontinuierliche 
gegenſeitige Subſtituierung. Je eine Mengeneinheit eines Gutes be⸗ 
ſtimmter Art wiegt je nach dem Stande der Bedürfnisbefriedigung 
jeweils verſchieden viele Stücke mit unſtetigen Abſtänden eines Gutes 
anderer Art auf. Auch in dieſem Falle iſt ein Ausgleich der Grenz⸗ 
erträge — von einem zufälligen Zuſammentreffen abgeſehen — aus⸗ 
geſchloſſen. 

So gilt zwar in unſerem Beiſpiele auf Seite 101/102 ein 0 von 
einer beſtimmten Stufe der Befriedigung an immer gleich ſoviel 
wie 1½ B und 3 A. Allein das Beiſpiel entſpricht eben nicht der 
Wirklichkeit. Jenes Verhältnis der Bedürfnisbefriedigungen der ver⸗ 
ſchiedenen Güterarten, wie es die Folgerungen Liefmanns ſtill⸗ 
ſchweigend vorausſetzen, beſteht zwiſchen den einzelnen Güterarten 
eben nicht. Nehmen wir die Güterarten Fleiſch und Brot. Obſchon 
ſie ſich ſicherlich weitgehend aufwiegen, iſt das Verhältnis jedenfalls 
nicht das, daß von einer beſtimmten Stufe der Befriedigung an 
1 weiteres kg Fleiſch jeweils einer gleichen weiteren Menge von Brot, 


zum Beiſpiel 4 kg Brot gleich geſchätzt wird. Ein beſtimmtes Ver⸗ 


hältnis wird ſich vielmehr ſtets nur auf einer beſtimmten Stufe der 
Befriedigung ergeben. Auf jeder anderen Stufe wird das Verhältnis 
ein anderes ſein, etwa nach folgendem Schema: 
1. kg Fleiſch 1. kg Brot, 

| 2. bis 8. kg Brot, 

: 9. bis 20. kg Brot. 
2. bis 4. kg Brot, 
5. bis 12. kg Brot, 
2. Kg Brot, 
3. 
6. 
2 9 


2. kg Fleiſch 


3. kg Fleiſch 
| bis 5. kg Brot, 

bis 8. kg Brot, 
„bis 18. kg Brot. 

Nehmen wir nun an, der Wirtſchafter würde für ein 3. kg Fleiſch 
eben noch das Arbeitsleid der 18.—23. Arbeitsſtunde aufwenden, ſo 
wird er, falls 1 kg Brot 1 Arbeitsſtunde und 1 kg Fleiſch 5 Arbeits⸗ 
ſtunden erfordert, ſeine Arbeit wie folgt verteilen: 

1. 1. kg Brot = 1 Arbeitsſtunde, 
2. 1. kg Fleiſch = 5 Arbeitsſtunden (für Brot gleichen Wertes 
2—8 müßten 7 Arbeitsſtunden aufgewendet werden), 
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3. 2.—4. kg Brot —=3 Arbeitsſtunden (für Fleisch lache Wertes 
2. kg] müßten 5 Arbeitsſtunden aufgewendet werden), 
2. kg Fleiſch = 5 Arbeitsſtunden, 

5.—8. kg Brot —= 4 Arbeitsſtunden, 
3. kg Fleiſch = 5 Arbeitsſtunden. N 
Der Grenzertrag iſt beim Fleiſch geringer als beim Brot, da 
die letzte Menge Brot mit 4 Arbeitsſtunden, dagegen die gleichwertige 
letzte Menge Fleiſch mit 5 Arbeitsſtunden erzeugt wurde. Gleich- 
wohl können nicht etwa die Grenzerträge bei der Erzeugung von 
Fleiſch und Brot dadurch ausgeglichen werden, daß an Stelle des 
3. kg Fleiſch Brot erzeugt würde, da bei der weiteren Erzeugung 
von Brot an Stelle des 3. kg Fleiſch ein noch ungünſtigeres Grenz⸗ 
nutzenverhältnis, und zwar diesmal von ſeiten des Brotes, eintreten 
. würde. Denn mit den letzten 5 Arbeitsſtunden könnten dann nur 
das 9.—13. kg Brot erzeugt werden, die nicht einmal ſoviel wert. 
ſind als das nicht mehr erzeugte 3. kg Fleiſch, geſchweige denn ſo⸗ 
viel wie das letzterzeugte 2. kg Fleiſch. | 

Eine Ausgleichung der Grenzerträge in dem Sinne, daß auf die 

Arbeitseinheit bei den Güterarten Fleiſch und Brot der gleiche Er⸗ 


— 


. 


folg erzielt würde, findet alſo jedenfalls nicht ſtatt. Dabei haben 


wir Güterarten genommen, die ſich in verhältnismäßig weitem Um⸗ 


fange aufwiegen, bei denen alſo das Springen der Grenznutzen nicht 


fo ſtark hervortritt. Nehmen wir Güterarten, bei denen das Springen 
ſich ſtärker zeigt, wie oben Brot als notwendiges Nahrungsmittel 
und Wein als Luxusgetränk, wird der Widerſpruch der Behauptung. 
einer Ausgleichung der Grenzerträge mit der Wirklichkeit noch viel 


ſchärfer. Der Mangel an allmählicher Abnahme der Bedürfnisgrade 


der verſchiedenen Güterarten kann, wie wir bemerkten, dazu führen, 
daß ein beſtimmtes Stück einer Güterart überhaupt erſt erzeugt wird, 
wenn der Bedarf an der anderen Güterart bis zu einer beſtimmten 
Grenze gedeckt iſt, ohne Rückſicht darauf, wieviel Arbeit die einzelnen 
Stücke beider Güterarten erfordern. Man erzeugt ohne Rückſicht 
auf die erforderliche Arbeitsmenge zunächſt eine beſtimmte Menge 
Brot und dann erſt Wein; wenn man aber dazu kommt, Wein zu 
erzeugen, erzeugt man dieſen und zunächſt, wenigſtens überhaupt kein 
Brot. Bei dieſem Sachverhalte muß das Verhältnis des Grenz⸗ 


nutzens zu der auf das Grenzſtück aufgewendeten Arbeitsunluſt bei, 


den verſchiedenen Güterarken ein ganz verſchiedenes ſein. Es kann 
insbeſondere auch vorkommen, daß auf das Grenzſtück einer Güterart 
höheren Grenznutzens weniger Arbeit aufgewendet wird als auf das 


* 
— 


* 


Berl 2 2 eng 
* 


S. 274. 
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Grenzſtück einer Güterart geringeren Grenznutzens. Die Annahme 
einer Ausgleichung der Grenzerträge widerſpricht ſomit, ſoweit wir 

uns eine geſchloſſene Wirtſchaft vorſtellen, dem aus dieſer Vorſtellung 
abgeleiteten wirtſchaftlichen Verhalten dieſer Wirtſchaft. 


II 


Das Ergebpis hinſichtlich des Ausgleiches der Geenen 
war für die geſchloſſene Wirtſchaft ein negatives. Übergehen wir 
nun zu der unſerer Betrachtung allein zugänglichen und uns für das 
Preisproblem allein intereſſierenden heutigen verkehrswirtſchaftlichen 
Organiſation und unterſuchen wir, ob etwa bei einer dieſer Organi- 
ſation angehörenden Wirtſchaft ein Ausgleich der Grenzerträge ftatt- 
findet. Wir wollen dabei vor allem den Konſumertrag ins Auge 


faſſen, der uns für unſer Thema allein intereſſiert und auf den 


auch Liefmann das Hauptgewicht legt, alſo den Ertrag, den die 
Wirtſchaft dadurch erzielt, daß ſie die ihr zur Verfügung ſtehenden 
Mittel zur Anſchaffung von Gütern erſter Ordnung für den eigenen 
Gebrauch verwendet. 

Die zur Anſchaffung von Gütern Aer Ordnung der Wirtſchaft 
zur Verfügung ſtehenden Mittel beſtehen in der verkehrswirtſchaft⸗ 
lichen Organiſation in Geld. Geldbeträge ſind die für die Wirt⸗ 
ſchaft mit der Anſchaffung der Konſumgüter verbundenen Koſten. 
Liefmann behauptet zwar gelegentlich, auch in der geldwirtſchaft⸗ 
lich organiſierten Volkswirtſchaft ſeien die Koſten wenigſtens in letzter 
Stufe zumeiſt Arbeitsunluſt. Allein dieſe Behauptung iſt offenbar 
unzutreffend. Sie iſt unzutreffend hinſichtlich aller jener Wirtſchaften, 


die Zinſen von ausgeliehenen Kapitalien oder Pachtrenten genießen, 


jener, die Ruhegenüſſe beziehen, hinſichtlich jener, die feſte Beſoldungen 
haben, unzutreffend auch hinſichtlich aller Unternehmungen mit über⸗ 
wiegendem Kapitalbeſitz. Aber auch hinſichtlich der kleineren Unter⸗ 
nehmungen mit überwiegender eigener Arbeitskraft und hinſichtlich 
der Arbeiter trifft die Annahme, daß für ſie Arbeit die eigentlichen 
Koſten der Güter erſter Ordnung darſtellen würde, nicht zu, da auch 
dieſe Wirtſchaftsſubjekte kaum in die Lage kommen, die Arbeits⸗ 
unluſt einer zuwachſenden Arbeitsſtunde mit dem Werte der um den 
Preis dieſer Arbeitsſtunde zuwachſenden Güter zu vergleichen!. 


Übrigens brauchen wir uns mit dieſer Frage nicht weiter zu befaſſen, | 


Vgl. Eßlen, Nutzen und Koſten, in dieſen Jahrbüchern, 42. Jahrgang, ö 
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da wir hmnſichtlic der Arbeit als Koſten eben gezeigt haben, daß bei 
ihr von einem Ausgleiche der Grenzerträge keine Rede ſein kann. 
In dieſer Beziehung ergibt ſich kein Unterſchied, ob man nun an⸗ 
nimmt, daß mit der Arbeit unmittelbar Genußgüter beſchafft werden oder 
annimmt, daß ſich zwiſchen Arbeitsleiſtung und Genußgut zwar der 
Geldertrag der Arbeit einſchiebt, gleichwohl aber die Arbeitsunluſt 
unmittelbar auf die mit dem Geldlohn zu beſchaffenden Güter be⸗ 
zogen wird, was wir beſtreiten. Wir brauchen uns alſo jetzt nur 
mit Geld als Koſten unabhängig von der auf die Beſchaffung des 
Geldes aufgewendeten Arbeitsunluſt zu beſchäftigen. | 
Bei der Betrachtung von Geld als Koſten in der Konſumwirt⸗ 7 
ſchaft iſt bei Liefſmann etwas Richtiges mit überwiegendem Un⸗ 
richtigen vollkommen durcheinandergemengt. Richtig iſt es, wenn 
Liefmann eine unmittelbare Schätzung des Geldes ſowie eine Meſſung 
des Wertes von Gütern in Geld entſchieden ablehnt. Richtig iſt, 
wenn er poſitiv die Schätzung des Geldes an den Wert jener Güter 
anknüpft, die man um die Geldſumme ſonſt erwerben könnte. Allein 
ſchon die Art, wie Liefmann dieſen Gedanken ausdrückt, iſt nicht 
richtig. Er ſagt: „Bei dem Opfer einer Geldmenge als’ Koſten 
wird (im Gegenſatze zu Arbeit als Koſten) jede Einheit gleichgeſchätzt, | 
und zwar nach dem Nutzen, den man opfert, den man alſo nicht 
mehr erzielt, und das ift der, den man ſich mit einer weiteren ver⸗ 
fügbaren Einheit verſchaffen könnte.“ Richtig wäre zu ſagen, man 
ſchätze eine Geldſumme bei Hingabe für ein Gut erſter Ordnung nach 
dem Werte, den man ſich durch Hingabe der Geldſumme ſonſt ver⸗ 
ſchaffen könnte, und auf den man bei Hingabe der Geldſumme ver⸗ 
zichten muß. Das iſt ſelbſtverſtändlich der dem letzten angeſchafften 
im Range nächſtfolgende, um die betreffende Geldſumme beſchaffbare 
Wert. Liefmann dagegen ſpricht von der Schätzung einer Geld- 
einheit und meint, alle Einheiten einer Geldſumme würden gleich 
geſchätzt. Dieſe Annahme iſt entſchieden abzulehnen. Nicht die Geld⸗ 
einheit wird vom Wirtſchafter geſchätzt, ſondern geſchätzt wird in 
der angegebenen Weiſe immer nur eine Geldſumme. Es iſt daher 
auch abſolut nicht richtig, zu ſagen, daß der Wirtſchafter alle Ein⸗ 
heiten einer Geldſumme gleich ſchätzt. Zu einer Schätzung der Geld- 
einheit als Einheit, d. h. in der Weiſe, daß aus dieſer Schätzung 


der Geldeinheit ſich ſodann die Schätzung einer Geldſumme ergeben 


würde, kommt es überhaupt nicht. Wenn jemand beſtimmen will, 
ob er 5 K für ein Buch hingeben kann, erwägt er, was er mit den 
5 K ſtatt des Buches ſonſt kaufen ar und nicht e kann, 


r 
7 * 


N ee en 


wenn er das Buch kauft. Er erwägt nicht etwa, was er um 1 K 
kaufen würde, um ſodann in irgendeiner Weiſe durch Vervielfältigen 


den Wert der 5 K zu berechnen. Soll er etwas um 1 K kaufen, 


erwägt er freilich, was er um 1 K ſonſt kaufen könnte; aber auch in 
dieſem Falle iſt 1 K nicht die Geldeinheit, ſondern ein beſtimmter 
Geldbetrag. Man ſchätzt entgegen der Annahme Liefmanns nach 
dem entgehenden Nutzzuwachs ſtets nur Geldbeträge, man ſchätzt nicht 
das Vielfache der Geldeinheit. 

Ein weiterer Fehler Liefmanns beſteht darin, daß er annimmt, 
die Hingabe einer Geldſumme werde vom Wirtſchaftsſubjekte als 
Unluſt empfunden. Er hält nämlich dafür, daß jedes nicht be⸗ 
friedigte Bedürfnis eine Unluſt bedeute, ſo daß alſo in der Hingabe 
eines Geldbetrages für ein Gut im Hinblick auf das angeſchaffte Gut 
einerſeits und das durch Hingabe der Geldſumme von der Anſchaffung 
ausgeſchloſſene Gut anderſeits die Beſeitigung einer Unluſt auf 
Koſten der Übernahme einer Unluſt gelegen ſei. „Jedes Bedürfnis, 
jedes erſtrebte Luſtgefühl bedeutet, bis es befriedigt iſt, einen Mangel, 
ein Unluſtgefühl, und die Beſeitigung dieſes Mangels, die Be⸗ 
friedigung dieſes Bedürfniſſes wird nur dann und inſoweit vor⸗ 
genommen, als es dasjenige Unluſtgefühl an Stärke übertrifft, welches 
der Menſch in Kauf nehmen muß, um jenes zu beſeitigen“ (a. a. O. 
S. 9). Zu der Annahme aber, daß mit jedem Bedürfniſſe ein Unluſt⸗ 
gefühl verbunden ſei, kam Liefmann einmal durch die landläufige 


Definition des Bedürfniſſes als Empfindung eines Mangels, dann 
aber dadurch, daß er meint, man könne immer nur Luſtgefühle mit 


Luſtgefühlen, Unluſtgefühle mit Unluſtgefühlen vergleichen. Bei Auf⸗ 
wendung von Arbeit wird nun Unluſt übernommen, dieſer Unluſt 
muß nach der Auffaſſung Liefmanns eine größere Unluſt gegenüber⸗ 
ſtehen, zu deren Beſeitigung die Unluſt der Arbeit übernommen wird. 
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Denn Unluſt wird nur mit Unluſt verglichen. Dieſe größere Unluſt 


kann nur die des nicht befriedigten Bedürfniſſes ſein. So wird bei 


Aufwendung von Arbeit das mit der Arbeit verbundene Unluſtgefühl 


mit dem Unluſtgefühl des Bedürfniſſes nach dem mit der Arbeit zu 
erzeugenden Gute verglichen. Iſt nun aber das Bedürfnis Unluſt 


ſo iſt es überhaupt als Unluſt anzuſehen. Es muß daher nach der 


Auffaſſung Liefmanns mit jedem zum Bewußtſein gelangenden Be⸗ 


dürfniſſe ein Unluſtgefühl verbunden ſein. 
Dem iſt nun zu entgegnen. Es trifft nicht zu, daß man nur 
Luſtgefühle mit Luſtgefühlen, Unluſtgefühle mit Unluſtgefühlen ver⸗ 


in dem Falle der Aufwendung von Arbeit zu ſeiner Befriedigung, 2 
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gleichen könne. | Vielmehr kann man zunächſt einmal auch unmittel- 
bar Luſtgefühle mit Unluſtgefühlen in der Weiſe in Verbindung 


ſetzen, daß man einen Zuſtand, in welchem Luſtgefühle mit Unluſt⸗ 


gefühlen zuſammentreffen, mit einem Zuſtande vergleicht, bei dem 
weder die Luſt⸗ noch die Unluſtgefühle gegeben ſind. Wenn man 
überlegt, ob man zur Befriedigung eines beſtimmten Bedürfniſſes 
Arbeit aufwenden ſoll, kann man in der Vorſtellung den Zuſtand, in 
welchem man das Luſtgefühl der Befriedigung zuſammen mit dem 
Unluſtgefühl der Arbeitsplage erfährt, mit einem Zuſtande, in welchem 


man weder das eine noch das andere erfährt, vergleichen, und man 
entſchließt ſich zur Erzeugung des Gutes, wenn der erſtere Zuſtand 


als vorzüglicher empfunden wird als der andere. Es iſt daher, um 
die Übernahme der Arbeitsplage zum Zwecke der Befriedigung eines 
beſtimmten Bedürfniſſes zu erklären, abſolut nicht notwendig, anzu⸗ 
nehmen, daß man jedes Bedürfnis als Unluſt empfinde. Tatſächlich 
trifft es denn auch gar nicht zu, daß mit jedem zum Bewußtſein 
gelangenden Bedürfniſſe — Bedürfniſſe, von denen ich nicht weiß, 
oder an die. ich im gegebenen Moment nicht denke, kommen ſelbſt⸗ 
verſtändlich überhaupt nicht in Betracht — eine Unluſt verbunden 
ſei. Dies ergibt ſich ſchon daraus, daß, wie früher hervorgehoben 
wurde, das wirtſchaftliche Streben ebenſo wie das menſchliche Streben 
überhaupt keineswegs nur auf Beſchaffung von Luſtgefühlen oder 
Beſeitigung von Unluſtgefühlen geht, ſondern ſich auf primäre Werte 
und Übel überhaupt bezieht. Wollte man alſo die Anſicht aufrecht⸗ 
erhalten, jedes Bedürfnis ſei mit einer Unluſt verbunden, müßte man 
richtig ſagen, in jedem Bedürfniſſe ſei ein Unwert, ein Übel gegeben. 
Das iſt nun aber ſicher nicht der Fall. Der bloße Mangel an Wert 
iſt an ſich kein Übel. Der Mangel eines äſthetiſchen Genuſſes iſt 
kein Übel, obſchon dieſer Genuß ein Gut iſt; auch der Mangel an 
Erkenntnis iſt kein Übel, wenn es ſich nicht um einen poſitiven Irr⸗ 
tum handelt. Es iſt alſo jedenfalls nicht richtig, zu behaupten, jedes 
Bedürfnis ſei mit dem Gefühle eines Übels oder gar mit einem 
Unluſtgefühl verbunden. Die tatſächliche Geſtaltung iſt vielmehr die 
folgende. Es kann mit einem Bedürfniſſe eine Unluſt gegeben ſein, 


und zwar entweder ſo, daß eine ſinnliche Empfindung gegeben iſt, 


die mit einer Unluſt unmittelbar verbunden iſt, oder daß die Vor⸗ 


ſtellung eines künftig eintretenden Unluſtgefühles gegeben iſt, die 
dann auch noch mit einem gegenwärtigen Unluſtgefühl verbunden 


ſein kann. Es kann ferner beim Bedürfniſſe überhaupt ein beſtimmter 


gegenwärtiger Zuſtand als ein Übel — nicht bloß als Unluſt — 


\ 
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empfunden ſein. So kann mit dem Bedürfnis nach Nahrung die 
gegenwärtige ſinnliche Unluſt des Hungers oder die mit einem Unluſt⸗ 
gefühl — Angſt, Sorge — verbundene Vorſtellung künftigen Hungers 
gegeben ſein. Oder es kann der Mangel an Erkenntnis als Übel 
empfunden fein. Allein das find eben nyr beſondere Fälle. In 
ebenſo vielen oder noch häufigeren Fällen iſt mit dem Bedürfniſſe 
weder eine gegenwärtige oder künftige Unluſt noch die Empfindung 
eines ſonſtigen Übels verbunden. So kann ſogar das Bedürfnis 
nach Nahrungsmitteln frei von jedem Unluſtgefühle ſein, wenn man 
nämlich keinen Hunger empfindet und auch kein Anlaß zur Sorge 
vorhanden iſt, künftig hungern zu müſſen, ſo daß man die Befriedigung 
des Nahrungsbedürfniſſes in dem beſonderen Falle nur als Luſt 
wertet. Um ſo mehr dann, wenn es ſich um Bedürfniſſe nicht ſinn⸗ 
lichen Charakters handelt. Es wird wohl der ſeltenſte Fall ſein, 
daß man, wenn man eine Karte ins Theater löſt oder ein Buch kauft, 
vorher den Zuſtand der mangelnden äſthetiſchen Befriedigung oder 
der mangelnden Erkenntnis als. gegenwärtiges oder künftiges Übel 
empfindet. Man wünſcht vielmehr in dieſen Fällen die betreffenden 
Werte, ohne die Nichtrealiſierung als Übel zu empfinden. So kann 
denn das Verhältnis bei dem Anſtreben von Bedürfnisbefriedigungen 
das folgende ſein. Es wird eine Unluſt — Arbeitsunluſt — über⸗ 
nommen, um ein als Übel empfundenes Bedürfnis — Hunger — zu 
beſeitigen, aber auch um ſich eine Luſt oder einen ſonſtigen poſitiven 
Wert zu beſchaffen — Arbeit, um ſich ein Buch zu kaufen. Es kann 
ferner der Fall ſein, daß man zwiſchen der Befriedigung von zwei 


oder mehreren Bedürfniſſen zu wählen hat. In dieſem Falle können . 


wieder entweder beide Bedürfniſſe als Übel empfunden werden 
— jemand hat Hunger und Durſt und nur die Mittel, eines dieſer 
Bedürfniſſe zu befriedigen —, oder es wird keines der Bedürfniſſe 
als Übel empfunden, ſondern es handelt ſich um zwei Werte, von 
denen man einen wählen ſoll — wenn man ſich entſchließen ſoll, für 
einen Geldbetrag entweder ins Theater zu gehen oder ein Buch zu 
kaufen —, oder es wird zwiſchen zwei Bedürfniſſen gewählt, von denen 
das eine als Übel empfunden wird, das andere nicht, wenn man 
Hunger hat, dabei aber um den Geldbetrag ins en gehen 
möchte !. 

Der weſentliche Unterſchied aller dieſer Fälle iſt nun ſicher nicht 
der, ob ein Bedürfnis als Übel empfunden wird oder nicht, ſondern 


— 


1 Vgl. Ammon, a. a. O. S. 382 u. 384. | 
Schmollers Jahr buch XLIV | 8 
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es iſt der, ob ein Übel Übernommen werben fol, um ein Bedürfnis 
zu befriedigen, oder ob es ſich nur darum handelt, zwiſchen der Be- 
friedigung von Bedürfniſſen zu wählen, mögen ſie nun mit dem 
Bewußtſein eines Übels verbunden ſein oder nicht. Im erſten Falle 
nämlich, wenn es ſich um die Übernahme eines Übels (Arbeitsunluft) 
handelt, muß zwiſchen der Befriedigung des Bedürfniſſes und der 
Übernahme des Übels oder, genauer geſagt, zwiſchen einem Zuſtande, 
bei dem das Übel übernommen und der Wert realiſiert wird, und 
einem Zuſtande, bei dem das Übel nicht übernommen, aber auch der 
Wert nicht realiſiert wird, zugunſten des erſteren Zuſtandes ein poſi⸗ 
tiver motivierender Unterſchied beſtehen, um ſich für die Verwirk⸗ 
lichung dieſes Zuſtandes zu entſcheiden. Hingegen braucht dort, wo 
es ſich nur um die Wahl zwiſchen zu befriedigenden Bedürfniſſen 
handelt, zwiſchen jenem Bedürfniſſe, deſſen Befriedigung gewählt wird, 
und jenem Bedürfniſſe, auf deſſen Befriedigung man verzichtet, ein 
Rangunterſchied überhaupt nicht zu beſtehen, um die Befriedigung 
des erſteren Bedürfniſſes zu wählen. 

Das letztere, nämlich Wahl zwiſchen alternativ zu beftieptgenden 
Bedürfniſſen und damit Entfall der Notwendigkeit eines motivierenden 
Vorteils, iſt der Fall bei der Hingabe einer Geldſumme für ein Gut 
erſter Ordnung. Das hat Liefmann vollkommen überſehen. Liefmann 
nimmt an, daß ſich die Wahl zwiſchen Bedürfniſſen, deren alternative 
Befriedigung eine Geldſumme ermöglicht, immer auf Grund eines 
Überwiegens des einen Bedürfniſſes vor dem anderen vollziehen müſſe. 
Das iſt unrichtig. Selbſtverſtändlich wird man, wenn das eine an 
den Geldbetrag geknüpfte Bedürfnis im Range höher ſteht als das 
andere, das im Range höherſtehende wählen. Allein, auch wenn 
beide Bedürfniſſe, von denen durch Hingabe der Geldſumme eines 
befriedigt werden kann, im Range vollkommen gleich ſtehen, ein Unter⸗ 
ſchied alſo überhaupt nicht empfunden wird, wird die Befriedigung 
eines von ihnen gewählt. Das gilt in gleicher Weiſe, ob nun mit 
dem Bedürfniſſe das Gefühl eines Übels verbunden iſt oder nicht. 
Wenn jemand Hunger und Durſt in gleicher Weiſe als Unluſt 
empfindet und ſein Geldbetrag, nur zur Anſchaffung eines Gutes, zur 
Befriedigung eines dieſer Bedürfniſſe ausreicht, wird er ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die Befriedigung eines dieſer Bedürfniſſe wählen und nicht 
etwa wegen Aquivalenz beide unbefriedigt laſſen. Und ebenſo, 
wenn mit dem Bedürfniſſe 20 Gefühl eines Übels nicht verbunden 
iſt. Wenn der Betrag von 5 K entweder zur Anſchaffung eines 
Buches oder Tür einen Theaterbeſuch verwendet werden kann und 
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beide Bedürfniſſe im Range gleich ſtehen, wird wieder die Befriedigung 

eines von ihnen gewählt werden und der Geldbetrag für das be⸗ 
treffende Gut hingegeben werden. Dabei iſt der Fall einer Wahl 
zwiſchen Bedürfniſſen gleichen Ranges nicht etwa ein rein konſtruierter 


Ausnahmsfall, ſondern ein Fall, der ohne weiteres jederzeit vor⸗ f ©, 


kommen kann. Es kann ſich jederzeit ergeben, daß ein Geldbetrag, 
der einer Wirtſchaft als letzter übrigbleibt, alternativ zur Befriedigung 
von Bedürfniſſen ganz gleichen Ranges verwendet werden kann. Db . 
es ſich um eine reiche oder eine arme Wirtſchaft handelt, macht da⸗ 
bei gar keinen Unterſchied. Der Fall, daß die zuletzt zu befriedigenden 
Bedürfniſſe, zwiſchen deren Befriedigung die Wahl ſteht, den gleichen 
Rang aufweiſen, kann ſich ebenſogut bei der reichen wie bei der 
armen Wirtſchaft ergeben, nur handelt es ſich bei jeder dieſer Wirt⸗ 
ſchaften um verſchiedene Güterpaarg. . 

Nun läßt- ſich leicht zeigen, warum Liefmann gegen alle Er⸗ 


fahrung des Überwiegens des zur Befriedigung gewählten Bedürfniſſes 


über das durch Hingabe des Geldpreiſes von der Befriedigung aus⸗ 
geſchloſſene Bedürfnis für alle Fälle behaupten muß. Er mußte 
dies im Hinblick auf ſeinen Konſumgrenzertrag, nämlich um ihn als 


poſitive Größe aufrechthalten zu können. Die Koſten eines Gutes 


zu eigenem Gebrauch beſtehen in der geldwirtſchaftlich organiſierten 
Volkswirtſchaft in jenem Geldbetrage, der zur Anſchaffung des Gutes 
aufgewendet werden muß. Dieſem Geldbetrag kommt, wie Liefmann. 
ſelbſt betont, keine ſelbſtändige Bedeutung, kein innerer Wert, ſondern 


als Koſten nur die Bedeutung jenes — höchſtwertigen — Gutes zu, 


auf deſſen Erwerbung durch Hingabe der Geldſumme für das erſtere 

Gut verzichtet wird. Nun braucht, wie wir ſahen, die Bedeutung 
jenes Gutes, das um eine beſtimmte Geldſumme erworben wird, die 
Bedeutung jenes Gutes nicht zu überſchreiten, auf deſſen Erwerbung 
durch Hingabe des Geldes für das erſtere Gut man verzichtet. Iſt 
nun der Wert jenes Gutes, das um eine Geldſumme erworben wird, 
der Rohertrag, und der Wert jenes Gutes, auf deſſen Erwerb ver⸗ 
zichtet wird, die Koſten der wirtſchaftlichen Handlung, ſo ergibt ſich, 
daß bei Gütern erſter Ordnung, die für den Konſum angeſchafft 
werden, der Unterſchied zwiſchen Erfolg und Koſten verſchwinden, 
daß der Grenzkonſumreinertrag im Sinne Liefmanns einer Wirtſchaft 
der geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft auch Null ſein 
kann. Er iſt dann Null, wenn die Bedeutung jenes Gutes, das 
um eine beſtimmte Geldſumme erworben wird, gerade gleich iſt der 
Bedeutung jenes Gutes, auf deſſen Erwerbung durch Hingabe 5 
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Geldſumme verzichtet wird, ein Fall, der, wie wir ſahen, ohne weiteres 
vorkommen kann. | u 
Auf dieſe Möglichkeit, daß der Grenzkonſumertrag Null wird, 


hat Kellenberger in einem Aufſatze „Gibt es ein Geſetz des Aus⸗ 
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gleiches der Grenzerträge?“ (Archiv für Sozialwiſſenſchaft, 42. Band) 
hingewieſen. Allein Kellenberger übertreibt wieder, wenn er annimmt, 
der Grenzkonſumertrag hätte überhaupt das Beſtreben, Null zu werden !. 


Das Wort Beſtreben kann dabei natürlich nur die Bedeutung von 


Tendenz haben. Denn dem Grenzertrag kommt ein Beſtreben nicht 


zu, ſondern nur den Wirtſchaftsſubjekten; dieſe aber haben das Be⸗ 
ſtreben, den Grenzertrag Null werden zu laſſen, keineswegs. Es 
könnte ſich alſo nur um eine nicht unmittelbar durch das Beſtreben 


der Wirtſchaftsſubjekte zu erklärende Tendenz des Grenzertrages 


e handeln, Null zu werden. Aber auch dieſe Tendenz beſteht nicht. 
Wenn Kellenberger insbeſondere meint, daß jene Leute, die gerade 


ihre Einkäufe erledigt haben und jene Beträge, die ſie zur Be⸗ 


_ 


friedigung ihres Sparbedürfniſſes? beftimmten, zur Bank getragen 


haben, in dieſem Augenblick, ſoweit ſie keine wirtſchaftlichen Fehler 


begangen haben, ihre Bedürfnisregungen zu einer Ebene nivelliert 


haben, jo irrt er. Es kann ſein, daß bei dieſen Leuten mehrere 
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. Grenzbedürfniſſe den gleichen Rang einnehmen. Aber vom Ver⸗ 
hältniſſe aller befriedigten Grenzbedürfniſſe trifft dies ſicher nicht zu. 


Übrigens kommt es für den Grenzertrag im Sinne Kellenbergers 


auf dieſes Verhältnis der befriedigten Bedürfniſſe zunächſt nicht an. 


Denn für den Ertrag entſcheidet nur der Unterſchied zwiſchen dem 
befriedigten Grenzbedürfniſſe und dem nicht mehr befriedigten Be⸗ 
. : ‚bürfniffe als Koſten des befriedigten Bedürfniſſes. Dieſer Ertrag 
kann nun, wie eben erwähnt wurde und Kellenberger richtig feſtſtellt, 
Null ſein. Er braucht aber nicht Null zu ſein und iſt ſicher nicht 
bei allen von einem Wirtſchaftsſubjekte erworbenen Güterarten Null, 
noch auch hat das Wirtſchaftsſubjekt ein Intereſſe, ihn; bei einer 
oder gar bei allen Güterarten Null werden zu laſſen. Ob nämlich 


dieſer Grenzertrag bei einer Güterart Null oder poſitiv iſt, iſt reiner 


Zufall. Es hängt dies von dem Verhältniſſe des Ranges des letzten 
befriedigten Bedürfniſſes der einen Güterart zu dem nicht mehr be- 
friedigten Bedütfnis bei derſelben oder einer anderen Güterart ab, 


1 Hinſichtlich einer analogen Behauptung Eß lens vgl. unten (im nächſten Heft). 


2 Auch ein ſehr anfechtbarer Ausdruck, denn für die Befriedigung ſonſtiger 


V,. 


Bedürfniſſe muß man in der Regel zahlen, für die Befriedigung des Spar⸗ 1 


bedürfniſſes erhält man ſogar im Zins ein Entgelt. * 
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das mit derſelben Geldſumme ſonſt befriedigt werden könnte. Wenn 
jemand mit ſeinem Gelde gerade ſo weit reicht, daß er bei einer 
Güterart ein Bedürfnis beſtimmten Ranges befriedigt, nach welchem | 
bei derſelben oder bei einer anderen Güterart ein mit derſelben Geld⸗ 
ſumme zu befriedigendes Bedürfnis geringeren Ranges unbefriedigt 
bleibt, ſo iſt ſein Grenzertrag bei der erſteren Güterart im Sinne 
Kellenbergers und Liefmanns eine poſitive Größe; iſt hingegen die 
Sachlage die, daß er zwiſchen zwei Bedürfniſſen gleichen Ranges 
wählt, iſt ſein Grenzertrag Null. Ob nun das eine oder das andere 
zutrifft, iſt, wie erwähnt, dem Wirtſchafter ganz gleichgültig. Höchſtens 
daß es ihn etwas mehr Überlegung koſtet, zwiſchen Bedürfniſſen 
gleichen Ranges zu wählen als zwiſchen Bedürfniſſen verſchiedenen 
ei Wenn der Wirtſchafter in dem oben angeführten Beiſpiel 
5 K übrig hat, und er kann zwiſchen Theaterbeſuch und Bücherkauf 
ii gleichem Rang wählen, fo wird er eines diefer Güter wählen 
und hat dann keinen — unechten — Ertrag im Sinne Liefmanns 
und Kellenbergers. Gibt es um 5 K- zwar ein Buch, aber keinen 
Theaterbeſuch, ſondern ſtatt dieſes nur einen Gaſthausbeſuch ge⸗ 
ringeren Ranges zu kaufen, ſo wählt der Wirtſchafter den Bücher⸗ 
kauf als Wert höheren Ranges und erzielt beim Bücherkauf einen 
Konfumgrenzertrag. Dabei iſt jedoch hervorzuheben, daß der — un⸗ 
echte — Konſumgrenzertrag, auch wenn er bei einer Güterart Null. 
iſt, jedenfalls nicht bei allen, von einem Wirtſchaftsſubjekte erworbenen 
Güterarten Null iſt. Wenn jemand um die letzten 5 K ein Buch 


ſtatt eines gleichwertigen Theaterbeſuches kauft, hat er bei der Güter⸗ £ 


art Buch keinen Konſumgreyzertrag, damit ift aber nicht geſagt, daß 
ſein Grenzertrag bei den Güterarten Fleiſch, Brot, Salz, Kleidung 
uſw. gleichfalls Null iſt. Der Grenzkonſumertrag bei dieſen anderen 
Güterarten beſteht, auch wenn er bei der Grenzgüterart Buch Null 

iſt, und zwar beſteht er, weil der Grenznutzen dieſer anderen Güter⸗ 
arten höher iſt als der der Grenzgüterart Buch, ohne daß dieſer 
Unterſchied durch ein entſprechendes Preisverhältnis aufgewogen 
würde. Die Preiſe dieſer anderen Güterarten find eben unter der 
Höchſtgebotsgrenze . Der ſogenannte Grenzkonſumertrag kann alſo 
bei einer oder mehreren Güterarten, den Grenzgüterarten, zwar Null 

ſein, er braucht aber bei keiner Güterart Null zu ſein und iſt 


wohl nie bei allen von einem Wirtſchaftsſubjekte erworbenen Güter⸗ 
arten Null. Wenn Liefmann demgegenüber die Notwendigkeit eines 


1 Vgl. meinen Aufſatz „Fragen des preiſes in digen Jahrbüchern, Ba | 
43. SR ©. 1410. | | 
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u Überwiegens des letzten, bei einer Guterart zur Befriedigung ges 
wählten Bedürfniſſes vor dem durch Hingabe des Kaufpreiſes von 
der Befriedigung ausgeſchloſſenen Bedürfniſſe bei allen von einem 

Wiirtſchaftsſubjekte erworbenen Güterarten behauptet, die Möglichkeit 

alſo, daß der Konſumgrenzertrag in ſeinem Sinne Null werden könne, 

L leuüugnet, verwechſelt er echte und unechte Koſten. Auf dieſen Unter- 

ſchied, den wir der Sache nach bereits oben berührt gaben wollen 
wir im 1 1 eingehen. 


Der Unterſchied zwiſchen echten und unechten Koſten ergibt ſich 


bei einer Unterſuchung des Satzes vom wirtſchaftlichen Vorteil. 
Jede wirtſchaftliche Handlung muß einen Vorteil in Ausſicht ſtellen. 
Nur iſt genau zu unterſcheiden, mit Beziehung worauf eine wirt⸗ | 
ſchaftliche Handlung einen Vorteil verſprechen muß. Der Vorteil 
muß bei der wirtſchaftlichen Handlung demgegenüber in Ausſicht 
ſtehen, was man erſparen würde, wenn man die wirtſchaftliche 


Handlung überhaupt nicht vornehmen würde. Hingegen braucht ein 
Vorteil demgegenüber nicht gegeben zu ſein, was man erzielen würde, 


wenn man an Stelle der wirtſchaftlichen Handlung eine andere vor: 
nehmen würde. Das, was man erſparen würde, wenn man die be⸗ 


treffende wirtſchaftliche Handlung überhaupt nicht, alſo auch keine 


| * andere wirtſchaftliche Handlung an ihrer Stelle vornehmen würde, 
1 kann man als echte Koſten dieſer wirtſchaftlichen Handlung bezeichnen. 
Hingegen wählen wir für das, auf deſſen Erzielung durch eine andere 


wirtſchaftliche Handlung man bei Vornahme einer beſtimmten wirt⸗ 
ſchaftlichen Handlung verzichtet, den Ausdruck unechte Koſten. Legt 
man dieſe Ausdrücke zugrunde, ſo lautet der Satz vom wirtſchaft— 
lichen Vorteil, daß bei einer wirtschaftlichen Handlung ein moti⸗ 


vierender Vorzug des erwarteten Rohertrages gegenüber den echten 


Koſten dieſer wirtſchaftlichen Handlung gegeben ſein muß, während 0 


gegenüber den unechten Koſten der wirtſchaftlichen Handlung, das iſt 

mzwiſchen den einander ausſchließenden Reinerträgen dieſer und einer 
anderen wirtſchaftlichen Handlung kein motivierender Vorzug vor⸗ 
handen ſein muß, damit Fi das Wirtſchaftsſubjekt zur Vornahme 


der einen wirtſchaftlichen Handlung entſchließe. Er | 
Unterſuchen wir nun, welche Koſten als echte Koſten 8 


ſind. Echte Koſten ſind zunächſt das mit einer Arbeitsleiſtung ver⸗ 


bundene Arbeitsleid als un: als Übel, das man zu vermeiden 
wi 
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ſtrebt. Dieſes Übel erſpart man, wenn man die Arbeitsleiſtung 
nicht unternimmt. So iſt das Arbeitsleid echte Koſten des Arbeits⸗ 
erfolges. Man ſtrebt einen Arbeitserfolg nur an, wenn er vor⸗ 
züglicher erſcheint als die Vermeidung der Arbeitsunluſt. Aber nur 
die Arbeitsunluſt iſt echte Koſten, nicht die Arbeit ſelbſt. Die Arbeit 
ift echte Koſten, ſoweit fie eben mit Unluſt berbunden iſt. Soweit 
hingegen die Arbeit als Mittel anzuſehen iſt, ſich auch anderweitige 
Erfolge zu verſchaffen, iſt fie unechte Koſten. Zwiſchen dem gewählten 
Reinerfolge und dem ausgeſchloſſenen Reinerfolge der Arbeit braucht 
ein motivierender Unterſchied nicht zu beſtehen. Echte Koſten ſind 
ferner jene Güter erſter Ordnung, die man als ſolche zum unmittel⸗ 
baren Genuß verwenden kann, falls es ſich darum handelt, ſie als 
Produktionsmittel, als Güter höherer Ordnung zu verwenden. Auch 
in dieſem Falle muß die Verwendung der Güter zur Produktion 
oder zum Erwerbe gegenüber der zum unmittelbaren Genuß vor⸗ 
züglicher erſcheinen, damit man ſich zur Produktion oder überhaupt 
zu der Erwerbshandlung entſchließe. Denn ſonſt wäre zu der be⸗ 
treffenden wirtſchaftlichen Erwerbshandlung wieder kein Motiv ge⸗ 
geben. Dasſelbe gilt nun aber weiter auch, wenn ein Produktions⸗ 
umweg eingeſchlagen werden ſoll, alſo ein Vorgang, bei dem ſich vor 
den endgültigen Erfolg weitere wirtſchaftliche Handlungen einſchieben. 
Jede ſolche eingeſchobene wirtſchaftliche Handlung muß durch einen 
zuwachſenden Vorteil beſonders motiviert ſein. Mit dem Aufſchub, 
alſo einem längeren Warten auf den Erfolg hat das an ſich nichts 
zu tun. Auch wenn der Erfolg bei dem Umweg zu genau derſelben 
Zeit erzielt wird wie ohne Umweg, muß der Umweg durch einen 
beſonderen zuwachſenden Vorteil motiviert ſein. Im übrigen gelten 
Produktionsmittel als ſolche als unechte Koſten. Es muß ſich mit 
ihnen bei einer beſtimmten Verwendung wenigſtens der gleiche, aber 
auch kein größerer Erfolg erzielen laſſen wie bei Verwendung in 
einer anderen Ppoduktſon. 

Vergegenwäxtigen wir uns dies an Beiſpielen, und zwar nehmen 
wir Beiſpiele aus einer geſchloſſenen Wirtſchaft. Das Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt könne mit einem Arbeitsaufwand von 10 Stunden einen 
Kahn zum Fiſchfang oder einen Bogen für die Jagd anfertigen. In 
dieſem Falle muß der Erfolg des Fiſchfanges und der Erfolg der 
Jagd, jeder für ſich, wertvoller erſcheinen als die aufzuwendende 
Arbeitsmühe von 10 Stunden, damit der Wirtſchafter erwägt, ob 
er in 10 Stunden einen Kahn bauen oder einen Bogen anfertigen 
ſoll. Die Arbeitsunluſt iſt echte Koſten jedes dieſer Erfolge. Gegen⸗ 


„ r Nr TEEN, 
r > BE Era 


120 ö Oxskar Engländer (436 | 


über ihrer Erſparung muß der Roherfolg — Ertrag der Jagd oder 
des Fiſchfanges — einen motivierenden Vorzug aufweiſen. Bloßes 
Aufwiegen genügt nicht. Hingegen braucht zwiſchen dem Erfolg der 


Jagd und dem des Fiſchfanges bei gleichen echten Koſten beider kein 


motivierender Vorzug zu heſtehen, um ſich zur Vornahme der wirt⸗ 
ſchaftlichen Handlung, die zu dem einen Erfolge führt, an Stelle der 
wirtſchaftlichen Handlung, die zu dem anderen Erfolge führt, alſo 
zur Anfertigung des Kahnes an Stelle des Bogens oder umgekehrt, 
zu entſchließen. Im Hinblick auf die einander ausſchließenden Rein⸗ 
erträge — Vorzug des Jagdergebniſſes bzw. Fiſchfanges vor der 
Arbeitsunluſt — bildet die Arbeit unechte Koſten. Als Beiſpiel für 
den Fall der Verwendung von Gütern erſter Ordnung als Koſten 
wäre die Verwendung von Getreide zur Ausſaat ſtatt zum unmittel⸗ 
baren Genuß anzuführen. Damit Getreide zur Ausſaat verwendet 
werde, muß der Erfolg — die Ernte — gegenüber der unmittel⸗ 
baren Verwendung des Saatgutes zum Genuß mehr der Erſparung 


der Arbeitsmühe der Ausſaat uſw. vorzüglicher erſcheinen. Ein, 
Beiſpiel für den Produktionsumweg, der durch einen Vorteil moti⸗ 


viert ſein muß, wäre die Anfertigung eines Netzes. Die Anfertigung 


des Netzes und ſeine Anwendung zum Fiſchfange muß einen höheren 


Ertrag verſprechen als die unmittelbare Anwendung der gleichen 
von der unmittelbaren Anwendung der Arbeit zu der einen beſonderen 
Entſchluß erfordernden Anfertigung des Netzes überzugehen. Schließ⸗ 
lich wäre ein Beiſpiel für die Schätzung von Produktionsmitteln als 


unechte Koſten der Fall, daß ein im Walde liegender Baumſtamm 


ebenſo zu einem Kahn wie zum Hausbau verwendet werden kann. 
Zwiſchen dieſen beiden Verwendungen des Baumſtammes wird ge- 
wählt, auch wenn die eine vor der anderen keinen Vorzug aufweiſt. 

Das waren Beiſpiele aus der geſchloſſenen Wirtſchaft. Für 


die Wirtſchaft der verkehrswirtſchaftlichen Organiſation beſtehen nun 


aber, wie erwähnt wurde, Koſten vornehmlich in einer Geldſumme, 

und es entſteht die Frage, in welchem Sinne eine Geldſumme für 
die Wirtſchaft der verkehrswirtſchaftlichen Organiſation Koſten be⸗ 
deutet. Darauf ergibt ſich folgende Antwort. In der verkehrs⸗ 
wirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft müſſen wir zwei Funktionen 
des Geldes unterſcheiden. Einmal verwendet man Geld zur An⸗ 
ſchaffung von Gütern für den eigenen Gebrauch. Dann aber ver⸗ 
wendet man Geld im Erwerbe, indem man um Geld Güter kauft, 
um fie, zu verkaufen. Soweit man nun Geld im Erwerbe anlegt, 
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muß die Erwerbshandlung mehr Geld in Ausſicht ſtellen, als man | 


ohne die Erwerbshandlung hätte. Denn fonft hätte man kein Inter⸗ 
eſſe, die Erwerbshandlung vorzunehmen. Geld wird ſo im Erwerb 
als echte Koſten geſchätzt. Daneben gibt es natürlich im Erwerbe 
ebenſo eine Schätzung des Geldes als unechte Koſten, die ja mit der 
als echte Koſten ſtets Hand in Hand geht — man berüdfichtigt, was 
man mit der Geldſumme ſonſt etwa verdienen könnte — allein dte 
Schätzung als echte Koſten iſt doch nur das Primäre, der Geld⸗ 
unterſchied bildet das Motiv der Erwerbshandlung. Anders hingegen 
bei Verwendung von Geld zur Anſchaffung von Gütern erſter Ordnung. 
Hier gilt bei Geld nur die Schätzung als unechte Koſten. Man 
weiß von vornherein, daß man bei der Hingabe von Geld für Güter 
erſter Ordnung ſtets mehr erhält, als das Geld wert iſt, weil eben 
das Geld überhaupt keinen primären Wert beſitzt. Geld als echte 
Koſten bei Erwerbung von Gütern erſter Ordnung betrachtet iſt Null, 
jeder primäre Wert iſt dem bloßen Beſitze des Geldes an ſich vor⸗ 
zuziehen. So ſchätzt man Geld bei Hingabe für Güter erſter Ordnung 
für den eigenen Gebrauch nur als unechte Koſten, man erwägt, was 
man mit dem Gelde ſonſt erwerben könnte, und entſchließt ſich zum 
Kaufe eines Gutes erſter Ordnung, wenn man die Überzeugung hat, 
damit auf den Erwerb keines wertvolleren Gutes zu verzichten. 
Beim Verzicht auf den Erwerb eines gleich wertvollen Gutes kann 
und wird man ſich noch zum Kaufe eines der Güter entſchließen. 


Zwiſchen dem erzielten und dem ausgeſchloſſenen Erfolge braucht bei 


Hingabe von Geld zur Anſchaffung eines es ein motivierender 
Unterſchied nicht zu beſtehen. 

Der Unterſchied zwiſchen echten Koſten und unechten Koſten iſt 
ein ſehr wichtiger. Wenn wir Sätze nebeneinander finden, einmal 
daß bei wirtſchaftlichen Handlungen der Erfolg wenigſtens die Koſten 
— aber auch nicht mehr — hereinbringen müſſe, das andere Mal 
wieder, daß jede wirtſchaftliche Handlung gegenüber den Koſten einen 
Vorteil verſprechen müſſe, und wenn wir ſehen, wie man die kühnſten 
Konſtruktion verſucht, um dieſe beiden Sätze miteinander zu 
vereinen, um das Beſtehen und die Notwendigkeit eines Gewinnes 
gegenüber dem Satze, daß der Erfolg den Koſten ſich gleichzuſtellen 
beſtrebt ſei, zu erklären, ſo iſt dies zum größten Teil darauf 
zurückzuführen, daß man den im Worte „Koſten“ ſteckenden Doppel⸗ 
ſinn nicht erfaßte. Dieſer Doppelſinn läßt ſich nur dadurch 
ausſchließen, daß man in jedem Falle, wo ein Zweifel möglich iſt, 
durch Beiſätze, wie die von uns vorgeſchlagenen „echt“ und „unecht“ 
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genau egen in welchem Sinne man „Roften“ meint. Gegen⸗ 
über den echten Koſten muß die wirtſchaftliche Handlung einen Vor⸗ 
teil verſprechen, gegenüber den unechten Koſten nicht. Wollte man 
die Verwendung des Zuſatzes echt und unecht vermeiden und dafür 
einheitliche Ausdrücke wählen, könnte man für echte Koſten vielleicht 
das Wort „Auslagen“ gebrauchen und das Wort Koſten für unechte 
Koſten vorbehalten. Allein dem ſteht der gewöhnliche Sprachgebrauch 
entgegen. Zwar denkt man nicht an entgangenen Gewinn, wenn 
man von Auslagen ſpricht, und ſo könnte dieſer Ausdruck für echte 
Koſten dem Sprachgebrauch gemäß angewendet werden. Anderſeits 
aber verwendet der Sprachgebrauch das Wort Koſten doch wieder 
zumeiſt im Sinne von echten Koſten, weshalb wir denn auch die 
andere Art von Koſten als unechte Koſten, alſo etwas, was nicht im 
eigentlichen Sinne Koſten iſt, bezeichneten. Über den gewöhnlichen 
Sprachgebrauch aber kann die Volkswirtſchaftslehre nicht einfach hin⸗ 
weggehen. Die Volkswirtſchaftslehre iſt nicht in der Lage, ihre 
Termini etwa wie die Naturwiſſenſchaft ganz unabhängig vom ge⸗ 
wöhnlichen Sprachgebrauch zu bilden. Wenn die Biologie von „Ei“ 
ſpricht, weiß ſie genau, was ſie darunter verſteht und läßt ſich von 
der volkstümlichen Vorſtellung eines Hühnereies gar nicht beeinfluſſen. 
Die Volkswirtſchaftslehre muß dem gegenüber den gegebenen Sprach⸗ 
gebrauch viel mehr beachten, da ſie an ihn überlieferte Erfahrungen 
des gewöhnlichen Wirtſchaftslebens unabläſſig anknüpft. Wir können 
daher den Ausdruck Koſten nicht für unechte Koſten vorbehalten, 
weil er eben im gewöhnlichen Sprachgebrauche mit dem Begriffe der 
echten Koſten zu eng verbunden iſt. Wir können nicht ſagen, ein 
Kaufmann verkaufe die Ware zu ſeinen Koſten, wenn wir ſagen | 
wollen, er verkaufe fie einem Käufer fo teuer, mit demſelben Gewinn, 
wie er fie jemand anderem auch verkaufen könnte, wenn wir alſo E 
nur jagen wollen, er erziele den auch ſonſt erzielbaren Gewinn. 
Wir meinen vielmehr, wenn wir ſagen, ein Kaufmann verkaufe zu 
ſeinen Koſten, er verkaufe zum Einkaufspreis. Zum Einkaufspreis 
einen Gewinn zuzuſchlagen und trotzdem von einem Verkauf „zu den 
Koſten“ zu ſprechen, würde in einem ſolchen Falle geradezu als Irre⸗ 


führung aufgefaßt werden. Wir ſehen alſo, daß hier der allgemeine 5 = 


wirtſchaftliche Sprachgebrauch das Wort Koſten ganz klar im Sinne 
von echten Koſten auffaßt. Ebenſowenig können wir, wenn eine 
Aktiengeſellſchaft einen Gewinn erzielt, der nicht die gewöhnliche 


Verzinſung des Kapitals erreicht, davon ſprechen, fie erziele nicht 


einmal die Koſten. Damit ſoll nicht etwa geſagt ſein, daß das Wirt⸗ 
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ſchaftsleben den Ausdruck Koſten nie im Sinne von unechten Koſten, 
alſo nie einſchließlich eines Gewinnes, auffaſſe. Aber überwiegend 
bleibt im Sprachgebrauch die Verwendung des Ausdruckes Koſten 
im Sinne von echten Koſten. ; 

In der volkswirtſchaftlichen Theorie wird der Ausdruck Koſten 
verſchieden, aber ſelten mit der erforderlichen Klarheit verwendet. 


Nehmen wir einige Beiſpiele. Da hätten wir zunächſt Dietzel, der 
bekanntlich auf dem Koſtenbegriff ſeine ganze Wertlehre aufbaut 


(Theoretiſche Sozialökonomik, Leipzig 1895). „Die Koſtenvorſtellung 
erwacht nur da, wo einem Nutzen A ſolche Mittel geopfert werden, 
deren Aufwand zur Folge hat, daß das Subjekt irgendeinem anderen 
Nutzen entſagen muß. Bloß ſolche Mittel, deren Aufwand dieſe 
für die künftige Bedürfnisbefriedigung des Subjektes unbequeme 
Folge hat, ſind koſtende.“ Koſten werden hier von Dietzel ausſchließlich 
im Sinne von unechten Koſten genommen. Daß dieſe Koſtenvor⸗ 
ſtellung tatſächlich die einzige ſich je ergebende wäre, wie Dietzel 
meint, iſt jedenfalls zu beſtreiten. Als Gegenbeweis genügt der Hin⸗ 
weis auf die echten Koſten des Arbeitsleides. Freilich lehnt Dietzel 
das Arbeitsleid als Koſtenmoment ab. „Was das konkrete Subjekt 
bei der Arbeit empfindet, ob es gern oder ungern arbeitet, iſt ganz 
gleichgültig. Arbeit erweckt dem Wirtſchaftsſubjekt ſtets Unluſt. 
Nur nicht deshalb, weil ſie Mühe und Plage mit ſich bringt, ſondern 
weil, indem Arbeit an ein Produkt gebunden wird, das Subjekt auf 
irgendein anderes Produkt von Arbeit verzichten und damit einen 
wirtſchaftlichen Nachteil auf ſich nehmen muß, welcher, wenn Arbeit 


frei bleibt, ihm erſpart wird.“ Das iſt ſicher nicht richtig. Nicht 


deswegen erweckt die Arbeit Unluſt, weil man durch die Erzeugung 
eines Gutes an der Erzeugung eines anderen Gutes gehindert iſt, 
ſondern ſie erweckt Unluſt an ſich, iſt unmittelbar mit Unluſt ver⸗ 
bunden. Daß dies nicht notwendig bei einer jeden Arbeitsleiſtung 
der Fall iſt, iſt unentſcheidend. Ebenſo beſchäftigt uns hier die 
Frage nicht weiter, ob und inwiefern dem Arbeitsleid in der ver⸗ 
kehrswirtſchaftlichen Organiſation preisbeſtimmende Wirkung zukommt. 
Dietzel ſelbſt zieht übrigens an einer anderen Stelle (S. 250) das 
verſchiedene Maß von Unluſt, das verſchiedene Arbeitsleiſtungen er⸗ 
fordern, zur Beſtimmung ihres verſchiedenen Wertes heran. Was 
wir hier alſo feſtſtellen wollen, iſt, daß mit einer Arbeitsleiſtung ſehr 
häufig Unluſt verbunden iſt, und daß dieſe Unluſt die echten Koſten 
der Arbeit darſtellt, die durch den Erfolg der Arbeit übertroffen 
werden müſſen. Es iſt daher nicht berechtigt, wenn Dietzel aus⸗ 
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ſchließlich von dem Begriffe der unechten Koſten ansieht wie an 
der Stelle: „Was der Nutzen A dem Subjekt in Wahrheit koſtet, 
iſtt der Nutzen, der ihm entgeht, falls er ſich für den erfteren entſcheidet“ 
(S. 193) und an vielen anderen Stellen das ganze Buch hindurch. 


Dabei übertreibt Dietzel den Begriff der unechten Koſten 


noch in der Weiſe, daß er als Koſten auch die Möglichkeit der 


gleichen Verwendung des betreffenden Gutes zu einer anderen Zeit 


auffaßt. „Nicht nur die Bilanz S gegen A muß das Subjekt auf- 


machen, ſondern ferner ſich darüber entſcheiden, ob und wie große 
Teilmengen dieſes Geſamtvorrates es heute oder ſpäter dem Nutzen 8 


opfern ſoll.“ In dieſer Beziehung ſchließt ſich Oswalt an Dietzel 
Han, wenn er ſagt Rorlefungen über wirtſchaftliche Grundbegriffe, 
Jena 1914), wenn wir ein Gut konſumieren, das nur eine Art der Ver⸗ 


wendung zuläßt, zum Beiſpiel eine Flaſche Wein, ſo koſte uns dies 
die ſpätere gleichartige Befriedigung. Ein ſolcher Gebrauch des 


Wortes Koſten iſt überhaupt abzulehnen. Die Flaſche Wein, die 
ich ſchon habe und konſumiere, koſtet mich nach dem allein zuläſſigen 


Sprachgebrauch nichts, ſondern verſchafft mir eine poſitive Bedürfnis⸗ 


befriedigung. Dietzels und Oswalts Verſuch, den Begriff der Koſten 


auch auf dieſen Fall auszudehnen, kann nur zu Unklarheiten führen. 


Denn wenn wir in dieſem Falle unter Koſten die durch den Konſum 


zerſtörte Möglichkeit der ſpäteren gleichen Befriedigung denken, müßten 


wir dies auch in allen anderen Fällen als Koſten gelten laſſen. Auch 


wenn man ein Gut verbraucht, das mehrere Gebrauchsarten zuläßt, 
wären Koſten nicht die andere ausgeſchloſſene Verbrauchsart, ſondern 
dieſelbe durch den Verbrauch für ſpäter ausgeſchloſſene Verbrauchsart. 


1 Man müßte alſo auch bei den unechten Koſten zwei Unterarten, die 


Möglichkeit eines anderen Verbrauches und die Möglichkeit des⸗ 3 


ſelben ſpäteren Verbrauches, unterſcheiden und immer angeben, welche 
man meine. Der Gebrauch des Wortes „Koſten“ in dem Sinne, 
daß er auch die ausgeſchloſſene Möglichkeit einer ſpäteren gleichen 


Befriedigung bedeuten ſolle, erſcheint alſo jedenfalls unzuläſſig. Er 
wäre kein Hifsmittel, ſondern ein Hindernis der richtigen Erkenntnis. 


Dabei wollen wir natürlich nicht beſtreiten, daß der Wirtſchafter 


erwägen muß, ob ihm ein gegenwärtiger oder ein künftiger Genuß 


eines Gutes einen höheren Wert verſchafft. Nur die Anwendung 
des Koſtenbegriffes auf dieſen Fall möchten wir ablehnen. 


Dietzel bleibt ſich nun aber auch nicht mit ſeiner Auffaſſung der 
Koſten als Nutzentgang treu, und zwar dadurch, daͤß er die Koſten, 
wie man ſagen könnte, objektiviert, nämlich annimmt, daß mit ihnen 
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als gleichen Einheiten zu rechnen iſt. Er ſagt bei Beſprechung der 
Verhältniſſe eines Robinſon: „Koſtet die Hütte doppelt ſoviel Ein⸗ 
heiten Arbeit wie das Boot, ſo entgeht ihm, falls er die Hütte pro⸗ 
duziert, doppelt ſo viel Nutzen, wie falls er das Boot produziert. 


Dieſe abſtrakte Rechnung mit Einheiten des koſtenden Mittels Arbeit | 


ergibt ein deutliches, genaues Bild der Differenz der Nutzeinbuße, 
welche, je nachdem die Wahl jo oder jo vollzogen wird, eintritt.“ 


— 


(S. 198.) Das widerſpricht durchaus Dietzels eigener Anſicht vom 


Weſen der Koſten als Nutzeinbuße. Koſtet die Hütte doppelt ſoviel 
Arbeit wie ein Boot, ſo iſt damit in keiner Weiſe geſagt, daß durch 


die Erzeugung einer Hütte doppelt ſoviel an Nutzen entgeht wie 


durch die Erzeugung eines Bootes. Denn dies würde vorausſetzen, 


daß man in den aufeinanderfolgenden Arbeitszeiten ſtets den gleichen 
Nutzen erzeugen könne, was ſicher nicht zutrifft. Die Hütte koſte 
100 Arbeitsſtunden, das Boot 50. Würde man mit den zweiten 
50 Arbeitsſtunden ein zweites Boot erzeugen, ſo wäre der Wert 
dieſes zweiten Bootes nach dem Grenznutzengeſetz jedenfalls ein viel 
geringerer als der des erſten Bootes und ſomit die — unechten — 
Koſten der Hütte jedenfalls nicht doppelt ſo hoch wie der Nutzen 
eines Bootes, ob man dabei nun das erſte Boot oder das zweite 
Boot in Betracht zieht. Sie wären eben nur gleich dem Nutzen eines 
erſten und dem geringeren Nutzen eines anderen Bootes. Eine 
Rechnung mit Einheiten iſt alſo ganz ausgeſchloſſen. Dasſelbe gilt, 
wenn man annimmt, mit den zweiten 50 Arbeitsſtunden würde etwas 
anderes erzeugt werden als ein zweites Boot. Auch dann darf man 


nicht annehmen, der Nutzen dieſer weiter erzeugten Güter fei gleich 


dem Nutzen des erſten Bootes und ſomit die Koſten der Hütte gleich 
doppelt ſa groß wie der Nutzen des Bootes. Gleichwohl rechnet 


Dietzel nunmehr immer mit abſtrakten Koſteneinheiten. „Im Ver⸗ 
laufe ſeines Wirtſchaftslebens wird jedes Subjekt eine Art normaler 
Skala ſeiner Bedürfniſſe ſich bilden, ſich in die Anſchauung ein⸗ 
gewöhnen, daß der Nutzen A höchſten Falles 10, der Nutzen B 9, 


der Nutzen C 8 Koſteneinheiten lohnt“ (S. 200), ferner: „Koſtet 


— wie angenommen — ein Biber doppelt ſoviel Arbeit als ein Hirſch, 
ſo koſtet er im Falle der Selbſtproduktion auch doppelt ſoviel Nutz⸗ 
einbuße als ein Hirſch.“ (S. 209.) Daß dies nicht richtig iſt, haben 
wir eben geſehen. Dieſe Annahme überträgt Dietzel auch auf das 
Geld als Koſten. Allein ſie iſt hier ebenſowenig anwendbar wie 


bei Arbeit. Es wäre ganz unrichtig, anzunehmen, durch Hingabe 


von 20 K für ein Gut entgehe einem doppelt ſoviel an Nutzen 
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wie durch Hingabe von 10 K für ein anderes Gut. Koſtet ein Hut 


20 K, ein Stock 10 K, ſo koſtet unter Feſthaltung des Begriffes der 


unechten Koſten als Nutzeinbuße der Hut nicht zweimal ſoviel wie 
ein Stock, ſondern er koſtet etwa Stock und Krawatte, die für die 
zweiten 10 K neben dem Stock angeſchafft würde. Dietzel hält eben 


den Begriff der unechten Koſten nicht folgerichtig ſeſt und gelangt 
ſo doch zu einer wenn auch höchſt unklaren Auffaſſung der Koſten 
als etwas Selbſtändigem, als echte Koſten. Auf dieſer in ſich ſelbſt 


widerſprechenden Grundlage baut Dietzel ſodann ſeine Werttheorie 


auf. „Das Maß des Wertes iſt für alle Güter das gleiche. Alle 


Güter haben Wert entſprechend dem Maße der Nutzeinbuße oder der 
Koften, die ihr Verluſt dem Subjekt verurſachen würde.“ Daß dieſe 


Erklärung als eine ſolche nicht bezeichnet werden kann, da für einen 
Wert nur ein anderer geſetzt wird und ein Abſchluß eben nur durch 


die der eigenen Annahme widerſprechende Objektivierung der Koſten 
künſtlich herbeigeführt wird, iſt klar. Für uns aber iſt dieſe Feſt⸗ 
ſtellung an dieſer Stelle deshalb von Bedeutung, weil ſie die Not⸗ 


wendigkeit einer deutlichen Verwendung des Begriffes der e klar 


vor Augen führt. | 8 

Wieſer verwendet den Begriff der Roften allgemein im Sinne 
von unechten Koſten. Er ſagt zwar: „Die Wirtſchaftstheorie hat 
den Sinn der allgemein geläufigen Namen zu erklären. Wenn es 


der Wirtſchaftstheorie gelingt, den Sinn der dem Markte und dem 


Rechte vertrauten Namen richtig abzugrenzen ..., jo hat ſie ihre 


terminologiſche Arbeit in ihrem wichtigſten Teil erfüllt 


„Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft, S. 136.) Trotz dieſer 


i unſeres Erachtens wohl zu weit gehenden Bedeutung, die den all- 


gemein geläufigen Namen für die wiſſenſchaftliche Volkswirtſchafts⸗ 
lehre hier beigelegt wird, verwendet Wieſer doch den Begriff der 
Koſten gerade in einem Sinne, der dem allgemein geläufigen Sprach⸗ 
gebrauch ſicher nicht entſpricht, nämlich eben in dem Sinne von un⸗ 
echten Koſten. So ſagt er (S. 198): „Dieſes Opfer iſt im Koſten⸗ 
begriffe ausgeſagt: Die Produktionskoſten ſind die Mengen von Koſten⸗ 
produktivmitteln, die für ein beſtimmtes Produkt erfordert find und 
daher anderen Produkten entzogen werden .... Der Nutzen iſt der 
Eigennutzen des gegebenen Produktes, in den Koſten aber iſt der ent⸗ 
ferntere Nutzen erfaßt, welchen die verfügbaren Koſtenproduktivmittel 
durch den Nutzen aller erzeugbaren Produkte in Ausſicht ſtellen.“ 
An einer anderen Stelle (S. 267 ff.) unterſcheidet zwar Wieſer noch 
Anſchaffungskoſten des Unternehmers und Selbſtkoſten. Allein dieſe 
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Unterſcheidung bezieht ſich auf 85 von Wieſer den Unterſchied 
von Koſtenproduktivmitteln und ſpezifiſchen Produktivmitteln, be⸗ 
richtigt alſo die beſchränkte Auffaſſung der Koſten im Sinne von 
unechten Koſten nicht. Vielmehr ſagt Wieſer ausdrücklich, jeder 
Produzent halte ſich in ſeiner Selbſtkoſtenrechnung an das Wertkoſten⸗ 
geſetz, womit wieder an die Auffaſſung der Koſten als unechte Koſten 
angeknüpft iſt. Dazu möchten wir nur noch bemerken, daß wir den 
Ausdruck „Selbkoſten“ zur Bezeichnung deſſen, was wir echte Koſten 
nennen, nicht verwenden möchten. Beim Worte Selbſtkoſten liegt 
der Nachdruck auf dem „Selbſt“, es bezeichnet Koſten, die einer be⸗ 
ſtimmten Wirtſchaft eee im Gegenſatz zu Koſten, die im all⸗ 
gemeinen erwachſen. Im übrigen aber können Selbſtkoſten ſowohl 
im Sinne von echten als auch in dem von unechten Koſten aufgefaßt 
werden, es kann einmal nur an die Auslagen einer beſtimmten Wirt⸗ 
ſchaft, ein anderes Mal aber auch an den der Wirtſchaft entgehenden 
Gewinn gedacht ſein, wenn auch, wie im Begriff der Koſten über⸗ 
haupt, die Auffaſſung als echte Koſten überwiegt. Es deckt ſich alſo 
der Unterſchied zwiſchen Selbſtkoſten und Koſten im Sprachgebrauch 
doch nicht mit dem von echten und unechten Koſten, weshalb wir 
von der ausſchließlichen Verwendung des Ausdruckes Selbſtkoſten für 
echte Koſten abſahen, beſonders da wir dabei für unechte Koſten keinen 
beſonderen Ausdruck gewinnen. 

Bei Kraus (Die Grundlagen der Werttheorie, S. 43) finden wir 
den Satz: „Unter Koſten iſt nichts anderes zu verſtehen als ein 
Wertentgang, eine Nutzeinbuße, die ihrerſeits geknüpft iſt an die Be⸗ 
gründung eines wertvollen Sachverhalts.“ Dieſe Definition iſt zu⸗ 
nächſt jedenfalls wieder zu enge, indem ſie das Arbeitsleid nicht um⸗ 
faßt, das zur Erlangung einer Bedürfnisbefriedigung aufgewendet 
wird. Ferner iſt der Ausdruck Nutzeinbuße im Sinne von Verzicht 
auf Bedürfnisbefriedigung doppelſinnig. Entweder meint man unter 
Verzicht, daß jemand etwas aufgibt, was er ſchon hat. In dieſem 
Sinne iſt der Verzicht auf eine Bedürfnisbefriedigung echte Koſten. 
Oder man meint den Verzicht auf eine Bedürfnisbefriedigung, die 
jemand an Stelle der angeſtrebten haben könnte. Dann iſt der Ver⸗ 
zicht unechte Koſten. Nun ſagt Kraus weiter, daß der Wert des 
Produktes ein Mehrwert ſein muß gegenüber der durch die Wid⸗ 
mung für dieſe Produktion notwendig zu entbehrenden anderweitigen 


Verwertung, alſo gegenüber den Koſten, wenn die Produktion lohnen | 


ſoll, d. h. wenn nicht unrationell gewirtſchaftet werden ſoll. Hier 
finden wir die Auffaſſnug der Koſten ganz im Sinne von unechten 


* e 
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Koſten. Zugleich erweiſt ſich uns aber der angeführte Satz als 
unzutreffend. Denn der Wert des Produktes braucht gegenüber dem 


einer anderweitigen Verwertung der Produktionsmittel — den un⸗ 


echten Koſten — kein Mehrwert zu fein. 5 


Ferner macht Kraus die Unterſcheidung zwiſchen Produktions- 
und Reproduktionskoſten. Er ſagt: „Allerdings kommt dem Satze, 
daß der Wert des Produktes gleich ſei dem Werte der Koſten, eine 
Berechtigung zu, wenn man unter Koſten nicht die Produktionskoſten, 
ſondern die Reproduktionskoſten verſteht und unter Wert den in der 
Erſparnis der Reproduktionskoſten involvierten Vorteil.“ Demgegen⸗ 
über wäre zu bemerken: Die Reprodukionskoſten ſind die Koſten eines 


| dem in Betracht kommenden artgleichen erſt zu erzeugenden Gutes. 
Zu dem Werte dieſes zu erzeugenden Gutes ſtehen ſeine Koſten, das 


ſind eben die Reproduktionskoſten, ſelbſtverſtändlich in demſelben Ver⸗ 


hältniſſe, in dem überhaupt der Wert eines zu erzeugenden Gutes 


zu den aufzuwendenden Koſten ſteht, d. h. der Wert muß höher ſein 
als die echten Koſten, braucht aber nicht höher zu ſein, wenn er auch 


wenigſtens ſo hoch ſein muß wie die unechten Koſten, damit man 
ſich zur Erzeugung des Gutes entſchließe. Was nun aber das Ver⸗ 


hältnis des Wertes eines beſtehenden Gutes zu Reproduktionskoſten, N 
alſo Koſten eines artgleichen zu erzeugenden Gutes anbelangt, kann 


das Verhältnis jedes beliebige ſein. Nur daß, falls die echten 


Reproduktionskoſten nicht geringer oder die unechten Reproduktions⸗ 
koſten höher ſind als der Wert des beſtehenden Gutes, dieſes nach 
erfolgtem Verbrauch nicht weiter erzeugt werden wird. Wenn aber 
Kraus oben bemerkt, man könne den Wert eines Gutes den Re⸗ 
produktionskoſten gleichſtellen, wenn unter Wert der in der Erſparnis 
der Reproduktionskoſten involvierte Vorteil verſtanden wird, ſo iſt 


dieſer Gebrauch des Begriffes „Wert“ als eine Art von Suſtitutions⸗ 


wert lieber zu vermeiden. Es genügt vollſtändig, zu ſagen, falls die 
Reproduktionskoſten eines Gutes geringer ſind als der Wert des 
Gutes, kalkuliert man bei einem Entlaſſen des Gutes aus der Ver⸗ 
mögensmacht in gewiſſen Fällen nicht mit dem Werte, ſondern mit 
den Koſten. Wenn ein Gut A einen primären Wert m verſchafft 


und mit einem Arbeitsleid m; beſchafft werden kann, deſſen Ver⸗ 


meidung dem Werte m im Range nachſteht, wird man, wenn man 
das Gut m hingeben ſoll, in gewiſſen Fällen nicht mit dem Gebrauchs⸗ 
wert m, ſondern mit dem erſparten, bzw. aufzuwendenden Arbeits⸗ 
leid mi rechnen. Dies in der Weiſe auszudrücken, daß man ſagt, 


der Wert des Gutes A ſei gleich der Vermeidung des Arbeitsleides my, | 


— 


445 Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 129 


führt nur zu ganz unnötigen Schwierigkeiten, indem man das eine 
Mal jagen muß, das Gut A werde nur erzeugt, wenn fein Wert 
mit dem Rang m höher ſei als der Wert des ſonſt zu erſparenden 
Arbeits leides m, anderſeits aber wieder behauptet, der Wert des 
Gutes A ſei gerade gleich dem Werte des durch ſeinen Beſitz er⸗ 
ſparten Arbeitsleides mm. 

Liefmann nun erkennt zwar eine verſchiedene Koſtenſchätzung von 
Genußgütern und Arbeitskraft einerſeits und Gütern entfernterer 
Ordnung anderſeits an. Allein die Unterſchiede, die er bei der 
Schätzung dieſer beiden Koſtengruppen finden will, beſtehen in Wirklich⸗ 
keit nicht, während ihm der wahre Unterſchied der Behandlung dieſer 
beiden Gütergruppen als Koſten verborgen bleibt. Genußgüter, die 
als Koſtengüter verwendet werden, ſollen nach Liefſmann nach dem 
Nutzen geſchätzt werden, der uns dadurch entgeht, und das iſt der, 
den wir mit der letzten Einheit unſeres Vorrates erzielen würden. 
(Grundſätze der Volkswirtſchaftslehre I, S. 485.) Hingegen ſoll bei 
Gütern entfernterer Ordnung jede Einheit des ganzen Vorrates nach 
dem Nutzen einer weiteren, über die vorhandene Menge noch hinaus⸗ 
gehenden Einheit geſchätzt werden. Tatſächlich beſteht zwiſchen dieſen 
angeblich verſchiedenen Arten der Schätzung von Genußgütern einer⸗ 
ſeits und Gütern entfernterer Ordnung anderſeits überhaupt kein 
Unterſchied. Der Nutzen, den wir bei Verwendung einer Einheit 
einer beſtimmten Gütermenge aufgeben, iſt, ob es ſich nun um Güter 
erſter oder entfernterer Ordnung handelt, der geringſte an eine Ein⸗ 
heit dieſer Gütermenge ſonſt geknüpfte Nutzen, und dieſer iſt wieder 
identiſch mit dem Nutzen, den wir uns bei anderweitiger Verwendung 
dieſer Einheit oder mit einer weiteren Einheit der Güterart beſchaffen 
würden. Der von Liefmann angeführte Unterſchied der Koſten⸗ 
ſchätzung iſt alſo überhaupt keiner, die verſchiedene Umſchreibung 
ſagt tatſächlich für beide Fälle dasſelbe aus. Nehmen wir ein Bei⸗ 
ſpiel, zunächſt für die Verwendung eines Gutes erſter Ordnung 
als Koſtengut. Eine Wirtſchaft habe 10 Stück Brote, die ſie un⸗ 
mittelbar genießen könnte, und möchte 1 Brot zur Branntwein⸗ 
erzeugung verwenden. In dieſem Falle wird ſie mit dem geringſten 
Nutzen rechnen, der mit einem von 10 Stück Broten zu erlangen iſt, 
dem Grenznutzen. Dieſer Nutzen iſt aber derſelbe, den ſie mit einem 
11. Stücke Brot ſich beſchaffen möchte, wenn ſie tatſächlich das 
10. Brot der Branntweinerzeugung widmet. Wir können ebenſo⸗ 
gut ſagen, bei der Branntweinerzeugung werde ein Brot von 


10 Stücken als Koſten nach dem Nutzen des 10. Stückes u Be⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLVI 2. 9 
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rückſichtigung der enn e un geſchätz, wie wir ſagen können, 
Jes werde nach dem Nutzen eines 11. Stückes mit Berückſichtigung 
der Branntweinerzeugung geſchätzt. Beides ſagt ganz dasſelbe aus. 
Ebendasſelbe gilt; nun aber auch bei der Schätzung von Gütern 
entfernterer Ordnung als Koſten. Wenn ein Wirtſchafter 10 Ein⸗ 
heiten Getreide hat, und er überlegt, ob er eine Einheit zur Er⸗ 
zeugung von Branntwein verwenden ſoll, ſo ſchätzt er dieſe Einheit 
wieder nach dem Grenznutzen der 10 Einheiten oder nach dem Nutzen, 
den ihm bei Verwendung einer Einheit zu Branntweinerzeugung 
eine 11. Einheit der Getreidemenge bringen würde. Der Nutzen, 
den ich mit einer Einheit einer Gütermenge bei anderweitiger Ver⸗ 
wendung opfere, iſt der letzte Nutzen dieſer Gütermenge, und dieſer 
iſt eben kein anderer als der, den ich mit einer weiteren, über die 
verfügbare Menge hinausgehenden Einheit neben dem gewählten 
Nutzen erzielen möchte. 2: 

Der von Liefmann angeführte Unterſchied het Schätzung als 
Koſten von Genußgütern und von Gütern entfernterer Ordnung iſt 
alſo ein rein fiktiver. Nun will Liefmann aber auch noch einen anderen 
| Unterſchied dieſer beiden Schätzungen finden. Er ſagt, es jei eine 
ſehr bemerkenswerte und trotz ſo unendlich vieler ähnlicher Erörte⸗ 
rungen in der bisherigen Literatur noch niemals erkannte Tatſache: 
Güter erſter Ordnung, die als Koſtengüter geopfert werden, würden 
als ſolche genau ſo geſchätzt wie der Koſtenfaktor: Arbeitsmühe, 
nämlich nach dem Geſetz der ſteigenden Koſten. Hingegen ſollen bei 
der Aufwendung von Gütern höherer Ordnung alle Einheiten gleich: 
geſchätzt werden. War nun der erſte von Liefmann angeführte Unter⸗ 
ſchied der Koſtenſchätzung überhaupt keiner, ſo iſt die Behauptung 
dieſes Unterſchiedes wieder an ſich unrichtig. Der hier von Liefmann 
behauptete Unterſchied zwiſchen der Schätzung der Genußgüter und 
Arbeitsmühe als Koſten einerſeits und der Güter entfernterer Ordnung 
als Koſten anderſeits beſteht tatſächlich nicht. Vielmehr bezieht ſich 
bei beiden Gruppen von Koſtengütern die Schätzung als Koſten zwar 
auf eine beliebige, aber immer nur auf eine einzige Einheit; eine jede 
weitere Einheit muß wieder beſonders geſchätzt werden, und zwar 

wird ſie in den weitaus meiſten Fällen als Koſten höher angeſchlagen 
werden als die früheren, wobei allfällige Ausnahmen bei Verwendung 
von Genußgütern als Koſten ebenſo eintreten können wie bei Ver⸗ 
wendung von Gütern höherer Ordnung als Koſten. Nehmen wir 
das obige Beiſpiel. Soll aus einem Vorrate won 10 Stücken Brot 
eine beſtimmte Anzahl zur Branntweinerzeugung verwendet werden, 


447 Gleichförmigkeit von Preis und Nutzen 131 


ſo wird ein Brot — ein beliebiges, aber doch nur ein einziges — 


nach dem Grenznutzen geſchätzt. Jedes weiter zu verwendende Brot 
wird nach dem vorhergehenden höheren Nutzen geſchätzt, und das ift : . 


der Grund, warum mit der Branntweinerzeugung früher oder ſpäter 


zugunſten der Nahrung halt gemacht werden muß. Genau dasjelbe 


gilt nun aber auch, wenn ſtatt Brot Getreide, alſo ein Gut höherer 
Ordnung, zur Branntweinerzeugung verwendet werden ſoll. In dieſer 
Beziehung ergibt ſich zwiſchen der Verwendung dieſer Güterarten als 
Koſten gar kein Unterſchied. Eine weitere Einheit Getreide wird 
ſtets beſonders und in den weitaus meiſten Fällen höher geſchätzt als. 
eine beliebige letzte Einheit Getreide. Alſo auch dieſer Unterſchied 
zwiſchen der Schätzung von Gütern erſter und entfernterer Ordnung, 

den Liefmann als ſehr bemerkenswert und noch niemals erkannt an⸗ 


führt, daß bei erſteren nach ſteigenden, bei den anderen nach gleichen 


Koſten geſchätzt würde, beſteht nicht. Tatſächlich braucht Liefmann 


dieſen Unterſchied, ganz ähnlich wie Dietzel, nur zu dem Zwecke, um 


auf Grund des angeblich gleichen Gewichtes aller Einheiten eines 
Gutes höherer Ordnung — um das für Liefmann ominöſe Wort 
Wert zu vermeiden — irgendeine ſelbſtändige Bedeutung für die 
Geldeinheit als Koſten zu konſtruieren, der ſodann ein beſtimmter 
Ertrag gegenübergeſtellt werden ſoll. Daß eine ſolche e der 
Geldeinheit nicht beſteht, wurde bereits oben gezeigt. 

Wir ſehen, Liefmann fühlt, daß e der Behandlung von ! 
Genußmitteln und Arbeitsunluſt einerſeits und Gütern höherer 
Ordnung anderſeits als Koſten ein weſentlicher Unterſchied beſteht. 
Er ſagt ſelbſt, daß bei der erſten Art von Koſten ein poſitiver Verluſt, 
Opfer eines Nutzens in Betracht kommt, der aber durch Erlangung 


eines größeren wettgemacht wird, während bei Gütern entfernterer | 


Ordnung nur entgangener, natürlich geringerer, Gewinn in Betracht 
komme. Gerade die letzten Worte „natürlich geringerer“ zeigen aber, 5 
daß er den eigentlichen Unterſchied dieſer beiden Arten von Koſten⸗ 


aufwendung nicht erkannt hat. Während bei der erſteren Art von 


2 Koſten der in Ausſicht ſtehende Nutzen tatſächlich größer fein muß 


als das Opfer, braucht, wie wir gezeigt haben, bei Gütern ent⸗ 
fernterer Ordnung der entgangene Gewinn in Wahrheit nicht geringer 
zu ſein als der gewählte, er kann gleich groß ſein, und das be⸗ 


treffende Gut höherer Ordnung wird dem betreffenden Zwecke doch 


gewidmet. Während alſo die von Liefmann angeführten Unterſchiede 


der Koſtenberechnung tatſächlich nicht beſtehen und von ihm ganz 


willkürlich geremmen ſind, wird von ihm der eigentliche Unter⸗ 
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= ſchied überſehen. So faßt er denn auch die Hingabe von Geld, das 


er zu den Gütern entfernterer Ordnung rechnet, wie eine Hingabe 


von echten Koſten auf und behauptet, daß auch bei Hingabe von 
Geld für Genußmittel zwiſchen dem, was man um das Geld erhält, 
und dem, auf deſſen Erwerb man bei Hingabe der Geldſumme ver⸗ 
zichtet, ein motivierender Unterſchied vorhanden ſein müſſe, während 


tatſächlich bei Anſchaffung von Genußgütern zwiſchen dem, was ein 


Wirtſchafter um eine Geldſumme anſchafft, und dem, auf deſſen An⸗ 
ſchaffung er durch Hingabe der Geldſumme verzichtet — eben den unechten 


Koſten des angeſchafften Gutes —, ein Unterſchied nicht zu beſtehen 
braucht, damit ſich der Wirtſchafter zur Anſchaffung des erſteren Gutes 


entſchließe. Zu dieſer Annahme aber, daß auch Hingabe von Geld für 


Güter erſter Ordnung als echte Koſten anzuſehen iſt, war Liefmann 
wieder aus Gründen ſeines Syſtems gezwungen. Er kann nämlich 
die Annahme, daß der Grenzkonſumertrag, das iſt der — unechte — 


bei Hingabe. einer Geldſumme für ein beſtimmtes Genußgut in 


Hinblick auf den Verzicht der Erwerbung eines anderen Genußgutes 
erzielte Ertrag, auch Null werden könne, nicht zulaſſen, da ſonſt fein 


Syſtem, welches ſich hauptſächlich auf den Konſumgrenzertrag auf 


baut, jeden Boden verliert. Er muß daher die Hingabe von Geld | 
für Güter erſter Ordnung als echte Koſten behandeln, der gegenüber 


den Ertrag ſtets einen Gewinn in Ausſicht ſtellen muß. Das aber 
iſt, wie wir geſehen haben, an ſich unrichtig. a 
Mit der Auffaſſung des Geldes als echte Koſten hängt 11 


die oben behandelte Behauptung Liefmanns vom Unluſtcharakter des 
nicht befriedigten Bedürfniſſes zuſammen. Die Hingabe von Geld 
ſoll ſtets eine Unluſt bedeuten, nämlich jene des durch die Hingabe 


des Geldes von der Befriedigung ausgeſchloſſenen Bedürfniſſes. So. 


ſcheint ſich ein Parallelismus zwiſchen Arbeit als Koſten und Geld 
als Koſten zu ergeben. Arbeit als Koſten bedeutet Arbeitsleid, 
Hingabe von Geld bedeutet Bedürfnisleid. Gegenüber dieſem Leid 
ſoll der Erfolg in beiden Fällen vorzüglicher erſcheinen müſſen. Das 
Verfehlte dieſes Gedankenganges haben wir bereits oben nachgewieſen. 


Mit der Arbeit ſoll ein Arbeitsleid übernommen werden, mit der 
Nichtbefriedigung eines Bedürfniſſes, das durch einen Geldbetrag 


befriedigt werden könnte, wird nur eine Unluſt — ſoweit ſie im ge⸗ 
gebenen Falle überhaupt beſteht — beſtehen gelaſſen. Es handelt 


ſich alſo, ſelbſt wenn der Unluſtcharakter jedes nicht befriedigten Be⸗ 


-  bürfniffes zugegeben würde, was ſicher nicht angeht, bei Arbeitzleid 
- und Bedürfnisleid um ganz verſchiedene Dinge. Gegenüber der 


e 
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Arbeit als zu übernehmender Unluſt muß der erfolg, bas zu be Br 


friedigende Bedürfnis, vorzüglicher erſcheinen, einen Vorteil, Rein- 
ertrag im Sinne Liefmanns, verſprechen. Zwiſchen zwei nicht be⸗ 
friedigten Bedürfniſſen braucht, auch wenn beide als Unluſt — bel — 
empfunden werden, kein Unterſchied zu beſtehen, um die Befriedigung 
eines von ihnen durch Hingabe der gleichen Geldſumme zu wählen. 
Denn die Unluſt des unbefriedigt bleibenden Bedürfniſſes wird durch 
die Hingabe der Geldſumme für die Befriedigung des anderen Be⸗ 
dürfniſſes -nicht erſt übernommen, fie war ſchon früher da und bleibt 
einfach. Es handelt ſich bei ihr um kein Opfer im eigentlichen Sinne, 
um keine echten Koſten. | 
Schon aus allen dieſen Einwänden ergeben ſich weſentliche Be⸗ 
denken gegen die Lehre Liefmanns. Wir ſahen, der Konſumgrenz⸗ 
ertrag bei einer Wirtſchaft kann Null ſein. Wie kann er dann zum 
volkswirtſchaftlichen Grenzertrag in Beziehung treten, der doch jeden⸗ 
falls eine pofitive Größe fein ſoll? Weiter ſahen wir, daß es von 
Wirtſchaft zu Wirtſchaft verſchieden ſein kann, ob der Konſum⸗ 
grenzertrag eine poſitive Größe iſt oder nicht. Das Einkommen der 
Wirtſchaft war dabei gar nicht entſcheidend. Es kann bei einer 
armen Wirtſchaft der Konſumgrenzertrag Null ſein, bei einer anderen, 
deren Verhältniſſe etwas andere ſind — anderes Einkommen, andere 
Wertdispoſition —, kann der Konſumgrenzertrag wieder poſitiv ſein, 
und dasſelbe gilt vom Verhältniſſe wohlhabender Wirtſchaften unter⸗ 
einander und im Verhältniſſe zu armen Wirtſchaften. Es iſt alſo 
auch von einem Ausdleiche der Konſumgrenzerträge der verſchiedenen 
Wirtſchaften gar keine Rede. Allein dieſe Fragen intereſſieren uns 
jetzt nicht weiter. Uns kommt es jetzt vornehmlich darauf an, feſt⸗ 
zuſtellen, ob ſich die bei den einzelnen Güterarten erzielten Grenz⸗ 


konſumerträge auch nur innerhalb einer und derſelben Wirtſchaft aus⸗ . 


gleichen, ob wir von einem einheitlichen Grenzkonſumertrag einer 


Wirtſchaft ſprechen können, auf deſſen Verwirklichung das Streben 


der Wirtſchaft gerichtet iſt, und nach dem fie, ihre Anſchaffung der 


einzelnen Güterarten, ihre Nachfrage nach Gütern verſchiedener Art 


richtet. Das Geſetz des Ausgleiches der Konſumgrenzerträge ſoll 
ein beſtimmtes gleiches Verhältnis der Preiſe (Koſten) und des Nutzens 
(Rohertrag) hinſichtlich der verſchiedenen, von einer Wirtſchaft an⸗ 
geſchafften Güterarten herbeiführen. Um nun dieſe Behauptung zu 
prüfen, wollen wir von allen erhobenen Einwänden abſehen. Wir 
nehmen an, eine Geldeinheit werde vom Wirtſchaftsſubjekt irgendwie 
geſchätzt, ihre Hingabe werde als Unluſt, und zwar bei allen Geld;: 
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8 gane als glace unluſt fender die Untufte eines Geldbetrages 


ſei alſo gleich dem Vielfachen der Unluſt einer Geldeinheit. Gegen⸗ 


. d über dieſer Unluſt eines Geldbetrages verſchaffe die Anſchaffung 
von Gütern einer Art einen Vorteil, der bei dem letzten von einer 


Güterart angeſchafften Gute der geringſte ſei. Dieſer Vorteil 


beſtehe in einem beſtimmten Verhältniſſe des Nutzens dieſes letzten 


— 


Gutes, des Grenznutzens, zum Unluſtwerte des Geldbetrages. Was 
bedeutet bei dieſer Amer das Geſetz vom AR ae Grenz⸗ 


erträge? 


Es bedeutet, daß auf die Aufwendung einer Geldeinheit bei 
ben Grenzſtück einer jeden Güterart der gleiche Teilnutzen erzielt 
werde. Das aber heißt nichts anderes, als daß die Grenznutzen der 


einzelnen Güterarten im gleichen. Verhältniſſe wie die Preiſe dieſer 


Güterarten zueinander ſtehen müßten. Denn wenn auf eine Geld⸗ 


einheit bei jeder Güterart der gleiche letzte Ertrag an Nutzen ent⸗ | 
fallen fol, muß auf die auf die Grenzſtücke der einzelnen Güter⸗ 


arten ausgegebenen verſchiedenen Geldbeträge ein im Verhältnis der 
Geldbeträge verſchieden hoher Nutzen entfallen. Werden auf die 
letzten Einheiten der Güterarten verſchieden hohe Geldbeträge aus⸗ 
gegeben, müſſen die Nutzen dieſer Einheiten, die Grenznutzen, zu⸗ 
einander im ſelben Verhältniffe ſtehen wie die Geldpreiſe dieſer 
1 Güterarten. Betrachten wir dieſen Satz nun aber näher, ſo ſehen 
wir, daß er ganz identiſch iſt mit jenem Satze, den wir am Ein⸗ 
gange aus Schumpeters Grundgeſetz ableiteten. Man gelangt alſo 


von Schumpeter und von Liefmann aus tatſächlich zu den gleichen 


Folgerungen, und dies trotz ihrer angeblich fundamental verſchiedenen 


Anſchauungsweiſen. Wir können daher die beſondere Berückſichtigung 


der Lehre Liefmanns nunmehr ann und die non fallenden . 
88 Lehren gemeinſam 1 | | 5 


1 Wir greifen 150 folgenden wieder nur einige der hierher fallenden Lehren 


2 heraus. Daß man die gleichen oder ähnliche Anfichten bei Kner Reihe von 
anderen Schriftſtellern findet, darüber vgl. Eßlen, a. a. O. S. 267. Wenn 
aber Eßlen anführt, daß die öſterreichiſchen Grenznutzentheoretiker i im allgemeinen 


nur eine ſehr verſchwommene Kenntnis des betreffenden „Geſetzes“ verraten, 
ſo iſt dagegen einzuwenden, daß die öſterreichiſche Schule das Geſetz eben als 
nicht richtig erkannte — vgl. das Zitat aus Wieſer oben S. 92 — und 


| 5 daher keine Vekanlaſſung hatte, ſich mit dem angeblichen Geſete weiter zu be⸗ 


n N 
(Ein zweiter Teil folgt im vagſen def) N 
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Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
und die Reichsarbeitsloſenverſicherung 


Von Dr. Karl Kumpmann 
Profeſſor an der Hochſchule für kommunale Verwaltung in Düſſeldorf 
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Geſetzentwurfs S. 186. 7 Die Beſchäftigung der Arbeitsloſen ©. 194. 


l. Das Problem 


or dem Kriege ſchon war die Arbeitsloſigkeit das Problem, das 
die ſozial intereſſierten Kreiſe am meiſten beſchäftigte. Eine 
recht umfangreiche Literatur war erſchienen, die alle Ecken und Winkel 
dieſes ziemlich dunklen Gebietes zu durchleuchten ſtrebte. Eine Menge 
von Forderungen wurden mit großer Lebhaftigkeit geſtellt, von 
den Gegnern mit derſelben Entſchiedenheit beſtritten. Ja man 


darf behaupten, daß Arbeisloſigkeit, Arbeitsnachweis, Arbeitsloſen⸗ 


verſicherung die großen Schlagworte geworden waren, die gleich 
Fahnen den Parteien im ſozialpolitiſchen Kampfe voranſchwebten, 
unter denen um Fortführung und Ausmaß der 
ſozialen Reform geſtritten wurde. Praktiſch allerdings — 
in der Politik von Reich, Staat und Gemeinde — waren erſt 
ſchwache Verſuche vorhanden, von einer wirklichen Löſung war die 
Arbeitsloſenfrage noch ſehr fern. Gegenüber England und ſeinen 
großen Fortſchritten unter der Führung Lloyd Georges ſtand Deutſch⸗ 
land weit zurück — hier wie in ſo manchen anderen ſozialen > 
ziehungen. 

Auch ſeit dem Kriegsausbruch hat wahrſcheinlich keine Soziale 
Einzelfrage zu fo viel Schreiben, Reden und Handeln Anlaß gegeben 


wie dieſe. Wiſſenſchaftlicher Erkenntnisdrang und ſoziale Reform⸗ 


freude betätigten ſich mit gleichem Eifer. In der Tat iſt man in 
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den letzten Jahren ein ganz beträchtliches Stück vorwärts gekommen. 
Wenn eine genaue Darſtellung dieſes Werdeganges geboten werden 
könnte, ſo würden eine Fülle von Geſetzen, Verordnungen, organi⸗ 
ſatoriſchen Anderungen und Neubauten zu nennen ſein. Eine ab⸗ 
ſchließende geſetzliche Regelung der praktiſchen Hauptgebiete — 
Arbeitsnachweis und Arbeitsloſenverſicherung — fehlt noch, ſteht 
aber jetzt unmittelbar bevor. | 

Die Gründe für dieſes ſo ſehr verſtärkte Intereſſe ſind leicht 
erſichtlich; der wichtigſte iſt natürlich das zeitweilig ungeheure An⸗ 
ſchwellen der Arbeitsloſigkeit, die zweimal, zu Beginn des Krieges 
und nach ſeinem Ende, bedrohliche Formen annahm, Schutzmaß⸗ 
nahmen verſchiedenſter Art erforderlich machte. Dieſe Grundtatſachen 
bedürften einer eingehenden Schilderung, von der aber abgeſehen 
werden muß, weil der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit 
den eigentlichen Gegenſtand dieſer Ausführungen bilden ſoll; auch 
hindert der ſo oft beklagte Tiefſtand unſerer Arbeitsloſenſtatiſtik! 


eine wirklich zutreffende zahlenmäßige Wiedergabe dieſer SHOW ni 


lungslinien. 
ö Begnügt man ſich mit ein paar rohen Andeutungen, ſo kann 
man von den Berichten der Fachverbände an das Reichsarbeitsblatt 
ausgehen, die folgendes Bild ergeben: Nachdem in der erſten Hälfte 
des Jahres 1914 das deutſche Wirtſchaftsleben in einer knapp 
mittelmäßigen Konjunktur geſtanden hatte, ſetzte mit dem Kriegs⸗ 
ausbruch zunächſt eine ſchwere Depreſſion ein, eine Folge der all⸗ 
gemeinen Beunruhigung, Störung und Umgruppierung. War die 


Zahl der arbeitsloſen Mitglieder in den Fachverbänden der Arbeiter 


im Juli 1914 2,8% gemwejen, jo war fie im Auguſt 22,4%, i 
September 15,7% und im Oktober 10,9%. Drei Monate lang 
herrſchte eine Arbeitsloſigkeit, wie man fie ſeit den 60 er Jahren in 
Deutſchland nicht mehr gekannt hatte. Freilich beſſerten ſich dieſe 
ſchlimmen Verhältniſſe bald, am deutlichſten ſeit dem Frühjahr, 
März April 1915. Es folgte eine zweite weit günſtigere Phaſe 
mit zunehmender Arbeitsgelegenheit, ja Arbeitermangel. Nur wenige 
Induſtriezweige litten unter Beſchäftigungsmangel, namentlich die 
Textilinduſtrie, wo aber die Papierſtofferzeugung ſeit dem Sommer 
1916 beträchtliche Erſatz möglichkeiten bot, die Bekleidungsinduſtrien, 
die Tabakinduſtrie. Im ganzen war maßgebend einerſeits die Ver⸗ 


1 Das erſte brauchbare Buch iſt das von R. Herbſt, Die Methoden der 
deutſchen Arbeitsloſenſtatiſtik. Leipzig und Berlin 1914. 1 N - 
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minderung des Arbeiterangebotes durch die Einziehungen (der Kriegs⸗ 
dienſt verhinderte durchſchnittlich etwa 4 Millionen Arbeiter an der 
Ausübung ihres Berufes). Andererſeits machte ſich eine gewaltige, 
immer ſteigende Nachfrage nach Arbeitskräſten aller Art in den Kriegs⸗ 
induſtrien, in Bergbau und Hüttenweſen, in Metallverarbeitung und 
Maſchinenbau, in der elektriſchen und chemiſchen Induſtrie geltend. 
In den beiden letzten Kriegsjahren war vielleicht die bedeutſamſte 
Frage der Kriegswirtſchaft die Anwerbung des Arbeiterheeres, das 
beſonders durch Frauen, Jugendliche und Kriegsgefangene immer 
von neuem ergänzt werden mußte. Vom Juni 1917 bis November 
1918 betrug die Arbeitsloſigkeit weniger als 1%. Die dritte Phaſe 
ſeit November 1918, vom Waffenſtillſtand und der Entwaffnung 
ab, brachte eine langſam anſchwellende neue Arbeitsloſigkeit, die im 
Februar — März 1919 ihren Höhepunkt erreichte. Die plötzliche Lahm⸗ 
legung aller Kriegswerkſtätten, die Heimkehr der Millionenheere, 
die Fortdauer vieler wirtſchaftlicher Behinderungen, namentlich die 
Wiederverhängung der Blockade in der Oſtſee, der Verluſt und die 
zeitweilige Abtrennung wirtſchaftlich wertvoller Gebiete, die Zer⸗ 
rlüttung des Eiſenbahnweſens durch die Materialabgabe an die 
Entente, die allgemeine Erſchlaffung und Arbeitsunluſt nach jahre⸗ 
langen übermenſchlichen Mühen, die politiſchen und ſozialen Wirren 
und Unruhen dieſer ſchweren Zeit: das alles verminderte die Be⸗ 
ſchäftigungsmöglichkeiten . In der zweiten Hälfte des Februar 1919 
wurde der Tiefpunkt erreicht; im ganzen Reiche wurden 1 100 000 


d durch die Erwerbsloſenfürſorge unterſtützte) Arbeitsloſe gezählt. 


Übrigens beſtätigten alle Zahlenangaben die alte Erfahrung, „wie 
ſehr der Grad der Erwerbsloſigkeit mit zunehmender Einwohner⸗ 
zahl ſteigt“. Im Februar und März hatte Berlin mehr als ein 
Viertel aller Erwerbsloſen aufzuweiſen, während nach der Einwohner⸗ 
zahl nur ein Zwanzigſtel zu erwarten war. In den letzten drei 
Vierteln des Jahres 1919 und zu Anfang 1920 — der vierten 
Phaſe — geſtalteten ſich die Dinge abermals viel günſtiger: die 
Arbeitsloſigkeit ſank von Monat zu Monat und nahm im ganzen, 
gemeſſen an der Vorkriegszeit, faſt wieder einen normalen Charakter 


1 Vortreffliche Überfichten bietet die Düſſelborfer Denkſchrift: „Die wirt⸗ 
ſchaftliche Demobilmachung“, 1920, S. 20 ff. In Düſſeldorf, einer typiſchen 
Stätte der Rüſtungsinduſtrie, waren die Schwierigkeiten des Überganges be⸗ 
ſonders groß. Bei Abſchluß des Waffenſtillſtandes mußten 100 000 Arbeiter, . 
darunter 40000 Frauen, mit einem Schlage entlaſſen werden. Durch ein viel⸗ 


4 ſeitiges Fürſ orgeſyſtem ſuchte man dem zu begegnen. 
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an!. Zu a war dies dem Zuſammenwirken zweier Umſtände; 
zum kleineren Teil dem Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit, der end⸗ 
lich wirkſamer organiſiert wurde, zum größeren Teile dem rieſigen 
Warenhunger und der rieſigen Nachfrage nach Arbeitern ſeitens 
all der Gewerbezweige, die nicht durch Rohſtoffmangel behindert 
waren. 

War ſo die Arbeitsloſigkeit der letzten Jahre auch nicht ſehr 
langwährend — ſie kam ſtoßweiſe und war beide Male nach einigen 
Monaten überwunden —, ſo war ſie doch groß und ſchwer, vom 
Standpunkt der betreffenden Arbeiter wie von dem der ganzen 
Arbeiterklaſſe und der Allgemeinheit betrachtet in gleicher Weiſe 
bedauerlich und gefährlich. Es beſtätigten ſich die traurigen Er⸗ 
fahrungen, die von jeher gerade auch der Politiker mit der Arbeits⸗ 
loſigkeit und den Arbeitsloſen gemacht hat. Nicht nur ſubjektiv, 
auch objektiv erwies ſich die erzwungene Muße weiter Arbeiterſchichten 
als ſchwerer Schaden, als „große, offene, brennende Wunde am 
Körper unſerer Volkswirtſchaft“ (Schmoller). Die Zuſammen⸗ 
hänge von Arbeitsloſigkeit einerſeits, von Volks⸗ 
krankheiten, Proſtitution, Kriminalität, Arbeitsſcheu, 
fozialer: Deklaſſierung und ſtaatsloſer Geſinnung 
andererſeits, ſind durch tauſend Beobachtungen, zum 
Teil durch beweiskräftige Unterſuchungen erwieſen?. 

Eine beſondere Würdigung verdiente der letzterwähnte Punkt, 
der Einfluß der unfreiwilligen Muße auf die revolutionäre Stimmung 
des Proletariates. Auch in den politiſchen Kriſen des jüngſten 
| Deutſchland würden ſolche Einwirkungen nachzuweiſen ſein. Arbeit⸗ 
ſamkeit und Ausdauer, Ordnungsliebe, Sparſamkeit, Vorausſicht 


und ſoziale Einfügung werden zerſtört, wenn „Feſtigkeit und ruhige 


Dauer, die erſten Segnungen des Menſchen“ (Fr. W. Förſter) fehlen. 
Das große Ganze ſelbſt wird „Feſtigkeit und ruhige Dauer“ nur 
gewinnen können, wenn endlich — nach Bismarcks Wunſch — die 
Beſchäftigung des Handarbeiters (wie des Angeſtellten) „ſtabiliert“ 
wird. So iſt heute mehr denn je der Kampf gegen die Arbeits⸗ 
loſigkeit zu einer Sache von nationalem Belang geworden. 


| 1 Vgl. Kumpmann, Die Reichsarbeitsloſenverſicherung. Tübingen 1918, 
S. 35 ff.; die „normale“ Arbeitsloſigkeit beträgt 2—3%% der Arbeiterſchaft. 
Dieſe im Verlauf der Ausführungen nur mit dem Namen des Verfaſſers an⸗ 
„geführte Schrift erſcheint demnächſt in zweiter, veränderter Auflage. 

2 Über die Literatur vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 37; außerdem Löwe⸗ N 

Arbeitsloſigkeit und Kriminalität. e 1914. | 
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Dieſer Kampf kann und muß von vielen Seiten gleichgetig ge⸗ 
führt werden. Alle Maßnahmen laſſen ſich in drei 
große Gruppen zuſammenfaſſen: Arbeits beſchaf⸗ 
fung, . und R 
rung. | 


II. Die — 


Wenn ein verſtändiger Politiker ſich einem Zuſtande bedenk⸗ 
lichen Arbeitsmangels gegenüberſieht, dann wird er wie der Arzt 
zuerſt die Urſachen des Leidens zu beſeitigen, nicht deſſen Symptome 
zu unterdrücken trachten; das heißt: er wird nicht gleich den Arbeits⸗ 
loſen unterſtützen, ſondern ihm möglichſt Arbeit zuweiſen. Das iſt 
wirkſamer, würdiger und wirtſchaftlich richtiger. | 

Bei dieſer Arbeitsbeſchaffung kommen zuerſt in en die 
ſogenannten Notſtandsarbeiten. 


1. Notſtandsarbeiten 


Über Notſtandsarbeiten waren ſchon ſeit dem Kriſenjahr 1908/09 
eigentlich alle Sachverſtändigen einer Meinung: einig in ihrer 
vollkommenen Berurteilung!. Es handelt ſich hier um Arbeiten, 
die für vorübergehend Arbeitsloſe in Zeiten großer Arbeitsloſigkeit 
beſonders bereitgeſtellt, gleichſam künſtlich konſtruiert werden. Um 
unbeſchäftigte Leute jeden Alters und Gewerbes mit und ohne Vor⸗ 
bildung beſchäftigen zu können, kommen nur niedrige und ſchlecht 
entlohnte Arbeiten in Betracht. Namentlich in England hat man 
mit Notſtandsarbeiten reichlich experimentiert und ſehr ungünſtige 
Erfahrungen geſammelt. Das Urteil der engliſchen Sozialpolitiker 
kann man etwa in zwei Sätze zuſammenfaſſen?; es erleiden näm⸗ 
lich erſtens die ſo vorgehenden Körperſchaften derartigen Schaden, 
„daß es der Geſellſchaft nicht teurer käme, die Arbeitsloſen bei 
gleichen Löhnen den ganzen Tag auf und ab marſchieren zu laſſen“; 
es leiden zweitens nicht minder alle beſſeren Arbeiter: „Notſtands⸗ | 
arbeiten, gleichviel in welcher Geſtalt, bedeuten, ohne daß fie das 
Mindeſte zur Verhütung der Arbeitsloſigkeit beitragen, nicht nur 
Förderung des beſonders böſen Syſtems der Gelegenheitsarbeit, 
ſondern führen auch unmittelbar zur Verlumpung des Arbeiters.“ 


1 Meyer, Die Notſtandsarbeiten und ihre Probleme. Jena 1914. 
2 The Minority Report of the Poor Law Commission (Part II), 1909. 
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Wenn 0d die Praktiker in ſchlechten Zeiten Immer wieder 
auf Notſtandsarbeiten zurückgreifen, ſo liegt das darin begründet, 
daß die Arbeitsloſenpolitik bisher noch ſo unzulänglich, organiſa⸗ 
toriſch ſo rückſtändig war. Deshalb nimmt man in der „Not“ 
immer wieder zu dieſem ſchlechten, aber einfachen, leicht ver— 
fügbaren Aushilfsmittel feine Zuflucht. So auch im Spätherbſt 
‚und Winter 1914, jo noch vor allem Ende 1918 und Anfang 1919. 
Die Einzelſtaaten und faſt alle Gemeinden ſtellten Arbeiten ver⸗ 
ſchiedenſter Art bereit: Forſtarbeiten, Bau⸗ und Ausbeſſerung von 
Wegen, Straßen und Brücken, Be⸗ und Entwäſſerungen, Anlage 
von Spielplätzen, Gärten und Parks, Straßen⸗ und Untergrund— 
bahnen, Anfertigung von Möbeln und „Schnellbauten“, Verwertung 
von Altmaterialien uſw. Zuſammenfaſſende Angaben darüber find 
nicht vorhanden. In einer Stadt wie Düſſeldorf wurden bereits 
im Dezember 1918 bei Tiefbauamt, Fuhrpark, Friedhofs⸗ uud 
Gartenverwaltung etwa 1500 Arbeitsloſe, weiterhin dauernd etwa 
1000 Arbeitsloſe beſchäftigt. „Dieſe Notſtandsarbeiten auszuführen, 
war nur möglich, weil ſich Reich und Staat an den erheblichen 


Koſten beteiligten. Die Geſamtkoſten betrugen 11052000 Mk., 


mehr als dreimal ſo viel denn in Friedenszeiten. Von dieſen Mehr⸗ 
koſten bezahlte der Staat 3 300 000 Mk. und das Reich 2 119 000 ME. 
als Überteuerungszuſchüſſe. Der Reſt wird von der Stadt Düſſel⸗ 
dorf bezahlt !.“ 

Doch beſtätigen auch jetzt wieder zahlreiche Urteile, daß im 
Rahmen einer zukünftigen großzügigen Arbeitsloſenpolitik für Not⸗ 
ſtandsarbeiten nur in beſtimmten Ausnahmefällen Raum iſt, nämlich 
1. ſoweit ungelernte Arbeiter in Betracht kommen; 
2. für die Erwerbsbeſchränkten, die halben Kräfte, die heute 
nach dem ſchrecklichſten aller Kriege Yo zahlreich find — und zwar 
für dieſe zweite Gruppe auch unabhängig von der Arbeitslosigkeit, 

in normalen Konjunkturen'. | 


2 Arbeits verſchiebung 


Mit der gleichen Einmütigkeit, mit der grundfätzlich die Not⸗ 
ſtandsarbeiten verworfen werden, billigt man, ja rühmt man feit 
langem eine verwandte Form der Arbeitsbeſchaffung: die „Arbeits⸗ 


1 Düſſeldorfer Denkſchrift, S. 4. zZ 
2 Schröder, Begriff und heutige Verſorgung der Grwerböbefihräntten a 
(Zeitſchrift für das Armenweſen, XVIII. Jahrg. „1917, Heft 4—6). 0 N 
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verſchiebung“. Wie die gewählte Bezeichnung ſchon beſagen ſoll, ift 
da nicht die Abſicht, die vorhandene Arbeitsmenge künſtlich zu ver⸗ 


mehren, ſondern ſie zeitlich ſo zu verteilen, daß möglichſt alle nicht | 


an beſtimmte Termine gebundene Arbeiten auf die ſchlechten Zeiten 
verlegt, „verſchoben“ werden. Der ungemeine Vorzug gegenüber 
den typiſchen Notſtandsarbeiten liegt darin, daß ſie Gelegenheit auch 
zur Beſchäftigung von angelernten und gelernten Arbeitern aller 
Art bietet, während ſonſt nur ungelernte ſachgemäß beſchäftigt, 
die gehobenen Arbeiterſchichten durch die Teilnahme menſchlich und 


beruflich degradiert werden. So ſingt man denn ſeit langem das 


® 


Lob der Arbeitsverſchiebung in den höchſten Tönen. Manche er⸗ 


warten von ihr geradezu die Löſung des ganzen Problems — ſo 
J. Wolf, ſo auch führende engliſche Sozialpolitiker, wie S, und 
B. Webb —, Parlamentsbeſchlüſſe und Miniſterialverordnungen 


haben ſie häufig empfohlen. Praktiſch aber iſt ſie bis zum Krieg 
kaum von irgendwelcher Bedeutung geweſen. Erſt in den letzten 


Jahren erzwang die Not der Zeit vielerlei Verſuche auch mit dieſem 
Hilfsmittel. In geringem Maße wurden im November und Dezember 


1914, in beträchtlichem in den Monaten nach Kriegsende ſolche 


Arbeiten vergeben. Freilich planlos und oft unüberlegt, wie denn 
der völlige Mangel an Einheitlichkeit und klarer Überſicht bisher 
als ein weſentliches Kennzeichen der gut gemeinten, energiſch an⸗ 
gefaßten und in manchen Stücken wertvollen Arbeitsloſenpolitik be⸗ 


zeichnet werden muß. Wünſchenswert wäre es, wenn die zahlloſen | 


Verſuche einmal zuſammengeſtellt, geſchildert und kritiſch geprüft 


würden. Zeigen würde ſich dabei, daß ſeit November 1918 ein 
größerer Zug in dieſe Beſtrebungen kam. Vom Reiche aus wurden 
bei den Generalkommandos Arbeitsbeſchaffungsſtellen begründet, die 


engſtens mit den Zentralauskunftsſtellen zuſammenarbeiten ſollten 


und auch wirklich nicht Unbeträchtliches geleiſtet haben. Im Früh⸗ 
jahr 1919 wurden auch von den Ländern und Gemeinden Bau⸗ 


aufträge im Werte von Milliarden vergeben, wobei aber der Mate⸗ 
rialmangel ſich ‚Kart ‚erjchwerend geltend machte. Ende 1919 ift 
das preußijche Miniſterium der öffentlichen Arbeiten mit Unter⸗ 
nehmungen im Werte von vier Milliarden Mark hervorgetreten: 
„Für die Eiſenbahnverwaltung iſt an Fahrzeugen und zofpmahuen 


ı Näheres vgl. n a. a. O. S. 65. Einen intereſſanten 
Katalog der in Frage kommenden Arbeiten bringt ein Aufſatz: „Der gewerk⸗ 


ſchaftliche Wiederaufbau nach dem Kriege, 10. Die Arbeitsloſenfürſorge (Corre⸗ 


ſßwondenzblatt der Gewerkſchaften Deutſchlands, 28. Jahrg. 1918, Nr. 23). 
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neben dem laufenden Bauauftrag dieſes Jahres der volle Bedarf 
für 1919, insgeſamt für 1¼ Milliarden Mark, an ſonſtigem Mate⸗ 
rial für Ye Milliarde Mark und für Bauarbeiten für 1 Milliarden 
Mark in Beſtellung gegeben worden. Für Bauarbeiten auf dem 
Gebiet der Waſſerbauverwaltung ſind über 300 Millionen Mark, 
für den ſofortigen Bau des Mittellandkanals auf der Strecke von 
Hannover nach Peine weitere 300 Millionen Mark ausgeworfen 
worden. Dieſe Bauarbeiten verteilen ſich auf drei Jahre, ſo daß 
jahrlic etwa 200 Millionen Mark in Frage kommen.“ 


3. Arbeiterverſchiebung 


Zur Arbeitsbeſ chaffung gehört weiter neben der Arbeitsverſ Ka . 


die gleichfalls erſt neuerdings planmäßig geübte „Arbeiterverſchiebung“ 
zu Zwecken der Arbeitsloſenpolitik. Gemeint wäre damit nicht die 


zeitliche Verſchiebung der Aufträge, ſondern die räumliche 


und gewerbliche Verſchiebung der Arbeitſuchenden. 
Es kann vorkommen, daß gleichzeitig eine Induſtrie und ein 
beſtimmter Bezirk unter Arbeitsmangel, andere Induſtrien und Bezirke 


unter Arbeitsloſigkeit zu leiden haben. Unter ſolchen Umſtänden iſt 
ein Ausgleich von Angebot und Nachfrage dringend geboten, am 


meiſten in Zeiten einer Maſſenarbeitsloſigkeit. Sie wird möglich durch 
eine Umgruppierung der Arbeitskräfte. | 

Im neuen Deutſchland iſt von größerem praltiſchen Galan 
bisher nur die Überführung von Induſtriearbeitern in den Bergbau 
und in die Landwirtſchaft geworden — Beides auch wirtſchaftlich 
höchſt bedeutſame Aufgaben. Der Anſtoß ging hier vom Demobil⸗ 


machungsamt des Reiches aus, das ſeit November 1918 zahlreiche 


Anregungen in dieſem Sinne gab. Beſonders die Großſtädte Nord⸗ 
weſtdeutſchlands haben es da nicht an Beharrlichkeit und Eifer 
fehlen laſſen, ohne jedoch allzuviel zu erreichen. Den vielen Mühen 
war in den meiſten Fällen gar kein Erfolg oder ein nur gering⸗ 
fügiger beſchienen. Kommiſſionen wurden in die Bergbaureviere 
geſandt, um die Verhältniſſe zu ſtudieren und die Arbeitsloſen, die 
oft durch Vertreter an dieſen Reiſen beteiligt waren, dafür zu ge⸗ 
winnen. Meiſt aber war auf deren Seite die Neigung gering; dann 


fehlte es an Wohnungsgelegenheit. Die Arbeitgeber ihrerſeits 


wünſchten nur gelernte Hauer, überhaupt Untertagearbeiter, hatten 


auch ſonſt mancherlei gegen die Zuziehenden einzuwenden: fie feien 


faul, widerwillig, unzufrieden, „ſpartakiſtiſch“ infiziert. Für die 


Landwirtſchaft warb man die Arbeitsloſen auf andere Art an. Aus 
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den öſtlichen Bedarfsgebieten ließ man erfahrene Perſönlichkeiten, 
Beamte der Zentralauskunftsſtellen, in die weſtlichen Überſchußgebiete 
kommen, die dann die Arbeitsloſen mit Eigenart und Vorteilen der 
ländlichen Lebens- und Arbeitsweiſe bekannt zu machen ſuchten, zu⸗ 

gleich aber auch die ſchwierige Aufgabe hatten, die geeigneten Leute 
ſelbſt auszuſuchen. Manche dieſer Beſtrebungen blieben nicht ohne 

günſtige Ergebniſſe — wie zum Beiſpiel das Hamburger und das 
Magdeburger Arbeitsamt Tauſende von Arbeitern aufs Land (nach 


Brandenburg und Sachſen⸗Anhalt) verſchicken konnte. Dauererfolge | 


jedoch wurden nur dort erzielt, wo man die Leute mit ungemeiner 
Vorſicht auswählte — es kommen vorwiegend junge, ledige Arbeiter 
in Betracht —, für ordentliche Unterkunft, Verpflegung und Ent⸗ 
lohnung ſorgte und weiterhin mit ihnen in Fühlung blieb. f 
Im ganzen darf man den hohen Wert einer mit Umſicht 
und genügenden Mitteln betriebenen „Verſchiebungs politik“ 
nicht verkennen. Sie kann Großes leiſten; ja theoretiſch iſt ſie die 
ideale Kampfesweiſe gegen Arbeitsloſigkeit und Arbeitsloſenelend. In 
einer Zeit gewaltiger Umgeſtaltungen in Produktion und Konſumtion, 
wie ſie Deutſchland jetzt durchmacht und künftig noch durchmachen 
wird, wird man ſich auf die automatiſche Regulierung von Vorrat 
und Bedarf keineswegs verlaſſen dürfen, ſondern die notwendigen 
Verſchiebungen — der Arbeit und der Arbeiter — ſo ſchnell und 
reibungslos wie möglich durchzuführen ſuchen. Aufgaben von 
großer Tragweite ergeben ſich da, die über die Sozial: 
politik in die allgemeine Wirtſchaftspolitik hinüber⸗ 
weiſen. Inſtanzen müſſen geſchaffen werden, die imſtande ſind, 
das Auf und Ab der Konjunkturen zu beobachten, auf Grund der 
wirtſchaftlichen Indizien Depreſſionen und Kriſen vorauszuſehen, 


die allgemeinen Entwicklungstendenzen des Wirtſchaftslebens zu er⸗ | 
kennen. Dieſe Inſtanzen hätten die Arbeitsverjhiebungen 


vorzubereiten. Meiſt wird es dazu langwieriger, oft jahrelanger 
Vorarbeiten bedürfen; improviſieren laſſen ſie ſich nicht. Sie hätten 
auch die Schwierigkeiten hinwegzuräumen, die einer umfaſſenderen 
Verſchiebung der Arbeiter im Wege ſtehen. Namentlich bei 

der inneren Koloniſation, wie ſie jetzt von Reich und Ländern 
in Ausſicht genommen iſt, hätten ſie mitzuwirken. Daß dieſe 
Inſtanzen innig verbunden ſein müßten mit dem Arbeitsnachweis⸗ 
weſen, verſteht ſich wohl von ſelbſt. Am beſten würden ſie den 
Arbeitsnachweiſen innerhalb der Arbeitsämter als beſondere Ab⸗ 
teilungen angegliedert. Schon der internationale Genter Kongreß 
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vom September 1913 hatte ſich in ähnlichem Sinne ausgeſprochen. 
Zu denken hätte man ſich den organiſatoriſchen Aufbau in dreifacher 
Staffelung: Zentralamt, unter dem 5 ſtehend, 
Provinzialarbeitsbeſchaffungsämter, Lokalſtellen!. ı 


4. Arbeitsftredung 

Die Arbeitsbeſchaffung ift endlich noch in zwei weiteren Formen 
denkbar, die aber unter normalen Verhältniſſen weniger in Betracht 
kommen: als Arbeitsſtreckung und als Beſchäftigungszwang. — 
Beides anomale Mittel für ganz anomale Zeiten, die auf die Dauer 
die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit allzuſehr einſchränken würden. 

Über die Streckung des vorhandenen Arbeitsquantums iſt heute 
nicht mehr viel zu ſagen. Während des Krieges war ſie wichtiger; 
ähnlich wie man die Mehlvorräte zu „ſtrecken“ ſuchte, wurde die 
Arbeit der gefährdeten und lahmgelegten Induſtrien durch zahlreiche 
Vorſchriften „in die Länge gezogen“, ſo daß ſie möglichſt vielen 
Händen Beſchäftigung und möglichſt vielen Mündern Brot gab. 
Beſonders in der Textilinduſtrie, den Bekleidungsinduſtrien, der 
Tabakinduſtrie half man ſich zunächſt mit dieſem Mittel?. Über⸗ 
ſtunden wurden verboten, der Arbeitstag verkürzt, Halbtagsſchichten 
und arbeitsfreie Tage eingelegt, die Arbeit der Jugendlichen und 
der Frauen beſchränkt. Seit 1917 wurden die meiſten dieſer Maß⸗ 
nahmen wieder aufgehoben, um aber in der neuen Arbeitsnot nach 
dem Kriege wieder aufzuleben. Das Demobilmachungsamt wie die 
Demobilmachungsausſchüſſe in den Gemeinden wirkten überall in 


dieſem Sinne. Auch rechtlich iſt eine Streckung der Arbeit vor⸗ 


BODEN, wenn dadurch Entlaſſungen vermieden werden könnens. 


5. Beſchäftigungszwang 
Im Zuſammenhang damit ſtehen die außerordentlich vielſeitigen 
Vorſchriften über den Beſchäftigungszwang“, die im einzelnen wieder 
in zwei Gruppen von Beſtimmungen zerfallen: ſie bezwecken 
1 Ahnlich Grunow, Arbeitsbeſchaffung (Der Arbeitsnachweis in Deutſch⸗ 


land, Jahrg. 7, 1909, Nr. 9). Auch der Reichsarbeitsminiſter Schlicke hat ſich 
in der Nationalverſammlung (18. Oktober 1919) für Karies eines Zentral⸗ 


amtes ausgeſprochen. 
2 Vgl. Morgenſtern, rbeisloſenverſcherung und deutsche leer 


fürſorge. Leipzig 1919, S. 36 ff. 
3 Näheres ſiehe unten S. 145. 


4 Vgl. Lehfeldt: Die Freimachung der Arbeitaſtelen während der ge 


der A Demobilmachung. Berlin 1919. 
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erſtens die Einſtellung der eines beſonderen Schutzes würdigen 
und bedürftigen Elemente, der ehemaligen Kriegsteil⸗ 
nehmer, zweitens die Freimachung von Arbeitsstellen 
zu ihren Gunſten. 

Was den Einſtellungszwang 10 ſo hat man ihn be⸗ 
reits ſeit Jahren, ſchon ſeit 1916, als Mittel der Kriegsbeſchädigten⸗ 
fürſorge beſprochen. Im Mai 1918 fanden auch im Reichstag Er⸗ 
örterungen darüber ſtatt. Eine geſetzliche Regelung erfolgte aber | 
erſt, als die maſſenhaften Entlaſſungen aus dem Heeresdienſt durch⸗ 
greifende Maßnahmen unbedingt erforderlich machten. Und zwar 
geſchah das durch die kühnen und großzügigen Verordnungen des 
Reichsamtes für die wirtſchaftliche Demobilmachung vom 4. und 
24. Januar 1919, von denen die eine „Einſtellung, Entlaſſung und 
Entlohnung der Arbeiter“, die andere in ähnlicher Weiſe „Einſtellung, 
Entlaſſung und Entlohnung der Angeſtellten“ normierte. Dieſe beiden 
Verordnungen wurden dann erſetzt durch eine neue vom 3. Sep⸗ 
tember 1919, die erbebliche Erweiterungen brachte und ihrerſeits in 
vielen Punkten abgeändert worden iſt durch die Verordnung vom 
12. Februar 1920.1. 

Dieſe recht eingehenden Beſtimmungen befagen im großen, daß, 
vorbehaltlich mancher Ausnahmen, „Betriebsunternehmer . 
inhaber einſchließlich der Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 
verpflichtet ſind, diejenigen Kriegsteilnehmer und reichsdeutſchen 
Zivilinternierten wieder einzuſtellen, welche am 1. Auguſt 1914 als 
Arbeitnehmer in ihrem Betrieb oder Bureau beſchäftigt waren 
(§ 2). Darüber hinaus find die „Demobilmachungsausſchüſſe be⸗ 


fugt, Unternehmer ſolcher Betriebe und. Inhaber ſolcher Bureaug,: 


die in der Regel mindeſtens 20 Arbeiter bder 10 Angeſtellte be⸗ 
ſchäftigen oder die erſt ſeit dem 1. Auguſt 1914 entſtanden oder 


weſentlich vergrößert worden -find, zur Einſtellung einer beſtimmten 


Mindeſtzahl von Kriegsteilnehmern oder reichsdeutſchen Zivilinter⸗ 
nierten zu verpflichten ...“ (8 16). Außerdem dürfen „Entlaſſungen 
aus Anlaß von Wiedereinſtellungen oder zur Verminderung der 
Arbeitnehmerzahl nur vorgenommen werden, wenn dem Arbeitgeber 
nach den Verhältniſſen des Betriebs keine Vermehrung der Arbeits⸗ 
gelegenheit durch Verkürzung der Arbeitszeit e der Arbeit) 
zugemutet werden kann ...“ (8 12). 

Im einzelnen liegt die Durchführung in 2 nn der De⸗ 


1 KG Bl. S. 218. 8 ee N 
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mobilmachungsausſchüſſe, wie fie in allen Stadt: nnd Landkreiſen 
nach der Bundesratsverordnung vom 7. November 1918 begründet 
worden ſind. Dieſe Ausſchüſſe entwickeln je nach dem eine größere 
oder geringere Aktivität. In verſchiedenen Bezirken waren die ge⸗ 
nannten Rahmenvorſchriften wirkungslos, anderwärts von ſehr 
großem Nutzen. In Düſſeldorf zum Beiſpiel werden die Betriebe 
mit muſterhafter Sorgfalt vom Demobilmachungsausſchuß und den 
Gewerbeaufſichtsbeamten unterſucht, ob alles geſchehen iſt, um mög⸗ 
lichſt viele Arbeiter unterzubringen und Arbeitseinſtellungen zu ver⸗ 
hindern. Berufsmäßige Ermittler prüfen die Verhältniſſe, verhandeln 
mit den Arbeitgebern und den Ausſchüſſen der Arbeitnehmer uſw. “. 
Gebührender Weiſe wird bei allen dieſen Vorſchriften über Ein⸗ 


ſtellung, Entlaſſung uſw. beſondere Rückſicht genommen auf Kriegs⸗ 


beſchädigte und Kriegshinterbliebene. Für die Beſchäftigung von 
Schwerbeſchädigten, die natürlich auch am ſchwerſten unterzubringen 
ſind, iſt maßgebend geworden die Reichsverordnung vom 9. Januar 
1919, nach der alle öffentlichen wie privaten Betriebe und Ver⸗ 
waltungen verpflichtet ſind, auf je 100 Arbeitnehmer mindeſtens 
einen Schwerbeſchädigten oder Schwerunfallverletzten zu beſchäftigen; 
landwirtſchaftliche Betriebe auf je 50 Arbeitnehmer. Durch die 
Verordnung vom 24. September 1919 wurden die Grundzahlen 
noch weiter herabgeſetzt, und zwar einheitlich auf 25—50 Arbeit⸗ 
nehmer. 

Der ſo normierte Einſtellungszwang wird auf der anderen Seite 


ergänzt durch Freimachungsbefugniſſe, die den Demobil- 


machungsausſchüſſen verliehen worden ſind. Die Entlaſſung von 
Arbeitern, die nicht beſonders geſchützt zu werden brauchen, in einer 
nach ſozialen Geſichtspunkten beſtimmten Folge, iſt zum Teil ſchon 
in den eben erwähnten Verordnungen vorgeſehen. Die Grundlage 
jedoch bot die Rahmenverordnung vom 28. März 1919, die durch 
Abänderungsvorſchriften des Reichsarbeitsminiſters vom 1. Dezember 


1919 vervollkommnet worden iſt?. Danach können die „Arbeits 


geber im Rahmen dieſer Verordnung zur Freimachung von Arbeits⸗ 
ſtellen angehalten werden, wenn ſich dieſe Maßnahme zur Bekämpfung 
einer erheblichen Arbeitsloſigkeit als erforderlich erweiſt“ (§ 1). 
Erfaßt werden in der Hauptſache drei Gruppen von Arbeitern: 

1. die nicht auf Erwerb Angewieſenen; 2. die Berufsfremden (die 
1 Die Düſſeldorfer Denkſchrift S. 6f. bringt Näheres über die techniſche 


Durchführung. 
2 RGBl. S. 1936. | 
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ihren Beruf gewechſelt haben); die Ortsfremden (die von auswärts 
ſtammenden Arbeiter). 

Dieſe knappen Andeutungen gestatten 1 einen Uberblick über 
das Syſtem der Arbeitsbeſchaffung im Lichte der neueſten Tatſachen; 
ſie ermöglichen natürlich keineswegs ein abſchließendes Urteil. Immer⸗ 
hin darf man als die gemeinſame Überzeugung aller Praktiker be⸗ 


zeichnen, daß auch dann, wenn die Beſchaffung der Arbeit nach allen 


Richtungen planvoll organiſiert iſt, noch eine große, Abhilfe erfor⸗ 
dernde Arbeitsloſigkeit möglicht bleibt und häufig eintreten wird. 
Am ungünſtigſten lautet mit Recht das Urteil über 
die jetzt modernen Methoden des Beſchäftigungs⸗ 
zwanges. Durch ſolche mechaniſche Mittel, Gebote und Verbote, 
läßt ſich vorübergehend, aber nicht auf die Dauer etwas erreichen. 
Schon die an ſich ſehr wünſchenswerte Arbeitsſtreckung ſollte nur 
auf eigenen Entſchluß der Unternehmer oder auf Verbandszwang, 
nicht auf Geſetzeszwang beruhen. Einſtellung und Entlaſſung der 
Arbeiter konnten, ja mußten in der Übergangszeit geſetzlich 
reglementiert werden; grundſätzlich find dieſe Eingriffe noch weit bes . 
denklicher als die zwangsweiſe verfügte Arbeitsſtreckung . Es dürfte 

jetzt an der Zeit ſein, dieſe einſchneidenden Beſtimmungen — ſo⸗ 
weit nicht Schwerkriegsbeſchädigte in Betracht kom⸗ 


men — allmählich zu mildern. Solche Milderungen find vielfach 


S. 43 ff. 


ſchon vorgenommen worden, um übergroße Härten abzuſchleifen. 
Schließlich wird ein völliger Abbau dieſes Zwangsſyſtems kommen 
müſſen. 


III. Die Arbeitsvermittlung 


Das erſte in der Arbeitsloſenpolitik iſt immer die Arbeits⸗ 
beſchaffung. Man ſollte erſt „den Stromlauf regulieren, ſtatt koſts 
ſpielige Dämme zu unterhalten, die gegenüber den entfeſſelten Fluten 
doch verſagen“ (Förſter). Wer dem Arbeitsloſenproblem weite 
Horizonte geben will, der muß die ganze Wirtſchaftspolitik unter 
dem Geſichtspunkt der Arbeitsbeſchaffung betrachten. he, 

Das zweite iſt die Frage der Arbeitsvermittlung. Um die 
Organiſation des Arbeitsnachweisweſens wurde in Deutſchland in 
den letzten Jahren vor dem Kriege aufs lebhafteſte geitritten?. Das 

1 Eine eindrucksvolle Kritik gibt Horion, Der geſetzliche Zwang zur 
Einſtellung Kriegsbeſchädigter (Soziale Praxis, XXVIII. Jahrg., 1918, Nr. 9 u. 10). 
2 über die ältere e und Literatur ee Kumpmann a. a. O. 
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Bild der Tatſachen zeigte hier das größte Durcheinander, das völlige 
Fehlen der ſo dringend gebotenen organiſatoriſchen Einheitlichkeit. 
Es ſtanden nebeneinander als faſt gleich wichtig und miteinander 
heftig, oft erbittert um den Vorrang kämpfend: 1. die öffentlichen 
Arbeitsnachweiſe, d. h. die von Gemeinden oder Vereinen begründeten 
und unterhaltenen, 2. die Arbeitgeberarbeitsnachweiſe, bei denen 
alfo Gründung und Leitung ausging von der einen Seite des 
Arbeitsvertrages. 

Daneben gab es mit ee Bedeutung di Nachweiſe der 
Gewerkſchaften, dann einige „paritätiſche Facharbeitsnachweiſe“, die 
gemeinſam von den Arbeitgeber⸗ und den Arbeitnehmerverbänden 
verwaltet wurden, und weiter die „gemeinnützigen“ Nachweiſe, die 
verbunden waren mit Landwirtſchaftskammern, Handwerkskammern, 
Wanderarbeitsſtätten, Herbergen zur Heimat, Wobltätigkeitsvereinen, 
Gewerbeſchulen uſw. Im Kriege kamen noch hinzu die Truppen⸗ 
arbeitsnachweiſe in verſchiedenen Korpsbezirken. Ferner gab es 
die ſeit dem Geſetz von 1910 allerdings ſehr eingeſchränkte gewerbs⸗ 
mäßige Stellenvermittlung. Sodann als ſehr nennenswerten Faktor 
auf dieſem Gebiet das Zeitungsinſerat. Endlich die primitive, aber 
längſt nicht ganz verſchwundene Umſchau, bei der die Arbeiter ſich 
perſönlich an den Pforten der Fabriken nach Arbeit erkundigen. 

Di.ieſes grobe, quantitativ und qualitativ gleich unbefriedigende 
„Syſtem“ trachtete man ſeit langem ſchon zu überwinden. Manche 

guten Vorſchläge wurden beſprochen; aber praktiſch kam man kaum 
vom Fleck. Über viele Punkte hatte man ſich fo ziemlich geeinigt; 
nur wurden ſie nicht ausgeführt. Allerdings lagen die Dinge in 
den einzelnen Landesteilen ſehr verſchieden. Im Süden Deutſch— 
lands war die Zerſplitterung weit weniger ſchlimm; hier überwogen 
die kommunalen Arbeitsweiſe durchaus. Im Norden gab es vor: 
wiegend die Arbeitsnachweiſe der Arbeitgeberverbände und neben 
ihnen die Nachweiſe, die von Vereinen unterhalten wurden; dieſe 
letzteren wurden ihrerſeits oft ſtark von den Gemeinden ſubventio⸗ 
niert, waren aber wegen ihrer mangelhaften rechtlichen und finan⸗ 
ziellen Grundlagen meiſt nicht ſehr leiſtungsfähig. 

Im Weltkrieg und nachher hat nun gerade das Arbeitsnachweis⸗ 
| weſen die entſcheidenden Fortſchritte gemacht 1. Die außerordentlich 


— 


4 über die neuere Entwicklung unterrichtet zuſammenfaſſend das Handbuch 
von Wölbling, Der Arbeitsnachweis, Berlin 1918, und die vortrefflich e 
Zeitſchrift: Der Arbeitsnachweis in Deutſchland. 
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große Bedeutung einer gut funktionierenden Arbeitsvermittlung 
drängte ſich angeſichts der Tatſachen jedermann auf. Das Muſter 


der engliſchen „employment exchanges“, das ſeit 1909 ſtark an: 


regend gewirkt hatte, wurde nachgeahmt und faſt ſchon erreicht. 
Nach vier Richtungen vollzog ſich eine ſehr bemerkenswerte Ent⸗ 
wicklung, die jetzt nur noch des Abſchluſſes bedarf. Die herr⸗ 
ſchenden Tendenzen waren die des Ausbaues, der 
Zentraliſierung, der Monopoliſierung und der In⸗ 
dividualiſierung des deutſchen Arbeitsnachweisweſens. 


1. Aus bau und Zentraliſierung 
Von den eben genannten jüngſten Tendenzen der Geſtaltung 
des Arbeitsmarktes gehören die beiden erſten zuſammen und ſtellen 
etwas Einheitliches dar. Das Ziel muß ſein, das ganze 
deutſche Wirtſchaftsgebiet mit einem engmaſchigen Netz 
von Arbeitsnachweiſen zu überziehen, die in einem 
inneren Zuſammenhang ſtehen. Es iſt ein einfach ſelbſt⸗ 


verſtändliches Gebot ſozialer Verantwortlichkeit wie wirtſchaftlicher | 


Zweckmäßigkeit, Organiſationen zu ſchaffen, die alle Stellengeſuche 
wie Stellenangebote zuſammenführen, die jeden Arbeiter an die für 
ihn geeignetſte Stelle bringen. Es iſt bedauerlich und verwunderlich 
genug, daß dieſes Ziel noch immer nicht voll erreicht iſt, wenngleich 
im letzten Jahrfünft ſchon viele, früher faſt unüberwindlich er⸗ 
ſcheinende Rückſichtnahmen und Bedenklichkeiten überwunden werden | 
konnten. 

Geſchichtlich betrachtet, zeigt der Entwicklungsprozeß der lezten 
Jahre kein gradliniges Fortſchreiten, keinen Aufbau von unten nach 
oben, nicht erſt eine Ausbreitung, dann eine Zuſammenfaſſung, 
ſondern beides: Differenzierung und Integration gehen gleichſam 
nebeneinander her. Mancherlei Zufälligkeiten geſtatteten eine logiſch 
„richtige“ Ausbildung des Nachweisweſens nicht. Die wichtigſten 
Etappen dieſes Werdeganges ſind die folgenden: | ö 

Zunächſt ergab fih im Spätſommer 1914 für das Reich der 
Wunſch, gegen die gefährliche Arbeitsloſigkeit etwas zu tun und zu⸗ 
gleich ein Organ zu ſchaffen, daß die geſamte Arbeitsvermittlung 
der Kriegspolitik dienſtbar machte. So wurde Anfang Auguſt 1914 
im Reichsamt des Innern die Reichszentrale der Arbeitsnach— 
weiſe begründet“, die gedacht war als Spitze aller Arbeitsnachweis⸗ 


1 Denkſchrift über wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges | 
(Reichstag, Druckſachen, 1914, Nr. 26, S. 50). \ 
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organiſationen in Deutſchland. Eine Vereinheitlichung aber wurde 
noch in keiner Weiſe erſtrebt. In einem Erlaß vom 6. Auguſt 
an die Regierungspräſidenten hieß es: „Die ſelbſtändige Tätigkeit 
aller dieſer Organiſationen ſoll in vollem Umfang aufrechterhalten, 
jedoch nach gemeinſamen Zielpunkten gelenkt werden.“ Die Reichs⸗ 
zentrale hat im Dienſt der Kriegswirtſchaft Bedeutendes erreicht: 
ſie hat Arbeiter von der Stadt aufs Land geführt, den Abtransport 
der aus den Feſtungsgebieten entfernten Bevölkerung, die Heim⸗ 
führung der italieniſchen Arbeiter, die Verwendung der zurück⸗ 
gebliebenen Ruſſen für die Landwirtſchaft, der Kriegsgefangenen uſw. 
geleitet. Noch wichtiger aber iſt, daß ſich auf dieſem Wege die 
Erkenntnis von Wert und Notwendigkeit der Zentrali⸗ 
ſierung allgemein durchſetzte. Die Zuſammenarbeit mit den 
beſtehenden Arbeitsnachweisſyſtemen aber ließ ſehr viel zu wünſchen 
übrig. Zwar gab es einige Anſätze zu einer zwiſchenörtlichen Vermitt⸗ 
lung. Die Arbeitsnachweiſe mußten zweimal wöchentlich die Überſchüſſe 
von Angebot und Nachfrage — die von ihnen nicht erledigt werden 
konnten — dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt melden, daß ſie ſeit 
dem 14. Auguſt 1914 überſichtlich im „Arbeitsmarktanzeiger“ ver⸗ 
öffentlichte. Es fehlte aber ein weſentlicher Teil des ne 
zwiſchen Zentrale und Arbeitsnachweiſen klaffte eine tiefe Lücke; 
fehlte ferner ein organiſcher Zuſammenhang in dem bunten . 
der Vermittlungsſtellen. 

— Sehr bald wurde ein zweiter Schritt getan, indem man in den 
letzten Monaten des Jahres 1914 und im folgenden Jahr auch eine 
Gemeinſamkeit der Nachweiſe in den einzelnen Gebieten anzubahnen 
ſuchte durch Begründung von „Zentralauskunftsſtellen“, die 
gewiſſermaßen die Brücke ſchlugen zwiſchen Reichszentrale und rt: 
lichen Arbeitsnachweiſen. Dieſe Zentralauskunftsſtellen, die zum Teil 
Orts⸗, zum Teil Bezirkszentralen, meiſt Provinzialzentralen waren !, 
erſtrebten in ihren kleineren Kreiſen einen Ausgleich zwiſchen ſämt⸗ 
lichen nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſen. Durch Vakanzen⸗ 
liſten und vor allen Dingen durch telephoniſche Mitteilung ſuchten 
ſie die unerledigten Überſchüſſe unterzubringen, oft mit glänzendem 
Erfolg. In den letzten Jahren, etwa ſeit 1917, verloren ſie an 
Bedeutung, weil ſich die Gegenſätze der verſchiedenen Arbeits⸗ 


| 1 In Süddeutſchland: Württemberg, Baden, Elſaß⸗Lothringen waren die 
öffentlichen Arbeitsnachweiſe der Hauptſtädte zugleich die Zentralauskunftsſtellen; 
in Bayern wurden keine Zentralauskunftsſtellen errichtet, ihre Aufgaben aber 
von den Hauptarbeitsämtern der acht Regierungsbezirke erfüllt. 
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nachweisarten zu mildern begannen; es fand eine merkliche An⸗ 
näherung und vielfach ein Anſchkuß an die öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſe ſtatt. Dieſe öffentlichen Arbeitsnachweiſe — die heute 
maßgebende Gruppe — ſind zuſammengeſchloſſen im „Verband 
deutſcher Arbeitsnachweiſe“, der in 20 Landesverbände zerfällt, die 

ſich im allgemeinen mit dem Umfang einer Provinz decken. Auch 
ſie befaſſen ſich, neben vielen anderen verwandten Zwecken, mit 
dem zwiſchenörtlichen Ausgleich und ſtanden inſofern mit den 
Zentralauskunftsſtellen in Wettbewerb. Ein e Syſtem 


war noch nicht geſchaffen. a 


Die weiteren Kriegsjahre 1915 bis 1918 ſind ebe durch 
die Vermehrung der öffentlichen Arbeitsnachweiſe, deren Netz bis 
dahin zwar im Süden ziemlich eng geknüpft, in Norddeutſchland 
aber noch recht lückenhaft geblieben war. Die Handhabe dazu bot 
in erſter Linie die Bundesrats verordnung vom 14. Juni 
1916, wo zum erſten Male den Landeszentralbehörden 
die Befugnis verliehen wurde, auch widerſtrebende 
Gemeinden und Gemeindeverbände zur Errichtung 
öffentlicher unparteiiſcher Arbeitsnachweiſe anzu⸗ 
halten. Sie können auch Anordnungen über Errichtung und 
Betrieb ſolcher Arbeitsnachweiſe treffen. Tatſächlich ſind denn auch 
in allen größeren Bundesſtaaten in dieſem Sinne Anordnungen 
erlaſſen worden, mit dem Erfolge, daß jetzt wohl alle Gemeinden 
mit mehr als 10000 Einwohnern öffentliche Arbeitsnachweiſe beſitzen. 
Die, wie erwähnt, vielfach in Norddeutſchland vorhandenen Vereins⸗ 
arbeitsnachweiſe, die zu den öffentlichen zu zählen ſind, wurden zum 
größten Teil in den Gemeindebetrieb übernommen. Die ganze Be⸗ 
wegung kam in immer ſchnelleren Fluß; die Vorherrſchaft der kom⸗ 
munalen Arbeitsnachwriſe befeſtigte ſich immer mehr. 


Seit 1916 waren die Vorbedingungen für einen einheitlichen 


Organismus der Arbeitsvermittlung in Deutſchland reichlich gegeben. 
Aber ſchon ſeit 1915 waren die Erörterungen über die beſte Art 
des Aufbaues in einen ſehr lebhaften Gang gekommen. Die Vor⸗ 
ſchläge, die ſeit Jahr und Tag von Sozialpolitifern gemacht worden 
waren, die dem Verbande deutſcher Arbeitsnachweiſe naheſtanden — 
namentlich von Dominikus und Freund — wurden jetzt wieder auf⸗ 
gegriffen. Beſonders angelegentlich intereſſierten ſich die Gewerk⸗ 
ſchaften für dieſe Frage!. Am 10. Februar 1915 tagten in Berlin 


„1 Vgl. Legien, Die Arbeitsvermittlung nach dem Kriege (Archiv für 
Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, 43. Band, 1916/17, S. 885 ff.). 
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die Vertreter der, verſchiedenen Gewerkſchaftsgruppen und ſtellten 
einige Grundſätze auf, von denen ausgehend eine Kommiſſion ein 
ausführliches Programm entwarf. Dieſe Leitſätze wurden dann auch 
dem Reichstag unterbreitet und von ihm am 20. März nach inter⸗ 
eſſanter Beſprechung mit ſtarker Mehrheit angenommen. Die Regie⸗ 
rung freilich hielt ſich ſehr zurück — ob aus Rückſicht auf die Unter⸗ 
nehmer, wie von gewerkſchaftlicher Seite behauptet wurde, bleibe 
dahingeſtellt. Staatsſekretär Dr. Delbrück war gegen jede geſetzliche 
Regelung der Materie und wünſchte an die alten Einrichtungen ans 
zuknüpfen. Die Verhandlungen riſſen aber nicht mehr ab. Mitte 
April 1916 ſtellten das Bureau für Sozialpolitik und die vier ge⸗ 
werkſchaftlichen Organiſationen und im März 1918 noch einmal die 
freien Gewerkſchaften von ſich aus ihre Forderungen zuſammen !. 
Im ganzen vertrat man ſtets die gleichen Grundgedanken: eine groß— 
zügige Reform auf der Baſis der kommunalen Arbeitsnachweiſe, 
Anſchluß aller anderen Nachweiſe an dieſe, vollſtändig durchgeführte 
Parität der Verwaltung, Aufbau der Arbeitsnachweiſe in drei Stufen: 
örtliche Arbeitsämter, Bezirksarbeitsämter, Reichsarbeitsamt. 
Nachdem im November 1918 die Waffen endlich niedergelegt 
worden waren, wurde die lang angeſtrebte Regelung zu einer beſonders 
dringlichen Sache. Die ſchweren Verſäumniſſe auf dieſem Gebiet 
rächten ſich jetzt bitter. Wieder ſchwoll die induſtrielle Reſervearmee 
bedenklich an. Reichszentrale und Zentralauskunftsſtellen waren nur 
die Kriegszeit beſtimmt geweſen und mußten durch dauernde Organi— 
ſationen erſetzt werden. Zugleich brach ein wilder Wettbewerb der 
größeren Gemeinden los, die ſich ihrer Arbeitsloſen zu entledigen 
ſuchten, indem ſie ſie nach auswärts abſchoben. Um die Zentral⸗ 
auskunftsſtellen kümmerten fie ſich dabei ſehr wenig. Aus ſolchen Er- 
fahrungen heraus wurden nun ſtatt dieſer allmählich die Landesarbeits⸗ 
ämter geſchaffen “, erſt einzelne, dann immer zahlreichere, ein Prozeß, 
der noch nicht zum Abſchluß gelangt iſt. Der naheliegende Gedanke, 
die Zentralauskunftsſtellen einfach durch die Arbeitsnachweisverbände 
zu erſetzen und dieſe zu öffentlichen Korporationen zu machen, wie 
es ſchon eine Eingabe des Verbandes deutſcher Arbeitsnachweiſe an 
das Reichswirtſchaftsamt vom 7. Mai 1918 gewünſcht hatte, wurde 


| 1 Correſpondenzblatt der Gewerkſchaſten Deutſchlands, 28. Jahrg., 1918, 

Nr. 43. 

| 2 So in Württemberg und Sachſen. Die gut durchdachten Arbeitz- 
ordnungen ſind wiedergegeben in „Der Arbeitsnachweis in Deutſchland“ (Jahrg. 6, 

Nr. 3 und 8). 
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nicht verwirklicht — was inſofern verſtändlich iſt, weil das Arbeits⸗ 
nachweisweſen, das mit öffentlichen Rechten weitgehend ausgeſtattet 


werden ſoll, auch den öffentlichen Körperſchaften unterſtellt werden 


muß. Das öffentliche Intereſſe an ihnen iſt von größtem Belang. 


Nun galt es noch, dem Bauwerk die endgültige Spitze in Ge⸗ 


— 


ſtalt eines Reichsarbeitsamtes aufzuſetzen und die geſamte Arbeits⸗ 


vermittlung in einem Reichsarbeitsnachweisgeſetz abſchließend zu 
ordnen. Dieſes Ziel aber, das nach der Revolution auch von der 
Regierung als das ihrige anerkannt worden war, wurde in der 


Folgezeit noch immer nicht erreicht. Als auch im Herbſt 1919 eine 


ſchnelle Verabſchiedung des Reichsgeſetzes nicht zu erwarten war, 
ging Preußen mit einer wichtigen, in den Hauptpunkten ziemlich 
befriedigenden Verordnung vom 12. September 1918 vor, 


die den Grundſätzen entſprach, die ſich im Laufe der Jahre faſt all⸗ 


gemeine Anerkennung errungen hatten !. Es ſollte danach jeder 
Stadt: und Landkreis zur Unterhaltung eines öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſes verpflichtet fein ($ 1). Die Verwaltung erfolgt durch 
einen Verwaltungsausſchuß, der ſich aus dem Vorſitzenden, deſſen 
Stellvertreter und mindeſtens je zwei Vertretern der Arbeitgeber⸗ 
und Arbeitnehmerſchaft zuſammenſetzt ($ 8). „Im Falle des Be⸗ 
dürfniſſes iſt der Arbeitsnachweis fachlich zu gliedern. Die Ver⸗ 
waltung dieſer Fachabteilungen hat durch Fachausſchüſſe zu erfolgen,“ 
die gleichfalls paritätiſch zuſammengeſetzt find ($ 11). Zum Zweck 
des örtlichen Ausgleiches von Angebot und Nachfrage und zur Er⸗ 


ledigung anderer allgemeiner Aufgaben werden Arbeitsnachweisämter 


gebildet, in denen die verſchiedenen nicht gewerbsmäßigen Arbeits⸗ 


nachweiſe der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes zuſammen⸗ 


gefaßt werden. „In der Leitung des Arbeitsnachweisamtes müſſen 
die einzelnen Arbeitsnachweiſe entſprechend ihrer Bedeutung ver⸗ 
treten ſein“ ($ 12 ff.). Zwecks Zuſammenfaſſung der Arbeitsnach⸗ 
weiſe in den größeren Bezirken werden für die verſchiedenen Pro⸗ 


vinzen und für Groß-Berlin Provinzialämter ins Leben gerufen, n 


deren Verwaltung in den Händen der Provinzialverwaltung, i 


Berlin in den Händen der Gemeindeverwaltung liegt: Die Provin⸗ N 


zialverwaltung, in Berlin der Magiſtrat, ſetzt einen Verwaltungs 
ausſchuß ein, „in dem die einzelnen Arten der Arbeitsnachweiſe an⸗ 


1 In Bayern haben die öffentlichen Arbeitsnachweiſe ſeit dem 29. November 


1918 das Monopol; die Arbeitsvermittlung iſt ſtraff einheitlich organiſiert (vgl. 
„Der nz in Deutſchland“, 6. Jahrg., 1919, Nr. 10, S. 93). 2 
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geweſſen vertreten ſein müſſen“ (§S 17ff.). Die Provinzialämter 
haben im allgemeinen nicht ſelbſt die Arbeitsvermittlung zu betreiben; 
ihnen liegt vor allem der Ausbau des Arbeitsnachweisnetzes und 
der zwiſchenörtliche Ausgleich ob (§S 219. 
So trug dieſe Verordnung in der Tat dringenden Bedürfniſſen 
in manchen Beziehungen Rechnung. Indeſſen war fie nicht mehr 
als eine Abſchlagszahlung auf das kommende Reichsgeſetz, ein Torſo, 
der berechtigte Wünſche offen ließ. Die beiden wichtigſten Aus⸗ 
ſtellungen ſind die folgenden: | 
1. Es muß noch klarer und ſchärfer dem kommunalen 
Arbeitsnachweis die führende Stellung auf dem 
Arbeitsmarkte zugewieſen, ja es muß dieſem mit Entſchloſſen— 
heit die Alleinherrſchaft geſichert werden. Zwar werden nun 
überall in Preußen kommunale Arbeitsnachweiſe, wo ſie noch 
fehlen, begründet oder Vereinsnachweiſe kommunaliſiert. Aber 
die Vielheit der Vermittlungsſtellen wird durch dieſe Verord- 
nung nicht beſeitigt, eher verewigt. Eine gewiſſe Einwirkung 
iſt nur durch § 23 möglich. Nach ihm kann der Oberpräſident 
oder der Regierungspräſident durch Polizeiverordnung einem 
einzelnen „zu beſtimmenden Arbeitsnachweis“, der in der Regel 
wohl der kommunale ſein wird, eine Vorzugsſtellung einräumen: 
Zwang zur Anmeldung aller offenen Stellen, der Arbeitsloſig⸗ 
keit, der Stellenbeſetzung an dieſen Arbeitsnachweis, Unter⸗ 
drückung der Arbeitsvermittlung durch Zeitungsanzeigen. 
.Es fehlt noch jede zentrale Vereinigung, in einem 
preußiſchen oder beſſer in einem Reichsarbeitsamt, das im 
großen, von einer höheren Warte aus, das zu leiſten hätte, 
was im kleineren den Provinzialämtern zugewieſen wird. 


Solche und andere Bedenken! ſind in der Offentlichkeit zur 
Geltung gebracht worden. In dem in kürzeſter Friſt zu erwartenden 
Reichsgeſetz müſſen fie Berüdfichtigung finden. Die Errichtung einer 
Reichszentrale für Arbeitsvermittlung hat auch der Reichsarbeits⸗ 
miniſter Schlicke, wie bereits erwähnt, ſchon am 18. Oktober 1919 
in der Nationalverſammlung als eine der notwendigſten Maßnahmen 
der nächſten Zukunft bezeichnet. Noch vor der reichsgeſetzlichen 
Regelung des Nachweisweſens iſt deshalb ſchon innerhalb des Reichs⸗ 


td 


1 Weitere Geſichtspunkte macht geltend: Wölbling, Regelung des 
Arbeitsnachweiſes und der Berufsberatung in Preußen (Die gemeinnützige 
al 5. Jahrg., 1920, Nr. 4). 
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arbeitsminiſteriums ein Reichsamt für Arbeitsvermittlung im Februar 
1920 ins Leben getreten !. 

Den großen Abſchluß muß das Reichsarbeitsnachweisgeſetz dar⸗ 
ſtellen, deſſen Grundſätze nach den Vorarbeiten der letzten Jahre 
keine Überraſchung mehr bringen werden. Es wird im weſentlichen 
den allgemeinen Forderungen nachkommen, wie ſie am 10. Dezember 
des vergangenen Jahres der Verband deutſcher Arbeitsnachweiſe 
noch einmal in einer Anzahl „Richtlinien“ niedergelegt hat, die in 
der öffentlichen Beſprechung nur in Einzelheiten, nicht mehr in den 
Leitgedanken beanftandet worden ſind?. 


2. Monopoltendenzen 
Neben den bisher beſprochenen Tendenzen des Arbeitsnachweis⸗ 
weſens in Deutſchland ſind zwei andere Entwicklungsrichtungen ſchon 
genannt worden, die noch kurz zu ſchildern wären: die Monopo⸗ 
liſierung und die Individualiſierun g der Arbeitsver⸗ 
mittlung. 
Daß eine einheitliche Arbeitsnachweisorganiſation vorhanden 


N ſein muß, wurde mehrfach betont. Die unglaubliche Verworrenheit 


auf dieſem Gebiete iſt ein allgemeiner Schaden. Zumal in den 
großen Städten beſteht noch jetzt ein beklagenswerter Wettbewerb 
zwiſchen den verſchiedenen Vermittlungsſtellen. Die wichtigſten ſind 
das Zeitungsinſerat, die gewerbsmäßige Stellenvermittlung und — 
als ſtärkſter Wettbewerber — der Arbeitsnachweis in allen möglichen 
Formen und Schattierungen. In manchen Großſtädten zählt man 
100 Arbeitsnachweiſe und mehr; in Berlin ſind 243 nicht gewerbs⸗ 
mäßige Arbeitsvermittlungseinrichtungen neben 370 gewerbsmäßigen 
Stellenvermittlern vorhanden. Überflüſſig zu ſagen, wieviel Arbeit 
und Koſten dadurch verſchwendet werden, wie die Vermittlung er⸗ 
ſchwert und uͤnwirkſam gemacht wird, wie die Überſicht über den 
Arbeitsmarkt verloren geht, wie eine Kontrolle über die Arbeits⸗ 
loſigkeit ihre Urſachen und ihre Fortdauer faſt unmöglich iſt. 


1 Soziale 1 XXIX. Jahrg., 1920, Nr. 22, S. 498 f. N 

2 Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 7, 1920, Nr. 7, S. 108 f. 
Kritiſch wäre zu bemerken, daß dieſe Richtlinien, wohl aus realpolittſchen Er⸗ 
wägungen, noch nicht entſchieden genug eine Zentraliſierung der Arbeitsnachweiſe 
erſtreben. Um ſo erfreulicher iſt, daß nach Zeitungsmeldungen aus jüngſter Zeit 
der Entwurf eines Reichsgeſetzes anſcheinend ausgeſprochenermaßen ein Monopol. 
der öffentlichen Nachweiſe — Ausſchaltung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung, | 
Angliederung der Intereſſentennachweiſe — vorfieht. 
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Gerade dieſe Kontrolle aber iſt, wie noch zu zeigen, im Hinblick 
auf Erwerbsloſenfürſorge und Arbeitsloſenverſicherung von höchſter 
Bedeutung. 

Betrachtet man die einzelnen Vermittlungseinrichtungen, 
ſo läge hinſichtlich der Zeitungsinſerate die Forderung nahe, ſie 
kurzer Hand zu unterſagen. Verſuche dieſer Art ſind mehrmals gemacht 
worden, aber mit ſchlechten Ergebniſſen . Mitunter hat man das 
Inſerieren auch von einer Meldepflicht der Zeitungen an den öffentlichen 
Arbeitsnachweis abhängig gemacht oder die Zeitungsanzeige nur für 
den Fall geſtattet, daß der Arbeitsnachweis zuerſt in Anſpruch ge: 

nommen, aber nicht in der Lage war, die Vermittlung der Stelle 
oder des Arbeiters auszuführen. Es würde wohl eine unzuläſſige Be⸗ 
ſchränkung der wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit ſein, wenn man 
dem Arbeitsmarkt die Preſſe mit ihren weitreichenden Möglichkeiten 
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einfach verſchlöſſe. Beſonders Qualitätsarbeiter und erſt recht 


. Brivatangeftellte aller Art müſſen befugt bleiben, ihre Fähigkeiten 
durch die Anzeige ins rechte Licht zu ſetzen, andererſeits die Arbeit⸗ 
geber die Möglichkeit beſitzen, auf dieſem Wege ſolche Kräfte zu 
ſuchen. Verlangt werden kann und muß aber, daß jede freie 
Arbeitskraft und jede offene Stelle außerdem beim öffentlichen 
Arbeitsnachweis zur Anmeldung kommt. Je vollkommener dieſer 
ausgeſtaltet wird, deſto eher wird das Zeitungsinſerat von ſelbſt 
perſchwindeike 

Faſt vollſtändige Einhelligkeit her Anſichten iſt dagegen für die 
zweite Hauptvermittlungsart, für die gewerbsmäßige Stellen: 
vermittlung verbanden. Faſt jedermann wünſcht ihre Beſeitigung. 
Schon das Stellenvermittlungsgeſetz vom 2. Juni 1910 hatte die 
private Vermittlung erheblich zurückgedrängt; ſeit November 1918 ift 
ſie in einigen Fällen ganz unterdrückt worden, ſo in einer Verordnung 
des bayriſchen Staatskommiſſars für Demobilmachung vom 29. No⸗ 
vember 1918 2. Es iſt anzunehmen, daß das Reichsarbeitsnachweis⸗ 
geſetz nun reinen Tiſch machen und die gewerbsmäßige Vermittlung 


1 Düſſeldorfer Denkſchrift, S. 10; vgl. auch den Aufſatz: „Arbeitsnachweis 
und Zeitungsinſerat“ (Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 6, 1919, 
Nr. 10); ferner: „Öffentlicher Arbeitsnachweis und Stellenvermittlung durch die 
Preſſe (Kölniſche Volkszeitung 1920, Nr. 211). 

284: „Aller gewerbsmäßigen Vermittlung ift der Betrieb vorübergehend 
unterfagt“. Das gleiche forderte ein Antrag Gräf, der am 1. Dezember 1919 
vom Handels⸗ und Gewerbeausſchuß der Preußiſchen Nationalverſammlung ver⸗ 
worfen wurde. | 
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verbieten wird. Freilich werden Übergangsbeſtimmungen nötig fein, 
namentlich bei einzelnen ſchwer zu behandelnden Arbeitnehmer⸗ 
gruppen (Hausanſtellte, Bühnenangehörige, Gaſt⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaftsperſonal). Die tüchtigſten Vertreter des Vermittlergewerbes 
ſollte man gleichfalls zu „kommunaliſieren“ ſuchen. 

Außerordentlich ſtrittig war wenigſtens bis zum Kriege die 
Frage, wie ſich die verſchiedenen Arbeitsnachweiſe zueinander und 
wie ſich beſonders die Intereſſennachweiſe zu den 
öffentlichen verhalten ſollen. In den letzten ſechs Jahren 
iſt da nun eine ſehr erfreuliche Klärung eingetreten, und zwar in 
dem Sinne einer ſtarken allgemeinen Annäherung an den öffent⸗ 
lichen Arbeitsnachweis. Dieſes Zuſammengehen wurde anfangs 

durch die Kriegsnotwendigkeiten erzwungen. So entſtanden Reichs⸗ 
zentrale und Zentralauskunftsſtellen, denen ſämtliche Nachweisarten 
angeſchloſſen wurden. Darüber hinaus wurden aus freiem Antrieb 
mancherlei Arbeitsgemeinſchaften begründet, Beziehungen geſucht, 
Verhandlungen gepflogen, am angelegentlichſten im Sommer 1919. 
Bemerkt wurde ſchon, daß die Regelung des preußiſchen Arbeits⸗ 
nachweisweſens durch die Verordnung vom 12. September 1919 
eine Verbindung aller nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe vor⸗ 
ſieht und daß von der reichsgeſetzlichen Regelung eine Löſung der 
Frage im Sinne des Monopolgedankens erwartet werden muß. 

Der ideale Arbeitsnachweis der Zukunft würde alſo das Er⸗ 
gebnis eines Verſchmelzungsprozeſſes ſein, der übrigens ſchon vor 
1914 eingeleitet und erkennbar war, aber viele Jahre lang noch 
durch ſtarke Widerſtände aufgehalten wurde. Die Konzentration 
der Kleinbetriebe im Großbetrieb, die auf fo vielen Gebieten neu⸗ 
zeitlicher Wirtſchaftsführung feſtzuſtellen iſt, macht auch vor der 
Arbeitsvermittlung nicht Halt, iſt hier vielmehr durch beſonders 
triftige Gründe geboten. Praktiſch würden namentlich die 
Nachweiſe der Intereſſenten: der Arbeiter, der Angeſtellten und 
der Arbeitgeber zugunſten des öffentlichen Nachweismonopols be⸗ N 
ſeitigt werden. 

Faßt man dieſe drei Gruppen ins Auge, ſo war auf der Seite 
der Arbeiter, der Gewerkf chaften, auch bei ihrer mächtigſten 
Gruppe, den „Freien“, urſprünglich wenig Bereitſchaft zum Anſchluß 
vorhanden. Bis zum Anfang unſeres Jahrhunderts galt der Arbeits⸗ 
nachweis zunächſt einmal als Kampfobjekt , als das Inſtrument, 


1 Kumpmann, a. a. O. S. 45 ff. und Weber, Der Kampf ann — 
Kapital und Arbeit, 2. Aufl., am 1920, S. it | 
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durch das man — von Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerſeite aus — 
über die Ware Arbeit verfügen, ſie gewähren und verſagen könne. 
Die Gewerkſchaften vertraten die Anſicht, die Arbeitsvermittlung ſei 
„ausſchließlich Sache der Arbeitnehmer“. Indem aber dann feit 
1903 die Arbeitgeberverbände mächtig wurden und von ſich aus 
ſehr leiſtungsfähige Vermittlungseinrichtungen ſchufen, wuchs auf 


gewerkſchaftlicher Seite die Sympathie für den paritätiſch verwalteten | 


Arbeitsnachweis. Dieſer ſollte entweder von den beiden Parteien 
des Arbeitsvertrages gemeinſam errichtet und unterhalten werden — 
der Facharbeitsnachweis, wie er zuerſt bei den Buchdruckern und 
Bierbrauern eingeführt worden war — oder aber von der Gemeinde 
als öffentlicher Nachweis, an deſſen Verwaltung die beiden Parteien 
paritätiſch beteiligt würden. Im Kriege gingen die ohnehin be— 
ſcheidenen Vermittlungsſtellen der Gewerkſchaften wegen der Ein⸗ 
ziehungen von vielen Mitgliedern noch weiter zurück, führten meiſt nur 
ein beſcheidenes Daſein. 

Es darf allerdings nicht unerwähnt gelaſſen werden, daß ſich in 
manchen Gewerkſchaften lange ein ſtarkes, nicht ganz unberechtigtes 
Mißtrauen gegen die öffentlichen Arbeitsnachweiſe erhielt. Dieſe 
zeigten vielfach ein Beſtreben, die „paritätiſche“ Verwaltung fallen 
zu laſſen und zu einer bureaukratiſchen, aber „unparteiiſchen“ über⸗ 
zugehen; man ſuchte die einzelnen Arbeitsnachweiſe von der Mit⸗ 
wirkung der Parteien zu befreien und dieſe nur an der Leitung der 
Nachweis verbände zu beteiligen. Das war in der Tat ein großer 
Fehler, der von den Gewerkſchaften ſchon auf dem Gemerkichafts: 
kongreß von 1914 aufs heftigſte getadelt wurde!. Eine ſolche 
ſcheinbare Unparteilichkeit hätte Arbeitgeber und Arbeitnehmer ge— 
ſchädigt, noch mehr aber das Nachweisweſen ſelbſt. Für die Verwaltung 
des Arbeitsnachweiſes iſt nichts ſo notwendig wie Volks- 
tümlichkeit und Anpaſſungsfähigkeit; durch Bureau⸗ 
kratismus und Schablonenweſen wird er ſchnellſtens zugrunde ge— 


richtet. Die Parteien müſſen ihn von oben bis unten ſelbſt geſtalten 8 


und mit lebendiger Kraft erfüllen. Zwar liegen hier auch gewaltige 
öffentliche Intereſſen vor, zumal beim Arbeitsnachweis der Zukunft, 
der mit neuen bedeutſamen öffentlichen Aufgaben betraut werden 
ſoll. Auch kann volle Einheitlichkeit und größte Wirkſamkeit der 
3 nur erreicht werden, wenn die öffentlichen Körper 


= Leipart, Gewerkſchaften ER öffentliche bete (Der Arbeits⸗ 
e in e 6. Jahrg., 1918, Nr. a 
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fie unter ihre Obhut nehmen. Von ihnen werden die Nachweiſe 
begründet, finanziert und geleitet — durch Beſtellung eines un⸗ 
parteiiſchen Vorſitzenden des Verwaltungsausſchuſſes, auf den doch 
nicht wohl verzichtet werden kann.? Im übrigen beweiſen alle Er⸗ 
fahrungen, daß die Organiſation auf den Grundſatz der 
Selbſtverwaltung geſtellt werden muß, und zwar einer 
vollen Selbſtverwaltung, nicht bloß einer beſchränkten, neben einer 
Majorität von Gemeindevertretern. Bei den kommunalen Arbeits⸗ 
ämtern, auch beim Reichsarbeitsamt ſollte die Verwaltung pari⸗ 
tätiſchen Ausſchüſſen überlaſſen werden, die auch den Geſchäftsführer 
und die ſonſtigen Angeſtellten berufen. Der Arbeitsnachweis zerfällt 
ſodann in eine Anzahl von Fachabteilungen, und zwar ſoviele, als 
geſchloſſene Arbeitergruppen vorhanden ſind. Die Abteilungen für 
Männer und Frauen ſind im allgemeinen getrennt; neben einer 
Abteilung für die ungelernten Arbeiter gibt es Abteilungen für jede 
in größerer Zahl vorhandene Arbeitergattung. Auch dieſe Fach⸗ 
abteilungen müſſen von Ausſchüſſen verwaltet werden, die pari⸗ 
tätiſch zuſammengeſetzt ſind !. 

Erfreulicherweiſe iſt man dieſen Grundſätzen Fe wieder 
näher gekommen, ohne ſie jedoch ſo deutlich anzuerkennen, wie es 


das Intereſſe der Sache erfordert. Gerade auch der Verband deutſcher 


Arbeitsnachweiſe hat eingeſehen, daß auf dieſem Wege allein der 
öffentliche Arbeitsnachweis das Recht und die Fähigkeit erlangt, ſich 
die anderen Einrichtungen einzuverleiben. In den „Richtlinien“ 
vom 10. Dezember 1919 heißt es gleich zu Anfang: „Der Grundſatz 
der paritätiſchen Verwaltung jedes nichtgewerbsmäßigen Arbeits⸗ 
nachweiſes iſt reſtlos durchzuführen, und dabei iſt Sorge dafür zu 


tragen, daß nicht allein überall paritätiſche Verwaltungsausſchüſſe 


eingerichtet werden, ſondern daß unter Berückſichtigung der beſonderen 
örtlichen Verhältniſſe und Bedürfniſſe die Mitwirkung der Inter⸗ 
eſſenten bei den Geſchäften der Arbeitsvermittlung ſelbſt geſichert 


wird.“ Die Praxis hat ſich dieſer geſunden Erkenntnis mit viel 


größerem Widerſtreben erſchloſſen. Allerdings heißt es in Vor⸗ 


1 In den „Leitſätzen“ des Reichsarbeitsminiſteriums vom November 1919 
wird erklärt: „3. Facharbeitsnachweiſe ſind ſelbſtändige Fachabteilungen der öffent⸗ 
lichen Arbeitsnachweiſe. Der Leiter der öffentlichen Arbeitsnachweiſe iſt zugleich 
Leiter der Facharbeitsnachweiſe.“ Bei der Beſprechung mit den Intereſſenten 
am 20. November kam „zur Frage der Facharbeitsnachweiſe von allen Be⸗ 
teiligten zum Ausdruck, au ein Aufgehen in die öffentlichen e - 
erwünscht ſei“. | 
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ſchlägen zur Verbeſſerung des Arbeitsvachweisweſens, die von der 


Reichsregierung dem Reichstag am 27. November 1915 als Denk⸗ 


ſchrift überreicht wurden: „Eine Beteiligung von Arbeitgebern und 


Arbeitnehmern an der Organiſgtion und Verwaltung des öffent⸗ 
lichen Arbeitsnachweisweſens wird mehr, als dies bisher geſchehen 


iſt, durchzuführen ſein.“ Indeſſen iſt das alte Syſtem bureaukratiſcher 


Bevormundung immer noch in weitem Umfang beibehalten worden. 
Auch die neueren Geſetze und Entwürfe — ſo die preußiſche Ver⸗ 
ordnung vom 12. e 1919 — geſtatten 8 ein Überwiegen 
des Beamtenelementes. 

Wie die Gewerkſchaften, ſo ſtreben auch die Arg stellten 
verbände in letzter Zeit zum öffentlichen Arbeitsnachweis hin. Hier 
waren dieſe Beſtrebungen ſchon ſeit mehr als einem Jahrzehnt ſehr ſtark. 


Einſichtige Führer der Angeſtelltenbewegung erklärten, daß die außer⸗ 


ordentliche Zerſplitterung der Organiſationen und ihrer Arbeits⸗ 
nachweiſe zu einer ungeheuerlichen Verſchwendung von Kräften und 
Mitteln führe, die Stellenvermittlung faſt zu einer Sache des Zu⸗ 


5 falls mache . Die Angeſtellten, techniſche, kaufmänniſche und Bureau⸗ 


angeſtellte, find noch weit mehr als die Arbeiter auf den zwiſchen⸗ 
örtlichen Ausgleich angewieſen. Sie brauchen Arbeitsnachweiſe, 
die möglichſt das ganze Reich umfaſſen. Zwar ſind beſonders bei 
den Kaufleuten ſolche Verbände wohl vorhanden; der Krieg brachte 


zudem zahlreiche Verſchmelzungen; viele Nachweiſe waren auch ſchon 


— 


vorher in irgendeiner Form an den öffentlichen Nachweis an- 


| geſchloſſen. Muſterhaft durchgebildet iſt zum Beiſpiel die kauf⸗ 


männiſche und techniſche Arbeitsvermitlung des württembergiſchen 
Landesamts. Aber auch hier kann die Parole nur lauten: „Volle 
Monopoliſierung und Zentraliſierung!“ Die Angeſtelltennachweiſe 
müſſen zuſammengeſchloſſen und als Fachabteilungen mit weiteſt⸗ 
gehender eigener Verwaltung dem Zentralarbeitsnachweis ange: 
gliedert werden. Die letzten Jahre haben die Erkenntnis von der 
Schädlichkeit des kleinlichen Verbandspartikularismus in den An⸗ 
geſtelltenkreiſen überall Wurzel ſchlagen laſſen. Der Boden iſt für 
die kommende Reform wohl vorbereitet?. 8 


1 Vgl. Frey, Der kaufmänniſche Stellenmarkt in der Tages⸗ und Fach⸗ 
preſſe (Jahrbücher für Nat. u. Stat., 114. Band, 1920, 1. Heft, S. 60 ff.). 
| 2 Aufhäuſer, Arbeitsnachweis und Übergangszeit im Hinblick auf die 
Privatangeſtellten (Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, 6. Jahrg., 1918, Nr. 3) 


ſopwie in derſelben Zeitſchrift (6. Jahrg. Nr. 4 und 7. Jahrg. Nr. 11) die Auf⸗ 
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Die hier geforderte Demokratie der Verwaltung und der Ge: 
ſchäftsführung wird auch am erſten den Wünſchen der Arbeit⸗ 


geberkreiſe entſprechen, ihnen die nötigen Bürgſchaften für Sach⸗ 


lichkeit und Zweckmäßigkeit des Nachweismonopols geben. Von dieſer 
Seite wurde die öffentliche Arbeitsvermittlung bis zum Kriege mit 
großem Argwohn betrachtet. Nicht ganz zu Unrecht, wenn auch mit 
Übertreibung, erhob man gegen ſie politiſche und techniſche Ein⸗ 
wände verſchiedenſter Art: politiſche, indem man behauptete, die 
öffentlichen Arbeitsnachweiſe ſtänden unter dem Einfluſſe der Arbeiter, 
ja ſie wären Werkzeuge der Sozialdemokratie, techniſche, indem man 
die Arbeitgebernachweiſe als weit überlegen darſtellte. Bei der 
öffentlichen Arbeitsvermittlung fehle jede Anpaſſung an die Sonderart 
des einzelnen Arbeiters und die Bedürfniſſe der Induſtrie; man 
halte ſich an einen öden Nummernzwang, der höchſtens bei un⸗ 
gelernten Arbeitern, nicht aber bei hochqualifizierten angebracht jei ! N 
alles Fehler, die vorhanden ſein können, es aber nicht zu ſein brauchen 
und nicht vorhanden ſein dürfen. | 
Die Kriegsjahre führten nun auf manchen Gebieten zu einer 
gemeinſamen Arbeit von Arbeitgeberverbänden und Gewerkſchaften, 
die ſchroffe Gegnerſchaft ſchien ſich zu mildern; der Gedanke der 
Tarifverträge war in ſiegreichem Vordringen. Ebenſo befreundeten 


ſich die Unternehmer mit dem Gedanken des paritätiſchen Zuſammen⸗ 


wirkens bei der Arbeitsvermittlung. Es nahmen die Facharbeits⸗ 
nachweiſe an Zahl ſtark zu, und dieſe wurden dann oft — zuerſt 
in Süddeutſchland — als Fachabteilungen an die öffentlichen Arbeits⸗ 
nachweiſe angeſchloſſen. Beiſpiele: die Arbeitsvermittlung der Ber⸗ 
liner Metallinduſtrie oder des Berliner Gaſtwirtsgewerbess. Da 
aus den reinen Intereſſentennachweiſen Facharbeitsnachweiſe wurden 
und da die öffentlichen Arbeitsnachweiſe im Sinne der Parität und 
der Selbſtverwaltung ausgebaut wurden, verſchwanden in der Praxis 
die Unterſchiede, es verſchwand oder verringerte ſich der Widerſtand 
gegen die Monopoliſierung des Nachweisweſens. Auch in dem 


nachweiſes, und Huppelsdorf, Der Arbeitsnachweis für Kaufleute bzw. An⸗ 
geſtellte und ſeine Neuregelung. Bei den Kaufleuten iſt die e 
e am ſtärkſten. 
In ſcharfer Form, aber für die Gegenwart ganz zu Unrecht, wird dieſer 
Vorwurf wiederholt in Calwers „Konjunktur“ (XI. Jahrg., 1920, Heft 23/24, 
S. 141: Das Reichsamt für Arbeits vermittlung. | 
2 Vgl. „Vorwärts“, 1918, Nr. 322 (23. November); ae Sur 
anzeiger“, 1919, Nr. 619 (23. Dezember). 5 | 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. | u er; 11 


162 | Karl Kumpmann 5 | | £ 478 


großen Kollektivabkommen der Arbeitgeberverbände und der Gewerk⸗ 
ſchaften vom 15. November 1918 wurden die Grundſätze über das 


Arbeitsnachweisweſen in ähnlicher Weiſe formuliert. Manche neuere 


1 


Außerungen find gleichfalls einer Monopoliſierung günſtig !. 


3. Individualiſierende Arbeitsvermittlung 
Im vorhergehenden iſt auch über die vierte Entwicklungsrichtung 


ſchon einiges bemerkt worden, ſo daß ein paar ergänzende Hinweiſe 
genügen. Der moderne Arbeitsnachweis ſucht von der ſchema— 


tiſchen zur individualiſierenden Vermittlung über⸗ 
zugehen, das heißt, jeden einzelnen Fall nach ſeinen Beſonderheiten 
zu betrachten und zu behandeln. Der moderne Arbeitsnachweis muß 
allen, auch den ſchwierigſten Aufgaben gerecht werden können; er 
muß Arbeit für Arbeiter (und Angeſtellte) jeden Gewerbes 555 
jeder Leiſtungsfähigkeit vermitteln, jeden Mann und jede Frau an 


die „rechte Stelle“ bringen. Nur wenn er organiſatoriſch voll— 


kommen auf der Höhe iſt, kann er alle die Sonderaufgaben erfüllen, 
die bisher manchen der Vermittlungsſtellen, die mit dem öffentlichen 
Arbeitsnachweis in Wettbewerb ehe eine gewiſſe Lebensberechtigung 
gaben. 

Freilich iſt nun au geſchichtlich ein ſtetes Fortſ chreiten deut⸗ 
lich erkennbar. Urſprünglich wurde bei der öffentlichen Arbeits- 
vermittlung auf eine Bewertung der einzelnen Perſönlichkeiten, 
denen man Stellen verſchaffen wollte, faſt ganz Verzicht geleiſtet?; 
man vermittelte „der Reihe nach“ junge und alte, tüchtige und 


. untüchtige Arbeiter, unterſchied höchſtens gelernte und ungelernte. 


Es war das eben noch das Stadium der Unreife und Unfähigkeit, 
wobei aber auch mitſprach, daß die Gewerkſchaften auf dem primi⸗ 
tiven Nummernzwang beſtanden, um jede Bevorzugung und Diſzipli⸗ 
nierung durch die Arbeitgeber — vor allem eine Sperre gegen die 
organiſierten Arbeiter — von vorherein unmöglich zu machen. 
Die in neuerer Zeit erzielten Fortſchritte beſtehen nun darin, 


daß zwei Forderungen theoretiſch zu allgemeiner Anerkennung ge- 


langt ſind, praktiſch jedoch in befriedigender Weiſe erſt bei einigen 


Pr Nachweisanſtalten. Es it dies: | 
1 Tänzler, Zur Frage der reichsgeſetzlichen Regelung des Arbeitsnachweis⸗ 
weſens (Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, 6. Jahrg., 1919, Nr. 11). 

2 Eine etwas verſchwommene Schilderung gibt Hildegard Sachs, Ent⸗ 


| wielungätendengen in der a a Jena 1919. 


= — » \ 
No / 


4790 Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit uſw. 163 


1. der Grundſatz des fachlichen Aufbaues und 
2. der Grundſatz der individuellen Ausleſe. 

Daß der Arbeitsnachweis fachlich aufgebaut ſein, daß er Sonder⸗ 
abteilungen für alle wichtigeren, am Orte vertretenen Berufe auf⸗ 
weiſen muß, wurde mehrfach betont. Dieſe Abteilungen müſſen von 
paritätiſchen Ausſchüſſen geleitet werden, in denen die Berufsvertreter 
ſitzen. Die Vermittlung ſelbſt iſt auszuführen durch geſchulte Be⸗ 
amte, die aber ſelbſt möglichſt aus den betreffenden Berufen ſtammen 
oder doch genau mit ihnen vertraut ſind. Nur ſo kann dem Nach⸗ 
weis das notwendige Sachverſtändnis zugeführt werden. | a 

Sodann iſt der ſchädliche, gedankenloſe, die öffentliche Vermitt⸗ 
lung ſo ſehr herabſetzende Nummernzwang grundſätzlich ſchon von 
allen Seiten verworfen worden. Auch die freien Gewerkſchaften 
haben ſeit 1912 auf ihn verzichtet. Heute wird ein individuali⸗ 
ſierendes Verfahren angeſtrebt, bei dem an Stelle der Nummer die 
Perſönlichkeit tritt. Vorausſetzung dafür iſt, daß die Nachweiſe nicht 
übermäßig groß und am Orte zweckmäßig dezentraliſiert werden. 
Sie müſſen ohne allzuviel Mühe erreichbar und ſelbſt bei einem 
Anſturm in Kriſenzeiten in der Lage bleiben, ſich des einzelnen 
Falles anzunehmen. Den Wünſchen des Arbeitsloſen muß nach 
Möglichkeit entſprochen werden. Es muß aber in manchen Fällen 
auch eine Prüfung ſeiner Eignung und Ausbildung eintreten, wobei 
auch der Arzt und der experimentelle Pſychologe ein Wort mit⸗ 
zureden haben. An den modernen Methoden der Berufsforſchung 
darf auch der Arbeitsnachweis nicht achtlos vorübergehen. Be⸗ 
ſonders wenn er eine Kontrolle über die Arbeitsloſigkeit und ihre 
Urſachen — im Intereſſe der Arbeitsloſenverſicherung — übernehmen 
ſoll, müſſen Arbeitswilligkeit und Arbeitsfähigkeit genau, feſtgeſtellt 
werden. Im Anſchluß an die Erwerbsloſenfürſorge hat man gerade 
auf dieſem Gebiet viele, ſehr beachtenswerte Erfahrungen geſammelt. 
Sie zeigen doch, daß von einer allgemeinen Arbeitsſcheu ſelbſt heute 
nicht die Rede ſein kann, daß über fehlenden Arbeitswillen im weſent⸗ 
lichen nur bei zwei Kategorien, den Jugendlichen nnd den Frauen, 
öfter geklagt wird 1. Es zeigt ſich weiter, daß Durchgreifendes nur 
erreichbar iſt, wenn die früher mehr paſſive Arbeitsvermittlung in eine 

I Sehr intereſſante Ausführungen darüber bringt die Düſſeldorfer Denk⸗ 
ſchrift (S. 14): „Mehr als 90 % dieſer Streitfälle ſtellten die Frauen, und noch 
ungünſtiger ſchneiden ſie ab bei einem Vergleich der Fälle, in denen die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung n wegen, unberechtigter Arbeitsverweigerung entzogen 
wurde ...“ N 
11* 
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aktive ET. wird. Der Arbeiisnachweis muß befähigte Ermittler 
und Ermittlerinnen anſtellen, die den Arbeitsloſen in ſeiner Wohnung 
aufſuchen, ſeine Verhältniſſe prüfen, Erkundigungen einziehen, mit den 
Arbeitgebern in Verbindung treten und beſonders für ſchwer zu Be⸗ 
* — vorab Kriegsbeſchädigte — Arbeitsſtellen ſchaffen !. 


4. Das Einheitsarbeitsamt 


Aus alledem geht zur Genüge hervor, wie mannigfaltig die 
Arbeiten ſind, die das Nachweisweſen ſchon heute zu erfüllen hat 
und die ſeiner in Zukunft harren. Es handelt ſich da gar nicht 
mehr bloß um die Arbeitsvermittlung. Letztes Ziel muß ſein, ein 
„Einheitsarbeitsamt“ zu entwickeln, daß eine Reihe von ſehr mwich- 
tigen Funktionen zu übernehmen hat, in der Hauptſache folgende vier: 

1. das Arbeitsnachweisweſen, 

2. die Berufsberatung, die von höchſter Bedeutung werden 
könnte?, aber ohne Zuſammenhang mit dem Arbeitsnachweis 
und ſeinen Fachabteilungen nicht gedeiht, 

3. die Arbeitsbeſchaffung, die aber vorwiegend nicht den 
örtlichen Arbeitsämtern, N den ener 
obliegen muß, N 

4. die Arbeitsloſenverſicherung. 

Natürlich werden beſondere Amter innerhalb des Arbeitsamtes 
flür die verſchiedenen Zwecke errichtet werden. Aber jede eindringende 
- Überlegung beweiſt, daß dieſe vier Organiſationen räume 
lich, perſönlich und ſachlich zuſammengehören, ſich in 
nur lebensvoller Gemeinſchaft entwickeln können. Vereinzelt müſſen 
ſie auf die Dauer verkümmern; vereinigt werden ſie ſich gegenſeitig 
immer ſtärker befruchten. Die große Aufgabe des Arbeits: 
amtes in ſeinen verſchiedenen Stufen iſt es, die natio- 
nale Arbeit, unſer höchſtes Gut, zu leiten, zu ver⸗ 
werten und zu beſchätzen. | 


| In Düſſeldorf iſt eine abe Ermittlungsabteilung eingerichtet worden. 
RE ganzen Stadtkreis hat man in Bezirke — den Armenbezirken entſprechend — 
eingeteilt (Düſſeldorfer Denkſchrift S. 18 ff.). In Leipzig hat man Nachprüfungen 
durch 5 Helferinnen“ mit ausgezeichnetem Erfolge eingeführt. 

2 Vgl. Schellmann, Vermittlung weiblicher Arbeitskräfte in der Über- 
gangszeit (Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 6, 1918, Nr. 5). In 
a jetzt maßgebenden preußiſchen Miniſterialerlaß vom 18. März 1919 heißt 

„§ 4. Soweit gut ausgebaute öffentliche Arbeitsnachweiſe vorhanden ſind, 
in die Berufsberatung in der Regel mit dieſen als ſelbſtändige Einrichtung zu 
verbinden.“ Die praktiſche Durchführung iſt noch wenig befriedigend. 
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VI. Die Arbeitsloſenverſicherung 
Vieles kann und muß verſucht werden, um die ſchlimmſte Geißel 
des kapitaliſtiſchen Zeitalters, die Arbeitsloſigkeit, dem Schickſal aus 
der Hand zu reißen. Vor allem müſſen die Urſachen des Übels 


bejeitigt werden, und große Erfolge find da noch zu erzielen. 


Praktiſche Erfahrungen und logiſches Nachdenken zeigen aber gleicher⸗ 
maßen, daß die Konjunkturen wie bisher ſo in aller Zukunft 
ſchwanken werden, auch im ſozialiſtiſchen Staate. Man wird dieſe 
Schwankungen einzudämmen ſuchen, aber völlig wird dies niemals 
gelingen, weil ſie nicht nur in der Wirtſchaftsordnung, ſondern 
auch in der Naturordnung begründet ſind!. Es mag ſein, daß 
künftig nur eine geringe Arbeitsloſenſchar zu verſorgen bleibt — 
aber auch dieſe muß auf irgendeine Weiſe verſorgt werden. Es 
fragt ſich nun: wie? Soll man ſie auf den Bettel verweiſen, ſoll 
man ſie der Armenpflege mit ihren Demütigungen und Schädigungen 
anheimfallen laſſen oder ſoll man eine e Form der Unter⸗ 
ſtützung ſuchen. A 


1. Stand der . bei Kriegsausbruch 


Eine wachſende Schar von Beurteilern war ſchon ſeit 30 Jahren 
zu der Anſicht gekommen, daß nicht als Erſtes, wohl aber als Letztes 
der Arbeitsloſenpolitik eine Arbeitsloſenverſicherung geſchaffen wer⸗ 
den müſſe?. Auch praktiſch wurde in dieſen Jahrzehnten vielfach 
experimentiert, mit wechſelnden Erfolgen jedoch mit dem Gewinn, 
daß ſich die Anſichten der Freunde e Verſicherungszweiges all⸗ 
gemach klärten. 5 

Auf der anderen Seite hatte bie Arbeitsloſenverſicherung viele 


erbitterte Gegner. Ja man darf behaupten, daß ſie geradezu die 2 


Loſung im Kampf um Fortführung oder Stillſtand unſerer ganzen 


Sozialpolitik geworden war, der ſeit 1909 oder 1910 weite Kreiſe 


der Unternehmer wie der Politiker und der Gelehrten in die 
Schranken gerufen hatte. Die Überzeugung ſehr vieler einfluß⸗ 
reicher Perſönlichkeiten ging dahin, daß Deutſchland, auf ſozialem 
Felde den anderen Nationen weit voran, nun einmal in dieſem 
Wettlauf eine lange Atempauſe einlegen müſſe. Wenn Anfang 1914 
die „Magdeburger Zeitung ' ſchrieb: „Wir ſtehen zur Zeit auf einem 


1 Vgl. in haun, a. a. O. S. 9 ff. 
2 Ebenda S. 69 ff. 1 s 
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Höhepunkt der Verſicherungsgeſetzgebung, der nicht überſchritten 
werden darf“, jo war dieſes Wort von ſymptomatiſcher Be: 
deutung. * N 
| Gegner der Arbeitsloſenverſicherung in jeder Form 
waren zunächſt die organiſierten Unternehmer. Viele Handels: 
kammern, induſtrielle Körperſchaften . Arbeitgeberverbände nahmen 
ihr gegenüber eine ſchroff ablehnende Haltung ein. Dutzende von 
Außerungen beweiſen, daß man in dieſen Kreiſen dem neuen Ver⸗ 
ſicherungsplan mit. beſonderem Ingrimm entgegentrat. Projekte 
wurden entwickelt, nach denen eine eigene Zentrale der Arbeitgeber: 
verbände begründet werden ſollte für die Fragen der Sozial— 
verſicherung, namentlich aber, um eine „Überrumpelung” durch die 
Arbeitsloſenverſicherung zu verhüten. Wenn man nachleſen will, 
mit welcher ſinnloſen Wut ſelbſt führende und ernſt zu nehmende 
Induſtrielle bisweilen dieſe Dinge beurteilten, ſo höre man die 
Ausführungen des Generaldirektors der Schichauwerft, C. H. Zieſe: 
„Arbeitsloſenverſicherung! Unerhörtes Wort, geprägt vom Geſchrei 
einzelner; denn wie die Technik, fo hat auch die Amateur-Sozial⸗ 
politik ihre Erfinderköpfe. Nun hallt es wieder, nachgebetet von 
einer urteilsloſen Menge. Was ſoll auf das Betreiben der Sozial: 
demokratie und weltfremder Katheder⸗ und Salonſozialiſten, ſenti⸗ 
mentaler und nach äußeren Ehrungen ſchielender Köpfe verſichert 
werden? .. ..“ Auch die zentralen Körperſchaften auf der Arbeit: 
geberſeite ſprachen ſich in nachdrücklichſter Form gegen jede Ver— 
ſicherung dieſer Art aus, fo Ende 1913 in Hannover die Arbeits— 
nachweiskonferenz der Vereinigung der deutſchen Arbeitgeber: 
verbände ?; jo die für Oſterreich maßgebende Hauptſtelle induſtrieller 
Arbeitgeberorganiſationen in der Generalverſammlung vom 23. Fe⸗ 
bruar 19145. 


1 Mit dem gleichen Temperament und geringen Gründen geht es dann auf 
vielen Seiten weiter (vgl. Zieſe, Arbeitsloſenverſicherung. Deutſche Wirtſchafts⸗ 
. zeitung, X. Jahrg., 1914, Nr. 3 und 4). Eine fachliche Widerlegung hat der 

Verfaſſer dieſer Zeilen verſucht (an gleicher Stelle Nr. 6: Das Problem der 
Arbeitsloſenverſicherung in Deutſchland). 

2 Näheres bei M. Wagner, Zur Frage der Arbeitsloſenverſicherung in 
Deutſchland, Berlin 1913/14, S. 109 ff. Wagner iſt aus einem Freund ein 
Gegner der Arbeitsloſenverſicherung geworden, vertritt ſeinen Standpunkt freilich 
in nicht ſehr empfehlenswerter Weiſe. Beſſer, wenn auch ebenſo ſchroff gegneriſch: 
Zahnbrecher, Arbeitsloſenverſicherung und Arbeitgeber. Nürnberg 1914. 

8 Vgl. die Denkſchrift des Wiener Magiſtrats: Die Gewerkſchaften und 
die öffentliche Arbeitsloſenverſicherung. Wien 1914. 


— 
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Aber ſelbſt in ſozialpolitiſch ſtark fortſchrittlich ere e 
Kreiſen fand man vielfach eine auffallende Zurückhaltung. Auch für 
manche Sozialreformer ſtellte die Arbeitsloſenverſicherung ein Über: 
ſchreiten der äußerſten Grenze gegen einen gefahrdrohenden Staats⸗ 
ſozialismus dar. Es war doch ſehr bezeichnend, daß ein um die 
ſoziale Reform ſo ungemein verdienter Mann wie Jaſtrow die ſtaat⸗ 
liche Arbeitsloſenverſicherung verwarf und ihr gegenüber „das Prinzip 
der wirtſchaftlichen Freiheit“ wieder betonte; er forderte geradezu, 
daß „von jetzt ab die Oppoſition gegen Staatseingriffe“ in grund⸗ 
ſätzlicher Art wieder aufzunehmen“ ſei 1. Auch Praktiker des Ver⸗ 
ſicherungsweſens warnten vor der „Uferloſigkeit“ ſozialpolitiſchen 
Begehrens, ſprachen von einer Überſpannung der Sozialverſicherung, 
wenn ihr Gedanke weiter und weiter ausgedehnt werde?. 

So iſt es kaum verwunderlich, daß ſich auch die Regierungen 
meiſt durchaus ablehnend verhielten, am ſchroffſten die Reichs⸗ 
regierung. Schon am 13. November 1908 hatte Bethmann Hollweg 
als Staatsſekretär des Innern ſeine Kritik im Reichstag in die 
Worte zuſammengefaßt: „Bei alledem glaube ich nicht, daß die 


Schwierigkeiten fo überwunden werden können, daß wir jemals zu 


einer für das Reich auszuführenden Arbeitsloſenverſicherung kommen 
können . . .“ Auch fein Nachfolger Dr. Delbrück ſchloß ſich noch 
Ende 1913 (5. Dezember) mit ausführlicher Begründung dieſem 
Urteil vollkommen an. Seine Anſicht formulierte er in drei Sätzen, 
von denen der erſte lautete: „Eine alle Angeſtellten und Arbeiter 
umfaſſende, reichsgeſetzliche Arbeitsloſenverſicherung iſt jedenfalls zur 
Zeit nicht ſpruchreif und nicht durchführbar.“ 

Forſcht man nach den Gründen für dieſe vielſeitige Ablehnung, 
ſo wurde häufig in Abrede geſtellt, daß ein Kampf gegen die Ar⸗ 
beitsloſigkeit überhaupt vonnöten ſei. Im Grunde gäbe es in 
Deutſchland gar keine Arbeitsloſigkeit (wohl Arbeitsſcheu), jedenfalls 
aber keine Arbeitslofennot. Wenn in Galizien, Rußland, Italien 
rund 900 000 Mann für die deutſche Arbeit angeworben werden 
müßten, ſo ſei das nicht nur ein Schaden für das Deutſchtum, ſondern 
auch ein Zeichen dafür, daß bei uns Arbeitermangel, nicht Arbeits⸗ 
mangel herrſche. Auch der geringe Andrang von Arbeitern bei Notſtands⸗ 
arbeitern, zum Beiſpiel beim Schneeſchnippen, beweiſe das gleiche“. 


J aſtrow, Das Problem der Arbeitsloſenverſicherung und die Grund⸗ 
lagen des wirtſchaftlichen Liberalismus, 1910, S. 8 f. 
2 Vgl. Kumpmann, a. a. O. S. I 
3 Zieſe, a. a. O. S. 153. 
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— Ferner berief man ſich auf die unbeſtreitbaren — noch zu be— 


— ſprechenden — Schwierigkeiten einer jeden Arbeitsloſenverſicherung, 


die man als unüberwindlich hinſtellte; vor allem aber auf die all⸗ 
gemeinen Schäden und Gefahren, die von der neuen Verſicherung 
zu erwarten ſeien, falls ſie jemals zur Ausführung komme. Die 
Arbeitsloſenverſicherung ſei ethiſch verwerflich, denn ſie mindere 
Freiheitsgefühl und Selbſtändigkeit; fie fördere das in beſorgnis⸗ 
erregender Weiſe um ſich greifende „Staatskrüppeltum“, jene Ge⸗ 
ſinnungsſchwäche, deren Parole lautet: „Deutſch, treu und penſions⸗ 
berechtigt!“ Die Arbeitsloſenverſicherung ſei weiter politiſch ver: 
derblich, weil ſie zu öder Gleichmacherei führe, die Begehrlichkeit 
der Maſſen reize, die Gewerkſchaften entlaſte, den Klaſſenhaß und 
die Sozialdemokratie fördere. Wirtſchaftlich ſei dieſe Verſicherung 
„der Anfang vom Ende“, eine Erfindung törichter Ideologen, die 
einem unerreichbaren Phantom nachjagten, die Induſtrie zugrunde 
richteten durch die maßlos geſteigerten ſozialen Laſten. Wenn man 
die nationale Induſtrie auf dem Weltmarkt ausſchalte, ſchlachte 
man — nach dem Bismarckſchen Vergleich — das Huhn, das die 
goldenen Eier lege, oder man zwinge die Induſtrie, „durch enorme 
Abgaben und Steuern ſchließlich doch ins Ausland auszuwandern“ 

Gieſe). | 
Mit einem Wort kann man alſo jagen, daß bei Kriegsausbruch 
die Arbeitsloſenverſicherung noch ein großes, ungelöſtes Problem 
darſtellte. Dann kamen die jüngſten Ereigniſſe, mit ihnen die furcht⸗ 
bare Arbeitsloſigkeit zu Anfang und Ende des Weltbrandes. Es 
kam ſchließlich der politiſche Umſchwung, der die Sozialdemokratie 
zur herrſchenden Partei machte, die Gewerkſchaften an Zahl und 
Einfluß ſo gewaltig ſteigen ließ und trotz der Niederlage einen 
ſozialen Arbeitseifer, ſtärker als je zuvor, auslöſte. So kam eine 
Zeit, in der man auch die Arbeitsloſigkeit mit geſchärftem Blick und 
mit größerem Verantwortlichkeitsgefühl betrachtete. Man ſah die 
laſtende Not des erzwungenen Feierns, ſah Leiden, an denen man 
unmöglich achtlos vorübergehen konnte, um ſo weniger als die 
„Schuldloſigkeit“ dieſer Arbeitsloſen klar am Tage 
lag. Mußte man ſich nicht derer annehmen, die lediglich durch die 
politiſchen Geſchehniſſe aus ihrer Bahn geſchleudert worden waren? 
Lagen da nicht unabweisbar dringende ethiſche Verpflichtungen vor? 
War die Vermehrung von Elend und Jammer, von Krankheit und 
Verbrechen, von Unzufriedenheit und ſozialer Neuerungsſucht nicht 
auch eine Staatsgefahr erſten Ranges? Aber auch wirtſchaftlich 
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wurde man weitſichtiger, erkannte an, daß ſoziale Reformen, wie 
die Arbeitsloſenverſicherung, doch nicht bloß als Ausgabepoſten be⸗ 
wertet werden dürfen, daß Hebung und Befriedigung der Maſſen 
im Wirtſchaftsleben „reproduktiv“ wirken kann. Denn nur von 
Qualitätsmenſchen läßt ſich Qualitätsarbeit erwarten. 

Wie immer man zum Sozialismus ſtehen mag — inſofern iſt 
er dem liberalen und kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem ohne Zweifel 
weit überlegen, als er die Exiſtenzunſicherheit des Proletariats be⸗ 
ſeitigen würde. Die Wellenbewegungen der Konjunkturen werden 
nie ganz verſchwinden; ihre ſchädlichen ſozialen Folgen aber können 
abgeſchwächt werden. Vielleicht liegt die große werbende 
Kraftder ſozialiſtiſchen Lehre gerade in der Befeſtigung 
des jetzt allen wirtſchaftlichen Stürmen haltlos preis- 
gegebenen Arbeiterlebens. Die deutſche Sozialpolitik, der 
größte Ruhmestitel der neudeutſchen Geſchichte, beſonders aber die 
ſoziale Verſicherung, wie Bismarck ſie ſchöpferiſch geſehen und auf⸗ 
gebaut hat, beruht auf einem großen Gedanken, uämlich dem Ge⸗ 
danken der Exiſtenzſicherung: jeder Deutſche ſoll — es 
komme an Unglück, was da wolle — allezeit ein menſchen⸗ 
würdiges Leben führen können. Das wahrhaft geniale 
Bismarckſche Werk bedarf zu ſeiner Krönung noch eines Schlußſteins: 
Schutz vor den Gefahren der Arbeitsloſigkeit — und dieſen Schutz 


kann reſtlos nur die Arbeitsloſenverſicherung gewähren. Die Logik 


der Entwicklung, nicht die Gewalt der Maſſen oder planlofe Phan⸗ 
taſterei von Theoretikern, erzwingt ihre Einführung !. 


2. Die Erwerbsloſenfürſorge 

Lange genug hat es gedauert, bis ſich die Erkenntnis von 
dem Wert und der Notwendigkeit einer Arbeitsloſenverſicherung die 
öffentliche Meinung erobert hat. Nur nach langen Umwegen und 
Irrwegen iſt dieſe Erkenntnis durchgedrungen. Gewiß wäre es ein 
ganz großes Glück geweſen, wenn uns ſchon von Kriegsbeginn an eine 
wirklich brauchbare Arbeitsloſenfürſorge zur Verfügung geſtanden 
hätte. Das war nicht der Fall, und ſo mußte man h mit 


1 1913 ſchloß der Verfaſſer ſeine mehrfach erwähnte Schrift mit den 
Worten: „Und ſo wird trotz aller Widerſtände die berechtigte Forderung nicht 
wieder von der Tagesordnung verſchwinden.“ Näheres über die oben flüchtig 
angeregten Gedanken S. 135 (a. a. O.) ſowie in folgenden Schriften des Ver⸗ 
faſſers: Die Bedeutung der Revolution, Tübingen 1920, S. 42 ff. und: Die 
Entwicklung der ſozialen Fragen, Tübingen 1920, S. 28 ff. 8 


ra 
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einem Syſtem der Behelfe vorlieb nehmen, das nur langſam ver: 
beſſert worden iſt, aber auch heute noch ſo viele Mängel aufweiſt, 
daß jetzt wohl faſt alle Beurteiler, alle politiſchen Parteien an die 
die Stelle des Beſtehenden eine umfaſſende Reichsarbeitsloſenverſiche— 
rung treten laſſen wollen. Erheblicher Widerſpruch grundſätzlicher 
Art wird nicht mehr laut. Zu 

Als im Sommer 1914 mit dem Kriege die furchtbare Arbeits: 
loſigkeit ausbrach, war klar, daß man neben den anderen Maß— 
nahmen auch Unterſtützungen bereitſtellen mußte. Man konnte 
die ganz unſchuldigerweiſe Notleidenden nicht verhungern laſſen; 
aber auch die Armenpflege kam bei dieſen zum größten Teil ehren: 
werten und arbeitswilligen Leuten nicht in Frage. So entſtand die 
Erwerbsloſenfürſorge, zunächſt in der denkbar roheſten Geſtalt, der 
Armenpflege ungemein naheſtehend 1. Ein Chaos von Unterſtützungen 
wurde in den erſten Kriegsmonaten geſchaffen, von Gemeinden, Ge— 
meindeverbänden, Kreiſen, Provinzen, Bundesſtaaten und Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten. Es waren teils Geſchenke, teils Darlehen, 
teils Renten, mitunter Naturalunterſtützungen (ſo in München), 
meiſt Bargeldſpenden. Nach Ausdehnung des Perſonenkreiſes, Höhe 
der Unterſtützungen, Verteilung der Laſten uſw. beſtand die bunteſte 
Mannigfaltigkeit. Es war ein Wirrwar ohne jeden leitenden Ge— 
danken, außer etwa dem, daß man eben der ärgſten Not ſteuern 
wollte. Als organiſierender Faktor wirkte vom Ende des Jahres ab 
„das Eingreifen des Reiches. Am 18. Oktober wurden vom Bundes— 
rat 200 Millionen Mark zur Unterſtützung von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden für Aufwendungen in der Kriegswohlfahrts— 
pflege bereitgeſtellt, die neben anderen Zwecken auch den Erwerbs— 
loſen zugute kommen ſollten. Am 17. Dezember erließ der Bundes⸗ 
rat ſehr allgemein gehaltene „Ausführungsbeſtimmungen“, die das 
Nähere ordneten und ſpäter nur geringfügige Anderungen erfahren 
haben?. Danach erſetzte das Reich den Gemeinden höchſtens ein 
Drittel ihres Geſamtaufwandes für Arbeitsloſenzwecke. Dazu kamen 
meiſt Zuſchüſſe der Einzelſtaaten. So ſtellte die preußiſche Regie⸗ 


1 über die Anfänge unterrichtet mit reichem Material: Die Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge während des Krieges, herausg. vom Deutſchen Metallarbeiterverband, 
1915; ferner das belehrende Buch von Gerda Simons, Die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge während des Krieges. Berlin 1919. 

i 2 Beſondere Unterſtützungen wurden von Reich, Staat, Gemeinde und 
Arbeitgebern vorgeſehen für die Arbeiter der Textilinduſtrie, der Bekleidungs⸗ 
induſtrien und der Tabakinduſtrie; vgl. Simons, a. a. O. S. 18 ff. 


— — 


pi 


487 Der Kampf gegen die Arbeitslofigkeit uſw. 171 


rung aus Staatsmitteln gleich hohe Beträge zur Verfügung, wie 
aus dem Reichsfonds auf Preußen entfielen. Die Wirkung war, 
daß zwar das Durcheinander der Hilfsmaßnahmen nicht beſeitigt 
wurde, daß aber doch die Mehrheit der Gemeinden (ſchon Ende 
Januar etwa zwei Drittel) nun eine geregelte Erwerbsloſenfürſorge ö 
ſchuf. 

Eine Vereinheitlichung kam erſt im Augenblick beſonderer Not, 
durch die grundlegende Reichs verordnung über Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge vom 13. November 1918. Dieſe Verordnung 
iſt bisher ſiebenmal geändert worden; ſie iſt jetzt neu gefaßt unter dem 
26. Januar 19201 und ergänzt durch wichtige Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vom 10. Januar 1920. Die Gemeinden haben danach die 
Pflicht, eine Fürſorge für Erwerbsloſe einzurichten, „der ſie nicht 
den Rechtscharakter der Armenpflege beilegen“ dürfen .. (§ J). 
Die Fürſorge ſoll „nur arbeitsfähigen und arbeitswilligen, über 
16 Jahren alten Perſonen, die ſich infolge des Krieges durch gänz⸗ 
liche oder teilweiſe Erwerbsloſigkeit in bedürftiger Lage befinden, 
gewährt werden ...“ (§ 6). Sie iſt alſo nach mehreren Richtungen 
beſchränkt, beſonders wird ſie nur als kurzfriſtige Demobilmachungs⸗ 
maßnahme angeſehen. „Art und Höhe der Unterſtützung ... ift 
dem Ermeſſen der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes über⸗ 
laſſen“; es muß jedoch eine ausreichende Unterſtützung unter An⸗ 
paſſung an den Familienſtand gewährt werden. Als obere Grenze 
ſind Höchſtſätze nach Ortsklaſſen feſtgeſetzt, die nach Alter und Ge⸗ 
ſchlecht der Erwerbsloſen abgeſtuft ſind (§ 9). „Für die Durch⸗ 
führung der Erwerbsloſenfürſorge ſind Fürſorgeausſchüſſe zu er⸗ 
richten, zu denen Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
in gleicher Zahl hinzugezogen werden müſſen ... ($ 13). Die 
Verteilung der Laſten iſt ſo geregelt, daß der Gemeinde von dem 
Geſamtaufwand vom Reich ſechs Zwölftel, vom Staat vier Zwölftel 
erſetzt werden“ ($ 4). — Die außerordentlich große Bedeutung dieſer 
Fürſorge geht ſchon aus der Tatſache hervor?, daß vom Reich 
allein in den erſten neun Monaten des Jahres 1919 516 Millionen 
Mark angewieſen ſind, der Geſamtaufwand alſo mehr als eine 
Milliarde betrug. Kennzeichnend für den Geiſt der Verordnung, 
wie er neuerdings N ſchärfer herausgearbeitet worden, iſt die — 


1 RG Bl. S. 98. 
2 Lehfeldt, Die Erwerbsloſenfürſorge: Rückſchau 850 Ausblicke (Wirtſchaft 
und Verwaltung, Jahrg. 1, 1920, Nr. 1). 
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übrigens an ſich recht wünſchenswerte, überall durchblickende Förde⸗ 
rung der „produktiven Erwerbsloſenfürſorge“ (§ 15 und Ausführungs⸗ 
i beſtimmungen), mit welchem neuen Schlagwort man jetzt eine alte 
Sache, nämlich die Arbeitsbeſchaffung, zu benennen liebt. - 

| Es wurde angedeutet, daß heute niemand vollauf zufrieden mit 
der Erwerbsloſenfürſorge iſt trotz weſentlicher Verbeſſerungen, die 
ſie im Laufe der Monate erfahren. Ihre Fehler ſind doch allzu 
kraß und offenſichtlich; ſie ſind dreifacher Art. 

Erſtens tragen dieſe Unterſtützungen in weitem Umfange noch 
die Merkmale des Almoſens an ſich. Die Erwerbsloſenfürſorge 


ſteht in der Mitte zwiſchen der Armenpflege, auf die man den 


Arbeitsloſen früher verwies, und der Arbeitsloſenverſicherung, die 
kommen wird. Bei den meiſten lokalen Verordnungen heißt es: 
„Ein Rechtsanſpruch beſteht nicht!“ Immer wird Bedürftigkeit zur 
Vorausſetzung gemacht; es müſſen „die Einnahmen des zu Unter: 
ſtützenden einſchließlich der in ſeinem Haushalt lebenden Familien⸗ 
angehörigen derart geringe ſein, daß er nicht imſtande iſt, damit 
den notwendigen Lebensunterhalt zu beſtreiten“; etwaiges Arbeits⸗ 
verdienſt aus Nebenarbeit während der Arbeitsloſigkeit, auch ſonſtiges 
Einkommen wird angerechnet, gewerkſchaftliche Arbeitsloſenunter— 
ſtützung in der Regel mit 50%. 

Zweitens fehlt das Gegenſeitigkeitsmoment der Verſicherung 
vollſtändig. Die Arbeiter zahlen an die Kaſſe keinerlei Beiträge; 
fie find in ſehr geringem Maße an der Verwaltung der Fürſorge⸗ 
ämter beteiligt; die ganze Veranſtaltung trägt einen bureaukratiſchen 
Charakter. Weiter fehlt jede Abſtufung der Unterſtützungen nach 
der Lohnhöhe oder nach Gefahrenklaſſen. So ſind die Sätze bald 
zu niedrig, bald zu hoch; zu hoch waren ſie beſonders früher für 
die ungelernten Arbeiter, denen häufig jede Arbeitsluſt geraubt 
wurde; bei dieſen Leuten wurde die Arbeitsloſigkeit zu einer Art 
von neuem Gewerbe, deſſen einzige Beschwer ez darin beſtand, 
daß man täglich „ſtempeln ging“. 

Drittens fehlten beſonders anfangs die notwendigen Kontroll⸗ 
organe, um des Maſſenandrangs Herr zu werden. Aber auch be— 
wußt wurden vielfach Arbeitsſcheue, Invalide, Kranke, die mit ihrem 
Krankengeld nicht auskamen, ſelbſt vollbeſchäftigte Arbeiter mit 
geringem Lohn mitunterſtützt. 

So kann es nicht wundernehmen, daß man nachdrücklich und 
mit beinahe ungeſtörter Einhelligkeit jetzt nach der Arbeitsloſen⸗ 
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verſicherung ruft!. Die Unterſtützung der Erwerbsloſen ganz auf⸗ 
zuheben, daran darf ſchon aus politiſchen Gründen nicht gedacht 
werden. Darum kann es ſich allein darum handeln, ſie zu „ver⸗ 
edeln“, indem man ihre guten Anſätze weiter entwickelt, die ſchlechten 
Triebe ausſchneidet. Es iſt ſicher, daß bei einer ſolchen 
Umwandlung alle Teile, auch das Reich, nur ges 
winnen; auch finanziell werden ſich die a un 
nennen als erhöhen. 


3. Die Grundfragen der NI 

Wenn eine Verſicherung gegen die Folgen der Arbeitsloſigkeit 
von ſo weiten Kreiſen abgelehnt wurde, ſo ſpielte dabei die An⸗ 
ſicht mit, daß bei ihr zahlreiche und große Hinderniſſe zu bewältigen 
ſind, daß dieſer techniſch ſchwierigſte Zweig der ganzen Sozial⸗ 
verſicherung eine befriedigende Löſung überhaupt nicht finden könne. 
In der Tat ſtecken in dieſem Problem eine Menge von Wider⸗ 
haken; aber im Laufe der jahrelangen Erörterungen aller Einzel⸗ 
heiten hat man doch Mittel und Wege gefunden, ſie zu beſeitigen. 
Alle anderen Fragen ſind ſchließlich befriedigend zu beantworten; ein 
Bedenken aber ſchien ſo erheblich, daß viele um feiner 
willen den ganzen Plan verwarfen. Dieſe Kardinal⸗ 
frage iſt das Kontrollproblem; von ihm hängt Gelingen 
oder Mißlingen der Arbeitsloſenverſicherung ab. 

Auf die kleineren Zweifelsfälle einzugehen, iſt heute kaum mehr 
nötig; da haben ſich die Meinungen in jüngſter Zeit erfreulich ge⸗ 
klärt. Erledigt iſt der Streit um den Rechtscharakter der Ver⸗ 
ſicherung, ob freiwillige oder Zwangsverſicherung. Nach den reich⸗ 
lichen Erfahrungen mit den kommunalen Arbeitsloſenkaſſen auf der 
Grundlage der Freiwilligkeit treten ſeit mehr als einem Jahrzehnt 
alle Freunde der Arbeitsloſenverſicherung für den Mitgliedszwang 
ein, weil ohne dieſen die Kaſſe nur die ſchlechteſten Riſiken ſammeln 
würde. Einig iſt man ſich weiter über die ſo viel beredete Frage: 
kommunale oder Reichsverſicherung? Nachdem 1911 und 1913 der 
Deutſche Städtetag ſein Votum dahin abgegeben: „Die Arbeits⸗ 
loſenverſicherung iſt nur als Reichsſache möglich,“ haben ſich die 
meiſten dieſem Gutachten angeſchloſſen. Mit Recht; denn eine 


1 Aus ähnlichen Erwägungen heraus hat man in England die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung für Zivilarbeitsloſe am 25. November 1919 eingeſtellt, für 


Kriegsteilnehmer läuft ſie noch bis 31. März 1920. An ihre Stelle ſoll eine 


allgemeine . treten. 
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kommunale Verſicherung großen Stils iſt gänzlich undurchführ— 
bar !. Die Arbeitsloſigkeit iſt ja im Zeitalter der Volkswirtſchaft 
keine lokale, ſondern eine nationale Angelegenheit. Die Arbeits⸗ 
loſenverſicherung bedarf noch viel dringender der Zentraliſierung 
als die übrigen Zweige unſerer Sozialverſicherung. | 

Die Frage, mit der die Arbeitsloſenverſicherung ſteht und fällt, 
iſt eine andere. Die Wohltaten der Verſicherung dürfen — das 
verſteht ſich von ſelbſt — nur den vollwertigen Arbeitskräften zu⸗ 
gute kommen, denen, die arbeiten können und wollen, aber keine 
Arbeit finden; deren Notlage ſoll geſteuert werden. Keinesfalls aber 
dürfen diejenigen verſorgt werden, die entweder nicht die Fähigkeit 
oder keine Luſt zur Arbeit beſitzen: die Kranken, Alten, Gebrechlichen, 
geiſtig Minderwertigen, die Trinker, Bummler, Landſtreicher, Ver⸗ 
brecher oder ſonſtwie Arbeitsſcheuen. Iſt es aber möglich, dieſe 
„ſubjektir“ Arbeitsloſen von den objektiv“ Arbeitsloſen 
zu ſcheiden? Nach außen treten beide Arten der Arbeitsloſigkeit ein⸗ 
heitlich in die Erſcheinung, und es iſt faſt ausgeſchloſſen, zu erkennen, 
ob die Urſache auf irgendeine „Schuld“ des Betroffenen zurückzuführen 
iſt oder nicht. Wird nun nicht eine Arbeitsloſenverſicherung der Ge— 
fahr baldigen Bankerotts ausgeſetzt ſein, weil die Arbeitsloſenſchar 
ins Unendliche anwachſen wird? Kein Volkswirt oder Pſychologe 
kann mit Sicherheit ſagen, ob der Arbeitsloſe, ſelbſt wenn er nicht 

freiwillig ausgetreten, ſondern angeblich aus Arbeits mangel entlaſſen 
worden iſt, nichk dennoch ſeinen Zuſtand ſelbſt verſchuldet hat. Die 
F induſtrielle Reſervearmee“ iſt doch kein ſtehendes Heer von feſter 
Kopfzahl; es gibt auch eine potentielle“ Reſerve, gebildet 
von denen, die arbeitslos werden, wenn es fi lohnt. 

Überſieht man die praktiſchen Verſuche, dieſer cee 

Herr zu werden, ſo laſſen ſich drei Hauptwege nennen: 
1. das Genter Syſtem, ü 
2. der individuelle Sparzwang, 
3. der Anſchluß an den Arbeitsnachweis. 

Beim Genter Syſtem überlaſſen die öffentlichen Körperſchaften 
bekanntlich die Arbeitsloſenverſicherung den Fachverbänden der 
Arbeiterſchaft und unterſtützen dieſe nur durch öffentliche Zuſchüſſe. 
Die Anſicht dabei iſt die, daß die Arbeiter, die am beſten ſelbſt die 
Kontrolle über ihre Arbeitsgenoſſen ausüben können, damit der Ge— 
meinde oder dem Staate dieſe ſchwere Aufgabe abnehmen ſollen. 

5 5 . 8 
1 Kumpmann, a. a. O. S. 85 f. 
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Eingetreten für dieſes Syſtem waren ſowohl im. Inlande wie im 


Auslande begreiflicherweiſe in erſter Linie die Gewerkſchaftsverbände. 
Die „Freien Gewerkſchaften“ beſonders haben für die Zwecke der 


eigenen Arbeitsloſenfürſorge bedeutende, anzuerkennende Opfer 


gebracht; fie waren in Wirklichkeit die wichtigſten Träger der prak⸗ 
tiſchen Arbeitsloſenverſicherung. Gegenüber ihren großen Leiſtungen 
traten alle anderen Verſuche ganz in den Schatten. Bis zum 
Kriege ſind von den freien Gewerkſchaften rund 66 Mill. Mk. für 
dieſen Verſicherungszweig aufgewandt worden; im Kriege waren es 
bis Ende Dezember 1914: 21,58 Mill. Mk. \ 

Auch die kommunale Arbeitsloſenverſicherung beruhte in Deutſch⸗ 
land vor dem Kriege im großen und ganzen auf dem Genter Syſtem. 
Deſſen Grundſätze wurden zwar in ſehr verſchiedener Art abge⸗ 
wandelt, mitunter verfeinert; aber, belehrt durch die Schweizer Ex⸗ 
perimente und Mißerfolge in den neunziger Jahren, hatten unſere 
Städte vorſichtigerweiſe überall die Gewerkſchaften herangezogen. 
Nur unter deren Mitwirkung ſchien es möglich, an allen Klippen 


und Fährniſſen vorbeizukommen. Zuerſt und in muſtergültiger 


Weiſe hatte das Zuſchußſyſtem in Straßburg (1907) Fuß gefaßt. 


Den eigenartigſten und ſelbſtändigſten Verſuch hatte die Stadt Köln! 
1911 unternommen. Weiter aber hatten noch folgende 17 deutſche 


Gemeinden eine Arbeitsloſenverſicherung eingeführt: Erlangen, Mühl⸗ 


hauſen i. E., Berlin⸗Schöneberg, Schwäbiſch⸗Gmünd, Mannheim, 
Kaiſerslautern, Stuttgart, Eßlingen, Schiltigheim, Biſchheim, Illkirch⸗ 


Grafenſtaden, Freiburg i. B., Augsburg, Heidelberg, Offenbach, 


Feuerbach, Friedrichshaide hei Ronneburg. Unmittelbar vor Kriegs⸗ 


ausbruch hatte auch Frankfurt a. M. beſchloſſen, eine ſolche Ver⸗ 


ſicherung zu ſchaffen, und zwar auf Grund eines verbeſſerten Kölner 


Syſtems. Die ſchweren und unſicheren Verhältniſſe im Kriege er⸗ | 


ſchütterten dann dieſe wenig zahlreichen und meiſt ziemlich Schwachen 


Kaſſen. Manche gingen ein, ſo Köln, Straßburg, Schöneberg; 


andere mußten ihre Leiſtungen einſchränken, ſo Mannheim, Offen⸗ 


— 


— — u 


bach, Stuttgart. Eine neue Kommunalverſicherung wurde nur in 


I 


1 Einen fehr klaren überblick über den Stand von 1914 vermitteln die 


beiden Denkſchriften des Wiener Magiſtrats: Der gegenwärtige internationale 


Stand der Arbeitsloſenverſicherung, und: Die Gewerkſchaften und die öffentliche 


Arbeitsloſenverſicherung (beide Wien 1914). Ferner P. Hirſch, Erwerbsloſen⸗ 


unterſtützung (im Kommunalen Jahrbuch, Jena 1919, S. 134 ff.) und E. Bern⸗ 


hard, Das Problem der öffentlichen Arbeitsloſenverſicherung nach ſeinem gegen⸗ 


wärtigen Stande (in dieſem Jahrbuch, 38. Jahrg. 2. Het). 
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einer Stadt, nämlich Ludwigshafen, vom April 1915 ab nach dem 
üblichen Syſtem eingerichtet. Verſuche der Regierungen in Bayern 
und Baden, Mittel verfügbar zu machen, mit denen die gemeind⸗ 
lichen Verſicherungseinrichtungen unterſtützt werden ſollten, waren 
an dem Widerſtand der erſten Kammern geſcheitert. 

Im Inlande wie im Auslande war das Genter Syſtem immer 


nur ſporadiſch vertreten, und deutlich war erkennbar, daß ſich überall 


die öffentliche Meinung, bis in die Kreiſe der Gewerkſchaften hinein, 
von ihm abzuwenden begann. Die Unzulänglichkeit dieſer Verſorgungs⸗ 
rt, beſonders der Ausſchluß der nichtorganiſierten Arbeiter, und 
manche andere Schäden wurden allgemein zugegeben ». Kennzeich— 
nend für dieſe Wandlung in der Beurteilung waren die Verhand— 
lungen der Internationalen Vereinigung zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit, die im September 1913 in Gent ſtattfanden. Hier 
wandten ſich die Anſichten ſchon deutlich vom Genter Syſtem ab. 
Beſonders intereſſant war, daß gerade die belgiſche Sektion wärm⸗ 
ſtens für die Einführung der ſtaatlichen obligatoriſchen Arbeits⸗ 
loſenverſicherung eintrat. 

Einen zweiten gleichfalls viel beachteten Weg zur Löſung des 
Kontrollproblems hatte v. Schanz in ſeinen bekannten wertvollen 
Veröffentlichungen? über den individuellen Sparzwang gewieſen. 
Die äußerſt einfache Löſung — das „Ei des Columbus“ — beſagte, 
wenn man den Grundgedanken unter Verzicht auf alle Einzelheiten 
knapp formulieren darf, daß der Staat der geſamten Arbeiterſchaft 
die Verpflichtung auferlegen ſolle, in der Zeit der Beſchäftigung 
kleine Erſparniſſe in Kaſſen einzuzahlen, wobei Staat, Gemeinde 
und Arbeitgeber Zuſchüſſe leiſten können. Die Guthaben bleiben 


bis zum Betrage von 100 Mk. geſperrt und werden den Arbeitern 


im Falle der Arbeitsloſigkeit in kleinen Teilbeträgen ausbezahlt. 
So werde das Eigenintereſſe der Arbeiter geweckt, der Anreiz zum 
Ausbeuten einer gemeinſamen Kaſſe ausgeſchaltet, weil jeder ſeine 
eigene Kaſſe habe. Das iſt das genial⸗einfache Schanzſche Projekt. 
Es hat aber gerade in Arbeiterkreiſen keine Gegenliebe gefunden. 
Die Gewerkſchaften erklären es für unwürdig, ſich in dieſer Weiſe 
bevormunden zu laſſen, weiter tadeln ſie, daß Schanz überhaupt 
keine Verſicherung, alſo keine Verteilung des Riſikos auf breite 


1 Vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 79 ff. 
Vgl. Arbeitsloſenfürſorge und Arbeitsloſenverftherung (Soziale Kultur, 
34. Jahrg., April 1914, S. 215 f.). 8 
3 Kumpmann, a. a. O. S. 99 ff. 
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Schultern, vorſehe, daß ferner bei jedem längeren oder wiederholten 


Ausfall der Arbeit die kleinen Erſparniſſe nicht hinreichten. Jeden⸗ 
falls iſt der allgemeine Sparzwang, der auch die organiſierten 


Arbeiter erfaßt, zu verwerfen, ſchon weil ihnen weit beſſere Ein⸗ 
lrlichtungen zur Verfügung ſtehen. 


Die gleichen Einwände gelten auch für manche Vorſchläge, die 
neuerdings im Anſchluß an Schanz gemacht worden ſind. Beſondere 
Beachtung hat das Projekt eines bewährten Verſicherungsfachmannes, 


Gruner !, gefunden. Auch er iſt zu der Überzeugung gekommen, 


daß alle bisherigen Verſuche am Kontrollproblem ſcheiterten; er hat 
deshalb nach einem Weg geſucht, der das Sparprinzip mit dem 


„ Verſicherungsgedanken“ zuſammenführt. Grundſätzlich ſteht Gruner 
auf dem Boden des Sparzwanges, tadelt aber mit Recht die „Un⸗ 
zulänglichkeiten feiner finanziellen Wirkung“. Er will die Spar⸗ 

rücklagen durch Beiträge der Gemeinden (in deren Händen auch die 


Verwaltung der Kaſſen liegen ſoll), der Arbeitgeber und des Reiches 


auffüllen. In einer recht verwickelten Weiſe würden den Arbeits⸗ 


loſen kleine Unterſtützungen für die Höchſtzeit von 13 auge ge⸗ 


ſichert werden. 


Bedenkt man die ſchweren Mängel, die wenigſtens einem all⸗ 


gemeinen Sparzwang anhaften, ſo liegt ein Ausweg nahe, der vom 


Verfaſſer dieſer Ausführungen ſchon 1913 empfohlen worden iſt: 


man könnte Genter Syſtem und Sparzwang mit⸗ 


einander verbinden und ſo eine ebenſo wirkſame wie müheloſe 
Verſicherung ſchaffen?. Ein Reichsſparzwang wäre für die nicht⸗ 


organiſierten Arbeiter vorzuſehen, die — entſprechend dem jetzigen 
niedrigen Geldwert — ein Guthaben von einigen hundert Mark 


- anfammeln müßten, wovon das Reich, vielleicht auch die Gemeinden 


und die Arbeitgeber, durch Zuſchüſſe einen erheblichen Teil, etwa die 
Hälfte bis zwei Drittel, aufzubringen hätten. Verliert der Arbeiter 


Beſchäftigung und Lohn, ſo wird ihm das Guthaben — nach einer 


kurzen Wartezeit — in angemeſſenen Raten ausgehändigt. Wird 


er nicht arbeitslos, ſo verbleibt ihm die geſamte Sparſumme, die er 


= durch freiwillige Einzahlungen noch erhöhen kann, für Alter oder 
Invalidität, im Falle ſeines Todes feinen Erben. Außerdem 


bliebe die CL“ der Wen 


2 
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u | beſtehen und würde en der Mitgliederzahl in ähnlicher 
Weiſe unterſtützt, fo daß alle Arbeiter ſich ſchlüſſig werden 


müßten, ob ſie einer e oder dem Sparzwang beitreten 
wollen. \ 

Vor dem Kriege war eine ſolche „Zwiſchenlöſung⸗ — als Vorbe⸗ 
reitung für die endgültige Arbeitsloſenvexſicherung — aus vielen 
Gründen zu bevorzugen. Alle die Reibungswiderſtände, die gewaltigen 
perſönlichen und ſachlichen Kämpfe hätten ſich dadurch vermeiden 


laſſen. Dafür ſprach ferner das faſt gänzliche Fehlen einer ſtatiſtiſchen 


Grundlage und des notwendigen Ausbaues des Arbeitsnachweiſes 
— beides unerläßliche Vorausſetzungen eines großzügigen ge— 


ſchloſſenen Verſicherungsſyſtems. Die Zwiſchenlöſung würde eine 


gut funktionierende, einfache und billige Verſorgung der Arbeits— 
loſen darſtellen; ſie würde namentlich auch eine lückenloſe ſtatiſtiſche 
Erkenntnis der Dauer und Häufigkeit der Arbeitsloſigkeit wie ihrer 


Verteilung auf die einzelnen Arbeitergruppen gewähren, was noch 
heute ein nicht hoch genug zu ſchätzender Gewinn wäre. * * 


Eine dritte Möglichkeit aber iſt nach der heute herrſchenden 


Anſicht ſämtlichen anderen Löſungsverſuchen, den hier erwähnten 


« 


wie auch den zahlreichen weniger wichtigen, die unerwähnt bleiben 
mögen, unbedingt überlegen. Es wäre das ein Aufbau, den man 
als das „Syſtem der indirekten Kontrolle“ oder auch als das „eng— 
liſche Syſtem“ bezeichnen könnte. Mögen auch deutſche Arbeitsmarkt— 
politiker, wie Freund ſeit 1902, das gleiche Prinzip in Vorſchlag 
gebracht haben, ſo bleibt es doch eine ſoziale Tat von großer Trag- 
weite, daß England durch eine umfaſſende nationale Verſicherung — 
Geſetz vom 16. Dezember 1911 — die Lebensfähigkeit dieſes Syſtems 
in der Praxis erwieſen hat“. Nach den gleichen Grundſätzen müßte 
auch für Deutſchland eine allgemeine Reichsarbeitsloſenverſicherung 
in engſter Verbindung mit dem Reichsarbeitsnachweisſyſtem geſchaffen 
werden. Dieſe Verſicherung würde alſo zunächſt eine allgemeine 
ſein: alle Arbeiter und Privatangeſtellten bis zu einem gewiſſen 
Höchſteinkommen wären der Verſicherungspflicht unterworfen. Sie 
würde Reichsſache ſein, nicht eine Verſicherung der Einzelſtaaten 


oder der Kommunen, ſind doch die kommunalen Kaſſen alle bedeu— 


tungslos geblieben oder haben Schiffbruch erlitten. Ferner müßte 


1 Vgl. Kum pmann, a. a. O. S. 88 ff.; ferner Bernhard, Zur neueren 


Entwicklung des Arbeitsnachweiſes und der Arbeitsloſenfürſorge in England 


(Der Arbeitsnachweis in Deutſchland, Jahrg. 7, 1920, Nr. 7 und 8). 


— 
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ſich die Arbertsloſenverſicherung anſchließen an das Arbeits⸗ 


nachweisſyſtem des Reiches. Iſt der Arbeitsnachweis lücken⸗ 
los ausgebaut und reſtlos zentraliſiert, ſo wird ihm alle Arbeits⸗ 
gelegenheit bekannt, die überhaupt im nationalen Wirtſchaftsleben 
vorhanden iſt. Der arbeitsloſe Arbeiter meldet ſich dann zunächſt 
beim Arbeitsnachweis ſeines Wohnortes, der ihm Arbeit zu ver⸗ 


ſchaffen ſucht. Gelingt das, ſo iſt dem Arbeiter geholfen; gelingt 
das nicht, ſo iſt anzunehmen, daß in der Tat Arbeitsmangel herrſcht, 


daß der Arbeiter vbjektiv arbeitslos und demnach der Unterſtützung 
würdig und bedürftig iſt. Freilich mag ſich noch ein einzelner auf 
Koſten der Kaſſe bereichern können, indem die Urſachen der Ent⸗ 
laſſung, mit oder ohne ſein „Verſchulden“, in ſeiner Perſon liegen. 
Dergleichen Mißbräuche laſſen ſich nicht ganz verhüten . Aber im 


großen gleichen ſie ſich aus; die Geſellſchaft hätte nur ſo 


viele Arbeitsloſe zu unterſtützen, als Arbeiter durch 
das zurzeit vorhandene Quantum nationaler Arbeit 
nicht beſchäftigt werden können. 


Ergänzt werden müßte dieſe indirekte Kontrolle durch die auch 
ſonſt in, der Sozialverſicherung üblichen Maßnahmen direkter Kon⸗ 


trolle, als da ſind: Meldezwang und fortgeſetzte Beaufſichtigung der 
Arbeitsloſen durch den Arbeitsnachweis, Beſtrafung von falſchen 


Angaben und ſonſtigen Täuſchungsverſuchen, Kaxenzzeit für Mit⸗ 


glieder, die der Verſicherung erſtmalig beitreten, wie für Arbeits⸗ 
lo, ehe ſie in den Genuß der Rente gelangen, Feſtſetzung nicht 
allzu hoher Unterſtützungsſätze, die — wie die Beiträge — nach 


Gefahrenklaſſen abgeſtuft fein müßten und keinesfalls einen Anreiz 


bieten dürften, ſich auf Koſten der Kaſſe einige ee Tage 
oder Wochen zu machen. 
Weigert ſich der Arbeitsloſe, die ihm vom Arbeitsnachweis an⸗ 


gebotene Stelle anzunehmen, ſo kann natürlich kein Zwang auf ihn, 
ausgeübt werden; die perſönliche Freiheit muß unter allen Umſtänden 
gewahrt bleiben. Wer paſſende Arbeit nicht annimmt, erhält aber 
keine Rente. Stellt man dieſe Forderung auf, fo liegen gewichtige 


Bedenken nahe. Das Problem der Kontrolle iſt durch den 
Arbeitsnachweis wohl zu löſen; aber das Problem der Arbeits- 
annahme tritt an ſeine Stelle. Was iſt paſſende Arbeit? 
Theoretiſch kann man ſagen: „Es iſt Arbeit zu angemeſſenem 
Lohne, in angemeſſenem Berufe und an angemeſſenem Orte.“ 


— 


Simon 3, a. a. O. S. 88 ff. nimmt die Frage viel zu ſchwer. 
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Praktiſch iſt die Sache oft nicht einfach. Eine Weigerung kann in 
dem einen Falle berechtigt, in dem anderen unberechtigt ſein; alles 
kommt auf die jeweiligen Verhältniſſe an. Sicherlich wird ſich aber 
die Praxis binnen kurzem zu helfen wiſſen. Es laſſen ſich da etwa 
folgende Leitſätze aufſtellen: für die Entlohnung müſſen im all⸗ 
gemeinen die Tarifſätze, wo dieſe fehlen, die ortsüblichen Löhne 
maßgebend fein; ältere, verheiratete Leute brauchen Beſchäftigung 
nur an ihrem Wohnort oder in angemeſſener Nähe und in ihrem 
Gewerbe anzunehmen, jüngere und unverheiratete dagegen auch in 


entfernten Gegenden, vielleicht auch in anderen Berufen, notfalls in 


der Landwirtſchaft und im Bergbau. Eine genaue Prüfung aller 
Verhältniſſe, der allgemeinen Konjunktur, des Arbeitsmarktes, des 
Familienſtandes, der Vorbildung und Berufseignung der Arbeiter, 
iſt unerläßlich. 

> Sn einer Zeit aber, wo wachſender Arbeitsmangel droht, wo 
volkswirtſchaftlich über kurz oder lang die größten Umgruppierungen 
nötig werden, darf keine engherzige Normierung Platz greifen. Da 
müſſen auch den Arbeitern, wie allen Volksklaſſen, manche Arbeiten 
und ſonſtige Lebensbedingungen zugemutet werden, die man ihnen 
geſtatten würde, unter normalen Verhältniſſen zurückzuweiſen. In 
ſolcher Zeit wird oftmals ſelbſt mit gelindem Zwang ein Aus⸗ 
gleich geſchaffen werden müſſen. Starre Formeln laſſen ſich 
da nicht aufſtellen. Bei einer geſetzlichen Regelung können 
zwar allgemeine Grundſätze normiert werden; die Ausführung im 
einzelnen müßte paritätiſchen Ausſchüſſen überlaſſen bleiben, die jeden 
einzelnen Fall ſorgfältig zu würdigen hätten. Die Arbeitsnachweiſe 
haben darin eine ungeheure Erfahrung bei der Erwerbsloſenfürſorge 
gewinnen können. Von manchen Fürſorgeausſchüſſen ſind Zehn⸗ 
„tauſende von Fällen erledigt worden, und zwar mit wachſendem 
Geſchick und ohne daß erhebliche Mißbräuche zutage getreten wären. 
Nach der Entwicklung der letzten Jahre kann es nicht zweifelhaft 
ſein, daß ſolche empfindliche Unterſuchungen, ſolche heiklen Ent⸗ 


ſcheidungen, ähnlich wie auch ſonſt in der Sozialverſicherung und 


der Arbeitsvermittlung, dem Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Parteien, „paritätiſchen Ausſchüſſen“, anheimgegeben 
werden en 


4. Die neueren Pläne 


Der Weltkrieg brachte, wie bereis dargelegt, auf der einen 
Seite eine verhängnisvolle Arbeitslosigkeit mit 19, während auf 
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der anderen Seite die vorhandenen Verſicherungseinrichtungen durch⸗ 
aus verſagten. Um ſo ſtärker erſcholl der Ruf nach einer Reichs⸗ 
arbeitsloſenverſicherung, und zwar auf der Baſis der indirekten 
Kontrolle durch den Arbeitsnachweis. Von hoher Bedeutung war, 
daß die freien Gewerkſchaften, die vor dem Kriege ſtets die Arbeits⸗ 
loſenfürſorge mit größter Entſchiedenheit als ihr Monopol vertei⸗ 
digten, freilich auch öffentliche Unterſtützung nicht verſchmähten, ſich 
alſo zum Genter Syſtem bekannten, ſich nunmehr mit der öffent⸗ 


lichen Arbeitsloſenverſicherung zu befreunden begannen. Auch in 


dieſen Kreiſen wurde jetzt die gewaltige Überlegenheit zugeſtanden, 
die der Anſchluß an das große nationale Werk der Sozialverſiche⸗ 
rung gegenüber allen kleineren Einrichtungen bietet. „Die un⸗ 
geheuren Arbeitsloſigkeitsausgaben im erſten Kriegsjahre“, ſo wird 
von dieſer Stelle erklärt!, „haben die Gewerkſchaften veranlaßt, 
von dieſer Forderung (Genter Syſtem) abzugehen und dafür die 
obligatoriſche Arbeitsloſenverſicherung vorzuziehen. Ihre Einrich⸗ 
tungen würden den großen Unterſtützungsanſprüchen während der 
Übergangswirtſchaft ſchwerlich auf die Dauer gewachſen bleiben und 
können daher nicht zu finanziellen Trägern öffentlicher Fürſorge 
während dieſer Zeit gemacht werden.“ 

Bei der großen Rolle, die die Gewerkſchaften im neueſten 


Deutſchland ſpielen, verdienen Erwähnung auch ihre poſitiven | 


Wünſche, denen die Reichsregierung anſcheinend in manchen Punkten 
entgegenkommen will. Dieſe Wünſche ſind vereinigt in einer Reihe 
von Leitſätzen „Zur geſetzlichen Regelung der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung und der Arbeitsvermittlung”, die ſchon Anfang 1918 auf⸗ 
geſtellt und in der Vorſtändekonferenz am 25. März 1918 gebilligt 
wurden. Dieſe Leitſätze entſprachen im weſentlichen, nicht aber in 
allen Einzelheiten, den oben angedeuteten Geſichtspunkten. Gefordert 
wurde die „Erfaſſung aller Arbeiter und Angeſtellten ohne Unter⸗ 
ſchied des Geſchlechtes, Berufs, Alters und der Riſiken. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht ſoll ſich auf alle gegen Lohn oder Gehalt regel⸗ 
mäßig beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten bis zu einem Jahres⸗ 
einkommen von 5000 Mk. erſtrecken“. Organiſatoriſch wurde eine 
Anlehnung an die Invalidenverſicherung, zugleich aber auch eine 
enge Verbindung mit dem Arbeitsnachweis befürwortet. Es ſollten 
keine beſonderen ö ausgegeben, ſondern Zuſchläge zu den Bei⸗ 
BB 1 Due ee oe 3 


1 Correſpondenzblatt der Gewerkſchaften Deutſchlands, 28. . 1918, 
Nr. 43. 
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trägen erhoben werden. Soweit die Verſicherten der Invaliden⸗ 
verficherung nicht unterſtänden, ſeien für fie beſondere Beitrags⸗ 
karten und ⸗marken zu verwenden. Beim Anſchluß an die Invaliden⸗ 
verſicherung würden, ſo hoffte man, „für den größten Teil der Ver⸗ 
ſicherten die Beitragserhebungskoſten erſpart“. Die Invaliden⸗ 
verſicherungsanſtalten hätten die Zuſchläge dann an die „Verſiche⸗ 
rungskaſſe gegen Arbeitsloſigkeit“ weiterzuleiten und dieſe Kaſſe, der 
Verwaltungsſtellen nach Bedarf anzugliedern wären, hätte die eigent⸗ 
liche Verſicherungsarbeit durchzuführen. Die Koſten hätten Arbeit⸗ 
nehmer und Arbeitgeber je zur Hälfte zu tragen; doch erſtattet das 
Reich „dieſen Kaſſen ein Drittel der für Arbeiksloſenunterſtätzung 
gemachten Aufwendungen“. 

Nach der Revolution kamen auch dieſe Beſtrebungen! in ſchnelleren 
Fluß. Schon in den erſten Kundgebungen des Rates der Volks⸗ 
beauftragten wurde der Verpflichtung gedacht, die Arbeitsloſen zu 
verſorgen. Es folgte aber nur eine reichsrechtliche Regelung der 
Erwerbsloſenfürſorge, wenn auch das weitere Ziel einer Reichs⸗ 
arbeitsloſenverſicherung nicht aus dem Auge verloren wurde. So 
wurde in § 1 des Sozialiſierungsgeſetzes vom 13. März 1919 nicht 
nur eine ſittliche Pflicht feſtgelegt, die geiſtigen und ſittlichen Kräfte 
zum Wohle der Allgemeinheit zu betätigen, es wurde auch die 
Arbeitskraft unter den beſonderen Schutz des Reiches geſtellt. 
„Jedem Deutſchen fol die Möglichkeit gegeben werden, durch wirt- 
ſchaftliche Arbeit ſeinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm Arbeits⸗ 
gelegenheit nicht nachgewieſen werden kann, wird für feinen not- 
wendigen Unterhalt geſorgt. Das Nähere wird durch beſondere 
Reichsgeſetze beſtimmt“.“ Inzwiſchen iſt geraume Zeit verſtrichen — 
das Reichsgeſetz über die Arbeitsloſenverſicherung iſt noch immer 
nicht erſchienen. Ja nicht einmal ein Entwurf liegt der Offentlich⸗ 
keit vor; nur ein Referentenentwurf iſt im Reichsarbeitsminiſterium 
ausgearbeitet und den engſten Intereſſentenkreiſen im November 1919 
unterbreitet worden. Dieſer vorläufige Entwurf beanſprucht aber 
auch für die weiteren Kreiſe der Söͤzialpolitiker wie der Politiker 


überhaupt großes Intereſſe, um fo mehr als er in den Grundzügen 


den Beifall wenigſtens der befragten Arbeiterführer gefunden hat 
und zudem aus manchen Anzeichen zu entnehmen iſt, daß weſent⸗ 
liche Anderungen nicht beabſichtigt ſind. Gerade wenn man dieſen 
Entwurf in entſcheidenden Punkten für unzureichend hält, iſt es ge⸗ 


1 Mal. auch Art. 163 der Reichsverfaſſung. | 
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boten, jetzt ſchon zu ihm Stellung zu nehmen, etwaigen Widerſpruch 

anzumelden — andernfalls könnte es zu ſpät ſein. Manche Vor⸗ 
kommniſſe des letzten Jahres zeigen, mit welcher Schnelligkeit mit⸗ 
unter Geſetze von großer Tragweite, auf die alle Welt ſeit langem 
gewartet hat, durch die parlamentariſchen Inſtanzen e 
gepeitſcht“ werden. 

Der Novemberentwurf des Reichsarbeitsminiſteriums, „Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes über die Arbeitsloſenverſicherung“ „ zerfällt in 
7 Abſchnitte und 117 Paragraphen. Er iſt verſicherungsrechtlich 
gut durchgearbeitet, wirtſchaftlich aber nicht ſehr befriedigend. In 
Form und Inhalt ſchließt er ſich ganz an die beſtehende Sozial⸗ 
verſicherung, beſonders, oft ſogar wörtlich, an das zweite Buch der 
RVO., an die Beſtimmungen über die Krankenverſicherung, an. 
Dagegen vermißt man vielfach eine Verwertung des ſonſtigen reichen 
Materials, das Wiſſenſchaft und Praxis im Inland und Ausland 
zuſammengetragen haben. Hier können nur die eee 
Normen berührt werden. 

Im 1. Abſchnitt: Umfang der Verſicherung 88 1—5, werben 
die verſicherungspflichtigen und verſicherungsfreien Perſonengruppen 
aufgezählt. Der Kreis iſt enger gezogen als bei der Kranken⸗ 
verſicherung. Die Hauptgruppen ſind die gewerblichen Arbeiter und 
die Privatangeſtellten, letztere aber nur, ſoweit nicht ihr regelmäßiger 
Jahresarbeitsverdienſt „5000 Mk. an Entgelt überſteigt“. Die Ver⸗ 
ſicherung beginnt mit dem 16. Lebensjahre. Verſicherungsfrei find 
Perſonen, die in gewerblichen Nebenbetrieben eines land⸗ oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebes beſchäftigt ſind, land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
liche Arbeiter, Beamte, die im Dienſt einer öffentlichen Körperſchaft | 
ftehen, Ruhegehaltsempfänger und andere mehr. c 

Die Träger der Verſicherung werden im 3. Abſchnitt has, 
nannt: „Als Träger der Arbeitsloſenverſicherung werden Arbeits⸗ 
loſenkaſſen errichtet, welche den allgemeinen Ortskrankenkaſſen an⸗ 
gegliedert werden“ (§ 27). Unter gewiſſen Umſtänden erfolgt auch 
eine Angliederung an die Knappſchafts⸗ und Landkrankenkaſſen. 
Die Geſchäftsführung liegt einem Vorſtand und einem Ausſchuß 
ob (§ 40 ff.). „Die Vorſtandsmitglieder der allgemeinen Ortskranken⸗ 
kaſſe . . . . führen die Geſchäfte der Arbeitsloſenkaſſe. Der Vor⸗ 
ſitzende des Vorſtandes der allgemeinen Ortskrankenkaſſe .. . . iſt 
zugleich Vorſitzender des Vorſtandes der Arbeitsloſenkaſſe ...“ 
(§ 41). „Der Ausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des für den 
Sitz der Kaſſe zuſtändigen Arbeitsnachweiſes oder ſeines Vertreters 
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und höchſtens 20 Vertretern der beteiligten Arbeitgeber und der 


Verſicherten. Arbeitgeber und Verſicherte ſenden je die gleiche Zahl 


Vertreter in den Ausſchuß. Den Vorſitz im Ausſchuß führt der 
Vorſitzende des Arbeitsnachweiſes oder fein Vertreter. ...“ 
($ 42). Der Ausſchuß ſetzt den Voranſchlag feſt, nimmt die Jahres⸗ 
rechnung ab, er kann Vereinbarungen mit Arbeitsnachweiſen und 
anderen Fürſorgeeinrichtungen beſchließen, die Errichtung von Melde⸗ 


und Zahlſtellen anordnen uſw. „Der Ausſchuß erläßt Vorſchriften 


über die Meldung und Überwachung der Arbeitsloſen. Sie be⸗ 
dürfen der Genehmigung des Verſicherungsamtes ...“ (S 50). 
Die Aufbringung der Mittel wird im 5. Abſchnitt ge⸗ 
regelt. „Die Mittel für die Arbeitsloſenverſicherung ſind durch Bei⸗ 
träge von den. Arbeitgebern, den Verſicherten, dem Reich und dem 
für den Kaſſenbezirk zuſtändigen Gemeindeverband aufzubringen. 
Die Arbeitgeber und die Verſicherten entrichten für jede Woche der 
verſicherungspflichtigen Beſchäftigung (Beitragswoche) laufende Bei⸗ 
träge zu gleichen Teilen. Die Beiträge des Reiches und des Ge⸗ 
meindeverbandes betragen je ein Viertel der eingegangenen Bei⸗ 
träge der Arbeitgeber und Verſicherten“ ($ 67). „Für Männer 
und Frauen ſowie für Verſicherte von 16—21 Jahren und über 
21 Jahre find beſondere Beiträge feſtzuſetzen“ ($ 68). „Die Satzung 
kann für Verſicherte, die in Betrieben beſchäftigt werden, die ihrer 
Art nach alljährlich regelmäßig eingeſchränkt oder zeitweilig eingeſtellt 
werden (Saiſonbetriebe) die Beiträge der Arbeitgeber und Ver⸗ 
ſicherten auf das Doppelte der Beiträge für die anderen Verſicherten 
erhöhen, ſofern ſie den Verſicherten bei Arbeitsloſigkeit die volle 
Unterſtützung gewährt“ (§ 71). Die Beiträge find fo bemeſſen, 
daß ſie mit den anderen Einnahmen zuſammen zwei Drittel der zu⸗ 
läſſigen Ausgaben der Kaſſe decken (§ 72). Es werden Rücklagen 
angeſammelt, aus denen auch allgemeine Maßnahmen zur Verhütung 
der Arbeitsloſigkeit unterſtützt werden ſollen (§ 63 ff.). Überſteigen 


die Einnahmen der Kaſſe die Ausgaben, ſo iſt mindeſtens die Hälfte 


des Überſchuſſes zu gleichen Teilen unter die Arbeitgeber und die 
Verſicherten zu verteilen (§ 74ff.). Doch ſollen dieſe Rückerſtattungen 
nur als Prämien für ſolche Arbeitgeber dienen, die durch eine Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit einer Arbeitsloſigkeit in ihrem Betriebe be⸗ 
gegnet ſind, und für ſolche Arbeitnehmer, „für welche im abgelaufenen 
Geſchäftsjahr mindeſtens für 26 Wochen Beiträge entrichtet wurden 
und welche eine Arbeitsloſenunterſtützung nicht erhalten haben.“ 
Die Zahlung der Beiträge erfolgt durch die Arbeitgeber, die den 
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Verſicherungspflichtigen ihren zu N Beitragsteil bei der 
Lohnzahlung abziehen. 


Die Leiſtungen der Arbeitsloſenverſicherung beſtehen, ab⸗ 


geſehen von den Verhütungsmaßnahmen in der Unterſtützung bei 
Arbeitsloſigkeit (§ 6ff.). Eine ſolche Unterſtützung „wird nur ge⸗ 
währt, wenn der Verſicherte in den 12 Monaten vor dem Eintritt 
der Arbeitsloſigkeit 26 Wochen hindurch Beiträge geleiſtet hat“ 


($ 8). Der Arbeitsloſe iſt gehalten, eine Beſcheinigung des Arbeits⸗ 


nachweiſes zu erbringen, wonach ihm innerhalb drei Tagen ſeit 
Verlaſſen ſeiner letzten Arbeitsſtelle eine paſſende Arbeit nicht nach⸗ 
gewieſen werden konnte. „Als paſſende Arbeit gilt jede Beſchäfti⸗ 
gung, welche dem Verſicherten unter billiger Berückſichtigung ſeiner 
Ausbildung, ſeines bisherigen Berufs und ſeines Familienſtandes 


zugemutet werden kann, ſofern für die nachgewieſene Arbeit mindeſtens 


der Ortslohn gewährt wird, ſie die Geſundheit nicht ſchädigt und 
die Unterbringung ſittlich bedenkenfrei iſt. Eine Beſchäftigung in 
einem Betriebe, in welchem Stellen infolge von Streik oder Aus⸗ 
ſperrung frei ſind, braucht der Verſicherte nicht anzunehmen“ (§ 9). 


Arbeitsloſengeld wird binnen 12 Monaten nur auf die Dauer von 


insgeſamt 13 Wochen gewährt. Wer ſeine Stelle freiwillig auf⸗ 


gegeben oder wegen Streiks oder ſchuldhaften Verhaltens verloren 


hat, darf auf mindeſtens drei Wochen keine Unterſtützung empfangen. 


—. 


Ebenſo wird die Unterſtützung „nicht gewährt, wenn dem Ver⸗ 


ſicherten eine paſſende Beſchäftigung nachgewieſen wurde, er dieſe 
aber ohne triftigen Grund nicht angenommen oder eine angenommene 
nicht angetreten hat“ (§ 13). Die Unterſtützung wird im allge⸗ 


meinen vom dritten Tag der Arbeitsloſigkeit ab in der Höhe des 


Ortslohnes gewährt. Für ledige Verſicherte und für Verſicherte in 
Saiſonbetrieben kann ein niedrigerer Betrag gewährt werden, jedoch 
nicht unter der Hälfte des Ortslohnes. Ebenſo kann die Satzung 
beſtimmen, „daß bei einer Arbeitsloſigkeit von mehr als 6 Wochen 
Dauer die Leiſtungen bis auf die Hälfte des Ortslohnes herab⸗ 
geſetzt werden“. 


Über die finanzielle Tragweite des Reichsplanes findet ſich in 


der Preſſe nur eine kurze Notiz. Danach wurde bei den erſten Be⸗ 


ſprechungen der Berufsverbände im Reichsarbeitsminiſterium am 
29. November 1919 die e der Arbeitsloſen bei u | 


1 Der Bertnefe, 15. Jahrg., Nr. 49, S. „ 


\ 
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10 Millionen Verſicherten aut 250 000 Perſonen gefhäßt!. Würde 
der tägliche Unterſtützungsſatz 3 Mk. betragen, ſo wären für Unter⸗ 
ſtützungen jährlich 275 Mill. Mk. bereitzuſtellen. Der jährliche Ge⸗ 
ſamtausgabepoſten würde dann mit den übrigen Unkoſten 380 Mill. Mk. 
betragen. 


5, Zur Kritik des Geſezen three 


| Der im Umriß wiedergegebene Geſetzentwurf bedürfte ein⸗ 
dringender Kritik, Paragraph für Paragraph, wenn er die end— 
gültige, für das Parlament beſtimmte Faſſung darſtellte. Dann 
wären Fragen in großer Zahl und von ſehr verſchiedener Bedeutung 
aufzuwerfen. Hier können nur einige wenige berührt werden. Zu: 
nächſt wäre zu erörtern, ob der Umfang der Verſicherung richtig 
gewählt worden iſt, nicht zu groß und nicht zu klein. Auch nach 
dieſer Richtung hin werden die Meinungen weit auseinandergehen?. 
Die Gewerkſchaften zum Beiſpiel wünſchten im März 1918, alle 
Arbeiter und Angeſtellten der Verſicherungspflicht zu unterwerfen; 
andere dagegen wollen dieſe Pflicht auf kleinere Schichten der 
Arbeiterſchaft, etwa Bauarbeiter und Landarbeiter, beſchränken. Da 
gibt es in der Theorie und in der Praxis die verſchiedenſten 
Meinungen. Der Entwurf will als Hauptgruppe Arbeiter und 
Angeſtellte der Landwirtſchaft ausſchalten, bei denen allerdings das 
Bedürfnis weniger groß ſein mag, die Kontrolle aber äußerſt 
ſchwierig iſt. Dennoch muß für ſpäter die Einbeziehung der Land— 
arbeiter ins Auge gefaßt werden, weil die Winterarbeitsloſigkeit 
auf dem Lande wächſt und weil ferner die Anziehungskraft der 
Landarbeit vergrößert, die Landflucht bekämpft werden muß. Sehr 
ſtrittig iſt die gleiche Frage hinſichtlich der Privatangeſtellten. Die 
Maximalgrenze von 5000 Mk. war ſchon Ende 1919 zu niedrig und 
iſt es heute erſt recht. Selbſtverſtändlich widerſprechen dem die 
Privatangeſtellten aufs lebhafteſte. Eine Erhöhung auf 12 — 15 000 Mk. 
würde gerechtfertigt ſein. 

Weiter wäre manches über die Stellung der Gewerkſchaften im 
Geſetzentwurf zu ſagen. Es ſcheint zwar, als ob man von dieſer 
Seite im allgemeinen von dem Entwurf befriedigt wäre, der ja auch 


1 Übrigens genau übereinſtimmend mit der vom Verfaſſer geſchätzten durch⸗ 
ſchnittlichen Arbeitsloſigkeit von 2½ ⅝è (a. a. O. S. 35). Das war aber im 


Jahre 1913. Die künftige Entwicklung iſt ganz ung bee Doch erſcheint 


obige Schätzung ſehr optimiſtiſch. 
2 Vgl. dazu Kumpmann, a. a. O. S. 214 ff. 


! 
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den Arbeiterverbänden in vielen Punkten ſehr günſtig iſt. Während 
man früher die eigene gewerkſchaftliche Verſicherung mit Feuereifer 
verteidigt hatte, ſcheint man dieſe jetzt reſtlos fallen laſſen zu wollen. 
Es iſt aber vielleicht nicht ausgeſchloſſen, daß ein ſolcher unvermittelter 
Übergang für die Gewerkſchaften zwar nicht einen „vernichtenden 
Schlag“, wie man vordem meinte, wohl aber eine ernſte 
Schädigung bedeutet. Wer die außerordentlich bedeutſame Rolle 
gerade der Arbeitsloſenverſicherung in der Geſchichte des deutſchen 
Gewerkvereinsweſens kennt, wird, ſofern er die Gewerkſchaften nicht 
nur für nötig, ſondern für unentbehrlich hält, eine Berückſichtigung 
ihrer Kaſſen wünſchen. Unter gewiſſen Bedingungen ſollte ihnen 
die Verwaltung der ſtaatlichen Verſicherung für ihre Mitglieder 
überlaſſen werden. Fingerzeige dafür, wie das geſchehen kann, gibt 
Fe der gewerkſchaftliche Geſetzentwurf von 1918, der da wohl etwas 
weit geht; namentlich aber bietet die engliſche Verſicherung Anhalts. 
punkte !, die überhaupt eine noch lange nicht ausgeſchöpfte Fund⸗ 
grube für die heutigen Beaxbeiter ſein könnte. 

Ebenſo bedürfen der Nachprüfung die Leiſtungen, die der Ent- 
wurf vorfieht. Eine Höchſtdauer der Rentenzahlung von 13 Wochen 
liitt ſicher zu kurz, zumal für Saiſonarbeiter; 26 Wochen, wie der 
gewerkſchaftliche Vorſchlag lautete, wäre richtiger. Auf den Familien 
ſtand müßte weit wehr Rückſicht genommen werden uſw. . 

Das alles aber wären kleinere Sorgen. Vieles wird ſich von 
ſelbſt im Laufe der Zeit ausgleichen. Sodann wird man ja auch 
Erfahrungen ſammeln. Überhaupt wird man ſich auf einem ſo 
delikaten, wenig betretenen, in manchen Teilen noch unerforſchtem 
Gebiet, wie es die Arbeitslosigkeit und ihre Bekämpfung iſt, erſt 
allmählich orientieren. Zwei Hauptpunkte aber find. jo erheb⸗— 
lich für den ganzen Erfolg, daß zu ihnen Stellung genommen werden 
muß. Auch wenn man von dem vorliegenden Entwurf abſieht, hängt 
die Zweckmäßigkeit des organiſatoriſchen Aufbaues der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung in hohem Grade von der Löſung dieſer Fragen ab. 
Dieſe beiden Einwände betreffen: 1. den Anſchluß der 
neuen Verſicherung an die Krankenkaſſen; 2. das. N 
Fehlen einer geſunden Riſiko verteilung. I eo 

Ein Bedenken, das für jeden Sachverſtändigen ſchwer wiegen u | 
iſt, daß unſer . das wichtigſte Ergebnis der bisherigen Entwick⸗ 


1 Vgl. sich § 14 der Reichsverordnung. über Erwerbsloſenfürſorge vom 
26. Januar 1920; ferner Kumpmann, a. a. O. S. 86, und beſonders: Die 
Gewerkſchaften und die öffentliche Arbeitsloſenverſicherung, Wien 1914, S. 33 ff. 
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lung unbeachtet gelaſſen hat, indem er die Krankenkaſſen zu Trägern 
der Arbeitsloſenverſicherung zu machen gedenkt. Welche Gründe für 
dieſe Art: des Aufbaues ſprechen ſollen, iſt nicht ohne weiteres er⸗ 
ſichtlich. Man könnte an ein Entgegenkommen gegenüber den gewerk⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen denken. Die allgemeinen Ortskranken⸗ 
kaſſen ſtehen bekanntlich unter dem Einfluß der organiſierten Arbeiter: 
ſchaft; bei den übrigen Zweigen der Sozialverfiherung iſt die 
Machtverteilung weſentlich anders. Wie erwähnt, ſoll der Vor⸗ 
ſtand der allgemeinen Ortskrankenkaſſe zugleich die Verwaltung der 
Arbeitsloſenverſicherung in die Hand nehmen. Jedenfalls wäre das 
kein Moment, das beſondere Anerkennung verdient. In den Fach- 
zeitſchriften der Angeſtelltenverbände erwähnt man auch einen anderen 
Grund: bei den Beſprechungen im Reichsarbeitsminiſterium habe 
der Regierungsvertreter auf Eile gedrängt; noch aber liege das 
Reichsgeſetz über den Arbeitsnachweis nicht vor, weshalb auch ein 
Anſchluß an die Organiſationen der Arbeitsvermittlung nicht in 
Frage komme. Natürlich iſt auch dieſer Hinweis ganz unhaltbar, 
zumal das Arbeitsnachweisgeſetz in kürzeſter Zeit erſcheinen dürfte. 
Man hat außerdem behauptet, die Angliederung an einen Zweig der 
beſtehenden Sozialverſicherung wirke verbilligend, in den Kranken⸗ 
kaſſen ſeien ſchon leiſtungsfähige Verſicherungsverbände vorhanden, 
die auf paritätiſcher Grundlage erhalten und verwaltet würden. 
Aber dieſes Sparſamkeitsmoment iſt um ſo weniger beachtlich, als die 


Krankenkaſſen ja ſehr verzettelt find; es müßten fich alſo mindeſtens 


die Mitglieder der Betriebs⸗, Innungs⸗, Erſatzkrankenkaſſen auch 
noch den Ortskrankenkaſſen anſchließen, was nebenbei bemerkt eine 
weſentliche Schwächung dieſer kleinen Kaſſen bedeuten würde. Wenn 
man ſchon die Arbeitsloſenverſicherung einem der anderen Zweige 
anſchließen will — was in jedem Falle unratſam erſcheint —, dann 
wäre es doch richtiger, dieſe Angliederung an die einheitlichere 
Invalidenverſicherung vorzunehmen, wie es von den Gewerkſchaften 
gewünſcht worden war. Zu beachten iſt auch, daß die Kranken⸗ 
verſicherung nicht ſcharf beruflich abgegrenzt iſt und daher einen 
befriedigenden Ausgleich der Gefahren innerhalb der Berufsgruppen 
unmöglich macht. Deshalb wollten früher namhafte Autoren, wie 
Herkner, Zacher, Buſchmann, die Berufsgenoſſenſchaften der Unfall⸗ 
verſicherung mit der Arbeitsloſenfürſorge betrauen. Es ſind das 
alles Fragen, die ſeit vielen Jahren ſchon beſprochen worden ſind 
und eigentlich als erledigt gelten konnten. Auch der Vorſchlag einer 
Verbindung von Krankenkaſſe und Arbeitsloſenverſicherung iſt nicht 
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neu. Seit 1902 hat man ihn häufig erwogen, beſonders im An⸗ 
ſchluß an die — -faft allſeitig abgelehnten — Vorſchläge von 
L. Tiſchendörfer. 

Gewiß, die Arbeitsloſenverſicherung ſoll nicht allein ſtehen, ſie 
ſoll ſich anlehnen, aber nicht an die Krankenverſicherung, ſondern 
an die lokale, interlokale und nationale Organiſation 
des Arbeitsnachweisweſens. Das iſt ein Gedanke, der immer 
wieder theoretiſch mit allem Nachdruck betont, praktiſch konſequent 
verwirklicht werden muß. Schon oben iſt dieſe enge Verbindung 
geradezu als der Zentralpunkt des ganzen Verſicherungsplanes hin⸗ 
geſtellt worden. Zutreffend hat einmal Churchill die beiden Einrichtungen 
in ihrer gegenſeitigen Unentbehrlichkeit und Ergänzung mit „Mann 
und Frau“ verglichen. Nach allem bereits Dargelegten könnte man 
auch ſagen: eine Arbeitsloſenverſicherung ohne Anſchluß an den Arbeits⸗ 
nachweis iſt ungefähr ebenſo hilflos und unwirkſam wie eine Kranken⸗ 


kaſſe, die auf die Verbindung mit dem Arzt verzichten wollte. Die 


Arbeitsnachweiſe allein können das „Kardinalproblem“ der Kontrolle 
löſen. Die Erfahrungen mit Arbeitsloſigkeit und Arbeitsmarkt, die 
ſie bei dem Wirrwarr der bisherigen Einrichtungen gemacht haben, 
ſind gar nicht hoch genug einzuſchätzen; auf jeden Fall müſſen ſie 

planmäßig nutzbar gemacht werden. ö . 

Auffallenderweife hat man dieſen wichtigen Punkt in der 

öffentlichen Kritik! nicht jo beachtet, wie er es verdient. Bei den 
grundſätzlichen Erörterungen in den früheren Jahren war man der 
hier aufgeſtellten Forderung immer näher gekommen. Auch in der 
Praxis geſtaltete man die Verbindung von Arbeitsloſenverſicherung 
und Arbeitsvermittlung immer inniger. Einen vollen Sieg errang 
aber das „Syſtem der indirekten Kontrolle“ mit dem großen eng⸗ 
liſchen Verſicherungswerk von 1911—1913. Auch die neueren Er⸗ 
fahrungen beſtätigen die Richtigkeit dieſes Syſtems durchaus. 
Eine unvoreingenommene Beobachterin wie G. Simons kommt nach 
einer Überſicht über die ganzen Kriegsmaßnahmen zu dem Urteil, 
daß eine allgemeine Angliederung der Arbeitsloſenhilfe an den 
Arbeitsnachweis das Ideal ſei: „es müſſen Fürſorgeamt und Arbeits⸗ 
nachweis nach den gleichen Grundſätzen und in enger Fühlungnahme 
miteinander arbeiten.“ Regelmäßig ſprechen ſich im ſelben Sinne die 
praktiſchen Arbeitsloſenpolitiker aus. Es iſt nur eine Stimme von 


Es fehlten ihr freilich auch die Unterlagen, da der Entwurf nicht im 
Druck erſchienen iſt. Eine ſehr energiſche Ablehnung bringt Die e 
Jahrg. 1919, Nr. 19. 
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vielen, wenn kürzlich in anderem Zufammenhang — bei der Beſprechung 
des Berliner Arbeitsmarktes — Fürchtenicht⸗Boening! Folgendes be— 
merkte: „Die ſchädliche Wirkung der bloßen Kontrolle, ohne gleich— g 
zeitige Vermittlungsmöglichkeit, auf die Pſyche der Kontrollierten 
ſcheint vielfach unterſchätzt zu werden; ſie muß notwendigerweiſe bei 
längerer Dauer abſtumpfend wirken, zur völligen Gleichgültigkeit 
und damit zur Zerſtörung unſeres einzigen wertvollſten Gutes, der 
von freudigem Wollen getragenen Arbeitskraft führen ... Eine 
beſondere Erſchwerung für die Durchführung der Ermwerbslofen- 
fürſorge in der Stadt Berlin iſt darin zu erblicken, daß hier — 
wohl einzig daſtehend im Reich — Erwerbsloſenfürſorge und Arbeits- 
nachweis in zwei völlig getrennten Dezernaten bearbeitet 
werden.“ Die nähere Schilderung zeigt dann gleichſam an einem 
Schulbeiſpiel, wie bei einem ſolchen AebenetnanperDengegen die ganze 
Arbeit nicht richtig funktioniert. 

Geenau das Gleiche würde auch bei einer Reichsarbeitsloſen⸗ 
verſicherung gelten, bei der die Beziehungen zum Arbeitsnachweis ſo 
loſe gefügt find, wie in dem fraglichen Entwurf geplant. Eine or- 
ganiſche Verbindung iſt da überhaupt nicht beabſichtigt. Vorgeſehen 
iſt nur eine Teilnahme der Arbeitsnachweisvertreter an der Ver⸗ 
waltung im Ausſchuß und eine „gutachtliche“ Mitwirkung derart, 
daß der Arbeitsloſe ſich zunächſt beim zuſtändigen Arbeitsnachweis 
melden und beſcheinigen laſſen muß, daß objektive Arbeitsloſigkeit 
vorliegt. Ferner hat auf Erſuchen der Arbeitsloſenkaſſe der Arbeits- 
nachweis „den geſamten Sachverhalt aufzuklären und ſich gutacht⸗ 
lich zu äußern“ (§§ 93 und 94). Endlich kommt noch § 50 in 
Betracht, nach dem der Ausſchuß „Vorſchriften über Meldung und 
überwachung der Arbeitsloſen“ erläßt. Er kann alſo auch den 
Arbeitsloſen die regelmäßige Meldung beim Arbeitsnachweis zur 
Bedingung machen. Er kann es, aber er muß es nicht. Dauernde 
Kontrollbefugniſſe des Arbeitsnachweiſes ſind nicht vorgeſehen. Einen 
entſcheidenden Einfluß auf die ganze Einrichtung der Arbeitsloſen— 
kaſſe hat er ebenſowenig wie die Arbeitsloſenkaſſe auf den Arbeits- 
nachweis. Das Gutachten des Arbeitsnachweiſes kann jederzeit un⸗ 
beachtet bleiben. Daß dieſes Nebeneinander bald zu einem Gegen— 
einander werden würde, iſt fraglos. Der Arbeitsnachweis würde 
zur „Stempelfabrik“ degradiert. Ein hervorragender Fachmann? 


1 Vgl. Der Arbeitsngchweis in Deutſchland, Jahrg. 7, 1920, Nr. 11. 
2 Hoffmann: Zwangsverſicherung gegen Arbeitsloſigkeit (Recht und 
ö 7. Jahrg., Februar 1920). 
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äußert ſich russ defend ſo: „Die Übertragung des Nachweiſes 


der Arbeitsſtellen und der Gewährung der Barleiſtungen an ver⸗ 


ſchiedenen Stellen erſcheint nicht angängig; ſie würde jedenfalls das N 


Schreibwerk ungemein vermehren, die Verwaltung erheblich verteuern 


und keine ſichere Gewähr dafür bieten, daß mit der Zuweiſung der 
Stelle auch die Unterſtützung aufhört, zumal wenn die beiden Seiten 


die Verpflichtung zur Annahme einer angebotenen Stelle RO 


beurteilen.” 

Wie poſitiv die Arbeitsloſenverſicherung aufzubauen wäre, u 
früher wenigſtens berührt. Ihr Platz iſt innerhalb des 
Stufenſyſtems der Arbeitsämter. Unter gemeinſamer Ver⸗ 


waltung mit dem Arbeitsnachweis würde die Verſicherungstätigkeit | 


in beſonderen Abteilungen durchzuführen ſein. Hierbei mag es 
immerhin der Koſtenerſparnis halber zweckmäßig ſein, daß von der 
Invalidenverſicherung die Beiträge mit eingezogen und an die Arbeits⸗ 
loſenkaſſe abgeführt werden. | 


Ebenſo ernſtliche Bedenken müſſen noch gegen einen zweiten 


Mangel des Entwurfs vorgebracht werden, der anſcheinend durch 
den erſten ſchon gegeben: gegen das Fehlen aller Gefahrenklaſſen. 
Da die Krankenverſicherung eine Abſtufung nach dem Verſicherungs⸗ 
riſiko weniger notwendig hat, fehlt fie dart faſt vollſtändig. In⸗ 
dem man die beiden Verſicherungszweige vereinigen will, hat man 
auch für die Arbeitsloſenverſicherung auf eine Abſtufung der Bei⸗ 
träge nach der Gefahr verzichtet. Hier ft ſie aber die Voraus⸗ 


ſetzung jedes dauernden Erfolges. Eine geringfügige 


Rückſicht auf die Berufsriſiken findet ſich nur 1. bei den Saiſon⸗ 


arbeitern (88 14 und 75), 2. inſofern als etwaige Überſchüſſe der 
Kaſſe neben den Arbeitgebern auch den Verſicherten zugute kommen 
ſollen, die keine Arbeitsloſenunterſtützung in Anſpruch genommen 


($ 76). Nach der ganzen Faſſung der Beſtimmungen iſt dieſe Rückſicht⸗ 
nahme völlig unzureichend, um ſo mehr als ſelbſt für die Saiſon⸗ 
arbeiter die Satzung Sondervorſchriften nur erlaſſen kann, nicht muß. 


Auch der gewerkſchaftliche Entwurf konnte inſofern höhere Anſprüche 


nicht befriedigen, als auch er — und zwar bewußt und grundſätzlich 8 


auf Gefahrenklaſſen verzichtet hatte. Immerhin gab es wenigſtens eine 
gewiſſe Abſtufung der Beiträge und Leiſtungen nach den Lohnklaſſen. 
Es war dieſer Fehler um ſo merkwürdiger, als die eigenen Verſicherungs⸗ 
kaſſen der Gewerkſchaften ſich an die fachlich abgegrenzten, 
über ganz Deutſchland verbreiteten Berufsvereine anſchloſſen. 
Damit war für ſie eine glänzende Riſikoverteilung von ſelbſt gegeben. 
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Von dem Nies erte e wurf müſtte man erwarten, daß er 
überall auf der Höhe der modernen Verſicherungstechnik Steht. Unſer 
Verſicherungsweſen beruht nun zwar auf dem Gedanken der Inter⸗ 


eſſenſolidarität, die möglichen Laſten oder Schäden ſollen dem Ein⸗ 


zelnen abgenommen und auf einen größeren Kreis von Perſonen 
übertragen werden. Überſpannt man aber dieſen Solidaritäts⸗ 
gedanken, ſo wird der Bogen notwendig reißen. Das Riſiko der 


ekeinzelnen Mitglieder der Verſicherungsgemeinſchaft darf nicht allzu 
verſchieden groß ſein, weshalb man bisher überall, wo erhebliche Ver⸗ 
ſchiedenheiten dieſer Art vorhanden ſind, wieder kleinere Gefahren⸗ 


gemeinſchaften gebildet hat, fo bei den meiften Zweigen der Privat: 
verſicherung, ſo bei der Unfallverſicherung des Reiches. Bei der 


Arbeitsloſenverſicherung ſchwäͤnkt die Gefahr mehr 


als bei einer Verſicherungsart ſonſt. Die recht mangel- 
haften ſtatiſtiſchen Unterlagen zeigen wenigſtens das eine, daß 
Häufigkeit und Dauer der Arbeitsloſigkeit bei vielen Arbeitergruppen 
außerordentlich groß iſt, während bei anderen Arbeitsloſigkeit ſo 


gut wie gar nicht vorkommt. Von den Saiſonarbeitern, die viel⸗ 


leicht zwei Drittel der Arbeitsloſen ſtellen und wieder manche Ab⸗ 
ſtufungen aufweiſen, über Transportarbeiter, Buchdrucker uſw. bis 
zu einigen Kategorien von Fabrikarbeitern gibt es die verſchiedenſten 
Übergänge. Und bei den Privatangeſtellten liegen die Dinge wieder 


ganz anders. 


Freilich iſt eine ſachgemäße Abgrenzung von Gefahrenklaſſen 
außerordentlich ſchwierig. Die Arbeitsloſenſtatiſtik verſagt noch voll⸗ 
kommen. Aus dieſem Grunde hat man früher „Zwiſchenlöſungen“ 
geſucht, von denen eine oben beſchrieben wurde. Deren Hauptzweck 


ſollte ſein, eine brauchbare Statiſtik zu gewinnen. So hat man 


aauch in vergangenen Jahrzehnten öfter Verſicherungen ohne Ge— 


fahrenklaſſen aufgebaut; der Zuſammenbruch der ſelbſtändigen kom⸗ 
munalen Arbeitsloſenkaſſen iſt eine Folge der mangelnden Riſiko⸗ 
verteilung geweſen. Häufig hat man deshalb eine Begrenzung der 


Arbeitsloſenverſicherung empfohlen, bei der nur an gewiſſe Arbeiter⸗ 
ſchichten mit einheitlichem Riſiko gedacht war; ſo der Deutſche 
Städtetag von 1911 bei ſeinen Beratungen in Poſen, wo ſorg— 
fältigſte Individualiſierung, die „Herausarbeitung der in den ein⸗ 


zelnen Fällen ratſamen und verwendbaren Verſicherungseinrichtungen“ 


in den lehrreichen Verhandlungen gewünſcht wurde. In England 
hat man ſich dadurch geholfen, daß zunächſt nur gewiſſe Gruppen, 
in erſter Linie die Bauarbeiter, herausgegriffen und der Verſicherung 
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unterſtellt wurden. Auch bei dieſer Frage ſollte man die jüngſten 
Beobachtungen nicht ganz überſehen, die ebenſo den hier vertretenen 
Standpunkt aufs ſtärkſte bekräftigen. „Je gleichartiger die Für⸗ 


ſorgeberechtigten find, deſto leichter iſt nicht nur die Geſtaltung, 


ſondern auch die ſachgemäße Durchführung der Fürſorge. Das be⸗ 
weiſt auch die Textilarbeiterfürſorge im Vergleich zur allgemeinen 
Kriegserwerbsloſenfürſorge, ſo daß die Vorſchläge zu einer Zuſammen⸗ 
faſſung in Berufsgruppen in den Kriegserfahrungen eine ſtarke 
Stütze erhalten !.“ 

Wenn man darauf bedacht wäre, der Arbeitsloſenverſicherung 
jeden Kredit zu nehmen, ſo würde man das am ſicherſten erreichen, 


indem man die Arbeiter mit der verſchiedenſten Wahrſcheinlichkeit, 


arbeitslos zu werden, ohne Sonderung in gemeinſamen Kaſſen zu⸗ 
ſammenbrächte. Die Folge wäre die, daß die Arbeitgeber jedes 
Intereſſe an einer Einſchränkung der Arbeitsloſigkeit verlören; daß 
die beſſeren, fleißigeren und tüchtigeren Arbeiter mit Erbitterung 
auf ihre faulen und untüchtigen Berufsgenoſſen und mit größerer 
Abneigung noch auf die ganze Verſicherungsanſtalt blickten, daß die 
Berufsgruppen mit großer Arbeitsloſigkeit ſich auf Koſten ihrer 
regelmäßiger beſchäftigten Verſicherungsgenoſſen ungebührlich be⸗ 
reicherten. Die Arbeitsloſenverſicherung iſt notwendig, ſie wird 
kommen; aber ſie wird ohnedies bei pielen und nicht den ſchlechteſten 
Arbeitern wenig beliebt ſein. Man muß alles tun, um die Riſiko⸗ 
verteilung erträglich zu geſtalten. 

Nochmals jet bereitwilligſt zugegeben, daß hier höchſt ſchwierige 
Aufgaben vorliegen, die zur Zeit überhaupt ganz befriedigend nicht 
zu löſen ſind. Die Statiſtik läßt uns im Stich. Außerdem liegt 
gerade auf dieſem Gebiet die Zukunft in undurchdringlichem Dunkel. 
Helfen kann man ſich nur, indem man ſich ähnlich der gewerkſchaft⸗ 
lichen Arbeitsloſenverſicherung und dem modernen Arbeitsnachweis 
an die herkömmlichen großen Berufsgruppen hält. Im Reichs⸗ 
geſetz wäre zu beſtimmen, daß die dem Arbeits 
nachweis angegliederten Verſicherungskaſſen regel⸗ 


mäßig gleichfalls in Fachabteilungen, und zwar in 


gleicher Zahl wie der Arbeitsnachweis, zerlegt werden. 
Nur auf dieſe Weiſe iſt vorläufig einigermaßen Befriedigendes zu 
erreichen. Die Verſicherung ſelbſt muß erſt die genauen ſtatiſtiſchen 
Kenntniſſe vermitteln, die aus vielen Gründen auf die un uns 


x Simons, a. a. O. S. 81. N 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. N f 13 


„> e 7 See . „re . A. Se 
5 Er . e 8 e 
* = 8 


194 e | Karl Kumpmann > er | bio 


erläßlich 13 Sf dann wird man auch die Gefahrenklaſſen ganz 
ſachgemäß bilden können. Es iſt durchaus denkbar, daß ſie in ihrer 
Abgrenzung nicht immer mit den Fachabteilungen des. Arbeits⸗ 
nachweiſes übereinſtimmen. Nach den wechſelnden Ergeb— 
niſſen dieſer Statiſtik würde man die Gefahren— 
klaſſen in größeren Zeitabſchnitten neu zufammen= 


‚stellen können. Empfehlenswert wäre es außerdem, durch 


Rückzahlungen an diejenigen Kaſſenmitglieder, die in einem gewiſſen 
Zeitraum keine oder beſonders geringe Unterſtützungen empfangen 
haben, die Gefahrenverteilung noch weiter zu korrigieren!. 


6. Die Beſchäftigung der Arbeitsloſen. 


| Wenn man alles getan hat, um der Arbeitsloſigkeit und der 
Arbeitsloſennot zu begegnen, dann bleibt ein großes und bisher zu 
Unrecht vernachläſſigtes Gebiet übrig, nämlich, die Beſchäftigung, 
körperliche und geiſtige, der Arbeitsloſen. Man muß ſich klar 
machen, daß die Arbeitsloſigkeit vielleicht ebenſo ſehr 
ein ſeeliſches wie ein materielles Übel iſt. Man muß 
verhüten, daß der Arbeitsloſe ſich als überflüſſiges Glied der Geſell⸗ 
ſchaft fühlt, daß er in der Kneipe und auf den Gaſſen herum⸗ 
lungert, daß namentlich die Jugendlichen ſich an Arbeitsſcheu und 
Schlimmeres gewöhnen. Die erzwungene Muße braucht nicht durch— 
aus ein Verhängnis im Leben des Arbeiters zu ſein; ſie könnte 
mitunter ſogar ihm zum wahren Segen werden, wenn einſichtige 
Sozialpolitiker und werktätige Menſchenfreunde ihn anleiten, ſeine 

Zeit für ſich ſelbſt und die Allgemeinheit nutzbringend zu verwenden. 


Was da geſchehen ſollte, kann nur kurz angeregt werden: 


. Beſchäftigung der Arbeitsloſen durch irgendwelche, 
ihren Kräften angemeſſene Tätigkeiten (alſo keine Notitandsarbeiten). 
Freilich iſt das bei gelernten Arbeitern nicht einfach, weit leichter 
bei ungelernten und Frauen. Verſuche dieſer Art ſind ſchon im 
Rahmen der „Erwerbsloſenfürſorge“ gemacht worden, allerdings mit 
ungleichen Erfolgen. Beſonders für erwerbsloſe Frauen gibt es in 
einer ganzen Anzahl von Städten — ſo in Berlin, neuerdings in 
großem Umfang in Düſſeldorf — Näharbeiten, auch Kurſe im Nähen, 

1 Auch würde ſich da ein Anſchluß an die engliſchen Beſtimmungen emp⸗ 
fehlen (vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 120, Anm. 1). Die Rückzahlungen nach 
§ 76 des Miniſterialentwurfes bieten kaum einen Anreiz zur Beſchränkung der 
Arbeitsloſigkeit. 
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Kochen, in der Säuglingspflege und in landwirtſchaftlichen Arbeiten. 
Solche Veranſtaltungen haben zugleich nach dem Urteil von Fach⸗ 
leuten in vorzüglicher Weiſe als Aufſichtsſtelle gewirkt, indem ſie 
dem Arbeitsamt eine genaue Kenntnis der Arbeitsluſtigen und 
-unluftigen verſchafften. Ferner könnten ſolche Arbeiten nach eng⸗ 
liſchem Muſter zur Prüfung der Arbeitsfähigkeit dienen “. Ungenügend 
vorgebildete oder aus anderen Gründen für beſtimmte Arbeiten 
ungeeignete Perſonen — zum Beiſpiel ältere Leute mit häufiger 
Arbeitsloſigkeit — müßten leichtere, für ſie paſſende Stellen zugewieſen 
erhalten. 


2. Es ſollte — wie es in England neuerdings im e 
hang mit der Arbeitsloſenverſicherung geſchieht — Arbeitsloſen, 
deren Geſchicklichkeit zu ihrem Berufe nicht ausreicht, die aber zu 
vollwertigen Arbeitern werden können, Gelegenheit zur Aus⸗ 
bildung gegeben werden. Sicher würde das praktiſch mühevoll, 
auch koſtſpielig ſein, aber ſich vielleicht doch lohnen. 

3. Eine beſonders wichtige, aber auch ſehr dornenvolle Sache 
iſt die Fortbildung der arbeitsloſen Jugendlichen. 
Großes ließe ſich da zum Wohle der Jugend wie des Wirtſchafts⸗ 
lebens erreichen, wenn dieſe Aufgabe auf Grund geſetzlicher Zwangs⸗ 
befugniſſe — die bei Erwachſenen nicht anwendbar ſind — und mit 
genügender Energie unternommen würde. Dieſe Fortbildung müßte 


ſowohl eine allgemeine wie eine fachliche ſein. Allerdings haben 


auch derartige Verſuche in Berlin, Düſſeldorf und anderwärts recht 
wenig erfreuliche Ergebniſſe gezeitigt?. Überall iſt hinderlich einer⸗ 
ſeits die Abneigung der Jugend gegen Kurſe dieſer Art, mel 
der ſtete Wechſel innerhalb des Schülerkreiſes. 


4. Man könnte und ſollte endlich auch die Volksbildung 
und ⸗unterhaltung in den Dienſt der Arbeitsloſen— 
pflege ſtellen. Volkshäuſer, Volkshochſchulen, Volksbibliotheken, 
Volksvorträge und anderes könnten dieſen Zwecken erſchloſſen werden. 

Im ganzen beſtätigt ſich, daß die Arbeitsloſenpolitik nichts 
Einheitliches und Einfaches, ſondern etwas ungemein Verwickeltes 
und Vielſeitiges iſt. Es gibt heute noch Leute, die fragen, ob es 
lohne, ſich e Mühe mit Elementen zu geben, die wenig leiſten 


1 Vgl. Kumpmann, a. a. O. S. 70. N 
2 Vgl. Düſſeldorfer Denkſchrift, S. 4. Die beiden Webb haben Pläne 


dieſer Art ausführlicher entwickelt, vgl. zum Beiſpiel: Das Problem der Armut, 


deutſche Ausgabe, 1912, S. 89. 
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und vielfach unliebenswürdig und minderwertig erſcheinen. Man 
macht ſich noch nicht eindringlich genug klar, daß, wie Bismarck es 
bereits erkannte, die Arbeitsloſigkeit den eigentlichen Be⸗ 
ſchwerdepunkt“ der Arbeiterklaſſe darſtellt, daß ſie aber 
auch die größte Gefahr für das ſoziale Zuſammen⸗ 
leben bildet, daß nach einem treffenden Wort Herkners die Geſell— 
ſchaft keinen aufrichtigen Frieden mit den Arbeitern ſchließen kann, 
„folange fie ihnen keine ausreichende Schutzwehr gegen den Abgrund 
der Arbeitsloſigkeit errichtet!“ | | 


„Wer der Vernunft dient, ö 
Kommt der Notwendigkeit zuvor“ (Herder). 


N a ch wort 
Nachdem dieſer Aufſatz in den Druck gegeben war, iſt der offi⸗ 


zielle Entwurf des Reichsarbeitsminiſteriums, „Entwurf eines Geſetzes 


über Arbeitsloſenverſicherung“, Anfang Mai dem Reichsrat über⸗ 
geben worden. Ihn eingehend zu würdigen, iſt nicht mehr möglich, 
auch ſtimmt er in den Hauptgrundſätzen mit dem beſprochenen 
Referentenentwurf überein. Im einzelnen ſind viele große und 
kleine Anderungen vorgenommen worden, manches iſt ſchärfer gefaßt, 
das ganze ſtraffer durchgearbeitet. Von prinzipieller Bedeutung ſind 
nur folgende Abweichungen: 

1. Der Umkreis der zu verſichernden Perſaſten iſt anders ab⸗ 
gegrenzt worden, Ausgenommen von der Verſicherungspflicht ſind 
jetzt namentlich „die Perſonen, für welche die Vorſchriften der 
88 416— 493 RVO. gelten“ (§ 2) — alſo die in der Landwirtſchaft 
Beſchäftigten, Dienſtboten, unſtändig Beſchäftigte, die im Wander⸗ 
gewerbe Beſchäftigten, Hausgewerbetreibende. Anderſeits iſt eine 
weſentliche Erweiterung vorgeſehen, indem den Wünſchen der Privat- 
angeſtelltenverbände entſprechend die Einkommensgrenze der An⸗ 


geſtellten von 5000 Mk. beſeitigt iſt. Mit gewiſſen Ausnahmen 


ſollen auch die mittleren und oberen Angeſtellten erfaßt werden 
.($$ 1 und 4). 
| 2. Träger der Verſicherung ſoll nicht. mehr die Ortskrankenkaſſe 
ſein, ſondern der Krankenkaſſenverband (vgl. §8 406 ff. RVO.), in 
dem die Krankenkaſſen eines Bezirks zuſammengefaßt ſind oder künftig 
zuſammengefaßt werden ſollen. „Der Kaſſenverband errichtet eine 
Arbeitsloſenkaſſe“ (§§ 33 ff.). „Vorſtand und Ausſchuß des Kaſſen⸗ 
verbandes beſorgen die Geſchäfte der Arbeitsloſenkaſſe“ (§ 34). 
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„Der Vorſtand erläßt Borfriften über Meldung und Überwachung 
der Arbeitsloſen“ (§ 46). 

3. Das Verhältnis des Arbeitsnachweiſes zur Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung wird etwas anders geſtaltet. Auch nach dem neuen 
Entwurf ($ 74) ſoll der Arbeitsnachweis zunächſt die Ardeitsloſigkeit | 
beſcheinigen, bevor die Unterftügung beginnt. Doch werden feine 
Befugniſſe inſofern vergrößert, als „die Beſcheinigung des Arbeits- 
nachweiſes, daß dem Verſicherten eine paſſende Arbeit nicht nach⸗ 
gewieſen werden kann, für die Beurteilung der auf Grund dieſes 
Geſetzes geltend gemachten Anſprüche bindend iſt“ (§ 75). Die ſonſt 
möglichen Streitigkeiten zwiſchen Arbeitsnachweis und Arbeitsloſen⸗ 
kaſſe ſollen dadurch vermieden werden. 

4. Eine Rückerſtattung etwaiger Überſchüſſe, wie ſie nach § 74 ff. 


des erſten Entwurfes den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern in 


Ausſicht geſtellt war, iſt nicht mehr vorgeſehen. N | 
5. Nach dem neuen Entwurf (88 69 ff.) wie nach dem alten 
(§S§ 64 ff.) fol eine „gemeinſame Rücklage aller Verſicherungsträger“ 
gebildet werden, die vom Reichsarbeitsminiſter verwaltet und zur 
Verhütung von Arbeitsloſigkeit verwendet wird. Nach dem end⸗ 
gültigen Entwurf wirkt bei der Verwaltung ein Beirat aus Sach⸗ 
verſtändigen mit, dem der Leiter des Reichsamtes für en 

Arbeitnehmerorganiſationen angehören ſollen. 

Da die Grundlinien der beiden Entwürfe die 
gleichen ſind, ſo würde auch das kritiſche Urteil über 
den zweiten Entwurf keine Anderung erfahren können. 
Verzichtet man auf alle kleinlichen Bemängelungen, fo erſcheinen 
doch die oben vorgebrachten beiden großen Einwände derart gewichtig, 


daß eine Übernahme des Entwurfes durch die Geſetzgebung geradezu 


verhängnisvoll erſcheinen müßte. 

Daß und weshalb nicht die Krankenkaſſe — auch nicht ein 
Kaſſenverband — zur Durchführung einer Arbeitsloſenverſicherung 
geeignet erſcheint, wurde hinreichend betont. In der Begründung, 
die dem Entwurf beigegeben iſt, wird die Angliederung an den 
Arbeitsnachweis auf zehn Zeilen abgelehnt, die beſagen, es fehlten dem 
Nachweis die für die Verſicherung nötigen Einrichtungen (S. 27). Aber 


ſelbſtverſtändlich müßten dieſe Einrichtungen auch von den Kranken 


kaſſen noch erſt geſchaffen werden. Die ausſchlaggebenden ſachlichen 
Gründe für die Verbindung beider Anſtalten werden gänzlich ver⸗ 
kannt. Ja es wird jeder wirkliche Einfluß des Arbeitsnachweiſes, 
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ne ausgeſchaltet, da den Vorſitz im Ausſchuß nicht mehr, 
wie nach dem vorläufigen Entwurf, der Vorſitzende des Arbeits— 
nachweiſes führen ſoll: „Vorſtand und Ausſchuß des Kaſſen— 
verbandes beſorgen die Geſchäfte der Arbeitsloſenkaſſe“. 

Weiter wird wiederum von der unentbehrlichen Riſikoverteilung 
Abſtand genommen. Selbſt die ſchwachen Anſätze, die ſich im erſten 
Entwurf noch fanden, ſind beſeitigt worden, beſonders hat man den 
an ſich richtigen Gedanken der Überſchußverteilung fallen gelaſſen. 

Es wäre ſehr bedauerlich, wenn ein ſo lange und ſehnlich er— 
ſtrebtes Geſetz in eine Form gebracht würde, die ſeinen Wert und 
ſogar ſeine Lebensfähigkeit in Frage ſtellt. 
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Der Intereſſ engegenſatz gif chen Kauf⸗ | 
mann und Reeder in älterer Zeit, 
namentlich in Hamburg 


Von Dr. phil, und Dr. rer. pol. h. c. Ernſt Baaſch⸗ 
Freiburg i. B. 


dem Direktor der Kommerzbibliothek in Hambure 


Ei. nicht geringer Teil der wirtſchaftlichen Kämpfe aller Zeiten 
vollzieht ſich in der Form eines Intereſſenkampfes zwiſchen zwei 
Gruppen. Es iſt ein Kampf um die Bevorzugung des einen, die 
Zurückſetzung des anderen. So ſtreitet das Gewerbe mit dem 
Handel, die Landwirtſchaft mit der Induſtrie. Die ſtaatliche Be⸗ 
vorzugung oder Unterſtützung ſtellt den . dar, um den es fig 
bei dieſen Kämpfen handelt. 

Im allgemeinen weniger beachtet, wenn auch nicht unbekannt, 
iſt der Kampf zwiſchen den Intereſſen des Handels und der Reederei, 
des Kaufmanns und des Schiffers. Auch bei dieſem Kampf iſt die 
größere oder mindere Berückſichtigung des einen Teils das den Kampf 
hervorrufende und in ſeinem Verlauf beſtimmende Motiv. 


Zwiſchen Kaufmann und Reeder kann ein Intereſſengegenſatz 


erſt entſtehen, wenn beide nicht mehr dieſelbe Perſon darſtellen. Iſt 
der Schiffer zugleich der Befrachter, der Eigentümer der Ladung, 
ſo beſteht kein Grund zu einem Intereſſenſtreit; was etwa der 
Schiffer einbüßt, das kann der Kaufmann in ihm wieder wettmachen, 
und umgekehrt. Erſt mit dem Aufhören der Perſonalunion von 

Schiffer und Kaufmann, von Reeder und Befrachter wird der latente 
Gegenſatz lebendig. Das Intereſſe des Reeders an hohen Frachten, 
an einer möglichſten Ausnutzung feines Schiffsraumes, d. h. ſeines 
ſchwimmenden Kapitals, muß vielfach kollidieren mit dem Intereſſe 
des Kaufmanns an billigen Frachten, an ſchneller, ſicherer Beförde⸗ 
rung. Das war und iſt ſelbſtverſtändlich und findet ſeinen Aus⸗ 
druck in den Abmachungen privatrechtlichen Charakters über den 
Seetransport.. | - 


1 Da in obiger Darſtellung Reeder und Schiffer oft nebeneinander genannt 
werden, möge bemerkt werden, daß der Reeder ein Geſchäftsmann iſt, der für 
eigene oder fremde oder gemiſchte Rechnung ein Schiffahrtsunternehmen betreibt; 
ein Schiffer kann zugleich Reeder ſein, d. h. er betreibt dann mit eigenem, von 
ihm geführten Schiff ein Schiffahrtsunternehmen, indem er die Befrachtung 


U 
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Schwieriger aber. wird das Verhältnis zwiſchen beiden Inter⸗ 
eſſenten, wenn der eine oder der andere ſich nicht mit dem Ausgleich 


auf dem Wege des Wettbewerbes begnügt, ſondern eine Bevor— 
zugung in der Behandlung erſtrebt oder für ihn erſtrebt wird. Dann 
erſt wird der natürliche Intereſſengegenſatz, der ſich im normalen 


Verlauf der Dinge meiſt ausgleichen läßt, zu einem Streit um und 


gegen dieſe Bevorzugung. Jetzt handelt es ſich nicht mehr um den 
natürlichen Ausgleich zweier Geſchäftsrichtungen, ſondern um die 
größere oder geringere Würdigung, die dieſem oder jenem Gegner 
in der Auffaſſung des Staates und der Offentlichkeit zukommt; es 
iſt nicht mehr ein Kampf um das Privatintereſſe des einen wie des 
anderen, ſondern ein Kampf darum, ob das ſtaatliche, öffentliche 
Intereſſe ſich mehr dieſem oder jenem zuneigt. 

Wie und unter welcher Motivierung dieſer Streit ſich auf alt⸗ 
hanſeatiſchem Boden durch etwa ein Jahrhundert abgeſpielt hat, und 
wie er ſchließlich aus dem Rahmen ſtaatlicher Einmiſchung wieder 
in das breite Bett privatwirtſchaftlichen Ausgleichs übergeleitet iſt, 


das möge in folgendem kurz dargelegt werden. 


Am 6. November 1591 erließ der Rat von Hamburg einen 
„Schragen“ 1, durch den fremden Schiffer verboten wurde, ſich mit 
ihren ledigen oder halb geladenen Schiffen in Fracht zu legen und 


ſich befrachten zu laſſen, bevor die hamburgiſchen Bürger und 


Schiffer mit Fracht verſehen ſeien; auch ward den Schiffern, die hier 
mit Frachten ankamen, zwar geſtattet, ungehindert ihre Schiffe wieder 
zu beladen, doch durfte das nur auf die Häfen und Städte geſchehen, 


in denen ſie zu Hauſe waren; die dagegen Handelnden ſollten in 


50 Taler Strafe genommen werden ®. 
Dieſe Vorſchrift, die offenbar nur für die Weſtfahrt gelten 


ſollte, kam einer Bevorzugung der einheimiſchen Schiffe vor den 
fremden gleich und entſprach in dieſer Hinſicht im allgemeinen alter 


hanſeatiſcher Anſchauung und Praxis, wie fie ſich ſeit dem aus— 


entweder ſelbſt ausführt oder ihm die Ladung von anderen, d. h. Kaufleuten, 
anvertraut wird. Der weſentliche Unterſchied zwiſchen dem Reeder und dem 
Reederei betreibenden Schiffer beſteht darin, daß dieſer ſelbſt zur See fährt, der 
Reeder aber daheim bleibt. 

1 Er iſt im Wortlaut nicht bekannt; doch ergibt ſich ſein Inhalt klar aus 
dem durch ihn verurſachten Schriftwechſel; das Datum findet ſich in der unten 
zu erwähnenden Eingabe vom Auguſt 1662. 

2 Eine ähnliche Beſtimmung hatte ſchon 1587 der Bremer Rat erlaſſen 
und 1592 beſtätigt und erweitert e Forſchungen zur hamb. Handels⸗ 
geſchichte II, S. 101 f.). 
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gehenden 14. Jahrhundert, entwickelt und ihren erſten zuſammen⸗ 
faſſenden Ausdruck in den Befchlüffen des Hanſetages von 1417 ge⸗ 
funden hat!. Und wenn ſich die Beſchränkungen den Fremden in 
der Frachtſchiffahrt auch mehr in der Richtung auf das Verbot des 
Aufſuchens ungewöhnlicher Häfen, dem Verbot der Winterfahrt: ufw. 


bewegte?, ſo iſt doch zweifellos in der Vorſchrift von 1591, 


ſoweit ſie ſich gegen die Fremden wandte, nichts als eine Weiter⸗ 
entwicklung jener hanſiſchen Beſtimmungen zu ſehen. Aber, wohl 
gemerkt, nur ſoweit ſie ſich gegen die Fremden wandte. Schon zur 
Zeit des überwiegenden Einfluſſes der Hanſe haben ja die Beſchlüſſe 
der Hanſetage, die die Fremden ausſchloſſen oder beſchränkten, viel⸗ 
fach den Widerſpruch hanſiſcher Kreiſe hervorgerufen; ſo wurde der 
Ausſchluß der holländiſchen Schiffe vom Beſuch Livlands als dem 
Intereſſe dieſes Landes widerſprechend von Riga und den livländi⸗ 
ſchen Städten bekämpft. Doch bewegte ſich Aıch dieſer Widerſpruch 
noch auf dem Boden des hanſiſchen Handelsſyſtems und war ver⸗ 
urſacht nur durch die Rückſichtnahme auf den Ordens. 

Anders war es nun Ende des 16. Jahrhunderts in Hamburg. 
Hier erhob ſich der Widerſpruch gegen jene Anordnung nicht etwa 
aus einer Parteinahme für die Fremden, ſondern aus der Gegner⸗ 
ſchaft zwiſchen Schiffern und Kaufleuten. In Hamburg ſtand die 
Reederei damals und noch ſpäterhin durchaus nicht in ſo enger 
perſönlicher Verbindung mit dem Seehandel, wie man wohl ange⸗ 
nommen hat“. Wohl beſaß mancher Kaufmann ganze Schiffe oder 
Partenanteile in ihnen, aber es gab zahlreiche Kaufleute, die See⸗ 
handel trieben, ohne als Schiffseigentümer in unmittelbaren Ge 
ſchäftsbeziehungen zur Reederei zu ſtehen. Was Se fur = 


D 


1 Vgl. Stein, Zeitzige zur Gand ber deutſchen Hanse (Gießen 
1900), S. 12 9. | Neri 

2 Ebenda S. 128. en 

3 Ebenda ©. 133 f. 

4 So zum Beiſpiel Eucken, Die Verbandsbilbung in der ar 
(1914), ©. 1. „Urſprünglich war die Reederei verbunden mit dem Seehandel, 
und dieſe Vereinigung hat ſich in größerem Maße bis in die erſten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts gehalten. Schon im Mittelalter machten ſich zwar Anſätze 
zur Trennung der beiden Gewerbe bemerkbar.“ Dem gegenüber muß feſtgeſtellt 
werden, daß wenigſtens für Hamburg im 16., 17. und bis ins 18. Jahrhundert 
hinein dieſe Vereinigung nicht als Regel beſtand, ſich erſt allmählich vollzog und 
auch dann nie zu einer allgemein beſtehenden Tatſache geworden iſt. 

5 Schmollers Jahrbuch XVII (1893), S. 368 f.; vgl. auch v. Below in 
Conrads Jahrbüchern, 3. Folge, Bd. 20 (1900), S. 44 ff. | 
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das 15. Jahrhundert und für die Zeit bis ins 18. Jahrhundert 
hinein annimmt: „Die Reeder der italieniſchen, ſpaniſchen, franzö⸗ 
ſiſchen und deutſchen Seeſtädte ſind vielfach zugleich große Kaufleute, 
die ihre eigenen Schiffe haben; aber es iſt dies nicht notwendig der 
Fall; ja es überwiegt wohl die Regel, daß die handelnden Kauf: 
leute und die Reeder verſchiedene Perſonen ſind, oder daß wenigſtens 
der Kaufmann lieber — ſchon um der Gefahr willen — von vielen 
Schiffen Einzelanteile erwarb und ſeine Waren auf verſchiedenen 
Schiffen unterbrachte“!, dies Verhältnis wird im allgemeinen auch 
für Hamburg zutreffen, wobei es dahingeſtellt bleiben muß, in 
welchem Umfange und Maßſtabe die Reederei als ſelbſtändiges Ge⸗ 
werbe von Reedern oder von den Schiffern ſelbſt betrieben wurde 
oder endlich Kaufleute als Parteninhaber an der Reederei beteiligt 
waren. | | 

Jedenfalls iſt e3”begreiflih, daß die Kaufleute, die Befrachter, 
in der genannten Vorſchrift von 1591 eine Tendenz fanden, gegen 
die ſie Front machten. Sie ſchrieben es dem Beſtehen jenes 
Schragens zu, daß die hamburgiſchen Schiffer ſich nicht mehr ſtreng 
an die Beſtimmungen der Konnoſſemente hielten, daß ſie zum Bei⸗ 
ſpiel, wenn ihnen die Fahrt um Schottland herum vorgeſchrieben 
war, lieber durch den Kanal fuhren oder es vorzogen, ohne Konnoſſe⸗ 
mente ihre Reiſe anzutreten, was übrigens durchaus nichts Unge⸗ 
wöhnliches in der damaligen nordeuropäiſchen Schiffahrt war. Durch 
die Ausſchaltung der fremden Schiffer würde, ſo legten ſie dar?, 
nur der Mutwille und der Eigenſinn der hamburgiſchen Schiffer ge— 
ſtärkt. Letzten Endes aber erblickten die Kaufleute in der Aus: 
ſchaltung der Fremden eine Verletzung der „bürgerlichen Freiheit“, 
einen Verſtoß gegen die „freie Kaufmannſchaft“, eine unbillige Be— 
vorzugung der Schiffer und Reeder, die zur Folge habe, daß die 
Frachten von Hamburg auf Liſſabon auf 13— 20 Dukaten pro Laſt 
geſtiegen ſeien, während fie von Lübeck auf Liſſabon nur 8—8 / Du⸗ 
katen betrüge. Aber die Folgen jenes Vorgehens gegen die fremden 
Schiffer gingen nach Anſicht der Kaufleute noch weiter. Oft hatte 
ſich ein Kaufmann mit einem Schiffer über die Fracht geeinigt und 
der erſtere ſich gebunden; wenn dann der Schiffer mit ſeinen Mit⸗ 


1 Doch fielen Ladungsparten und Schiffahrtsparten wohl ſelten zuſammen, 
namentlich nicht in ſpäterer Zeit. 

2 1599, Febr. 16; März. Die meiſten hier benutzten Aktenſtücke finden 
ſich im Hamburger Staatsarchiv Cl. XI. Spec. Lit. S no. 3 vol. 2 fasc. 2, 4. 
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reedern ſich beſprach und dieſen die abgemachte Fracht nicht genügte, | 
ſo brachten die Reeder es dahin, daß nicht nur das Schiff nicht 
abfuhr, ſondern auch anderen Schiffern und Reedern dies mitgeteilt 
wurde und ſie einen Ring bildeten, deſſen Forderungen der Kauf⸗ 
mann preisgegeben war. Dann lagen die Schiffe wohl manchmal 
wochenlang auf der Unterelbe und ſchützten widrigen Wind vor, um 
nicht abzufahren und auf die Kaufleute einen Druck auszuüben. 
Alle dieſe Mißſtände ſchrieben die Kaufleute der Ausſchaltung der 
fremden Konkurrenz zu; ſie forderten deshalb die freie Wahl der 
Schiffe, fremder oder einheimiſcher, für die und pre: 
Güter.. 
Die demgegenüber von den Reedern 18 Schiffern für die 
Einſchränkung der fremden Schiffe angeführten Gründe beſtanden 
zunächſt darin, daß die Fremden weder Schatz noch Schoß noch Zu⸗ 
lage entrichteten; und mit dieſer Steuerfreiheit verbanden nach ihrer 
Darſtellung die fremden Schiffe einen ſittlichen Tiefſtand, der ernfte - 
Bedenken erregen müſſe; es wären Leute, die mit „diebiſchen, bubiſchen 


und anderen ungebührlichen hendeln ſich behülfen und umgingen“; 


dennoch begehrten ſie mehr Freiheit als diejenigen, die in Friedens⸗ 
und Kriegszeiten, Glück und Unglück mit Leib, Gut und Blut des 
RNats und dieſer Stadt „Reputation, Würden und Beſtes in acht 
nehmen“; laſſe man ſie zu, ſo ſei das eine Zumutung, die nach der 
Schiffer Anſicht nur zu „Empörung, Aufruhr, Widerwillen, Hader, 
Mord und Todſchlag“ führen könne. Der von den Kaufleuten be⸗ 
tonten Handelsfreiheit ſtellten die Reeder die „bürgerliche Freiheit 
und Nahrung und derſelben Wohlſtand“ entgegen. Den Vorwurf, 
durch ein „vorbundtnuß“ die Frachten ungebührlich zu ſteigern, 
lehnten ſie ebenſo ab wie die übrigen Vorwürfe, die ihnen die 
Ne gemacht hatten. 

| Wir werden dieſen und ähnlichen Erklärungen noch öfter be⸗ f 
gegnen. Der die Bevorzugung der Einheimiſchen ausſprechende 
„Schragen“ iſt nicht aufgehoben worden; ja, am 27. Juli 1602 er⸗ 
ließ der Rat ein Mandat“, durch das er alle und jede fremde 
Schiffer, die hier mit ihren Schiffen geladen und ungeladen an⸗ 
kamen, ernſtlich vermahnte, ſich „dem olden gebruke gemeße“ zu ver⸗ 
halten und nicht mit ihren Schiffen aus Spanien und Portugal 
en an⸗ und in Fracht zu legen, bevor biefer Stadt Schiffer mit 


| 2 Sangenbed, Anmerkungen über das hamburgiſche est. uud. Ser 
Recht. 2. Aufl. mn 1740), ©. 141. 
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ihren Schiffen beladen ſeien; ausgenommen waren die Schiffer und 
Bürger der Hanſeſtädte; dieſe ſollten derſelben Freiheit hier ge⸗ 


nießen wie den unſrigen in ihren Städten zuteil werde. Damit 
war für die Weſtfahrt die Bevorzugung der einheimiſchen Schiffen 


vor den fremden nochmals ausgeſprochen. Bemerkenswert iſt aber, 
daß ſich die Tendenz nicht auf jene Fahrt beſchränkte. Als im 
Mai 1604 der Bürgerſchaft eine Eingabe der aufwärts fahrenden 


Schiffer vorlag, die wegen der Fahrt nach Winſen und Stade den 
Erlaß einer Ordnung nachſuchten, ſprach die Bürgerſchaft ihre Ans - 


ſicht dahin aus, es jet „billig, dat unſe ſchipper vor fremde ange— 
nommen werden“. Das betraf aber nur die Binnenſchiffahrt; 
und in ihr herrſchten überall auf den deutſchen Strömen die Schiff⸗ 
fahrtsmonopole, die zünftleriſch organiſierten Betriebe vor. 


„Einer weiteren Ausdehnung der Beſchränkung der Fremden in 
der Seeſchiffahrt war man offenbar in Hamburg doch abgeneigt., 


Im Jahre 1605 baten die Schiffer, das Mandat von 1602, das 


ſich auf die Fahrt nach Spanien und Portugal bezog, auch auf die 


Fahrt durch die Straße von Gibraltar und nach Italien auszu⸗ 


dehnen. Der Rat hielt aber dieſe Ausdehnung nicht als „zu dieſer 
Stadt Beſten“, da ſie zur „Abwendung ſolcher ferneren und vor 


etlichen wenig Jahren allhie bekanten Segellation gereichen würde“; 
und die Bürgerſchaft trat dieſer Anſicht bei. Man war alſo doch 
nicht bereit, allen Anforderungen der dem Schutzſyſtem huldigenden 
Reeder nachzugeben; bei dem geringen Umfang, den die Mittel⸗ 
meerfahrt der Hamburger damals beſaß, hätte eine Beſchränkung 
auf die Einheimiſchen ſicherlich nicht im Intereſſe des Geſamthandels 
der Stadt gelegen. 


Die damalige, einer Schutzpolitik für die einheimiſche Reederei 


günſtige Strömung iſt ja offenbar auf zwei Motive zurückzuführen. 
Das Hauptmotiv bildet der ſchon berührte Gegenſatz zwiſchen 
Reedern und Kaufleuten; in der oben erwähnten Erörterung, die 


ſich an den Schragen von 1591 knüpfte, iſt nur die Rede von 


dieſem privatwirtſchaftlichen Intereſſengegenſatz. Und daß ein ſolcher 


beſtand, das wird deutlich ſichtbar auch in der hanſeatiſchen Schiffs⸗ 


ordnung von 1614. Dieſe, die auf der lübiſchen Schiffsordnung 
von 1591 beruht, bringt in zahlreichen Punkten jene Gegenſätze 
zum klaren Ausdruck. Nicht mit Unrecht hat man ſie geradezu als 
„ſchiffsfeindlich“ bezeichnet. Der Schiffer ſollte durch fie zum 


ı Hagedorn in Hanſiſche Geſchichtsblätter, 1909, S. 336. 
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bloßen Bedienſteten der Kaufleute herabgedrückt werden. Ins⸗ 
beſondere ward den Schiffern in Tit. III. Art. 4 ausdrücklich ver⸗ 
boten, ſich „mit Kaufmannſchaft zu beladen“, ſondern ſich „alles 
weitläuftigen Handels, dadurch ſie an Wartung ihres Amts beym 
Schiff verhindert werden möchten, zu entſchlagen“. Dieſe Gegen⸗ 
ſätze, die natürlich nicht erſt bei der Kodifizierung der Schiffs⸗ 
ordnung zutage getreten ſind, laſſen die von den Schiffern be⸗ 
triebene Schutzpolitik im Lichte einer Gegenſtrömung gegenüber 
der Kaufmannspolitik, wie ſie ſich in der Hanſiſchen Schiffahrts⸗ 


ordnung verkörpert, erſcheinen. Neben dieſem Hauptmotiv, dem | 


privatwirtſchaftlichen, ſcheint aber doch ein Motiv öffentlich⸗recht⸗ 
lichen und öffentlich⸗wirtſchaftlichen Charakters mitgewirkt zu haben, 
um eine für die einheimiſche Reederei günſtige Stimmung zu er⸗ 
zeugen. Dies Motiv beruht in der Reaktion gegen die den Fremden 
günſtige Politik, die Hamburg ſeit der Mitte des 16. Jahrhunderts 
in mehrfachen wichtigen Tathandlungen hatte in Wirkſamkeit treten 
laſſen. Hamburg hatte im Jahre 1567 die Engländer bei ſich auf⸗ 
genommen, es hatte die Niederlaſſung zahlreicher aus den ſpaniſchen 
Niederlanden vertriebener Reformierten geduldet, es hatte endlich 


vielen portugieſiſchen Juden die Aufnahme gewährt. Alles das hatte 


ſich nicht ohne Widerſpruch der Einheimiſchen vollzogen, und erſt 
zu Beginn des 17. Jahrhunderts wurde der Aufenthalt der auf die 
Dauer wichtigſten dieſer Einwanderer — der Niederländer und 
portugieſiſchen Juden — obrigkeitlich geregelt !. 

Der Widerſpruch, der ſich gegen dieſe Einwanderung und ihre 
obrigkeitliche Anerkennung richtete, bewegte ſich nicht nur auf 
religiöſem Boden, ſondern entſprang auch wirtſchaftlichen Gründen; 
gar mancher fürchtete doch, durch die neuen Stadtgenoſſen in ſeinen 
Geſchäften beeinträchtigt zu werden. Nachdem dieſe Fremden aber 
einmal aufgenommen und anerkannt waren, ließ ſich gegen ſie ſchwer 
mehr etwas machen. Um ſo begreiflicher aber iſt es, wenn nun 
eine ſchärfere Strömung zum Ausdruck gelangte gegen die hier nicht 

anſäſſigen Fremden. Und das waren in erſter Linie die Schiffer 
faber Nationen. 

Wie freundlich man dieſen entgegengekommen war in der Zeit, 
wo Hamburg zuerſt im weiteren Umfange den Fremden ſeine Tore 
öffnete, zeigt das 8 das der Rat am 19. an 1567 den 


1 Niederländiſcher Contract von 1605; Contract mit den boruglefſcken ö 
Juden von 1612. N 
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Engländern verlieh; im Art. 231 wurde en hamburgiſchen Schiffern 


ausdrücklich unterſagt, ſich den engliſchen Kaufleuten zu ihrem Dienſt 
aufzudrängen, und den Engländern geſtattet, ihre Waren nach ihrem 


Gefallen in Schiffe jeder Nation zu laden. Gegen dieſes weitgehende 
Zugeſtändnis ſtellen die Beſtrebungen der hamburgiſchen Schiffer, 


die einen Schutz für das einheimiſche Gewerbe bezweckten, eine natür⸗ 


liche Reaktion dar. 

Auch weiterhin machte ſich bei den maßgebenden Stellen die 
Tendenz bemerkbar, jenen Beſtrebungen nachzugeben. Das zeigte 
ſich wieder, als im Jahre 1638 der Rat, den Klagen der Schiffer 
ſich fügend, nun auch den fremden, nämlich Emdener, frieſiſchen und 
anderen Schiffern verbot, auf dem Elbſtrome die großen Schiffe zu 


löſchen und zu laden und ſich dann mit ihren leeren oder halb ⸗ 


geladenen Schiffen in Hamburg zur Ladung zu legen, bevor die 
hamburgiſchen Schiffer und Bürger ihre Fracht hatten; nur die hier 
mit Fracht ankommenden Schiffe durften ungehindert ihre Rück⸗ 
frachten einnehmen, aber lediglich in der Fahrt nach ihrem Heimat⸗ 
ort. Die fremden Schiffe aber, die hier Waren einkauften und 


Ladung einnahmen oder Hamburger Bier einnahmen, ſollten völlig 


frei ſein, mit ihren Waren und Bier zu fahren, wohin ſie wollten?. 

Trotz dieſer bemerkenswerten Einſchränkung war im allgemeinen 
die Bevorzugung der einheimiſchen Schiffer immer noch ſehr be⸗ 
deutend; namentlich mußte die dadurch hervorgerufene Unſicherheit, 
in Hamburg Frachten zu finden, viele fremde Schiffer abſchrecken, 
ſich hier in Ladung zu legen. Anderſeits ſcheint es aber doch, 
als ob in der Praxis die Durchführung der protektioniſtiſchen 
Mandate nicht ſo ſtreng erfolgte, wie die Schiffer es wünſchten; es 
gelang den Gegnern, d. h. den Kaufleuten, die jene Schutzpolitik 
niemals ausdrücklich anerkannten, ja ihr wiederholt widerſprachen, 
überall Auswege zu finden und ihr Bedürfnis nach freier Wahl der 
Schiffer — fremder oder einheimiſcher — zu befriedigen. Natur⸗ 
gemäß drängte das die Schiffer zu weiteren Forderungen. 


1 Ehrenberg, Hamburg und England im Zeitalter der Königin Eliſa⸗ 
beth, S. 317; ähnlich in dem Contract von 1611, Art. 35 (Klefeker, Samm⸗ 
lung hamburgiſcher Verordnungen uſw. II, 352). Etwas weniger entgegen⸗ 
kommend lautet die entſprechende Abmachung in dem Vertrag zwiſchen Elbing 
und den engliſchen Kaufleuten 1586, Art. 16 (Simſon, Danziger Inventar, 
S. 945). 
| 2 Das Mandat ift nicht gedruckt und befindet ſich in der handſchriftlichen 
Mandatenſammlung der Commerzbibliothek zu Hamburg. 
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Will man den Klagen der kleinen, ſogenannten Boyer- und 
Schmacken-Schiffer Glauben ſchenken, ſo machten dieſen die holländi⸗ 
ſchen Schiffer eine ſehr erhebliche Konkurrenz; durch die Makler, 
denen ſie die doppelte Courtage bezahlten, gelang es ihnen, viele 
Frachten an ſich zu reißen; wie die hamburgiſchen Schiffer im Jahre 
1657 klagten, „die meiſten Frachten“, was vielleicht übertrieben iſt. 
Wieder wurde neben dem Motiv des Verfalls der eigenen Nahrung 
und des Erwerbes die Steuerpflicht der Einheimiſchen der Steuer⸗ 
freiheit der Fremden gegenübergeſtellt und daraufhin gefordert, daß 
die hamburgiſchen Schiffe vor allen fremden den Vorzug haben 
möchten. Ausgenommen ſollte die Börtfahrt auf Holland ſein, die 
ja nicht als freie Fahrt anzuſehen war, da ſie auf vertraglicher 
Grundlage und feſten Regeln beruhte. So dehnte ſich allmählich 
das Streben nach einem Schutz für die einheimiſche Schiffahrt auf 
alle Fahrten aus; nur die Fahrt nach dem Nordoſten, nach Archangel, 
war bisher von ſolchen Beſchränkungen freigeblieben; dieſe Fahrt 
ſetzte ſehr ſpezielle Kenntniſſe und Ausrüſtung voraus und wurde 
von einem kleinen Kreiſe hamburgiſcher Kaufleute beherrſcht. Eben⸗ 
ſo verhielt es ſich mit der Grönlandfahrt, die überwiegend in den 
Händen von Mennoniten lag! und ſich außerhalb des Rahmens der 
ſonſtigen hamburgiſchen Reederei hielt. Die weiteſten Fahrten alſo, 
die nach der Peripherie des hamburgiſchen Seeverkehrs, nach Italien, 
Spitzbergen, Archangel gerichteten, blieben von der maritimen Schutz⸗ 
politik ausgeſchloſſen. Das ergab ſich zweifellos namentlich aus dem 
Umſtande, daß bei dieſen Unternehmungen die Schiffer nur eine ge⸗ 
ſchäftlich untergeordnete Rolle ſpielten und Kaufleute die im weſent⸗ 
lichen alleinigen Inhaber dieſer Schiffe waren; bei der Grönland⸗ 
fahrt ſteht das ziemlich feſt. Der Gegenſatz zwiſchen Reeder und 

Kaufmann, der jene Schutzpolitik begünſtigte, kam N alſo in 
Wegfall. N 
Der neue Vorſtoß der Boyer⸗ und Schmacken⸗ Schiffer von 
1657, bei dem es ihnen hauptſächlich auf die Fahrt nach Frank⸗ 
reich, Holland und England ankam — weiter pflegten jene Schiffer 
nicht zu fahren —, löſte nach längerer Pauſe wieder einen offenen 
Widerſpruch aus, der zu eur lebhaften Erörterung führte und 


1 Brinner, Die deutſche Grönlandfahrt (Berlin 1913) S S. 335 ff. Die 
hamburgiſche Grönlandreederei war e Partenreꝛderei br Klef cler 
VII, S. 43). N 
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neue Motive und Intereſſengegenſätze zutage fürderte!. Zunächſt 
wurden der Forderung der Schiffer die alten Gründe entgegen 
gehalten: die Frachtſteigerung durch die Reeder, der Mangel an 
Schiffsraum als Folge der Ausſchaltung der Fremden, die Ein⸗ 


ſchränkung der „freyen Commercien“; die ſtets wieder erhobene Klage 


über die „nahrloſe Zeit“ ward zurückgewiesen; den Schiffern gehe 
es gut; oft kauften ſie ſich bald an Stelle der kleinen große Schiffe, 
oder ſie ſtellten die Schiffahrt ganz ein und lebten vom Handel oder 
von ihren Renten. Dann aber ſetzten die Kaufleute auseinander, 


daß der Staat zweifellos von ihnen mehr Nutzen ziehe als von den 


Reedern, und daß kein Grund vorliege, den Schiffern aufzuhelfen 
und die Kaufleute zu beſchweren; ſie müßten es ablehnen, ſich von 
ihnen binden zu laſſen und „uns zu knechten zu machen und ihrem 
willen zu unterwerfen“. Ferner: die Schiffer hatten in ihrer Vor— 
ſtellung ihre Lage mit derjenigen der Amter und Höker verglichen 
und damit auch für ihr Gewerbe den Schutz begründet. Das war 


ein in dieſen Erörterungen neu auftretendes Argument; die Über— 


tragung zünftleriſcher Anſchauungen auf das Seeſchiffergewerbe, auf 


die Reederei war in Hamburg bis dahin nicht zum öffentlichen Aus— 


druck gekommen. Die früheren hanſiſchen Schutzmaßregeln hatten 
durchaus keinen zunftmäßigen Urſprung oder Charakter. Die ſo⸗ 
genannten Böter waren in Hamburg allerdings zünftleriſch organi— 
ſiert?; aber das waren Binnenſchiffer; und dieſe haben auch an 
anderen Plätzen und Flüſſen ſich zu Amtern zuſammengeſchloſſen. 
Die große Seeſchiffahrt hatte ſich von ſolchen Beſtrebungen bisher 
fern gehalten. Es iſt aber charakteriſtiſch, daß die Schiffer zu 
ſolchen zünftleriſchen Motiven ihre Zuflucht nahmen. Bei dem ihnen 


ſo naheſtehenden Schiffbaugewerbe ſahen ſie eine beſonders ſcharf 
ausgebildete zünftleriſche Organiſation, ſo daß ſie ſich wohl fragen 


mochten, weshalb nicht auch das Schiffergewerbe nach dem Muſter 
eines Handwerks geſchützt werden konnte. Die Kaufleute lehnten 
es aber entſchieden ab, die Frage der Schutzpolitik auf das zünft— 
leriſche Gebiet hinüberzuſpielen. Sie betonten auch, daß die hambur— 
giſchen Boyer und Schmacken aus Frankreich, England uſw. meiſt 
mit. vollen Ladungen hierher kämen und man ihnen keinerlei Hinder— 
nis dort bereite. Beobachte man in Holland eine andere Praxis, 


I Auch in Bremen wurde um dieſe Zeit Widerſpruch der Kaufleute gegen 
die Verdrängung der fremden Schiffer durch die Bevorzugung der einheimiſchen 
laut (Baaſch, a. a. O. S. 54.) 

2 Rüdiger, Die älteſten hamburgiſchen Zunftrollen, S. 237 ff. 
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jo ſei deshalb noch nicht gejagt, daß, was an einem Orte nützlich, 
es auch für alle Plätze ſei; es ſei auch Hamburg „nur eine einige 
Stadt, da in Holland überfluß und ein ganzes Land voller ſchiffe 
und jedweder davon begnüget werden kann“. Auch das war ein 
neues, nicht unwichtiges Argument; ohne Zweifel bedurfte Hamburg, 
die einzelne Handels⸗ und Seeſtadt, die im Notfall leicht erſetzt 
werden konnte, einer anderen Handelspolitik als ein ganzes Land 
mit vielen Häfen. Die ſpätere Entwicklung hat gezeigt, daß gerade 
auf dieſem Motiv die Handelspolitik Hamburgs ſich in erſter Linie 
ſtützte; durch die Natur der Dinge war der alleinſtehenden See⸗ 
handelsſtadt, die über kein eigenes produzierendes Hinterland ver⸗ 
fügte, eine möglichſt freie Handelspolitik mit Notwendigkeit vor⸗ 
geſchrieben. 

Insbeſondere aber nahmen die Kaufleute jetzt Anſtoß an der 
Durchführung des Mandats von 1638, das fie, da es die Ver⸗ 
wendung der fremden Schiffer ſtark beſchränkte, als „uns und ges 
meiner Stadt, auch freyem handel und wandel högſt ſchedtlich“ bes 
zeichneten; es ſei unmöglich, die von auswärts, von Malaga, 
St. Lucar uſw. mit wertvollen Ladungen kommenden tiefgehenden 
Schiffe, wenn ſie bei Wittenberge lägen, zu nötigen, in die Stadt 
zu ſchicken und hamburgiſche Schmacken und Boyer zum Leichtern 
zu holen, zumal es gar nicht ſo viele hamburgiſche Fahrzeuge dieſer 
Art gäbe. Entſchieden forderten die Kaufleute, daß man „dem 
freyen Handel und Wandel ſeinen ungehinderten Lauf gönnen“ 


möge, damit „Handel und Wandel nicht gar verwirret und au boden | 
geworfen werde“. | 


Auch die Schiffer wieſen in ihrer Antwort? auf bie eigene Be⸗ 


2 deutung hin; fie ſeien an Zahl etwa 150, die ſich andauernd ver⸗ 


mehrten durch Zuzug und Bürgerwerden; die Kaufleute ſeien wohl 
imſtand, unter ihnen eine Auswahl zu treffen. In der Hauptſache 
ſahen dieſe Schiffer ihr Ziel darin, ihre Bevorzugung vor den 
fremden Schiffern in der Fahrt nach England, Frankreich und 


Holland anerkannt und beſtätigt zu ſehen. Gegenüber der Warnung 


der Kaufleute, daß bei einer Bevorzugung der einheimiſchen Schiffer 


der Warenzufluß vom Auslande nach Hamburg abnehmen werde, 


1 Supplik der ſambtliche e der Borſe „ 1659, Januar 31. 

2 Vom 26. April 1659. 

5 Unterzeichnet war die Eingabe von 172 Schiffern, von denen gefagt wird, 
ſie hätten „ſchepen, de bequem fint, umme ein Kopman 8 denen, it ſe u 
Franckrick, Engelant unde na der Oſtſee“. 


Schmollers Jahrbuch XLIV 2. j | 14 “ 
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machten ſie geltend, daß ſie die Fahrt der fremden Schiffer nach 


Hamburg nicht hinderten und nur hinſichtlich der Befrachtung im 


hieſigen Hafen eine Bevorzugung wünſchten. Daß tatſächlich damit die 
fremde Schiffahrt, die in Hamburg auf die Einnahme von Ballaſt 
verwieſen wurde, auch in der Einfuhr beſchränkt werden mußte, 
ſcheint den Schiffern entgangen zu fein. Hingegen griffen fie noch» 
mals zu dem Vergleich ihrer Anſprüche mit denen der Zünfte und 
Höker; wie ein fremder Schiffer nicht Macht habe, hier Frachten 
einzunehmen, bevor der einheimiſche damit verſehen ſei, auch wenn 
der Fremde etwa einen geringeren Frachtlohn fordere, ſo dürfte 
auch einem fremden Handwerker, der der Stadt keine Steuer ent⸗ 
richte, nicht etwa gegen geringere Entlohnung ein Bürger die 
Arbeit zuwenden. Die Schiffer legten auch den inneren Grund dar, 
der nach ihrer Meinung für dieſe Praxis gelte; man handle ſo, 
„damit ein geruhiger Stand erhalten, der eine Menſch von dem 
andern ernehret und der abgang der nahrung unter Mitbürgern 
und gliedern ſo viel möglich abgewendet und verhütet werde, daß 
daher ſolcher der Stadt wohlfahrt und commerciis viel mehr dien — 
und erſprieß — als ſchädlich iſt“. | 

Das war ein Standpunkt, der freilich mit den Grundſätzen der 
inneren Zunftpolitik harmonierte; dieſe trat ja ein für den ruhigen 
Ausgleich der gewerblichen Gegenſätze, die Fernhaltung aller fremden 
Konkurrenz, die Zuwendung eines möglichſt gleichmäßigen Verdienſtes 
an jedermann. Mit den Bedürfniſſen der Seefahrt, für die eine 
fremde Konkurrenz Lebensnotwendigkeit iſt, ließ ſich jener zünftleriſche, 
rein ſtadtwirtſchaftliche Geſichtspunkt ſchwer vereinigen. Der auf 
die Seefahrt ſich gründende Großhandel und meift auch die Groß: 
ſchiffahrt haben von jeher nach Freiheit geſtrebt und ließen ſich nicht 
‚in den Rahmen einer Stadtwirtſchaft einzwängen. 

Hinſichtlich des Mandats von 1638 gaben die Schiffer in einem 
Punkte nach; ſie gaben zu, daß die großen, aus Spanien und 
Italien kommenden Schiffe, bei denen es auf ſchnelle Leichterung 
ankam, damit fie vor Schaden und Schiffbruch behütet wurden, 
gleichmäßig von fremden wie einheimiſchen bedient werden durften. 
Der Zweck und Inhalt jenes Mandats, die Bevorzugung der Ein⸗ 
heimiſchen vor den Fremden, beſtand nach ihrer Darlegung darin, 
daß die Einheimiſchen eine Bevorzugung verdienten, weil ſie keine 
Steuern bezahlten und andere Handwerker, wie Brauer, Bäcker, 
Zimmerleute, Schmiede, Reepſchläger, Segel⸗ und Blockmacher uſw. 
von ihnen leben mußten, während die fremden Schiffer te Be⸗ 
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dürfniſſe meiſt in Altona oder ſonſt außerhalb Hamburgs deckten oder | 


auf ihren Schiffen verblieben. Ohne Zweifel iſt dieſe Auffaſſung 
beſtimmt und befördert worden durch die enge Verbindung, in der 
die kleineren Schiffer mit den genannten Lieferanten und Bau⸗ 
handwerkern entweder durch Beziehungen perſönlicher Art oder durch 
die Partenbeteiligung jener Handwerker uſw. an den Schiffen ſtanden !. 
Inmitten ſolcher Umgebung mußte naturgemäß das Streben nach 
einem künſtlichen Schutz der Arbeit lebendig erhalten werden. Mit 
Recht aber iſt bemerkt worden?, daß durch die Schutzpolitik, mit der 
ſich das Niederlags- und Fremdenrecht der hanſiſchen Seeſtädte gegen 
die übermächtige ausländiſche Konkurrenz wehrte, vielerorts die 


Stagnation und das Herabſinken in kleinbürgerliche Beſchränktheit 


gefördert worden ſei. Daß es jener Schutzpolitik in Hamburg nicht 
gelang, die Seeſchiffahrt ganz in ihre Bande zu ſchlagen und damit 


den Handel zur Stagnation zu bringen, iſt ein Verdienſt der Kauf⸗ 


mannſchaft, deren geſunder Sinn ſich der einſeitigen Bevorzugung 
einzelner Geſchäftszweige widerſetzte. 

Leicht wurde den Kaufleuten es diesmal nicht gemacht, den 
Angriff der Schiffer abzuwehren. Aus ihrer eignen Mitte erwuchs 
ihnen eine Gegnerſchaft. Es gab nämlich eine nicht geringe Anzahl 


von Kaufleuten, die zugleich Reeder, oder auch Reeder, die zugleich 


Kaufleute waren, je nachdem bei dieſem oder jenem Geſchäftsbetriebe 
der Reeder oder Kaufmann überwog. Das Intereſſe war bei ihnen 
alſo geteilt und ihre Stellungnahme abhängig von dem Gewichte, 
das ſich mehr zum Warenhandel oder zur Reederei neigte. Eine 
Reihe angeſehener Kaufleute traten nun den Schiffern bei; es waren, 
wie dieſe erklärten, Männer, die „theils Reder ſeyn und die meiſten 


Parten in unſern Schiffen haben, weswegen ihnen daran gelegen, 


daß unſere Boyer und Schmacken nicht unbefrachtet an den wall 
beliegen bleiben mögen“. Es waren danach alſo Kaufleute, die an 


der Reederei durch Partenbeteiligung ſtark intereſſiert waren. Unter 
ihnen finden wir Namen wie Rudolf Berenberg, Rudolf Amſinck, 


Jacob Krogmann, Berend Jacobſen Karpfanger, Albert Beltges, 
Johan van Kampen, Francois Bally, Hinrich Hachtmann. Sie 
nannten ſich „Kaufleute und Rehder“; letztere Eigenſchaft überwog 


— ͤ œ —— 


8 Vgl. hierüber und über das entgegengeſetzte Intereſſe des Schiffers und 
der Parteninhaber, die Bauhandwerker und Lieferanten waren, Kaeg bein, Zur 
Geſchichte und Organiſation der mecklenburgiſchen Segelſchiffsreederei (Roſtocker 
Diſſertation 1903), S. 55 ff. 

2 H. Rachel in dieſem Jahrbuch 34 (1910), S. 1034 f. 
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ohne Zweifel bei den meiſten, ſo. iſt zum Beipie Karpfanger in 
n . Linie Schiffer und Partenreeder. 


Die gewichtigeren, im allgemeinen bekannteren Namen finden 
ſich aber unter der Eingabe der Kaufleute, die den Beſtrebungen der 
Schiffer entgegentraten; hier leſen wir die Namen: Hinrich Sillem, 
Jürgen Schröttering, Andreas Berenberg, Jacob de Le Boe, Wil⸗ 
helm de Hertoge; vorzüglich aber ſtoßen wir auf die Träger des 
Handels mit dem Weſten, zahlreichen Portugieſen, wie Manoel 
Texeira, Daniel Joſeph de Lemos, Nünez da Coſta, Jorge Frances 
Brandao, Silvio del Monte, Manoel de Mattos, Miguel Joan 
Gomes Bravo u. a. m. Die auf ber Seite der Schiffer ſtehenden 
Kaufleute ſuchten die Gegner herabzuſetzen, indem ſie bemerkten, 
daß außer den Portugieſen die übrigen nur wenig bedeuteten. Das 
iſt zu bezweifeln; neben den ſchon genannten Kaufleuten deutſchen 


Urſprungs fanden ſich unter ihnen nicht weniger als drei von den 


ſechs Kaufleuten, die im Jahre 1665 die erſte Kommerzdeputation 


bildeten, nämlich Michel Heuß, Diedrich Cordes, Daniel Le Conte !. 


Begreiflich iſt es übrigens, daß die portugieſiſchen Juden, die 
als Kaufleute eine bedeutende Stellung einnahmen, ſich unter den⸗ 


jenigen befanden, die für die Freiheit der Schiffahrt eintraten, denn 


die Juden durften damals in Hamburg noch keine Reederei treiben; 
ſie waren, wenn ſie nicht dies Geſchäft von Altona aus betreiben 
Dae für ihren Seehandel auf die hamburgiſchen Reeder ange— 


wieſen? 


Daß aber überhaupt hier zwiſchen den Schiffern einer-, den 
Kaufleuten anderſeits eine Gruppe Partenreeder, die ſich zugleich 
Kaufleute nennen, auftrat, iſt für die Entwicklungsgeſchichte des 


kauf⸗ und ſeemänniſchen Unternehmertums bedeutſam. Für die Be⸗ 


Pas 


handlung unſerer Frage, des Intereſſengegenſatzes zwiſchen Reeder 
und Kaufmann, iſt das Auftreten dieſer Gruppe beſonders be— 
merkenswert, da aus ihm ſich nicht nur eine Zuspitzung des Gegen⸗ 
ſatzes, ſondern auch eine Differenzierung der Berufsklaſſen ergibt; 


der Gegenſatz beſteht nun nicht mehr zwiſchen Schiffern und Kauf— 
leuten, ſondern zwiſchen Reeder⸗Kaufleuten und Waren⸗Kaufleuten; 


1 Vgl. Kirchenpauer, Die alte Börſe (1841), S. 45. 

2 Schon der Ausſchluß einer einflußreichen Gruppe von Kaufleuten, die 
Seehandel nach dem Weſten trieb, von der Reederei ſpricht gegen die von 
Eucken angenommene Vereinigung von Reederei und Seehandel. Erſt Anfang 
des 19. Jahrhunderts gab man in Hamburg die Reederei den Juden frei 
(Ba aſch, Die Pe zu Hamburg, Bd. I, ©. 220). 
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die Schiffer, deren Selbſtändigkeit ſich ſchon vermindert hat, ſtehen 
in dieſem Kampfe nicht mehr in erſter Linie; ‚fe ſuchen Schutz und 
Halt bei den Reeder-⸗Kaufleuten. | 

Das Ergebnis der Verhandlungen war der Erlaß einer Ver⸗ 
ordnung, die den fremden Schiffen auf England und Frankreich, 
die keine Ladung hierher brachten, die Einnahme von Ladung ver⸗ 
bot, ſolange die hamburgiſchen Schiffer nicht mit Fracht verſehen 
ſeien; es wäre denn, daß auch in den Heimathäfen der fremden 
Schiffer die hamburgiſchen, ledig dorthin kommenden Schiffe zur 
Ladung zugelaſſen würden!. 

Das bedeutete einen Erfolg der Reeder und Schiffer in der 
Richtung einer Erweiterung des Schutzprinzips wie auch in der 
Ausdehnung des Grundſatzes der Reziprozität, der bisher nur auf 
die Hanſeſtädte Anwendung gefunden hatte, nun aber auch auf die 
fremden, im beſonderen franzöſiſchen und engliſchen Häfen ausge⸗ 
dehnt wurde. Von den holländiſchen Häfen war nicht die Rede; 
und gerade die Konkurrenz der Holländer war es, die ſich, wie ſchon 
bemerkt, den hamburgiſchen Schiffen gegenüber beſonders läſtig 


zeigte. Aber Holland, von dem Hamburg damals noch in ſtarker 


politiſcher und wirtſchaftlicher Abhängigkeit ſich befand, mußte man 
ſchonen?. Der holländiſche Reſident in Hamburg, Römer, ſpitzte 
die Ohren, als er von jenen Wünſchen der hamburgiſchen Schiffer 
vernahm, und der Rat beeilte ſich, ihn zu beruhigen und ihm zu . 
erklären, daß man den einheimiſchen Schiffern nicht mehr bewilligen 


werde, als was ſich mit Vernunft und Billigkeit vereinigen laſſe; 


auf keinen Fall werde man weiter gehen als die Behandlung ſei, 


die man den hamburgiſchen Schiffen in den holländiſchen Häfen zuteil 


werden laſſe. Dieſer Wink war deutlich; denn ſelbſt in Holland, 
das den Hanſeſtädten gegenüber ſtets die Freiheit der Kommerzien 
uſw. verteidigte, legte man den fremden Schiffern Beſchränkungen 
und Laſten auf, die freilich nicht jo exkluſiv wie die Schiffahrts⸗ 
geſetze Englands, für die fremde Schiffahrt aber doch W und | 
drückend waren. 
Immerhin war der Höhepunkt tes Schiffahrtsſchutzes 13 15 er⸗ 
reicht. Formell haben die hamburgiſchen Schiffer nicht mehr er⸗ 
langt, an „ war ihre u durchaus nicht beneidenswert. 


1 Langenbeck, S. 94. Die Verordnung iſt ſonſt 1 ir bekannt. 
2 Vgl. Baaſch, Hamburg und Holland im 17. und 18. Jahrhundert i in 
Hanſiſche e 1910, S. » ff., namentlich S. 55. 
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Das zeigen die Klagen, die in den nächſten Jahren wiederholt laut 
wurden. Schon im Jahre 1661 baten „ſämtliche Schiffer“, ein⸗ 
ſchließlich der Boyer⸗ und Schmackenſchiffer, den Rat um Schutz 
gegen die fremden Schiffer nach Maßgabe der Vorſchrift von 1591; 
als Grund gaben ſie ihre wachſende Nahrloſigkeit und die Tatſache 
der Zunahme der fremden Schiffer an. Aus der Bürgerſchaft und 
vom Rat wurde den Bittſtellern damals die Zuſage, daß ihre Not⸗ 
lage gebeſſert werden ſolle. Im Auguſt 1662 erneuerten ſie das 
Geſuch, darauf hinweiſend, daß im laufenden Jahre 330 fremde, 
hingegen nur 33 hieſige Schiffe befrachtet worden ſeien. Sie 
warnten, daß durch die Befrachtung der fremden Schiffe „die 
Schiffart von Hamburg leichtlich kann entwendet werden“. 

Dieſe Warnung war nicht leicht zu nehmen; die hamburgiſche 
Schiffahrt war in Gefahr, zugrunde zu gehen, wenn ſie überall auf 
protektioniſtiſche Maßregeln traf, daheim aber den fremden Schiffen 
weiter Spielraum gewährt wurde. Immer jämmerlicher wurde die 
Klage. Im Mai 1663 ſtellte die Schiffergeſellſchaft den zunehmenden 
Verfall der Fracht dar; „dan die koſtbare ſchiffe an den wall un— 
brauchbar liegende bringen den Rederen und Schifferen nicht allein 
nichtes ein, beſondern verfallen und verderben auch noch dazu, alſo 
daß das ganze Capital mit allen intreſſen uffn lauf gebet“. Viele 
ſeefahrende Bürger zögen von hier fort und ſetzten ſich in Holland 
und anderen Orten feſt; „in ſumma: wir kommen gar aus der 
alten ſtattlichen navigation und nahrung“; zahlreiche alte und neue 
Beiſpiele bezeugten in der Tat, „daß, wan einmal die gute nahrung 
und ſchiffarth von einer Handelsſtadt abgegangen und weggewehnet 

iſt, ſolche ſelten oder garnicht wieder dahin kombt“. Bedenklicher 
noch als der Verfall der kleinen Fahrt nach England und Holland 
ſchien es aber, daß die großen holländiſchen Schiffe ſich hier nach 
Spanien in Ladung legten. Ja ſelbſt die „ſeefahrend officirer und 
bootsleute“ klagten geradezu über die Bevorzugung der fremden 
Schiffe in der Befrachtung; ſogar die hamburgiſchen Schiffer, die 
auf Rußland und andere Plätze befrachtet waren, ſetzten „wider 
alle chriſtbrüderliche liebe und billigkeit“ die einheimiſchen Boots— 
leute zurück und verſchrieben ſich dafür Holländer „und allerhant 
andere Fremde“. Und da man in Holland ſowohl in der Be— 
frachtung der Schiffe wie der Wahl der Beſatzung die einheimiſchen 
vorzog, ſo hatten die hamburgiſchen Seeleute nicht unrecht, wenn 
ſie baten, daß auch in Hamburg man die einheimiſchen, nämlich 
„bürger und bürgerkinder“ bevorzugen möge. 


1 


531] f Der Intereſſengegenfatz zwiſchen Kaufmann und Reeder 215 


Wenn nun auch dieſer Notſtand zum Teil feinen Urſprung 
hatte in dem mangelnden Schutz der hamburgiſchen Schiffahrt nach 
dem Weſten gegen die Barbaresken, ein Notſtand, der noch vorüber⸗ 
gehend verſchärft wurde durch die Verträge der Engländer und 
Holländer mit den nordafrikaniſchen Raubſtaaten“, ſo zeigen doch 
jene Klagen, daß nicht nur aus dieſer Urſache der ſchlechte Stand 
der hamburgiſchen Schiffahrt erwuchs. Schon bevor die Notwendig⸗ 
keit, die Convoyſchiffe auszurüſten, ſich in aller Schärfe kundgab, 
befand ſich die hamburgiſche Schiffahrt in einem traurigen Zuſtande 
des Niederganges; und man bezweifelte ſelbſt, ob es richtig ſei, 
Convoyſchiffe zu halten für eine ſo heruntergekommene Schiffahrt 
und für die fremden Frachtfahrer, die jene verdrängt hatten?. Die 
überwältigende Konkurrenz der Fremden, die ſich auch in den Schiffs⸗ 
beſatzungen ausdrückte, erſchwerte dem Hamburger immer mehr die 
Fahrt. Und wenn auch durch den bald darauf beginnenden Bau 
von Convoyſchiffen die Lage der hamburgiſchen Seefahrt verbeſſert, 
ihr ein gewiſſer äußerer Schutz verliehen wurde, die Notwendigkeit 
eines inneren ſeepolitiſchen Schutzes wurde, gegenüber der kritiſchen 
Lage der einheimiſchen Seefahrt, doch andauernd empfunden. Selbſt 
die Kommerzdeputation, deren Gründung im Jahre 1665 im weſent⸗ 
lichen auf der Erwägung beruhte, daß die Seeintereſſen der Stadt 


einer beſſeren Vertretung bedürften, ſelbſt dieſe Körperſchaft, die 


durchaus nicht zur Bevorzugung eines einzelnen Berufsſtandes auf 
Koſten eines anderen oder der Geſamtheit neigte, empfahl im März 
1676 dem Ehrb. Kaufmann, er möge die einheimiſchen Bootsleute 
bevorzugen. Und die Anträge auf Bewilligung von Convoyſchiffen 
für die Weſtfahrt wurde in jener Zeit wiederholt mit der Erhaltung 
der hamburgiſchen Schiffahrt im Gegenſatz zu der fremden be⸗ 
gründet. 

Aber auch unabhängig von der Stellung der Convoyſchiffe, die 
doch im weſentlichen nur für die große Fahrt galten, wurde das 
Bedürfnis nach einer unmittelbaren Bevorzugung der hamburgiſchen 
Schiffer immer wieder empfunden. So baten im Jahre 1696 die 
hamburgiſchen Londonfahrer wiederholt um eine Verfügung, die den 
fremden Schiffen, außer den engliſchen, verbot, ſich hier in Ladung 
auf London zu legen; ſie beklagten ſich, daß holländiſche, holſteiniſche, 
bremiſche und andere Schiffer — „der nn zu ee als 


1 Baaſch, Banburziſce Convoyſchiffahrt uud — S. 14 ff. 
a Ebenda S. 18. 


2 rn dae ss 


2 denen wirs nicht hemmen können“ —, den einheimiſchen hier das 
Brot wegnähmen . Man ſcheint aber nicht geneigt geweſen zu fein, 


in die an ſich ſchon durch die engliſche Schiffahrtsgeſetzgebung prä— 


. — 


judizierte Frage der Schiffahrtsverbindung mit England einzugreifen? 


und die in der Verordnung von 1660 ausgeſprochene Bevorzugung 
der hamburgiſchen Schiffer nochmals auszuſprechen. Ebenſo zurück⸗ 


haltend zeigte man ſich, als im Herbſt 1698 die hamburgiſchen 
Schiffer über die fremden klagten, die ihnen das Brot wegnähmen; 
und der Rat meinte: „als möchte doch der Kaufmann ſolches ver— 


hüten und hieſigen Schiffern die Nahrung gönnen, weil fie der= 
gleichen in Amſterdam und anderen Orten nicht thun dürften.“ 


Hierbei handelte es ſich vorzüglich um die kleinen Schiffe, die die 
großen auf der Unterelbe liegenden Schiffe löſchten und luden. Der 


„Ehrl. Kaufmann“ beantwortete jene Mahnung dadurch, daß er am 
17. Februar 1699 erklärte: daß, wenn die Schiffer „den Ehrb. 
Kaufmann getreu und aufrichtig bedienen und gute Sorgfalt bey 
ihren gütern hetten, auch vor ſolchen Preis als die Fremden die 


aus der See kommende reich beladene Schiffe mit ihren Schmacken 


AQund Kagen auf anhero loſſeten, daß dan E. Ehrb. Kaufm. auch 
5 urſach haben würde, ſie denen Fremden zu praeferiren.“ Mit dieſem 


Beſcheide, der die Bevorzugung der einheimiſchen Schiffer von ihren 
Leiſtungen abhängig machte, d. h. ſie auf den natürlichen Wett⸗ 
bewerb verwies und alle ſonſtigen, von den Schiffern ſo oft an⸗ 
geführten Motive — Nichtanſäſſigkeit, Steuerfreiheit uſw. der 
Fremden — beiſeite ſchob, mußten ſich die Schiffer begnügen. Ihnen 
die Bevorzugung durch obrigkeitliche Mandate, alſo auf künſtlichem 
Wege zu ſichern, lag nicht in der Abſicht der Kaufleute; mit den 


früher verfügten Einſchränkungen glaubte man genug getan zu haben; 


und viel weiter konnte man tatſächlich ja auch kaum gehen. 
Nicht anders ſtellten ſich die Kaufleute zu den weiteren Be⸗ 


| ſchwerden der Schiffer; fie rügten es, wenn fremde Schiffer ſich hier 


anlegten, lange Zeit im Hafen lagen und allmählich zahlreiche Güter 


heranbrachten, verkauften, neue einnahmen und wieder verſandten, 


d. h. als ſogenannte Lieger Handel trieben, ohne daß ſie Steuern 
zahlten. Ernſthaften Maßregeln der Abwehr zeigte man ſich doch 


1 Quellen zur Geſchichte von Hamburgs Handel und Schiffahrt uſw. 


Hamburg 1910), S. 708 ff. 


2 Die hamburgiſchen Schiffe waren bekanntlich ſeit 1661 von der engliſchen. 
Navigations⸗Akte ausgenommen. | 
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mehr und mehr abgeneigt; im Jahre. 1716 ſprachen die Kommerz⸗ 
deputierten es einmal offen aus: „daß in genere alle Einſchren⸗ 
kungen einem freyen commercio höchſt nachteilig ſind“. 

Allerdings, von dieſer theoretiſchen Erkenntnis zu der prakti⸗ 
ſchen Durchführung war es doch noch ein weiter Weg. Auch die 
Kaufleute dachten nicht daran, die Fremdenpolitik derart umzuge⸗ 
ſtalten, daß ein völlig freier Handels verkehr eintrat; das wäre 
nur bei völliger Gegenſeitigkeit in den ausländiſchen und binnen⸗ 
ländiſchen Plätzen durchzuführen geweſen. Wo es ſich um den 
kaufmänniſchen Wettbewerb handelt, ſcheute man ſich durchaus 
nicht, die beſtehenden fremdenpolitiſchen Beſtimmungen ſtreng zur 
Anwendung zu bringen. So wandten ſich im Herbſt 1685 einige 
Kaufleute an den Rat und verlangten Maßregeln gegen die Fremden 
aus Schleſien, die hier lange lägen, ihre Waren an wen ſie wollten 
verkauften und keine Laſten trügen. Die Kommerzdeputation ſtellte 
ſich ganz auf den Boden dieſer Forderung und bemerkte: es „würde 


dieſer Stadt Bürgern zum großen Praejuditz gereichen, wenn deren ö 


Fremden ſolche Freyheit geſtattet würde“ !. un: | 
Anders war es im Seeverkehr; hier wünſchte der Kauf⸗ 
mann möglichſte Freiheit; und auf dieſem Gebiete löſte ſich aller⸗ 


dings das etwa ein Jahrhundert lang formell ſtreng aufrecht er⸗ 


haltene, durch obrigkeitliche Verfügungen beſtätigte und befeſtigte 
Schutzſyſtem allmählich infolge der mehr und mehr um ſich greifenden 
Nichtbeachtung jener Mandate auf, ohne daß dieſe ausdrücklich auf⸗ 
gehoben wurden. Schon aus den erwähnten Mahnungen an die 
Kaufmannſchaft Ende des 17. Jahrhunderts ergibt ſich ja deutlich, 
daß der Kaufmann ſich. um die beſtehenden Vorſchriften nicht kümmerte, 
ſich die Schiffe nach ſeinem Belieben ausſuchte und die einheimiſchen 
nicht grundſätzlich bevorzugte. In dem Kampfe zwiſchen Kaufmann 
und Schiffer hatte ſchließlich der erſtere, der kapitalkräftige und 
wirtſchaftlich anpaſſungsfähigere Teil, den Sieg davon getragen; 
der Gegenſatz zwiſchen beiden, latent weiterbeſtehend, findet amtlich 
keine Vertretung mehr. Zum Teil mochte das ſeinen Grund darin 
haben, daß beide Geſchäftsbetriebe ſich mehr und mehr vermiſchten, 
und daß der ſelbſtändige Schiffer vor dem Reeder⸗Kaufmann zurück⸗ 
tritt. Das Schweigen über jenen Gegenſatz iſt zugleich kennzeichnend 
für die offenbare Wirkungsloſigkeit der getroffenen poſitiven Schutz⸗ 
maßregeln; wären dieſe in ihrem vollen Inhalt befolgt und hätte 


1 Comm. Dep. Protokoll. 
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man obrigkeitlich ſtreng auf -fie gehalten, jo hätten zweifellos die 
Kaufleute nicht geſchwiegen, ſondern fie weiterhin bekämpft. Als 
ſich die freie Konkurrenz der Schiffahrt in Hamburg allmählich 
durchſetzte, entfiel für die Kaufleute jede Veranlaſſung zu weiteren 
Anträgen. Die natürliche Folge des freieren Wettbewerbes — denn 
als ganz frei dürfen wir ihn uns immer noch nicht vorſtellen, wenig- 
ſtens in der Kleinſchiffahrt nicht — war aber die engere perſönliche 
Verbindung der einheimiſchen Reeder mit dem Warenhandel, d. h. 
die Ausbildung einer Großreederei auf kaufmänniſcher Grundlage !; 
es war der Erſatz für den zweifelloſen Untergang vieler kleiner 
Schiffer, die dem Wettbewerb der Fremden zum Opfer fielen. 
Selbſt in der Beurteilung der Beteiligung Fremder an hambur⸗ 
giſchen Schiffahrtsunternehmungen, die ja nur eine andere Form des 
Wettbewerbes der fremden Schiffer und Reeder mit den einheimiſchen 
darſtellt, zeigt ſich ein Wandel. Noch im Jahre 1730 hatte der 
Rat ernſtlich gewarnt vor einer Beteiligung der Hamburger an der 


Grönlandfahrt Auswärtiger, wobei dieſen die Leitung verbleiben 


ſollte, ſo daß der Hauptvorteil für die Stadt, die Ausrüſtung und 
Lebensmittelverſorgung dieſer Schiffe, ihr entging; die Kaufleute 
hatten dieſer Warnung beigeſtimmt. Vierzig Jahre ſpäter, im 
Jahre 1771, ſprachen ſich die Kommerzdeputierten dafür aus, „daß 
recht ſehr viele Fremde in hieſigen Schiffen theilnehmen mögen“ 2. 

Allerdings darf nicht vergeſſen werden, daß nicht allein die 
natürliche Entwicklung oder gar eine theoretiſche Erkenntnis die 
hamburgiſche Seeſchiffahrt dahin führte, ſich von dem Zwange zu 
befreien, der ihr die ausſchließliche Benutzung einheimiſcher Schiffe 
auferlegte. Die Schutzloſigkeit, in der ſich ſeit der Mitte des 
18. Jahrhunderts die hamburgiſche Schiffahrt gegenüber den Barba- 
resken befand, nötigte ſie, die Güter nach Spanien, Portugal und 
dem Mittelländiſchen Meere den Schiffern folder Nationen anzuver- 
trauen, die mit den afrikaniſchen Republiken Friedensverträge hatten. 
Beſtand alſo für dieſe Fahrten nunmehr ein Zwang in der ent- 
gegengeſetzten Richtung wie vorher, ſo wurden doch auch für die 
übrigen Fahrten, ſo nach Frankreich, England, Holland, die alten 


1 Späteſtens ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts beſtand in Hamburg 
eine ſtarke Gruppe von reinen Großreedern mit eigenen Schiffen, was natürlich 
nicht ausſchließt, daß ſie nebenher auch Parten in anderen Schiffen beſaßen 
(vgl. zum Beiſpiel Quellen zur Geſchichte von Hamburgs Handel uſw., S. 122). 

ö 2 Baaſch, nee uſw. II, S. 99. | 
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Zwangsbeſtimmungen nicht mehr beobachtet 1. Man hielt ſich an 


die Vorſchriften, die für dieſe Fahrten ſich in den Verträgen (ſo 


mit Frankreich von 1716) fanden oder die nach der Geſetzgebung 
der fremden Länder (fo England) die Verfrachtung dorthin möglich 
machten, und ſuchte ſich demgemäß die Schiffe aus, die man brauchen 
konnte. Die alten hamburgiſchen Zwangsmandate, deren wir oben 
erwähnten, traten ſtillſchweigend in Unwirkſamkeit. Und am Ende 


des Jahrhunderts konnte deshalb Büſch? ſchreiben: „in unſerem 


Hamburg iſt die Frachtfahrt ein gleich freies Gewerbe für Ein⸗ 
heimiſche und Fremde“. 

Der Gang dieſer Entwicklung zeigt, daß es der Kaufmann ge⸗ 
weſen iſt, der, ſoweit es ihm die Verhältniſſe geſtatteten, ihr die 


Spuren wies, nicht der Schiffer, nicht der Reeder. Hätte das 


Intereſſe der letzteren im 17. und 18. Jahrhundert ſich auf Grund 


der geltenden Beſtimmungen durchgeſetzt, ſchwerlich wäre Hamburg 


zu der Blüte gelangt, die ihm im Laufe des 18. Jahrhunderts zu⸗ 


teil wurde und die den weiteren Aufſtieg im 19. Jahrhundert vor⸗ 


bereitete. Eine einſeitige Orientierung der Seeverkehrspolitik nach 


dem Intereſſe des Reeders, d. h. des Transportunternehmers, führt 
zur differentiellen Behandlung der einheimiſchen und fremden Schiff⸗ 
fahrt und Flagge. Das iſt in neuerer Zeit, wo in den führenden 
Häfen die Großreederei die Schiffahrt beherrſcht, nicht anders als 
in den Zeiten, wo die Klein⸗ und Partenreederei überwog. Ein 
gutes Beiſpiel bietet uns der Kampf zwiſchen Hamburg und Bremen 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts, ein Kampf, in dem Hamburg 
den Warenhandel vertrat, Bremen aber in ſtarkem Maße vom 
Reederintereſſe beſtimmt war; der „Deutſche Handels⸗ und Schiff⸗ 
fahrts⸗Bund“ des Bremers Duckwitz (1847) war der Ausdruck 


des bremiſchen Reederſtandpunktes, während in der gleichzeitigen 


großen Denkſchrift des Hamburger Senats über das Differential⸗ 
zollſyſtem ſich die Auffaſſung des Warenhandels kundgibt. 


Die oben geſchilderten Vorgänge des 16. und 17. Jahrhunderts 


zeigen, wie innerhalb des örtlich engen hamburgiſchen Wirtſchafts⸗ 


kreiſes ſolche Gegenſätze zum Austrag gebracht wurden und wie das 


kaufmänniſche Intereſſe an möglichſt freier Bewegung ſchließlich doch 


auch dasjenige der Geſamtheit und ſomit der Schiffahrt iſt. Dieſe 


N 1 Klefeker VI, 453 (1768) drückt ſich, wie immer in ſolchen Dingen, ſehr 
vorſichtig aus; er ſchreibt als Ratsſyndikus, der eine Nichtachtung beſtehender 
amtlicher Vorſchriften nicht zugeben darf. | 

8 Theoret.⸗prakt. Darſtellung der Handlung V, Kap. 6. 
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Erkenntnis ß aber immer wieder erfahrungsmäßig erftritten 
werden. Das im Reedereigewerbe ſich von Zeit zu Zeit geltend 
machende Bedürfnis nach einem künſtlichen Schutz, der im 17. Jahr⸗ 
hundert in Hamburg unter zünftleriſchem Deckmantel auftrat, wird 
ebenſo wie der natürliche Intereſſengegenſatz zwiſchen Kaufmann und 
Reeder ſtets wieder zu gegenſeitiger Befehdung führen, wo immer 
und ſo lange beide verſchiedene Perſonen und das Warengeſchäft 
und Seetransportgewerbe verſchiedene, ſcharf getrennte Geſchäfts— 
zweige ſind. Gerade ſeitdem das Reedergewerbe überwiegend zu 
einem Aktienunternehmen geworden iſt, hat ſich der innere Gegen— 
ſatz von Kaufmann und Reeder verſchärft. Die Partenreederei, 
zwar auch auf genoſſenſchaftlicher Grundlage gegründet, barg doch 
in ſich ſtark perſönliche Züge, die es verhinderten, daß die Kluft, 
die ſie von den Auftraggebern, den Kaufleuten, trennte, allzutief 
wurde. Die Entperſönlichung der Reederei, wie ſie ſich in den 
Aktienreedereien darſtellt, hat dies Gewerbe der immer noch im 
N weſentlichen auf N Grundlage ruhenden Kaufmannſchaft 
entfremdet. | 
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Die Fortbildung des bürgerlichen 
Rechts Deutſch lands? 
vom ſozialpolitiſchen Standpunkte aus betrachtet 


Von Dr. jur. et phil. Rudolf Bovenſiepen 
Landgerichtsrat in Kiel ' \ 


Inhaltsverzeichnis: Einleitende Betrachtungen: Soziale, nicht individuali⸗ 
ſtiſche Auffaſſung des Privatrechts S. 221— 223. — I. Allgemeiner Teil 
des bürgerlichen Rechts S. 223— 228. 1. Recht der phyſiſchen Perſonen: 

a) Herſtellung der vollen Rechtsgleichheit, Beſeitigung der Vorrechte des 
hohen Adels S. 228. b) Herabſetzung der Volljährigkeit auf das vollendete 
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2. Recht der juriſtiſchen Perſonen S. 225—227. a) Wegfall des Einſpruchs⸗ 

rechts der Verwaltungsbehörden bei Eintragung politiſcher, ſozialpolitiſcher und 

religiöſer Vereine S. 225. b) Beſchränkung der Stiftungen S. 226— 227. 

3. Scharfe Abgrenzung von weſentlichen Beſtandteilen und Zubehör durch 
Einführung eines öffentlichen Regiſters für gelieferte wertvolle Maſchinen 
zum Schutze der Maſchineninduſtrie S. 227 — 228. — II. Recht der Schuld⸗ 

verhältniſſe S. 228—233. 1. Umgeſtaltung der Dienſtverträge S. 228— 230. 

2. Mietsverträge S. 231—233. 3. Aufnahme der Arbeitskraft in die durch 

S 823 BGB. geſchützten Rechtsgüter S. 233. — III. Sachenrecht ins⸗ 
beſondere geſetzliche Regelung der Sicherungsübereignung von Warenlagern 
S. 233 —235. — IV. Familienrecht S. 235— 239. 1. Beſſerung der Rechts⸗ 
ſtellung der Ehefrau S. 236— 238. a) in perſönlicher Beziehung S. 236, b) in 
vermögensrechtlicher Hinſicht, insbeſondere Erſetzung des ehemännlichen Ver⸗ 3 
waltungs⸗ und Nutznießungsrechts durch das Syſtem der Gütertrennung 

S. 237—238. 2. Beſſerung der Rechtsſtellung der Mutter S. 238. a) während 
Beſtehens der Ehe S. 238, b) nach Auflöſung der Ehe S. 239 — 240. 3. Aus⸗ 
bau der Vormundſchaft, Berufsvormünder ſtatt Einzelvormünder S. 240— 242. 

4. Mangelnde Berückſichtigung der Sozialhygiene bei Schließung der Ehe 

und Eheſcheidung S. 242—243. 5) Umgeſtaltung des Rechts der unehelichen? 

Kinder S. 244 —248. 6. Schaffung eines allgemeinen Deflorationsanſpruchs 

S. 248—249. — V. Reform des Erbrechts, Beſchränkung des 

geſetzlichen Erbrechts auf Ehegatten, Eltern und Kinder 

S. 249— 251. — VI. Kurze Schlußbetrachtung S. 252. | 
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Al und jedes Recht eines Staates, das geſamte öffentliche wie 
| auch das private iſt — dieſes einwandsfrei nachgewieſen zu 
haben iſt vor allem das Verdienſt des großen Rechtsphiloſop;hen 
Rudolf v. Ihering (vgl. insbeſondere die zweite Hälfte des erſten Teils 
des „Zwecks im Recht“, 1. Auflage A. 434 flg., 457, 501 und 517) — 
geſellſchaftlich bedingt. Das Recht iſt eben nichts weiteres als die 
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Sicherung der Lebensbedingungen der menſchlichen Geſellſchaft in 
Form des Zwanges. Nach Maßgabe der geſellſchaftlichen und wirt— 
ſchaftlichen Zweckmäßigkeiten iſt die Rechtsordnung auszugeſtalten. 
Andern ſich die ſozialen und wirtſchaftlichen Grundlagen der Geſell— 
ſchaft, ſo iſt die Anderung der Rechtsordnung unvermeidlich, ein 
Neubau des öffentlichen wie des privaten Rechts iſt zu errichten. 
Ewige Rechtskategorien gibt es nicht, auch die großen Grundinſtitute 


des Rechts, des öffentlichen wie auch die des uns hier allein intereſſierenden 
privaten, unterliegen dem hiſtoriſchen Wandel; nichts iſt beſtändig als 


der Wechſel; dieſer Satz gilt auch für die Rechtsinſtitute unſerer 


Privatrechtsordnung. Die Rechtsinſtitute ändern ſich und verſchwinden 


ſogar, um anderen zu weichen, wenn die zugrunde liegenden ge— 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe dieſes bedingen. Der Gedanke des geſell⸗ 
ſchaftlichen Charakters aller unſerer Privatrechte iſt die große ſegens⸗ 
reiche Errungenſchaft unſerer neueren ſtaatsſozialiſtiſchen Erkenntnis, 
wie ſie uns vornehmlich Rodbertus, Adolf Wagner, aber auch Rudolf 
v. Ihering gelehrt haben. 

In die poſitive. Ausgeſtaltung Weder Privatrechtsordnung iſt 
aber diese nachgerade zum Gemeingut unſerer Wiſſenſchaft gewordene 
Lehre erſt ſehr ſchwach eingedrungen, namentlich in der grundlegenden 
Kodifikation unſeres bürgerlichen Rechts, in dem am 18. Auguſt 1896 
verkündeten und ſeit dem 1. Januar 1900 in Kraft ſtehendem Bürger— 
lichen Geſetzbuch machen ſich nur ſchwache Anſätze dieſer Erkenntnis 
bemerkbar. Sehr ſtark betont es in ganz grundlegenden Partien 
einen einſeitig individualiſtiſch⸗liberaliſtiſchen Standpunkt, wie er 
zur Zeit ſeiner Beratung und ſeines erſten Werdens in den ſiebziger 
und achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts in der öffentlichen Meinung 
doch noch durchaus vorherrſchte. Treffliche Ausführungen hierüber 
bringt vornehmlich Anton Menger in ſeiner ſozialen Anklageſchrift 
„Das bürgerliche Recht und die beſitzloſen Volksklaſſen“ (1. Auf⸗ 
lage 1889). Es bedarf keiner weiteren Ausführungen, daß angeſichts 
der Fortwirkungen der ja längſt noch nicht zu ihrem Abſchluß ge— 
langten Novemberrevolution des Jahres 1918, eine gründliche Nach— 
prüfung der wichtigſten Inſtitutionen unſeres heutigen Privatrechts 
auf ihre ſoziale Tragfähigkeit hin dringend geboten iſt. In einer 


Zeit, in der faſt alle Einrichtungen des Staates und der Geſellſchaft 


zuſammengebrochen ſind oder wenigſtens ſchwerſten Erſchütterungen 
unterliegen, kann die Privatrechtsordnung allein ſich nicht gegen 
grundlegende Reformen ſperren und ſträuben, unter dem Anſturm 
der neuen Lebensbedürfniſſe bräche ſie ſonſt rettungs⸗ und reſtlos 
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zuſammen. Unſere Betrachtungen werden die Reformbedürftigkeit 
ausgedehnter Partien unſeres bürgerlichen Rechts ergeben. Zweierlei 
Beſchränkungen freilich haben wir uns von vornherein aufzuerlegen: 
zunächſt haben wir auszugehen von der ſtillſchweigenden Vorausſetzung 
des Fortbeſtehens des grundſätzlichen Privateigentums auch an den 
Produktionsmitteln, der grundſätzlichen Vertragsfreiheit und des 
— wenn auch eingeengten — Erbrechts, wir müßten ſonſt eine Ab⸗ 
handlung ſchreiben über Kapitalismus und Sozialismus und nicht, wie 
wir es vorhaben, über die Fortbildung des bürgerlichen Rechts. 
Sodann haben wir eine Erörterung aller an ſich auch noch ſo wichtigen 
rein techniſch⸗juriſtiſcher Probleme auszuſcheiden, nur die Verbeſſerungs⸗ 
bedürftigkeit der für unſere ganze Sozialwirtſchaft beſonders wichtigen 
Rechtsinſtitutionen gilt es hier darzulegen. Wir befolgen beim Gang 
unſerer Betrachtungen das Legalſyſtem des bekanntlich in fünf Bücher 
zerfallenden Bürgerlichen Geſetzbuches. 

Verhältnismäßig nicht gering iſt gleich unſere Ausbeute auf dem 
Gebiete des die wichtigſten aller beſonderen Rechtsbeſtimmungen zu⸗ 
grunde liegenden allgemeinen Rechtsbegriffe regelnden ſogenannten 
„allgemeinen Teils“. Recht wichtige Gebiete des Perſonenrechts 
ordnet unſer bisheriges bürgerliches Geſetzbuch grundſätzlich nicht, 
ſondern überläßt ſie vollſtändig der Normierung durch das Landesrecht. 
So iſt der große, unſerem geläuterten ſozialen Empfinden als ſelbſt⸗ 
verſtändlich geltende Grundſatz der reſtloſen Rechtsgleichheit aller 
Staatsbürger, einerlei welchen Berufs, welchen Standes und welchen 
Geſchlechts, bisher immer noch nicht reſtlos verwirklicht. Insbeſondere 
iſt nach dem ſehr bedeutſamen Artikel 56 ff. des Einführungsgeſetzes 
zum BGB. nach wie vor die frühere mittelalterliche Privilegierung 
des ſogenannten „hohen Adels“ auch in privatrechtlicher Beziehung 
aufrecht erhalten geblieben. Noch immer läßt bis zum heutigen Tage 
die Privatrechtsordnung für dieſe bevorzugten Geſellſchaftsſchichten 
„Mißheiraten“, beſondere Volljährigkeitstermine, Familienfideikommiſſe, 
adlige Stammgüter, beſondere Pflichtteilsrechte und ähnliches mehr 
zu. Es liegt auf der Hand, daß heute die Rudimente einer längſt 
vergangenen ſtändigen Geſellſchaftsordnung auch im neuen Privatrecht 
des deutſchen Volksſtaates bis auf den letzten Reſt ausgemerzt werden 
müſſen; für derartige foſſile Trümmer des Mittelalters iſt heute kein 
Raum mehr. Es wird weiter die Volljährigkeit des Menſchen 
anftatt wie bisher nach der Vorſchrift des $ 2 BGB. mit dem 
vollendeten ein undzwanzigſten Lebensjahre ſchon mit dem vollendeten 
zwanzigſten Lebensjahre zu beginnen haben. Die heutige Dis⸗ 
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krepanz wischen dem öffentlichen Recht, wo bekanntlich das aktive 


Wahlrecht für alle öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften des Reiches, 
der Einzelſtaaten und der Kommunalverbände ſchon mit dem vollendeten 


zwanzigſten Lebensjahre gewährt wird, und dem bürgerlichen Recht 


($ 2) iſt ſchlechthin auf die Dauer unerträglich. Es geht fürder nicht 
mehr an, dem zwanzigjährigen Studenten oder Arbeiter das wichtigſte 
ſtaatsbürgerliche Ehrenrecht einzuräumen und ihn an der Bildung 
des ſtaatlichen Gemeinwillens teilnehmen zu laſſen, demſelben als 
vollwertig und vollreif durch den Geſetzgeber anerkannten jungen 
Staatsbürger aber die Möglichkeit abzuſprechen, ohne vorherige Zu— 
ſtimmung ſeines Vaters oder Vormunds auch nur das geringſte private 
Rechtsgeſchäft des täglichen Lebens mit bindender Wirkung ſelbſtändig 
abzuſchließen. Der geradezu groteske Widerſpruch zwiſchen den beiden 
Rechtsſyſtemen, dem öffentlichen Recht und dem privaten Recht, 
muß unverzüglich ausgeglichen werden; das private Recht hat dem 
öffentlichen zu weichen. Denn eine an ſich unſeres Dafürhaltens 
durchaus wünſchenswerte Erhöhung des aktiven Wahlrechts etwa 
auf das vollendete vierundzwanzigſte Lebensjahr iſt für 
abſehbare Zeiten keinesfalls zu erreichen; erſt kürzlich wurde 


vielmehr bei der zweiten Beratung des deutſchen Verfaſſungs⸗ 


entwurfes ein diesbezüglicher Antrag der Deutſchen Volkspartei und 
Deutſchnationalen Volkspartei mit ſehr großer Stimmenmehrheit 
abgelehnt. 

Hinſichtlich des recht erheblichen Kreiſes der auf Grund des $ 6 
BGB. Entmündigten wäre einem vielfach ausgeſprochenen Verlangen 
breiter Volksſchichten entſprechend — insbeſondere ein ſehr beachtens⸗ 
werter Beſchluß des deutſchen Bankiertags hat ſich dahin ausge— 
ſprochen — eine neue Geſetzesbeſtimmung zu erlaſſen, wonach der 
Vertragsgegner des Entmündigten in den zahlreichen Fällen, in denen 
er die Entmündigung und die dadurch bedingte Geſchäftsunfähigkeit 
oder geminderte Geſchäftsfähigkeit nicht kannte oder kennen mußte, 
den Erſatz des durch den Geſchäftsſchluß ihm erwachſenen poſitiven 
Schadens verlangen kann. Heute iſt er völlig ſchutzlos. Recht oft 
ſind wegen Verſchwendung oder auch wegen Trunkſucht entmündigte 


Perſonen recht geſchäftsgewandt und legen äußerlich Spuren ihrer 


Erkrankung in keiner Weiſe an den Tag. Der ſich gutgläubig mit 
ihnen in Geſchäfte einlaſſende Dritte wird durch ſie oft recht empfind— 


lich geſchädigt. Die ausgleichende ſoziale Gerechtigkeit verlangt es 


dringlich, daß nicht nur der Entmündigte gegen ſeine eigene Un⸗ 
bedachtſamkeit und Voreiligkeit geſchützt werde, ſondern auch die 
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Intereſſen des geordneten Verkehrs und Wirtſchaftslebens verdienen 
ebenſogut Berückſichtigung. 

Der bisherigen Regelung des Rechts der Juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen (2. Titel 88 21—89) iſt im weſentlichen beizupflichten, die 
bis in das kleinſte ausgearbeiteten zahlreichen Geſetzesvorſchriften 
können im weſentlichen unverändert beſtehen bleiben. Es kann ins⸗ 
beſondere nicht davon die Rede ſein, daß, wie mitunter von germani⸗ 
ſtiſcher und extremradikal⸗politiſcher Seite gefordert wurde, alle 
Geſellſchaften — das tägliche Leben gebraucht ſtatt deſſen verwirrend 
den Namen „Vereine“ — ohne weiteres ſchon durch ihren bloßen 
dahingehenden Beſchluß die weitgehenden Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon, einer Korporation erlangen könnten. Durch Anerkennung 
einer ſolchen Befugnis würde unſer ganzes Verkehrsleben auf das _ 
ſchwerſte erſchüttert werden, jede Sicherheit würde beſeitigt und 


\ ein geordneter Kredit kaum loch möglich ſein. Denn der Gläubiger, | 


der ſich mit einer Perſonenmehrheit in gefchäftliche Beziehungen ein- 
läßt, von ihnen kauft, ihnen vermietet oder verpachtet und ſonſtige 
Verträge abſchließt, muß genau wiſſen, wer und was ihm für ſeine 
Leiſtungen haftet, einen gewaltigen Unterſchied macht es aus, ob ihm 
bei einer bürgerlich⸗rechtlichen Geſellſchaft jeder einzelne Geſellſchafter 
perſönlich unbeſchränkt mit ſeinem geſamten Vermögen haftet 
oder aber, ob er, wie bei einer Korporation, ſeinen Zugriff nur gegen 
das mitunter ſehr geringe oder ganz winzige Korporationsvermögen 
nehmen kann. Unerträglich wäre es, wenn ihm die ſchuldneriſche 
Perſonenmehrheit, die noch unlängſt eine ihm voll haftende Geſellſchaft 

gebildet hatte, den ſchnöden Einwand entgegenhalten dürfte, ſie hätte 
geſtern oder vorgeſtern ſich durch Mehrheitsbeſchluß in eine Korporation 
umgewandelt und ihm ſtehe nur noch das — etwa 10 Reichsmark 
ausmachende — Korporationsvermögen beſchlagfrei offen. Durchaus 
mit Recht verlangt unſere Rechtsordnung eine Kundbarmachung des 
auf Bildung einer Korporation gerichteten Geſellſchaftswillens nach 
außen hin. Die Eintragung eben dieſes Willens in vom Amtsgerichte 
geführte Regiſter nach Wahrung beſtimmter Formen, wie Annahme 
einer ordnungsmäßigen Satzung und die Offentlichkeit dieſes Vereins⸗ 

regiſters, bietet allein unſerem Verkehrsleben die unbedingt erforderliche 
Kreditſicherheit. Reſtlos muß nun aber dieſer große Grundſatz der 
ſogenannten „Normativbeſtimmungen“ in unſerem neuen bürger⸗ 
lichen Rechte durchgeführt werden. Die Scheidung zwiſchen ſogenannten 
„idealen Vereinen“ ($ 21 BGB.) und ſogenannten „wirtſchaftlichen 
Vereinen“ (8 22 BGB.), d. h. ſolchen, deren Zweck „auf einen 
wirtſchaftlichen 8 gerichtet iſt“, muß durchaus fallen. 
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M Es entbehrt des inneren zureichenden Grundes, für ſolche wirtſchaft⸗ 


liche Vereine noch eine beſondere ſtaatliche Verleihung zu verlangen, 


die ganz in das diskretionäre Ermeſſen der oberſten Verwaltungs⸗ 


behörde geſtellt iſt. Zudem iſt es kaum möglich — wie dieſes die 
unendlich vielen Streitfragen der bedeutendſten Rechsgelehrten und die 


ganz zwieſpaltige, leider nach Lage des formalen Rechts von einer 


oberſten Überprüfung durch das Reichsgericht ausgeſchloſſene Recht⸗ 
ſprechung einwandfrei ergibt (die Ausführungen über die Kontroverſen 
im führenden Kommentar zum BGB. von Staudinger, 7.8. Auflage, 
umfaſſen fünf große engbedruckte Seiten, S. 173—178) — die Be⸗ 
griffe „ideeller“ und , wirtſchaftlicher“ Verein reinlich voneinander 
abzugrenzen. Leidtragender Teil iſt hier, wie auf ſo vielen anderen 


„Rechtsgebieten, wieder einmal das Wirtſchaftsleben; der Verkehr, 


Handel und Wandel tragen ſchweren Schaden davon. Fallen muß 
aber auch weiter unbedingt das der Veiwaltungsbehörde durch § 61 
Abſatz 2 aus rein politiſchen Gründen eingeräumte Einſpruchs- 
recht bei politiſchen, ſozialpolitiſchen und religiöſen 


Vereinen. Im Zeitalter des demokratiſchen, freien Volksſtaates iſt 


für derartige Vorſchriften kein Platz mehr!. Kraft Reichsrechts muß 


auch endlich der einem vielfachen Verlangen der deutſchen Rechts— 


wiſſenſchaft — vgl. insbeſondere die mehrfach hierauf gerichteten 
Beſchlüſſe des deutſchen Juriſtentags — entſprechende Rechtsſatz in 
ganz Deutſchland Geſtalt gewinnen, daß für alle ſchuldhaften Ver⸗ 
letzungen einer Amtspflicht irgendeines Beamten, auch des Staats⸗ 


oder Kommunalbeamten, nicht der betreffende Beamte ſelber, ſondern 


der ihn anſtellende Staat oder Kommunalverband dem geſchädigten 
Dritten zu haften habe. Nur für Reichsbeamte gilt kraft Reichs— 
geſetzes vom 22. Juli 1910 dieſe primäre Haftung des Reichs und 


nur in einem Teile Deutſchlands nach dem Vorbilde des preußiſchen 


Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 die Haftung des betreffenden Staates 


oder der betreffenden Gemeinde für Staats- und Gemeindebeamte | 


heute fchon. 
Unerträglich ift auch (ogl. hierüber im einein die trefflichen 


Ausführungen Jaſtrows in „Gut und Blut fürs Vaterland“ 1917, 


S. 34—46) die heutige Regelung des Stiftungsweſens im BGB., 


insbeſondere die Vorſchrift des d 87, wonach dann, wenn die Er: 


I Art. 124 Abſ. 2 der neuen deutſchen Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 
1919 verwirklicht die oben aufgeſtellte Forderung. Nach ihm ſteht der Erwerb 
der Rechtsfähigkeit jedem Verein gemäß den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
frei. Er darf einem Verein nicht aus dem Grunde verſagt werden, daß er 


einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt. 


e 
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bung des Stiftungspneds unmöglich geworden iſt oder das Ger 


meinwohl gefährdet, die zuſtändige Behörde der Stiftung eine andere 
Zboeckbeſtimmung, geben oder fie auch auflöſen kann. Es geht 
wahrlich nicht mehr an, daß der Wille eines Einzelnen für unab⸗ 


ſehbare Zeiten hinaus große Vermögensmaſſen dem allgemeinen 


Umſatz und der volkswirtſchaftlichen Entwicklung vollſtändig ent 
ziehen kann. Niemals darf die Vollmacht der Gemeinſchaft zur 
Feſtlegung von Vermögensmaſſen unwiderruflich ſein. Um ganz 
gewaltige Beträge handelt es ſich hier aber. Nach Schätzungen 
Jaſtrows a. a. O. kommen bei recht vorſichtigen Berechnungen nicht 
weniger als 12—13 Milliarden in Betracht. In der Regel | 
wird heute eine, Stiftung aber als ein wahres noli me tangere 


behandelt. Einer der hervorragendſten preußiſchen Verwaltungs⸗ 


beamten, Graf Hue de Graze, ſagt in ſeinem „Handbuch des =” 
preußiſchen Verwaltungsrechts“: „Der Wert der ſehr umfangreichen 


milden und wohltätigen Stiftungen wird erheblich dadurch ab⸗ 


ihrer Abhilfe bereits beſtehenden Einrichtungen oft nicht genügend 


geſchwächt, daß fie die wirklichen Bedürfniſſe der Armut und die zu 


berückſichtigen und dabei für alle Zeiten feſtgelegt ſind.“ Mit voll⸗ 
ſtem Recht ſchlägt Jaſtrow vor, daß alle zahlreichen, vor dem Jahre 


1850 errichteten Stiftungen grundſätzlich aufzuheben ſeien. Sie 
„ſtammen im günſtigſten Falle aus der Zeit unſerer BR oder 


Urgroßeltern. Bei der grundſätzlichen Veränderung, die in den 


letzten Generationen alle Lebensverhältniſſe erfahren haben, iſt die 
bisher aufrechterhaltene Vermutung, daß alle dieſe Stiftungen bis 


zum Beweiſe des Gegenteils noch exiſtenzberechtigt ſeien, ohne inneren 


Grund. Von dieſen älteren Stiftungen muß vielmehr vermutet 
werden, daß fie überlebt find“ (S. 45). Ferner muß auch die bloße 


Kannvdorſchrift des § 87 in eine e wingende Muß vvorſchrift um⸗ 
gewandelt werden. 


Ungemeiner Schaden ift anderer geſamten Maſchinenindſtrie “2 


durch die namentlich in den erſten Jahren nach dem Inkrafttreten 
des BGB. ungemein weitgehende und die faſt ſtets die weſent⸗ 


liche Beſtandteilseigenſchaft bejahende Rechtſprechung des Reichs⸗ ö 
gerichts über die rechtliche Lage der für Fabriken und ſonſtige 
gewerbliche Anlagen gelieferten Maſchinen entſtanden. In unendlich 


vielen Fällen wurde es. bei Zwangsverſteigerungen der Fabrik⸗ 
grundſtücke, Meiereien und ſonſtiger Anlagen ſtreitig, ob die ge⸗ 
wöhnlich unter Eigentumsvorbehalt bis zur völligen Zahlung des 

Kaufpreiſes gelieferten koſtſpieligen Maſchinen zufolge ihres Einbaues | 


oder ſonſtigen ganzen Aufſtellung im Gebäude weſentlicher Beſtand⸗ 
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teil ee jeien, ko daß 175 Eigentumsvorbehalt dem liefernden 
Fabrikanten nichts nutzte, ſondern er bei nicht genügendem Erlöſe 
gegen die Hypothekengläubiger zurückſtand und oft ganz leer ausging, 
oder ob ſie nur Zubehör geworden ſei. Dann in dieſem letzteren 
Falle blieb der Eigentumsvorbehalt wirkſam. Zum Ausgleiche der 
ſich entgegenſtehenden wirtfchaftlichen Intereſſen der Hypotheken⸗ 
gläubiger und der Maſchinenfabrikanten und zwecks Abſchneidung der 
auch heute noch ſehr oft vorkommenden koſtſpieligen und gewöhnlich 
ſehr verwickelten Prozeſſe, deren Ausgang häufig gar nicht voraus— 
zuſehen iſt, dürfte es ſich empfehlen, die Lieferung wirklich Eoft- 
ſpieliger Maſchinen im Werte von etwa über 6000 Mk. — über 
die Wertgrenze läßt ſich natürlich verſchiedener Anſicht ſein — unter 
Eigentumsvorbehalt bis zur völligen Tilgung des Kaufpreiſes dann 
allen Dritten gegenüber wirkſam zu geſtalten, wenn die Eintragung 
in öffentliche, vom Amtsgericht des Betriebsortes der Unternehmung 
zu führende Regiſter erfolgte. a 

| Auf dem ungeheuer weiten und umfafj eden Gebiete des Rechts 


der Schuld verhältniſſe (2. Buch des BGB. 88 241853) 


gilt grundſätzlich in ſcharfem Gegenſatz zum Sachenrecht, wo die 
einzelnen dinglichen Rechte ihrer Zahl und ihrem Inhalte nach 
genau beſtimmt und abgegrenzt ſind, und in bewußter Abweichung 
von Familienrecht, wenigſtens von ſeinen weitaus wichtigſten Inſti⸗ 
tuten, nämlich der Ehe, dem Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern 
und ihren ehelichen Kindern wie der Vormundſchaft, die der Will⸗ 
kür der Beteiligten nach ihrer Begründung vollkommen entzogen 

ſind, die ſogenannte „Vertragsfreiheit“. Die Parteien können 
ihre Rechts⸗ und Verkehrsbeziehungen nach ihrem freien Ermeſſen 
mit obligatoriſcher Wirkung unter ſich beſtimmen. An ihm wird 
auch vom neuen ſozialen Recht feſtzuhalten ſein, aber die heute 
ſchon beſtehenden außerordentlich wichtigen Ausnahmen — vgl. vor 
allem den wahrhaft königlichen Paragraphen 138 BGB., wonach 
alle gegen die guten Sitten verſtoßenden Verträge nichtig ſind, ebenſo 
wie alle wucheriſchen, ganz einerlei, auf welchem Rechtsgebiete 
fie ſich bewegen, zum Beiſpiel wucheriſche Dienſt⸗ und Mietsverträge, 
und wodurch einer wahrhaft ſozialen Rechtſprechung ein ungemein 

weiter Spielraum eröffnet wird — bedürfen, wie weiter unten bei 
Beſprechung der einzelnen volkswirtſchaftlich und ſozialpolitiſch wich— 
tigſten Verträge zu zeigen ſein wird, noch der erheblichen Ausdehnung. 
Zahlreiche fogenannte „nachgiebige“ Rechtsvorſchriften, die alſo durch 
vertragliche Vereinbarung zugunſten des einen Teils in das Gegen— 


teil gewandelt werden können, bedürfen dringend der Ausgeſtaltung 
y 


„ 
> 

z 9 

7 

1 5 

3 

7 

111 d an 


zu zwing enden, alſo zu unabänderlichen Vorſchriften. Eines a 
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5 Ausbaues im fozialpolitifchen Geiſte bedürfen insbeſondere die durch⸗ 


15 aus unzulänglichen Normen des Dienſtvertrages. Für unſere 


e arbeitenden Volksſchichten iſt er die Grundlage ihrer Exiſtenz und 
der weitaus wichtigſte Vertrag von allen, die fie abſchließen. Für 
die weitaus meiſten Berufe iſt der Arbeits⸗ oder Lohnvertrag in 
. bei onderen Reichsgeſetzen von außerordentlicher Tragweite geregelt 
— für gewerbliche Arbeiter, Techniker, Werkmeiſter und ſonſtige ge: 
werbliche Angeſtellte im Titel VII der Reichsgewerbeordnuung vom | 
21. Juni 1869, für die Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge 
im Abſchnitt VI des Buchs J des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs von 
10. Juli 1897, für die Matroſen in der Reichsſeemannsordnung von 
‚1902, für die Bergarbeiter in den einzelſtaatlichen Berggeſetzen. Die 
Betrachtung dieſer Sonderrechtsgebiete muß ausſcheiden, da 
wir in dieſer Arbeit nur das allgemeine bürgerliche Recht Deutſch ? 
lands zu unterſuchen, haben. Es bleibt alſo ein nicht gerade allzi e 
erheblicher Kreis von Dienſtverpflichteten, auf die ſich unſere E- 
örterungen beziehen, übrig. Immerhin iſt er nicht ganz unbeträchet: 
lich; er umfaßt insbeſondere alle nicht unter die obigen Sondergeſetze 
fallenden Arbeiter und Angeſtellte, die höhere oder niedere Dienſt?⸗- 
| leiſtungen verrichten, alſo Privatlehrer, Erzieher, Gouvernanten, ne 
Diener. Durch die von den ſogenannten „Volksbeauftragten“ im 
November 1918 gleich nach Ergreifung der oberſten politiſchen Macht a 


zweifellos im Bruch mit dem bisherigen Reichsrecht, das die Regelung 


dieſer Rechtsmaterie grundſätzlich dem Landesrecht vorbehielt (Art. 95 5 
EG. zum BGB.) vorgenommene Aufhebung aller Geſindeordnungenn 
hat das Anwendungsgebiet nun noch durch den Zutritt des geſamten 


0 


in Deutſchland über 1 Mill. Menſchen umfaſſenden Gefindes. 


eine ſehr große Erweiterung erfahren. Das neue ſoziale Rect 
Dieeutſchlands wird dafür Sorge tragen müſſen, daß auch hier die 
flaktiſch noch vielfach beſtehende Rechtsungleichheit der Vertragsteile . 
zu einer wahren Rechtsgleichheit ſich auswachſe und in möglichſt 
weitem Ausmaß auf die Schutzbedürftigkeit des Dienſtverpflichteten Fi 


Rückſicht genommen werde. Unhaltbar erſcheint uns zunächſt die 


| Vorschrift des § 614 BGB., wonach die Vergütung bei Dienſt⸗ 


leiſtüngen, ſofern ſie nach Zeitabſchnitten bemeſſen iſt, erſt nach 

Ablauf der Zeit entrichtet zu werden braucht. Es widerſpricht 
gröblich der Billigkeit, von dem Dienſtverpflichteten, als dem in de 
weitaus überwiegenden Mehrzahl der Fälle wirtſchaftlich ſchwächer ee ai 


Geſtellten, zu verlangen, dem Dienſtberechtigten, der meiſtens der 


5 ſozial Mächtigere und Wohlhabendere ſein 5 Kredit zu gewähren 
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1 durch . der Arbeitskraft, die ſehr oft ſein einziges wirt⸗ 
ſchaftliche Gut bildet. Es entſpräche den wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen beſſer, zum wenigſten dem Dienſtverpflichteten die Befugnis 
einzuräumen, von dem Dienſtberechtigten einen angemeſſenen Teil 
der vereinbarten Vergütung als Vorſchuß fordern zu können. Es 
müßten weiter nicht nur wie bisher ſchon die ungemein ſegensreichen 
Vorſchriften der §8 617 und 618 BGB., die dem Dienſtverpflichteten 
den Anſpruch auf freie ärztliche Behandlung auf die Dauer von 
ſechs Wochen im Fall der Erkrankung gewähren und den Dienſt⸗ 
berechtigten verpflichten, die Arbeitsgeräte und Arbeits⸗ wie Wohn⸗ 
räume in geſundheitlich einwandsfreier Beſchaffenheit bereitzuſtellen, 
ſondern auch die Beſtimmung des § 616 BGB., wonach eine un- 
verſchuldete unerhebliche Verhinderung des Dienſtverpflichteten an 
der Leiſtung ſeiner Dienſte dieſen ſeines Lohnes nicht beraubt, für 
zwingendes, unabänderliches Recht erklärt werden. Es iſt weiter 
mit Anton Menger (a. a. O. S. 183) unbedingt zu fordern, 
daß jedem in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen Dienſt⸗ 
verpflichteten, einerlei ob Dienſtboten, Stütze der Hausfrau, Privat- 
erzieher oder Gouvernante ein angemeſſener Zeitraum zum Schlafe, 
zu den Mahlzeiten, zur Ruhe und zur Beſorgung ſeiner perſönlichen 
Angelegenheiten eingeräumt werde. Die näheren Ausführungs- 
beſtimmungen hätten die Landesverwaltungsbehörden des betreffenden 
Bezirkes zu erlaſſen. Desgleichen wäre jedem dauernd angeſtellten 
und in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen Dienſtverpflichteten 
für jedes Jahr ein unverzichtbarer, gleichfalls von der Landes— 
| verwaltungsbehörde feſtzuſetzender Anſpruch auf Urlaubs- 
gewährung einzuräumen. Gewiß würde die hier vorgeſchlagene 
Regelung manchen vermögensloſen Familien unſeres gebildeten 
Mittelſtandes, deren Hausfrau ſich nur mit einem Dienſtboten be⸗ 
helfen muß, ſchwere Laſten auferlegen, aber die ganzen heutigen 
ſozialen Verhältniſſe und Anſchauungen in den Kreiſen der in Be— 
tracht kommenden Arbeitnehmer drängen einfach zu der vorgeſchlagenen 
geſetzlichen Regelung. In ſehr vielfachen ſozial geſinnten Familien 
iſt es übrigens ja auch heute ſchon üblich, aus freien Stücken dem 
Dienſtverpflichteten an einem oder auch zwei Nachmittagen zur Be⸗ 
ſorgung ſeiner perſönlichen Angelegenheiten ganz frei zu geben, ihm 
den Lohn ganz oder doch teilweiſe im voraus zu zahlen und ihm 
nach einigen Dienſtjahren 5— 10 Tage Sommerurlaub zu Demi 
und zwar unter reſtloſer Fortzahlung des Lohnes. 
Das Wohnungsbedürfnis des Menſchen, das wichtigſte 
Bedürfnis nach Nahrung, Kleidung und Fortpflanzung überhaupt, 


U 
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wird wohl reſtlos zweckmäßig nur berückſichtigt werden können bei 


einer wenigſtens teilweiſen Kommunaliſierung des im Weichbild der 


Städte belegenen Grund und Bodens. Aber auch vor der Durch⸗ 


führung dieſer großzügigen Kommunaliſierung des Wohnbodens und 


Wohnweſens vermöchte eine grundlegende Umgeſtaltung des Miets⸗ 
rechts eine erhebliche Beſſerung der Wohnungsnot und Milderung. 
der heutigen, namentlich in den Großſtädten herrſchenden ungemein 


weitgehenden Abhängigkeit der breiteſten Volksſchichten, der Mieter, 
vom Vermieter, die man nicht zu Unrecht vielfach als „moderne 


Hörigkeit“ bezeichnet hat, herbeizuführen. Heute bedeutet die ſoge⸗ 


nannte „Vertragsfreiheit“ gerade auf dem Gebiet des Wohnungs⸗ 
weſens weiter nichts als — wenigſtens in den weitaus meiſten 


Fällen — eine arge Farce. Der Mieter iſt froh und glücklich, heute 


angeſichts der wahrhaft erſchütternden ſtädtiſchen Wohnungsnot eine 
Wohnung zu finden und unterſchreibt unbeſehen die härteſten ihm 
vorgelegten formularmäßigen Mietsverträge der Haus⸗ und Grund⸗ 
beſitzervereine. Was dieſe aber dem Mieter zu bieten wagen, iſt 
oft einfach erſtaunlich; beſchäftigten doch Mietsverträge die Münchener 
Gerichte, in denen dem Vermieter ein alsbaldiges Kündigungsrecht 
ohne jede Einhaltung einer Kündigungsfriſt gewährt wurde, wenn 
dem Mieter über eine beſtimmte Anzahl hinaus Kinder geboren wür⸗ 
den. Eine erſchütternde Zuſammenſtellung bringt die äußerſt lehrreiche 
Schrift Eltzbachers „Groß⸗Berliner Mietsverträge“, Berlin 1914. 


Einen ſchweren Krebsſchaden bedeutet es zunächſt, daß faſt alle 
ſozialpolitifchen Schutzbeſtimmungen, welche das Bürgerliche Geſetzbuch 
zugunſten des Mieters enthält, durch dieſe formularmäßigen Miet 


verträge der Haus⸗ und Grundbeſitzervereine zugunſten des Vermieters 
ausgeſchloſſen und in ihr Gegenteil gekehrt werden. So werden 


insbeſondere ganz regelmäßig die Vorſchriften der 88 569 und 570 


BGB., wonach im Fall des Todes des Mieters oder im Fall feiner 
Verſetzung ſeinen Erben oder ihm ſelber eine Kündigung unter Ein⸗ 


haltung der geſetzlichen Friſt zuſteht, ausgeſchloſſen, entgegen der 
geſetzlichen Vorſchrift wird weiter die Prämunerandozahlung aus⸗ 


gemacht, wird weiter die Ausbeſſerungspflicht auf den Mieter ab⸗ 


gewälzt und dieſem ſogar bei ſeinem Auszug eine mitunter 10 prozentige u 
„Abnutzungsgebühr“ auferlegt. Von ganz außerordentlichem Segen 


iſt da die Bekanntmachung des Bundesrats zum Schütze der Mieter 


vom 23. September 1918 und die Verordnung des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums vom 22. Juni 1919 zum Schutze der Mieter 


(R. Geſ. Bl. S. 591 flg.), wonach die ſchon früher in faſt allen 


Städten Deutſ e eingerichteten Mietzeinigungsamter auf Anrufen 


— 
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des Mieters über die Gültigkeit einer Kündigung des Vermieters 
wie auch über die Berechtigung einer jeden von ihm vorgenommenen 
Mietsſteigerung unter Ausſchluß des ordentlichen Rechtswegs und 
der Berufung endgültig nach billigem Ermeſſen zu entſcheiden haben. 
Von ungemeiner Wichtigkeit iſt auch die Vorſchrift des § 4 der aus 
16 Paragraphen beſtehenden Verordnung, wonach die nach § 549 
Abſ. 1 BGB. erforderliche Erlaubnis des Vermieters zur After— 
vermietung durch das Mietseinigungsamt erſetzt werden kann. Von 
beſonderer Bedeutung iſt es, daß alle hier nur kurz ſkizzierten Be⸗ 
ſtimmungen (dgl. über fie des Näheren: Bovenſiepen im Sächſiſchen 
Archiv für Rechtspflege XIII, S. 280 ff.) zwingender Natur ſind 
und durch Parteivereinbarungen weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt 


werden können. Auf dieſe Weiſe nur kann der Mieter vor den 


Paſchalaunen ſeines Hauseigentümers genügend geſchützt werden, 
nur ſo kann er ſich ſicher und heimiſch in ſeiner Wohnung fühlen, 
braucht er nicht mehr förmlich zu zittern und zu zagen vor den 
ſchlechten Launen ſeines Hauseigentümers, nur durch Richterſpruch 
kann er aus ſeinem Heim vertrieben werden, und zwar wenn er 
ſelber dazu gerechten Anlaß gegeben hat. Dieſer heutige wahrhaft 
ideale Rechtszuſtand, der den berechtigten Intereſſen beider Teile 
durchaus gerecht wird, und ein jedes willkürliches Schalten und 


Walten des Hauseigentümers mit feinem Eigentum ausſchließt, be⸗ 


deutet einen gewaltigen Schritt zum ſozialen Recht; der alte über- 
kommene, heute leider immer noch in vielen Köpfen ſpukende Irr⸗ 


begriff eines ganz freien, ſchrankenloſen, abſoluten Privateigentums 


wird ſo auf einem ungeheuer weiten und wichtigen Gebiete reſtlos 
ausgetilgtz der Charakter des ſtädtiſchen Grundeigentums als eines 
m’ Intereſſe der Geſamtheit verliehenen Amts wird hiermit zum 
erſten Male auch am Privatrechte klärlich anerkannt; der Staats⸗ 


ſozialismus eines Adolf Wagner iſt hier in weitem Umfange Wirk- 


lichkeit geworden. Die drückendſte Not auf dem Gebiet des Woh- 


nungsweſens oder wenigſtens auf dem der Geſtaltung der Miets⸗ 


verträge wird ſo gemindert. Dieſe ungeheuer ſegensreiche Regelung 
darf aber unter keinen Umſtänden mit dem Abbau der Kriegswirt— 
ſchaft und Kriegsgeſetzgebung verſchwinden, ſie muß unſerem Volke 
dauernd erhalten bleiben und zu dem Ende organiſch in unſer 
Bürgerliches Geſetzbuch im Recht des Mietsoertrags eingearbeitet 
werden, damit es aus durchaus individualiſtiſch-liberaliſtiſchem Willkür⸗ 
recht wirklich ſoziales Gemeinſchaftsrecht werde. Weit über die gegen: 
wärtigen Beſtimmungen der 88 544 und 547 BGB. hinaus, wonach 
aa a bei Vermietung geſundheitswidriger Wohnräume nur ein 
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ſofortiges unverzichtbares Kündigungsrecht beſitzt und wonach der 
Vermieter ihm beim Vorliegen von Verſchulden nur für Sachſchaden 
haftet, müßte der Vermieter unbedingt auch für die Beeinträchtigung 
der Geſundheit und der Arbeitskraft ſeines Mieters oder eines ſeiner 
Angehörigen voll haften, die durch die geſundheitswidrige Beſchaffen⸗ 
heit der vermieteten Wohnung eingetreten iſt, vorausgeſetzt nur, 
daß denſelben bei der Vermietung ee oder Fahrläſſigkeit zur 
Laſt fällt. 

Auch ohne den Nachweis eines beſonderen Vermögensſchadens 
müßte der Richter die von dem Vermieter zu entrichtende Ent⸗ 
ſchädigung nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen haben. Durch eine für 
zwingend zu erklärende Vorſchrift würden die Wohnungsverhältniſſe 
der unbemittelten Volksſchichten zweifellos eine ganze erhebliche 
Beſſerung erfahren. | 
| Dringend wünſchenswert iſt es auch, daß unfer bürgerliches 
Recht die menſchliche Arbeitskraft als ſolche gegen unerlaubte 
Handlungen neben dem Leben, Körper und Geſundheit in den §88 828 

und 844 BGB. ſchützt. Sehr oft, aber nicht immer wird die Arbeits⸗ 
kraft mit der Geſundheit zuſammenfallen. „Die Geſundheit iſt nämlich 
‚ein Zuſtand des menſchlichen Körpers, in welchem alle natürlichen 
Verrichtungen in völlig regelmäßiger Weiſe vor ſich gehen; die Arbeits⸗ 
kraft iſt dagegen die Fähigkeit eines Menſchen, in ſeinem Beruf dauernd 
zu wirken. .. Ein Arbeiter kann durch Übermüdung, Einatmen von 


Staub und ſchlechter Luft und ähnliche Schädlichkeiten ſeine Arbeits 


kraft lange verloren haben, bevor die Symptome einer Krankheit 
hervortreten.“ (Menger, a. a. O., 3. Auflage, S. 201). | 
Nur zu ſehr wenigen Bemerkungen rechts⸗ und ſozialpolitiſchen 
Inhalts bietet Anlaß das Sachenrecht. Es iſt dasjenige Gebiet 
der Privatrechtsordnung, auf dem ſich die beſitzenden Volksſchichten 
ſozuſagen ganz unter ſich bewegen unter faſt völligem Ausſchluß der 
misera contribuens plebs. Die zahlreichen Bedenken, die man bis⸗ 
her mit vollem Recht gegen die ganz unzulängliche Regelung des 
Erbbaurechts erhob (§S 1011 ff.), beſeitigt die neue Verordnung 
vom 15. Januar 1919, ihre Einarbeitung in das Syſtem unſeres 
bürgerlichen Geſetzbuchs wäre ſchon im Intereſſe der Uberſichtlichteit 
unſeres Rechts ſehr zweckmäßig. 

Einen Krebsſchaden unſeres ganzen Verkehrslebens bedeutet 
(vgl. zum folgenden insbeſondere die ausgezeichnete Schrift von 
Höniger: „Die Sicherungsübereignung von Warenlagern“, 2. Auf⸗ 
lage 1913) die heutige ſchrankenloſe Übereignung ganzer Waren⸗ 
lager auf einen Gläubiger zu Sicherheitszwecken unter Belaſſung 
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des Beſitzes und der Verfügung beim bisherigen Eigentümer. In | 


Wahrheit liegt, wie vornehmlich Höniger einwandsfrei nachweiſt, 
weiter nichts vor als wirtſchaftlich eine verſchleierte Pfandrechts— 
beſtellung an den zum Warenlager gehörigen Sachen, alle noch ſo 
ſpitzfindigen juriſtiſchen Konſtruktionen, durch die man die Einräumung 
des Beſitzes und der Verfügungsgewalt beim bisherigen Eigentümer, 
dem Verkäufer, ſtützen zu können glaubt, brechen bei näherer Prüfung 
rettungslos zuſammen. Trotzdem läßt die Praxis ſo gut wie aller 
deutſcher Gerichte, das Reichsgericht an der Spitze, derartige Sicherungs— 
übereignungen ganzer Warenlager zu. Sie ſind in der Tat, wie ſich 


nicht gut verkennen läßt, Kinder der Not. Ein Mobiliarpfand kennt 


unſer heutiges bürgerliches Recht lediglich in Form des Fauſtpfandes, 
alſo in der Form der Übertragung des Beſitzes auf den Kredit ein- 


räumenden Gläubiger. Das Warenlager aber iſt ſehr oft das einzige 


reale Sicherungsmittel, das der kleine und mittlere Kaufmann und 
ſonſtige Gewerbetreibende ſeinem Gläubiger zwecks Sicherſtellung über— 
weiſen kann, nur durch Verſchreibung des Warenlagers kann er ſich 
ſehr oft Kredit verſchaffen, aus der Hand geben aber kann er es 
einfach nicht, denn täglich bedarf er der Waren zum Verkauf. Zahl— 
reiche Erwerbsſchichten würden ganz und gar kreditlos, wenn man 
ihnen dieſe Möglichkeit zur Krediterlangung, nämlich durch Sicherungs— 
übereignung ihrer Warenvorräte zu Pfandzwecken, grundſätzlich ab- 
ſchnitte. Aber dieſe Anerkennung ihrer wirtſchaftlichen Notwendigkeit 
ſchließt die Einſicht ihrer hochgradigen Gefährlichkeit in ſehr vielen, 
ja den meiſten Fällen in keiner Weiſe aus. Sehr oft wird ſo nach 
außen hin der Anſchein hervorgerufen, es liege noch eine ſelbſtändige 
wirtſchaftliche Exiſtenz des Übereigners vor, während in Wahrheit 
er, weiter nichts iſt als Angeſtellter des Erwerbers des Warenlagers. 
In beſonders kraſſen Fällen dieſer Art, insbeſondere bei Übertragung 
auch des geſamten künftigen Erwerbs an neu eingehenden Waren 
und neuen Forderungen nimmt heute ſchon die Praxis, insbeſondere 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts, hier einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten und ſomit Nichtigkeit der Übertragung an. Aber die 
Übertragungen werden verhältnismäßig nur ſpärlich ſo kraß liegen, 
daß man von einem vorſätzlichen Verſtoß gegen die guten Sitten 
wird reden können; auch hier, wie faſt ſtets im Recht, werden „Grenz— 
fälle“ vorliegen, bei denen die richterliche Entſcheidung ſehr zweifel— 
haft ſein wird. Man ſollte hier die Sicherungsübereignung des 
Warenlagers dann zulaſſen, wenn ſie als ſolche unter Angabe des 
Werts der übertragenen Waren in einem der öffentlichen Einſicht 
zugänglichen, vom Amtsgericht zu führenden Regiſter eingetragen 
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mann um Kreditgewährung angeht, und der gerade auf das Vor⸗ 


zuſteht oder bereits längſt, entgegen dem Augenſchein, anderweitig 


zur Sicherung übereignet, d. h. in Wahrheit verpfändet iſt. Solchen 
Standpunkt nimmt auch das Schweizeriſche Zivilgeſetzbuch und das 
franzöſiſche Recht ein. Die dort gemachten Erfahrungen find zu? 
firiedenſtellend. u 
* Eine weit größere Ausbeute wird uns dagegen die kritiſche Be⸗ 


trachtung des vierten Buches unſeres Bürgerlichen Geſetzbuches, des 


„Familienrechts“ (588 12971980 BGB.) gewähren. Wir be⸗ 


trachten zunächſt die Geſtaltung des Eherechts und des ehelichen 


0 Güterrechts. So ausgezeichnet hier — wie übrigens auch ſonſt faſt 
ausnahmslos em Bürgerlichen Geſetzbuch — die formal⸗techniſchen 


Einzelrechtsbeſtimmungen getroffen fein mögen, zu umſo entſchiedeneren 
Bedenken fordern gerade die grundlegenden Gedanken der Regelung 


heraus. An der Spitze der Kritik iſt die Geſtaltung der Stellung 


x des weiblichen Geſchlechts, des Mädchens wie insbeſondere der Ehe⸗ 


frau und Mutter im bürgerlichen Rechte, vorweg zu beſprecheu. Grund⸗ 
ſützlich betont zwar unſer Bürgerliches Geſetzbuch mit großer Emphaſe 
die — angebliche — völlige Gleichberechtigung des weiblichen Ge⸗ 
ſcchlechts mit dem männlichen. Für das unverheiratete weibliche 


Weſen iſt auch tatſächlich dieſe Gleichſtellung reſtlos durchgeführt, 


alle früheren Schranken des weiblichen Geſchlechts ſind gefallen, die 
ſogenannten „weiblichen Rechtswohltaten“ ſind durchaus beſeitigt, die 
Frau kann Bürgſchaften für fremde Schulden übernehmen und ſie 


kann Vormundſchaften und Pflegſchaften führen wie der Mann, ſie 


kann ſogar ſchon mit dem vollendeten 16. Lebensjahre, im Gegenſatz 


zum Mann, dem der Geſetzgeber dieſes Recht erſt mit erreichter Voll⸗ 


äährigkeit einräumt, heiraten. Auch durch die Eheſchließung wird 


die Rechtsſtellung der Frau als ſolche nicht beſeitigt. Aber dieſer 


Satz gilt nur in der Theorie, in der Praxis weiſt er doch ganz er⸗ 
hebliche Abbiegungen und Abſchwächungen zu Ungunſten der Ehefrau 
auf. Zunächſt gebührt bei allen gemeinſchaftlichen ehelichen Angelegen⸗ 


1 9 heiten die oberſte Entſcheidung dem Manne, er beſtimmt inbeſondere 
den Wohnort und die Wohnung; nur dann braucht die Frau ihm 
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würde. Auf dieſe Weiſe hat jeder Geſchäftsfreund, den der Kauf⸗ 


handenſein eines hinreichenden Warenlagers als Kreditunterlage Ge- 
wicht liegt, die erwünſchte Gelegenheit, einwandsfrei feſtzuſtellen, ob 
das Warenlager des Kreditſuchenden in Wahrheit dieſem auch noch 


nicht zu folgen, wenn ſich ſeine Entſcheidung als Mißbrauch heraus⸗ 


ſteellt. Richtiger wäre es nnd entſpräche allein der vollen Gleichbe 
rechtigung der Ehefrau, wenn eine beiderſeitige Übereinſtimmung der | 
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Ehegatten erforderlich wäre, etwaige Streitfragen hätte dann das 


Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden. Bei jeder rechten, von wahrer, 


gegenſeitiger warmer Liebe getragenen Ehe werden ja tatſächlich auch 


heute ſchon bei der entgegenſtehenden rechtlichen Regelung im Wege 
gütlicher Beſprechung und beiderſeitigen Nachgebens dieſe Verhältniſſe 


geregelt, nur dann, wenn tatſächlich der eheliche Verband ſchon ſehr 


236 Bovenſiepen | gr [552 ei 


gelockert wäre, würden die ftreitenden Eheleute den Kadi mit ihren | 


= 


Schmerzen behelligen. Faſt immer wäre das wohl nur ein Vorfpiel N 


86 


der Eheſcheidung. Abgeſehen von allen ethiſchen Erwägungen der 
vollen Gleichberechtigung als Ausfluß der ihr eigenen ſittlichen Würde 


erfordert aber ſchon die Beſinnung auf die eine Tatſache, daß die 
Frau heute dem Manne als voll gleichberechtigte Staatsbürgerin mit 
allem und jedem aktiven wie paſſiven politiſchen Wahlrecht gegenüberſteht, 


gebieteriſch die reſtloſe Durchführung ihrer privatrechtlichen Gleich— 


ſtellung mit ihrem Ehemanne bis zur letzten und äußerſten Konſequenz. 


Daraus ergibt ſich aber weiter denn auch ſchon ohne weiteres, daß 


das heutige geſetzliche eheliche Güterrechtsſyſtem unhaltbar iſt. 


Die heute kraft Geſetzes ohne weiteres, wenn nicht etwas Abweichen- 


des, wie völlige Gütertrennung oder Gütergemeinſchaft vereinbart iſt, 
eintretende ehemännliche Verwaltungs⸗ und Nutznießungsbefugnis an 


grundſätzlich dem ganzen Frauengut, dem ſogenannten „eingebrachten 


Gut“, beruht auf dem völlig veralteten Gedanken einer Herrſchaft, 


des Mannes über ſeine Frau. Schutzbedürftig aber iſt die heutige 


modern erzogene Frau nicht mehr; es iſt ungereimt, dem volljährigen 


jungen Mädchen die freie Verfügung über ein ganz erhebliches Ver— 
mögen, vielleicht ein ſolches von Millionen, zu belaſſen, ſie aber ſo— 


fort nach ihrer Verheiratung für unmündig und mundtot in praxi 
zu erklären und die Verfügungs⸗ und Verwaltungsbefugnis ſamt der 


Nutznießung ihrem Manne zuzuweiſen. 


Man ſage auch nicht: In der weitaus überwiegenden Mehrzahl 


der bürgerlichen Ehen trägt der Ehemann auch faktiſch, wie es das 
Geſetz bereits (in ſeinem § 1389) ihm vorſchreibt, die Laſten der 
Ehe, er erwirbt im freien Beruf als Kaufmann, Gewerbetreibender, 
Arzt, Anwalt, Künſtler oder durch ſein Beamteneinkommen die Mittel 
zur materiellen Grundlage der Ehe, und nur in Ausnahmefällen läßt 
ſich der Mann mitſamt ſeinen etwaigen Kindern vom Vermögen der 
Frau oder von den Zuſchüſſen des wohlhabenden Schwiegervaters 


unterhalten, da ſei es nicht mehr wie recht und billig, daß die ver⸗ 
mögende Frau dann auch von ihrem eigenen Vermögen zu den Un— 


koſten des ehelichen Lebens entſprechend beiſteuere und dem Manne 


die Verwaltung und Nutznießung zuſtehe. Wenn man's ſo hört, 
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möcht's leidlich ſcheinen. Aber dieſe Argumentation bleibt doch an 


der Oberfläche der Dinge haften, ſie iſt durch und durch kapitaliſtiſch. 
Leiſtet denn die Hausfrau nicht ſchon durch ihre hausleitende Tätig⸗ 
tigkeit als mehr oder weniger liebevolle Gattin ganz erhebliche Dienſte 
dem Manne und den Kindern? Erhält ſie nicht durch ihre ſchaffende 
Umſicht im Laufe der Zeit recht erhebliche Werte? Wie verſchieden 
geſtalten ſich doch die Koſten einer tatſächlich ganz gleich hohen Lebens⸗ 
führung unter der Leitung des Hausweſens durch eine tüchtige oder 


weniger tüchtige Gattin und Mutter! Alle dieſe häuslichen Dienft- 


leiſtungen verrichtet die Gattin und Mutter nach unſerem heutigen 
Rechte völlig koſtenfrei für den Mann; keine Koſtenrechnung kann ſie 
ihm überreichen. Zur Deckung und Befriedigung ihrer perſönlichen 
Bedürfniſſe, wie aller und jeder Kleidung iſt ſie auf ſeine milde Hand 
angewieſen. Durchaus begreiflich iſt es daher, wenn gerade bei fein⸗ 
empfindenden Frauen die Anregung von Marianne Weber in 
ihrem geiſtvollen Werke „Die Frau als Gattin und Mutter“ (1907) 
der Ehefrau zur Befriedigung ihrer perſönlichen Bedürfniſſe, insbe⸗ 
ſondere von Kleidung, einen feſten Anſpruch auf einen gewiſſen Pro⸗ 
zentſatz des ehemännlichen Einkommens zu gewähren, vollſten Anklang 


gefunden hat. Man wird der Anregung auch ſchwerlich die prin⸗ 
zipielle Berechtigung abſprechen können. Nur wird fie ſich in den 
weitaus meiſten Ehen, dank des Fehlens eines genügend großen Ein⸗ 
kommens des Mannes nicht gut verwirklichen laſſen. Die zweck⸗ 
mägßigſte Geſtaltung des ehelichen Güterrechts wird wohl das Syſtem 
der ehelichen Gütertrennung fein, die Auch heute ſchon in weiten 
deutſchen Gebietsteilen ſtark verbreitet iſt. Freilich wäre die Modi⸗ 


fikation ethiſch wie auch ſozialpolitiſch ſehr anmutend, daß bei gemein⸗ 
Faftlecher Erwerbstätigkeit der Ehegatten keinesfalls der eheliche 
Erwerb allein dem Ehemann zuzufallen hätte, ſondern ein ange⸗ 


meſſener Anteil etwa zum mindeſten der dritte Teil der Ehefrau, die 
ſonſt ganz leer ausgehen würde, gebührte. Solches iſt denn auch 


der Standpunkt, des vortrefflichen Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuches, 
nach deſſen § 214 die Ehefrau an den ſchließlichen Ergebniſſen des 
gemeinſchaftlichen ehelichen Erwerbs zu einem Drittel teilnimmt 
ſie erhält ihn als ſogenannten „Vorſchlag“. Bei uns geht ſie heute 
dagegen völlig leer aus, mag auch gerade ihre Tätigkeit noch ſo er⸗ 


ſprießlich geweſen ſein und dem Manne Hunderttauſende oder gar 
Millionen zugeführt haben. 


Im übrigen iſt ja nicht zu ee daß ſozialpolitiſch die 


. allerdings für die Kreiſe unſeres befitzenden Bürgertums ja wichtige 
Frage des richtigen ehelichen Güterrechts nicht zu ſehr überſchätzt 
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werden darf. Für die weitaus überwiegenden Schichten unſeres 
Volkes iſt ſie belanglos, nämlich für die beſitzloſen Kreiſe. Zudem 
gjlt dort faktiſch bereits das Syſtem der Gütertrennung ohne weiteres 
Haft Geſetzes, denn der $ 1367 BGB. ſtempelt den geſamten Ber: 
dienſt der Frau aus ihrer körperlichen wie geiſtigen Arbeit oder aus“ 
einem etwaigen ſelbſtändig betriebenen Erwerbsgeſchäfte zu ihrem 
Vorhehaltsgute, an der den Ehemann keinerlei Verwaltung oder Nutz⸗ 
nießung beſitzt. 5 
Unbefriedigend in hohem Grade iſt heute auch die Rechtsſtellung - 
der Frau als Mutter ihrer ehelichen Kinder. Zwar kennt grund— 
ſetzlich unſer Bürgerliches Geſetzbuch nicht mehr wie früher das bis 
1900 geltende Recht nur eine väterliche Gewalt, ſondern nur noch 
eine elterliche Gewalt. Aber auch hier gilt: Lucus a non 
lucendo. Tatſächlich überwiegt während des Beſtehens der Ehe 
durchaus der Einfluß des Vaters, denn auch hier entſcheidet wieder 
bei allen Meinungsverfchiedenheiten über die Erziehung der Kinder, 
einerlei ob es ſich um Knaben oder Mädchen handelt, der Vater. 
Die elterliche Gewalt der Mutter iſt alſo während des Beſtehens der 
Ehe — wenigſtens unter normalen Verhältniſſen, abgeſehen von der 
| Verwirkung der Befugniſſe des Vaters oder ihres Ruhens — eine 
nur unterſtützende neben oder richtiger hinter der des Vaters; irgende 
wie in Widerſpruch mit ihr ſetzen darf und kann ſie ſich nicht. Man 
wird ſchwerlich behaupten wollen, daß dieſe ganz untergeordnete 
Stellung der Mutter dem Geiſte wahrer Gleichberechtigung entſpreche, 
das neue ſoziale Recht Deutſchlands wird auch in dieſer Beziehung 
beiden Ehegatten einander durchaus gleiche Rechte wie Pflichten ge⸗ 
währen und die Entſcheidung über etwaige Meinungsverſchiedenheiten 
bei Ausübung der Erziehungs⸗ und Vertretungsrechte über die Kinder 
dem Vormundſchaftsrichter zu übertragen haben. Es iſt ſchlechter- 
dings nicht einzuſehen, warum heute rechtlich die ſachlich beſſer be⸗ 
gründete Anſicht der hochbegabten Frau der ſchlechteren Entſcheidung 
des unbedeutenden Vaters, ſeinem rein ſubjektiven Belieben weichen 
muß. Ganz grobe Unbilligkeiten entſtehen nach dem heutigen Rechts— 
zuſtande für die Mutter durch die Auflöſung der Ehe. Das Bürger— 
liche Geſetzbuch regelt in ſeinem unglückſeligen § 1635 die Sachlage 
für die geſchiedene Mutter denkbar ungeſchickt und ungerecht. Da— 
nach erhält der unſchuldige Teil nur das Recht und die Pflicht, für 
die Perſon der minderjährigen Kinder zu ſorgen. Demnach ver⸗ 
bleibt alſo dem Vater, auch wenn er für den allein ſchuldigen Teil 
erklärt worden iſt, unter allen Umſtänden und ſtets das Recht und 
die Pflicht, der geſetzlichen Vertretung der Kinder vor Gericht und 
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außerhalb des Gerichts, bei Führung von Prozeſſen und Eingehung 
von Rechtsgeſchäften (Verträgen) aller Art, ſowie die Vermögens⸗ 
verwaltung und Nutznießung am Vermögen der Kinder. Sind beide 
Ehegatten für ſchuldig erklärt, ſo bekommt die Mutter die Perſonen⸗ 
gewalt für die Töchter und die Söhne unter ſechs Jahren, der 
ſchuldige Vater übt alle anderen Rechte über die Kinder aus. Eine 
höchſt ungerechte und unzweckmäßige Einrichtung, denn die Perſonen⸗ 


fürſorge, die Verwaltung und Nutznießung des Kindsvermögens und 


endlich die geſetzliche. Vertretungsbefugnis des Kindes hängen auf das 
engſte zuſammen. Die Mutter vermag das ihr vom Geſetzgeber 
gütigſt zugeſtandene Recht der perſönlichen Fürſorge für das Kind 
überhaupt gar nicht auszuüben ohne wenigſtens in gewiſſem Umfange 
zweckentſprechende Vermögensausgaben zu machen. Dazu iſt ſie heute 
nicht imſtande, ſondern bedarf zur geringſten Ausgabe aus dem 
Kindsvermögen der Zuſtimmung des Vaters, deſſen Schikanierungen 
wird ſo Tür und Tor geöffnet, desſelben Mannes, „der ſie vielleicht 
durch ſeine ſchmähliche Behandlung zur Verzweiflung und Eheſcheidung 
getrieben hat“! „So hat die Ungeſchicklichkeit der Geſetzesredaktoren 
eine Welt von Mühſal, Elend und Erniedrigung und eine Miſere 
des troſtloſen Unheils für die Frauen gebracht.“ (Kohler, Lehrbuch 
des bürgerlichen Rechts, 3. Band, 1. Teil, Familienrecht, 1915, 
S. 4497450.) Vorbildlich für unſer neues deutſches Recht iſt auch hier 
wieder, wie ſo oft die Stellungnahme des vortrefflichen kerndeutſchen und 
echt ſozialen Geiſt atmenden ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs, Artikel 274. 
„Im Fall der Scheidung ſteht die elterliche Gewalt demjenigen zu, 
dem die Kinder zugewieſen ſind.“ Dieſe Regelung allein entſpricht 
der wahren Gerechtigkeit und auch der Zweckmäßigkeit. 


Nach dem Tode des Vaters wächſt ſich die bis dahin nur recht 


abgeblaßt, ja ſchemenhaft vorhandene elterliche Gewalt der Mutter 
grundſätzlich zu einem wahren Vollrecht aus; aber auch die jetzige 
Stellung der Witwe iſt der des Witwers gegenüber von durchaus 
minderem Rechte. Sie kann durch die Beſtellung eines Beiſtands, 
der die Befugniſſe eines Gegenvormundes einnimmt und deſſen Zu⸗ 
ſtimmung die Mutter bei allen wichtigeren Gelegenheiten braucht, 
erheblich beeinträchtigt werden. Unbedenklich iſt es nun gewiß, wenn 

ihr — das iſt der erſte Fall — auf ihren eigenen Wunſch ein ſolcher 
Beiſtand vom Vormundſchaftsgericht beigeordnet wird; ſie fühlt dann 
ſelbſt, daß ſie ihren Aufgaben nicht voll gewachſen iſt und einer Unter⸗ 
ſtützung bedarf. Die beiden anderen Fälle aber der Beſtellung eines 
Beiſtands verletzen das Prinzip der vollen Gleichberechtigung und 
bedürfen daher der Aufhebung. Unerträglich iſt es zunächſt, daß 
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der Bater im Teſiament ohne jede Angabe rechtfertigender Gründe 
auch gegen den Willen der Frau für dieſe die Beſtellung eines Bei⸗ 
ſtands anordnen kann. Dann muß das Vormundſchaftsgericht dieſem 
letzten Willen des Mannes einfach nachkommen, ohne irgendwie ſeine 
ſachliche Berechtigung nachprüfen zu dürfen, hoc volo, sic jubeo, 
stat pro ratione voluntas! Mit vollem Recht erklärt Kohler 
(a. a. O. S. 454) den Teſtamentsbeiſtand für „einen bezeichnenden 
Reſt ehemännlicher Übergewalt, welche noch über den Tod hinaus 
wirken will“. Auch die bisherige Beſtellung eines Amtsbeiſtands 
ohne und ſelbſt gegen den Willen der Witwe wird, wenigſtens im bis— 
herigen Umfang, ſich nicht aufrecht erhalten laſſen. Sie beruht 
doch auf dem Grundgedanken von der Minderwertigkeit oder wenig— 
ſtens Unterlegenheit des weiblichen Geſchlechts gegenüber dem männ⸗ 
lichen. Der aber iſt ebenſo unbegründet wie die gebräuchliche Redens⸗ 
art von der „natürlichen Schwäche“ des Geſchlechts. Auch hier klafft 
heute noch ein unerträglicher Widerſpruch zwiſchen der völlig ſchranken⸗ 
loſen Gleichſtellung der Frau mit dem Mann in faſt dem geſamten 
öffentlichen Recht und ihrer Zurückſetzung auf dem Gebiet des 
Privatrechts. Auch hier wird dieſes jenen weichen und ſich mit ihm 
in Einklang ſetzen müſſen! 

Einer gänzlichen Umgeſtaltung bedarf auch aus ſozialen Gründen 
unſere heutige Vormundſchaft. Anſtatt des Einzelvormulids im 


Ehrenamt iſt die Berufsvormundſchaft zum wenigſten in allen 


größeren und mittleren Städten von etwa 50 000 Einwohnern an 
aufwärts einzuführen. Sie iſt dem Einzelvormund unendlich über: . 
legen. Wirkſam kann dieſer heute ſein unentgeltliches Ehrenamt 
nur unter den Vorausſetzungen ausüben, daß er die Familie des 
Mündels und dieſen ſelber genau kennt und als Verwandter oder 
guter Freund der Familie an ſeinem perſönlichen Wohlergehen regen 
Anteil nimmt. Grundlage für erfolgreiche Tätigkeit des Einzel— 
vormunds iſt weiter eine große perſönliche Uneigennützigkeit, da er 
ſein verantwortungsvolles Amt, wie ſchon bemerkt, unentgeltlich 


auszuüben hat und viel freie Zeit. Es liegt auf der Hand, daß 


dieſe Grundlagen für eine gedeihliche Führung der Einzelvormund— 
ſchaft heute nur noch in engen und kleinſtädtiſchen oder ländlichen 
Verhältniſſen gegeben ſind, „wo alles einander kennt und die Inter— 
eſſen zuſammenhängen. In Großſtädten iſt dieſe ganze Art der 
Vormundſchaft am falſchen Orte. Der Vormund kennt ſeinen Mündel 


nicht, hat an ihm kein Intereſſe, iſt ein vielbeſchäftigter Mann und 


ſoll prinzipiell ohne Entgelt eine ſtändige verantwortliche Laſt auf 
ſich nehmen, ... er hat vielleicht die größte Mühe, den Unterhalt 
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des Kindes zufammenzubringen und erntet für alle ſeine Mühe den 
Undank der Welt“ (Kohler, a. a. O. S. 484). Unbedingt geboten iſt 
die Einführung der Berufsvormundſchaft als bezahltes Gemeindeamt. 
Die heute ſchon in Preußen auf Grund der Ermächtigung des 
Art. 136 des E. G. z. BGB. durch Art. 78 § 4 des Preuß. A. G. 
z. BGB. angeordnete Vormundſchaft des Anſtalts⸗(Waiſenhaus⸗) 


vorſtandes über die Anſtaltszöglinge und des Armenpflegers über 
arme Mündel hat ſich trefflich bewährt in der Praxis. Auf dieſer 


Grundlage iſt weiter aufzubauen. Unſer Bürgerliches Geſetzbuch wurzelt 
hier noch ganz in den altväterlichen Verhältniſſen der Vergangenheit, 
mit der modernen großſtädtiſchen Entwicklung hat es nicht gleichen 
Schritt gehalten. Es behandelt die Vormundſchaft „als ob wir 


noch eine Reihe kleiner Bauern⸗ und Handwerkergemeinden hätten, 


wo einer dem anderen in die Fenſter ſieht und jeder die volle Chronik 


der Nachbarſchaft kennt. Die Großſtadtluft fehlt ihm vollſtändig“ 


Kohler, a. a. O. S. 485). Die großen Vorzüge des beſoldeten Be⸗ 
rufsvormunds gegenüber der vereinzelten Dilettantenvormund⸗ 
ſchaft ſind ganz unverkennbar. Er kann eine ganze Reihe von Vor⸗ 
mundſchaften übernehmen, er kann ſeine ganzen Kräfte ausſchließlich 
dem Beſten ſeiner Mündel widmen, er beſitzt die erforderliche Ge⸗ 
ſchäftsgewandtheit, Zähigkeit und Rechtskenntniſſe, um dem Mündel 
zur Seite zu ſtehen, nur er kann mit der gebotenen Energie den oft 
recht ſchweren Kampf für die feiner Fürſorge unterliegenden unehe- 
lichen Kinder — die einen ſehr großen Teil aller Vormundſchaften 
ausmachen — um die Alimente mit den ſehr oft ihrer Unterhalts⸗ 
pflicht mit einem Raffinement ohnegleichen ſich entziehenden unehe⸗ 
lichen Vätern führen. Soziale gemeinnützige Verbände müſſen die 


Tätigkeit des Berufs vormunds in jeder Hinſicht unterſtützen, 


| überallhin müſſen ſie ihre Hilfskräfte, freiwillige Helfer und Helfe⸗ 
rinnen ausſenden und ſtets darauf bedacht fein, daß jedem Mündel. 
das ſeinige zuteil wird, auf daß ſeine geiſtige und körperliche Wohl⸗ 
fahrt nicht notleide. Für eine großzügige charitative Tätigkeit iſt 
hier noch ein weites Feld, und der erſprießlichſten Entfaltungstätig⸗ 
keit iſt Tür und Tor geöffnet. So kann der beſoldete Berufs⸗ 
vormund „auf dieſem Wege kraft der Wohltat der Organiſation 
zehnmal mehr leiſten als die einzelnen Vormünder in ihrer ver⸗ 

zettelten und halb und, halb widerwilligen Tätigkeit“ (Kohler, 
a. a. O. S. 485). Nur auf dem Lande und in engen, kleinſtädtiſchen 
Verhältniſſen, wo einer den anderen kennt und der Vormund aus 


der Familie hervorgeht oder doch wenigſtens zum Kinde in einem 
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nahen perſönlichen Verhältniſſe ſteht, läßt ſich die Aufrechterhaltung 
der Einzelvormundſchaft rechtfertigen. 

Die geſetzlichen Vorſchriften über die Eingehung und 
Löſung der Ehe entſprechen im großen und ganzen auch fort— 
geſchrittenen ſozialpolitiſchen Anſchauungen. Nur das verdient 
ernſtlichſten Tadel, daß der Geſetzgeber auf die Erforderniſſe der 
Sozialhygiene bei der Regelung der Erforderniſſe der Ehe— 
ſchließung ſo gut wie gar keine Rückſichten genommen hat. Eine 
unverzeihliche Schwäche gegenüber der Geſamtheit und eine Ver— 
ſündigung an der künftigen Generation bedeutet es, daß Perſonen, 
die an unheilbarer Tuberkuloſe leiden, Epileptiker und ſchwer Trunk— 
ſüchtige heiraten dürfen. Das Intereſſe der betreffenden Einzelnen 
darf hier in keiner Weiſe maßgebend ſein, die ungeheueren allgemeinen 
ſchweren Geſundheitsſchäden und die Rückſichtnahme auf die ſchon 
in der Wiege mit derlei Krankheiten erblich ſchwer belaſteten be— 
dauernswerten Kinder dürfen hier allein den Ausſchlag geben. 
„Derartige Weſen zu erzeugen iſt eine Grauſamkeit und ein Unrecht. 
Hier ſollte der Staat nicht die Hände in den Schoß legen, ſondern 
kräftig einſchreiten und die Ehe verbieten“ (Kohler, a. a. O. S. 116). 
Eine Reihe amerikaniſcher Staaten ſind uns in dieſer Richtung 
vorangegangen; jo haben neuerdings Ohio ch. 83, New-Jerſey 
1904 ch. 137 und Canſas 1903 ch. 920 derartig unheilbar Kranken 
die Ehe verboten. Das ſchwediſch⸗finniſche Recht erklärt wenigſtens 
die Fallſucht (Epilepſie) als Ehehindernis. 

Die Regelung der Eheſcheidungsgründe hält im all- 
gemeinen die richtige Mitte inne zwiſchen jenen Geſetzgebungen, die, 
wie das katholiſche Kirchenrecht, die Unauflösbarkeit der Ehe als 
unumſtößliches Dogma betonen und jenen, die, wie das Preußiſche 
Allgemeine Landrecht die Ehe, im Grunde genommen nur als einen 
beſonders wichtigen und durch beſondere Förmlichkeiten ausgezeichneten 
privatrechtlichen Vertrag auffaſſen und daher die Eheſcheidung ſchon 
bei gegenſeitiger unüberwindlicher Abneigung und bei nicht bekinderter 
Ehe ſchon bei einſeitiger unüberwindlicher Abneigung zulaſſen. Sieht 
man, wie wir, in der Familie die Grundlage und die Keimzelle des 
Staates und der bürgerlichen Geſellſchaft, betrachtet man die Ehe 
als das Hauptinſtitut gegenſeitiger ſteter Unterſtützung und von 
Liebe getragener Hilfsbereitſchaft, ſo wird man die ſchwerſten Be— 
denken haben müſſen, den Beſtand der Ehe und damit der Familie 
überhaupt aus leichten, rein individuellen Erwägungen heraus zu— 
gunſten nur der Ehegatten ſelber oder gar nur eines von ihnen zu 
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lockern. Gerade vom ſozialen Standpunkte aus betrachtet beſteht N 


keinerlei Veranlaſſung, in den neuerdings ſo häufig erhobenen Ruf | 


einer möglichſt weiten Ausdehnung der Eheſcheidungsgründe, den in 
ſeltſamer Inkonſequenz auch zahlreiche Sozialiſten von jeher erhoben 
haben, einzuſtimmen und etwa die Stellungnahme des Allgemeinen 
Preußiſchen Landrechts vom 1. Juni 1794 als vorbildlich hinzuſtellen. 
Im Intereſſe der Geſamtheit der künftigen Generation, der Kinder, 
müſſen eben die einzelnen, hier die Eltern, auch Opfer zu bringen 
verſtehen. Nur bei unbekinderter Ehe wäre allerdings eine beider⸗ 
ſeitige unüberwindliche Abneigung als Eheſcheidungs⸗ 
grund zuzulaſſen. Denn eine Grauſamkeit ohnegleichen bedeutet es 
doch, zwei ſich fremd, ja feindlich gegenüberſtehende Naturen wie zwei 
aneinander geſchmiedete Galeerenſklaven Zeit ihres Lebens aneinander 
zu feſſeln. Auf ehrenhafte Weiſe dem unerträglich gewordenen un⸗ 
natürlichen Bunde ein Ende zu machen, muß unbedingt den Ehegatten 
möglich ſein. Das heutige Recht mit ſeinem ſtarren Verſchuldungs⸗ 
prinzip, das zur Eheſcheidung eine grobe Ehewidrigkeit eines Ehegatten 
verlangt, eröffnet dieſen Ausweg ins Freie nicht. Schwere ethiſche und 
ſoziale Mißſtände werden hierdurch tagtäglich hervorgerufen. Die Ges 
wiſſen gerade der fein empfindenden Naturen, die vor Ehebruch und 
ähnlichem zurückſcheuen, um die unerträglich gewordenen Feſſeln zu 
ſprengen, werden ſonſt zu ſchwerer Belaſtungsprobe ausgeſetzt und 
aufgerieben. 

Sehr beachtenswert erſcheint ferner aus ſoßialhygieniſchen 
Gründen die vielfach von ſozialiſtiſcher Seite, ſo zuletzt beſonders 
eindringlich von Anton Menger (a. a. O. S. 53 ff.) aufgeſtellte 
Forderung, die geſunden ehelichen wie unehelichen Mütter gleichmäßig 
zu verpflichten, ihre Kinder in der erſten Lebenszeit ſelber zu ſtillen 
und eine Stellvertretung nur für ſchwächliche Mütter und nur durch 
ſolche Frauen zuzulaſſen, deren Kinder bereits geſtorben ſind oder 
doch wenigſtens nur nach vorheriger ärztlicher Unterſuchung des 
eigenen unehelichen Kindes der Amme und Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts. Nur wird man ſich über die unendlichen 
Schwierigkeiten der wirklichen Durchführung einer ſolchen geſetzlichen 
Beſtimmung keinen Täuſchungen hingeben dürfen. 

Von der höchſten ſozialen Bedeutung iſt die gerechte Regelung 
der Rechtsſtellung der unehelichen Kinder (vgl. über fie neueſtens 
Bovenſiepen in den Blättern für Rechtspflege in Thüringen, 64. Bd., 
1917, S. 110 ff.). Zwar brachte das neue bürgerliche Recht Deutſch⸗ 


lands im Jahre 1900 den Unehelichen inſofern eine erhebliche Beſſerung 
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ihrer Rechtsſtellung, als es ihnen in grundſätzlicher Abweichung von 
faſt allen bisherigen deutſchen Partikularrechten einen Anſpruch auf 
Gewährung des vollen, dem Stande der Mutter entſprechenden Unter⸗ 
halts bis zur Vollendung des ſechzehnten Lebensjahres gewährte, aber 
im allgemeinen ſteht unſer BGB. doch noch auf einem recht rück— 
ſchrittlichen Standpunkte und iſt auch hier in weitem Unfang dringend 
verbeſſerungsbedürftig. In den letzten Jahren ſetzt ganz unverkennbar 
in faſt allen Kulturſtaaten Europas eine Strömung zugunſten der 
Unehelichen ein, die ihre Lage bereits ganz weſentlich gebeſſert hat. 
In Frankreich hat das Geſetz vom 26. November 1912 den be⸗ 
rüchtigten Satz des code civile „la recherche de la paternite est 
interdite“ ganz erheblich eingeſchränkt; auch in Oſterreich hat die 
erſte Teilnovelle zum Oſterreichiſchen Allgemeinen Bürgerlichen Geſetz— 
buch vom 12. Oktober 1914 erhebliche Fortſchritte gebracht; in der 
Schweiz gewährt Artikel 325 des Zivilgeſetzbuchs den vom Vater mit 
Standesfolge anerkannten und gerichtlich zugeſprochenen unehelichen 
Kindern durchaus die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes; am 
radikalſten endlich geht das Norwegiſche Geſetz vom 10. April 1915 
vor, das die vom Vater auch nur ganz formlos anerkannten unehe— 
lichen Kinder den ehelichen ſo gut wie vollſtändig gleichſtellt und in 
die väterliche Familie aufnimmt. Ethiſche Erwägungen und ſozial— 
politiſche Rückſichten, insbeſondere die Gebote einer geſunden Be- 
völkerungspolitik erheiſchen auch für Deutſchland eine erhebliche 
Beſſerſtellung der Unehelichen dringend. Sicherlich iſt die Ehe und 
die Familie die Keimzelle und die Grundlage des Staates und der 
bürgerlichen Geſellſchaft, das uneheliche Kind iſt daher ſeinem ganzen 
Weſen nach von vornherein etwas Unerfreuliches, Staats- und Ge- 
ſellſchaftswidriges ſchon durch ſeine bloße Exiſtenz. Aber iſt es 
einmal in die Erſcheinnng getreten, ſo haben ſich Staat und Geſell— 
ſchaft mit ihm abzufinden, eine Unterdrückungs⸗ und Benachteiligungs⸗ 
politik ihm gegenüber iſt ſehr übel angebracht. Höchſt unbillig und 
ungerecht iſt es, das Kind, das vor ſeiner Erzeugung nicht um ſeine 
Zuſtimmung gefragt wurde, ſchon wegen der bloßen Tatſache ſeiner 
Exiſtenz leiden zu laſſen. Ein wirklich großzügiger Schutz der Un— 
ehelichen, dieſer Parias der heutigen bürgerlichen, wohlanſtändigen 
Geſellſchaft, in ſozialpolitiſcher und ſozialhygieniſcher Hinſicht iſt 
dringend erforderlich, und in beſcheidenen Grenzen kann hierzu auch. 
die Privatretchsordnung beitragen. Gerade jetzt im Zeitalter des männer⸗ 
verſchlingenden Krieges mit ſeinen Millionenverluſten der beſten und 
kräftigſten Menſchenleben muß jedes dem Leben erhaltene Einzelweſen, 
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858 einerlei ob ehelich oder unehelich, als Gewinn verbucht werden. Einen 


unverhältnismäßig hohen Kontingentſatz aber zur Sterblichkeit ſtellen 
| bekanntermaßen die Unehelichen. Auf 100 Lebendgeborene ſtarben 
nach dem amtlichen ſtatiſtiſchen Materiale im erſten Lebensjahre in 


Deutſchland 15,2 eheliche Geborene, aber 25,7 Uneheliche. Wir müſſen 


alles aufbieten, um unſere unendlich geſchwächte Volkskraft zu ſtärken 
und um die ungeheuren Blutopfer wieder möglichſt einzuholen. Eine 
völlig reſtloſe Gleichſtellung freilich der unehelichen Kinder mit dem 
ehelichen nach dem Vorbild des norwegiſchen Rechts zufolge der ganz 
einſeitigen beliebigen, womöglich formloſen Erklärung durch den Vater 
müſſen wir mit aller Entſchiedenheit gegenüber den ſozialiſtiſchen 
Heißfpornen ablehnen. Dieſe radikale Forderung würde letzten Endes 
zu einer ſchweren Lockerung, ja Auflöſung des Familienverbandes 
führen, die ehelichen Kinder, die Ehefrau und die übrigen Verwandten 
des Mannes würden ſchwer beeinträchtigt werden, wenn dieſer durch 
rein einſeitigen Akt ſeinen nächſten Angehörigen einen ihnen durchaus 


unerwünſchten Zuwachs verſchaffen könnte. Die Arbeitskraft der Haus 


frau würde durch den unerbetenen Zutritt des unehelichen Kindes 
eine ſchwere Belaſtung erfahren, ihr und ihrer ehelichen Kinder ge⸗ 
ſetzliches Erbrecht würde dadurch erheblich geſchmälert. Man wird 


ö zum mindeſten die Zuſtimmung der Ehefrau fordern müffen. | Er- 


träglicher wäre ſchon eine „beſchränkte Standesfolge“ in der Weiſe, 
daß der Vater mit Zuſtimmung ſeiner Frau durch gerichtliche feier⸗ 


5 liche Erklärung dem unehelichen Kinde Namen und Stellung eines 


ehelichen Kindes verſchaffen könnte, jedoch mit elnem erheblich ge⸗ 
ringeren Erbrechte, etwa nur dem Halbteil der ehelichen Kinder. 
Noch weit wichtiger aber und brennender iſt die Beſſerſtellung 


dir rieſigen Maſſe der übrigen unehelichen Kinder, um die ſich ſpäter 


der uneheliche Vater nicht groß zu kümmern pflegt und die er jeden⸗ 
falls nicht in ſeine eigene Familie aufgenommen zu ſehen wünſcht. 
Hier muß zunächſt die berüchtigte „Einrede der mehreren Beiſchläfer“ 
unbedingt fallen! Ihre Zulaſſung bedeutet nicht nur ein ſehr ſchweres 


Unrecht gegenüber dem Kinde, dem zufolge des tadelnswerten Lebens⸗ 
wandels der Mutter, an dem es doch völlig ſchuldlos iſt, ſein Unter⸗ 


\ haltsanſpruch geraubt wird, ſondern auch eine ungemeine Unbilligkeit 
für die Geſamtheit der Volksgenoſſen und Steuerzahler. Denn dieſe 
müſſen nun mit den für die Armenpflege beſtimmten Mitteln die 
Frucht der geſchlechtlichen Freuden der mehreren Beiſchläfer zahlen. 
Einzig billig wäre es, daß dieſe als Geſamtſchuldner den Unterhalt 
des jedenfalls von einem unter ihnen gezeugten Kindes zu beſtreiten 
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hätten. Gemelnſam Gaben fie durch die Genüſſe des außerehelichen 
Beiſchlafes ein gewiſſes Riſiko auf ſich genommen und ſich in eine 
gewiſſe Gefahr begeben, eine gewiſſe Gefahrengemeinſchaft bilden ſie. 
Mögen ſie daher auch ruhig die ihnen vorher wohlbekannten Folgen 

— ihres Tuns tragen, „wer ſich in Gefahr begibt, kommt darin um“. 
Zahlreiche Rechtsſyſteme in zahlreichen Landern — ſo nach der 
richtigen Rechtſprechung in den Provinzen Hannover, Heſſen und 

Schleswig⸗Holſtein das frühere ſogenannte „gemeine Recht“ Deutſch— 
lands, das neue öſterreichiſche und das norwegiſche Recht — kannten. 
und kennen die Einrede der mehreren Beiſchläfer überhaupt nicht, 
ohne daß ſich die bei ihrer Verwerfung bei uns vielfach befürchteten 
Erpreſſungsgefahren einer liederlichen Mutter an einem der Bei- 
fchläfer in irgend nennenswertem Umfang ergeben hätten. 

Am durchgreifendſten und erfolgreichſten aber würde der er- 
fahrungsgemäß ſehr häufig gleich nach der Geburt einſetzenden Not- 
lage von Mutter und unehelichem Kinde, die faſt ausnahmslos den 
beſitzloſen Volksſchichten angehören, vorgebeugt werden, wenn das 

x. Mneheliche Kird wie auch die Mutter ihre Unterhaltsanſprüche zu: 
nächſt der Allgemeinheit gegenüber geltend machen könnten, und zwar 
gegen den Ortsarmenverband, dem das Kind durch ſeine Geburt an— 
gehört. Auf dieſe Weiſe würden beide, Mutter wie Kind, vor Not 
geſchützt und ihr Unkerhalt ſichergeſtellt. Der Ortsarmenverband 
müßte dann gegenüber dem oder den unehelichen Erzeugern ein un— 
verjährbares Rückgriffsrecht haben. Dieſen Standpunkt nimmt auch 
das oben erwähnte norwegiſche Geſetz vom 12. April 1915 ein. 
Mit den mitunter gemachten Vorſchlägen, alle unehelichen Kinder 
zu Staatskindern zu machen und Erziehungsanſtalten von früheſter 
Jugend an zu überweiſen, können wir uns dagegen nicht befreunden. 

Unfer Beſtreben muß in erſter Linie darauf gerichtet ſein, die Un: 
ehelichen den Wohltaten eines geordneten Familienlebens in irgend— 
einer Geſtalt möglichſt zuzuführen. Sehr oft werden ſie heute in 
der Familie der unehelichen Mutter, namentlich bei ihren Eltern 
oder ſonſtigen Verwandten, aufgenommen, insbeſondere in ländlichen 

Verhältniſſen ſind dieſe Zuſtände oft durchaus befriedigend; mit 
Intereſſe und Sorgfalt wird das Kind großgezogen, es findet hier 
häuslichen Schutz und geordnete Pflege. Sind ordentliche, zur Er— 
ziehung geeignete Verwandte der Mutter nicht vorhanden, ſo iſt es 
Sache der Gemeinden, die unehelichen Kinder in geeigneten und be— 
währten Familien unterzubringen und eine ſtrenge Kontrolle über ſie 
auszuüben. Mag das Kind gewiß auch nicht immer als geeigneter 
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Familienzuwachs betrachtet werden, beſſer als gar keine Famtlie ift 
ſchließlich ſolche Familie immer noch. Erhaltung und Aufbau der 
Familie, nicht aber ihre Zerſtörung tut uns gerade heute bitter not. 
„Wer jeden Hungrigen ins Wirtshaus, jede Gebärende ins Gebär⸗ 
haus, jedes Kind von ſeiner Geburt an bis zu ſeiner Mannbarkeit 
in eine Reihe von Erziehungshäuſern ſchickt, verwandelt die Geſell⸗ 
ſchaft in eine Summe genußſüchtiger egoiſtiſcher Vagabunden, deren 
Nervenunruhe und Überreizung die Mehrzahl zu Kandidaten von 
Irrenhäuſern macht“ (Guſtav v. Schmoller, Grundriß der allgemeinen 
Volkswirtſchaftslehre, 1. —3. Auflage, 1900, S. 252). Bedenklich 
will es uns ſcheinen, vielfachen Anregungen ſtattzugeben und nach 
dem Vorbild des norwegiſchen Rechts der unehelichen Mutter die 
volle geſetzliche Vertretungsbefugnis einzuräumen. Oft bietet die 
ſittliche Perſönlichkeit der Mutter keine hinreichende N für den 

richtigen Gebrauch dieſes wichtigen Rechts. 


Die Höhe des Unterhalts für das uneheliche Kind wäre nicht 


nür, wie nach dem jetzigen Recht, ausſchließlich nach den ſozialen 


Verhältniſſen der Mutter zu bemeſſen, ſondern auch unter Berück⸗ 


ſichtigung des Vermögens, des Erwerbs und der Erbanwartſchaften 


des Vaters. Denn es iſt ſchlechthin unerträglich, daß die zu einem 
nicht ganz kleinen Teile von wohlhabenden Vätern erzeugten unehe⸗ 


lichen Kinder, deren Mütter den beſitzloſen Volksſchichten angehören, 
einen Unterhalt lediglich nach Maßgabe der Stellung ihrer Mütter 
verlangen können. „Der geſunde Sinn der beſitzloſen Volksſchichten 
wird es niemals begreifen, daß der wohlhabende, ja vielleicht reiche 


Vater fein Kind durch Gewährung eines kargen Unterhalts in das 


Proletariat hinabſtößt und es ſich dadurch ſelbſt für immer ent⸗ 
fremdet“ (Anton Menger, Das bürgerliche Recht und die Benaloren 
Volksklaſſen, 3. Auflage, 1904, S. 94/95). 


Fallen muß auch die durchaus antiſoziale Vorſchrift des 8 1712 = 
BGB., wonach die Erben des Vaters befugt find, das uneheliche 


Kind mit dem Pflichtteil eines ehelichen Kindes abzufinden. Der 
Erbe würde davon doch nur zu ſeinem Gunſten und zum Schaden 
des Unehelichen Gebrauch machen, wenigſtens in der weitaus über⸗ 
wiegenden Mehrzahl aller Fälle wäre es nur ein Privilegium odiosum 


der Unehelichen. Gerade das Rechtsgebiet der Unehelichen bedarf der 


weiteſtgehenden Umgeſtaltungen; durchaus mit Recht erklärt Joſeph 
Kohler (Recht und Perſönlichkeit, 1914, S. 47) den Standpunkt 
unſeres heutigen bürgerlichen Rechts als „völlig vorſintflutlich“. 


Verheißungsvolle Anſätze zu neuen Bahnen ſchlägt der Artikel 12¹ 5 


—— 
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der neuen deutſchen Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 ein, 


wonach den unehelichen Kindern durch die Geſetzgebung die gleichen 


Bebingungen für ihre leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche Entwick— 
lung zu ſchaffen find wie den ehelichen. Hiermit find der künftigen 
Privatrechtskodifikation die Bahnen vorgezeichnet. 

Als unerläßliches Gebot muß auch die Einräumung eines ganz 
allgemeinen Deflorationsanſpruchs für die Verführung eines 


unbeſcholtenen weiblichen Weſens bezeichnet werden. Die heutige 


Regelung, wonach ein ſolcher nur dann gewährt wird, wenn das 


weibliche Weſen zufolge Hinterliſt, Drohung oder unter Mißbrauch 


eines Abhängigkeitsverhältniſſes zur Geſtattung der außerehelichen 


Beiwohnung beſtimmt worden iſt, oder wenn gegen es ein Sittlichkeits⸗ 


verbrechen verübt worden iſt (§ 847 II BGB.) und außerdem der 
unbeſcholtenen Braut im Fall des Rücktritts des Bräutigams vom 
Verlöbnis ſtets, genügt unſeren geläuterten und fortgeſchrittenen 
ſozialpolitiſchen Anſchauungen in keiner Weiſe mehr. Der Geſetz⸗ 
geber, der ſich ſonſt von einer oft merkwürdig anmutenden Redſelig⸗ 
keit erfüllt zeigt — vol. nur die zwanzig Paragraphen umfaſſende 
Regelung des Fundrechts —, legt hier eine auffallende Zurückhaltung 
an den Tag. Er ſchätzt eben die Sachgüter höher ein und gewährt 
ihnen einen größeren Schutz als den höchſt perſönlichen Gütern, wie 


Geſundheit, Arbeitskraft und weibliche Ehre. Grundſätzlich und 


ausnahmslos müßte jede gegen ihren Willen Geſchwächte einen An— 
ſpruch auf vollen Erſatz des ihr durch die Verführung erwachſenen 


Schadens, des vermögensrechtlichen wie auch nicht vermögensrecht⸗ 
lichen, haben. Hiermit würde das neue ſoziale Recht Deutſchlands 


nur zurückkehren zu den vor dem Inkrafttreten des BGB. in ſehr 
weiten Gebietsteilen Deutſchlands Jahrhunderte lang in Geltung ge— 
weſenen kanoniſchen und gemeinrechtlich gewordenen Rechtsvorſchriften, 
wonach der Mann der von ihm verführten ehrbaren Jungfrau oder 
Witwe eine angemeſſene Dotation zu verabfolgen hatte. Durchaus 


abwegig iſt der fo oft in der Literatur gegen dieſe Forderung ge- 
machte Einwand, ein allgemeiner Deflorationsanſpruch diene nur zur 


Förderung der Unſittlichkeit. Mit vollſtem Rechte weiſt ihn Menger 
(a. a. O. S. 70) ſchlagend zurück, „als ob die Mädchen und Frauen 


der ärmeren Volksklaſſen Meſſalinen wären, die nur darauf lauern, 
die argloſen Männer in die Netze des außerehelichen Beiſchlafs zu 


locken. .... Tatſächlich geht auch in der ungeheuren Mehrzahl von 
Fällen die Initiative zum unehelichen Beiſchlaf vom Manne aus und 


gegen dieſen, „nicht gegen die Frau, muß das Geſetz ſeine Drohungen 


B Se a f He 2 5 > 5 . . 2 
— = a 2: 2 j * 5 ‘ 
Be . a 
; ® - 7 © 5 


richten“. Selbstredend müßte dem Manne der Einwand offenſtehen, 
daß die Geſchwächte ihn ſelber verführt habe. 

Ein Eheverſprechen müßte der nachher eblos verlaſſenen 

unehelichen Mutter die rechtliche Stellung einer unſchuldig geſchiedenen 

Ehefrau gewähren. 

Zu verhältnismäßig wenig grundſätzlichen ſozialpolitiſchen Aus⸗ 
| führungen Anlaß gibt das Erbrecht, denn es iſt „eine ariſtokratiſche 
Einrichtung, an welcher die beſitzloſen Volksklaſſen faſt gar nicht und 
A unter den Beſitzenden nur verhältnismäßig enge Kreiſe teilnehmen“. 


F ee —— Zu 
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Menger a. a. O., S. 214.) Fallen muß unter allen Umſtänden die 
cſchrankenloſe Ausdehnung des geſetzlichen Erbrechts. Dieſe 
„ Faorderung, für die ſchon feit mehr als 70 Jahren fortgeſchrittene 


Sozialpolitiker und Juriſten eintraten — der erſte deutſche Volkswirt, 
der mit allem Ernſt und Nachdruck den Ruf nach einer weitgehenden 
Reform des Erbrechts in der Offentlichkeit erhob, war der bekannte 
Mitherausgeber des Staatswörterbuchs von Bluntſchli, Karl Brater, 


in ſeiner Schrift: „Die Reform des Erbrechts zugunſten der Not⸗ 


leidenden, München 1848“ — (vergl. neueſtens namentlich die zahl⸗ 


reichen verdienſtvollen einſchlägigen Schriften des unermüdlichen 


Georg Bamberger in Aſchersleben, vornehmlich „Erbrecht des 
Reiches und Erbſchaftsſteuer“ 1917) — muß jetzt endlich im Zeichen 

der ungeheueren Finanznot des Deutſchen Vaterlands verwirklicht 

— werden. Sie iſt nicht nur Opinio communis doctorum geworden 
(vergl. den in den Grenzboten vom 27. November 1912 veröffentlichten, 
vod einer bedeutenden Anzahl der beſten Namen auf dem Gebiete 
der Volkswirtſchaftslehre und der Rechtswiſſenſchaft, genannt ſeien 
nur Adolf Wagner, Guſtav v. Schmoller, Johannes Conrad, Sering, 
Herkner, Brentano, Binding, v. Blume, Wach, Sohm, Stammler, 
Delbrück, Kohler, Laband und Zorn unterſchriebenen Aufruf für 
das Erbrecht des deutſchen Reiches), ſondern ſie findet faſt rüd- 
haltsloſeſte, begeiſterte Zuſtimmung im geſamten Volke. Unſere 
öffentliche Meinung, das geläuterte ethiſche Bewußtſein unſeres 
Volkes erkennt ein ſchrankenloſes Erbrecht einfach nicht mehr als be⸗ 
rechtigt an. Nur noch das Erbrecht der nahen Verwandten, zu denen 


der Erblaſſer wirklich in nahen und innigen Beziehungen geſtanden 


hat, erſcheint uns noch als ſittlich begründet, darüber hinaus aber 
gehört der teſtamentslos gebliebene Nachlaß der Geſamtheit der Volks⸗ 
genoſſen. Hocherfreulich für die Zunahme des ſozialen Gewiſſens iſt 
es, daß nach kurzem, anfänglichem Zaudern und Zagen ſich auch die 
beſitzenden Volksſchichten ſelber in ihrer weitaus überwiegenden Mehr⸗ 


— 
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zahl fo A wie geſchloſſen für die Notwendigkeit einer tiefſchneidenden 


| Einſchränkung des privaten geſetzlichen Erbrechts erklärt haben. Nur 


in dem geſetzlichen Erbrecht der nahen und nächſten Verwandten — 
der Eltern und entfernteren Vorfahren, der Kinder und weiteren 


| Abkömmlinge, ſowie der Ehegatten, allenfalls noch der Geſchwiſter — 
liegt ein tiefer und wahrer Sinn. Die Berechtigung ihres geſetz⸗ 
lichen Erbrechts, insbeſondere der der Kinder und Ehegatten, erkennen 


ſelbſt radikale Kreiſe an. „Jedenfalls wird, wo heute ein geſundes 


und kräftiges Familienleben vorhanden iſt, überall das Erbrecht der 


Kinder als etwas Gerechtes und Selbſtverſtändliches angeſehen; jeder⸗ 


mann ſieht, daß dieſes Erbrecht ein wichtiges Mittel des wirtſchaft— 


lichen Fortſchrittes iſt; gerade die fähigen und kräftigen Eltern werden 
zur höchſten Anſpannung ihrer Kräfte am meiſten dadurch veranlaßt, 
daß ſie ihren Kindern eine beſſere Stellung erwerben wollen. Der 
wichtigſte Teil der Motive, die heute Fleiß, Anſtrengung und Kapital- 
bildung erzeugen, wäre ſtillgeſtellt, wenn das Erbrecht der Kinder 


wegfiele.“ (Guſtav v. Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volks— 


wirtſchaftslehre, 1.—3. Auflage, 1900, S. 383.) 

In der Tat, die feſte Wurzel des Erbrechts iſt das Erbrecht der 
Kinder; nur um der Kinder willen gibt es überhaupt ein Erbrecht, 
ſo erklärt der hochkonſervative Sozialphiloſoph Julius Stahl 
(Rechts⸗ und Staatslehre auf der Grundlage chriſtlicher Weltan— 
ſchauung 1854, 1. Abteilung, S. 500). Ehegatten und Kinder um- 


ſchlingt heute noch — wenigſtens in der weitaus überwiegenden 


Mehrzahl der Fälle und mit den durchſchnittlichen Verhältniſſen allein 


kann der Geſetzgeber rechnen — für die Zeit ihres Lebens ein enges 


Band innigſter gegenſeitiger Beziehungen und vollſter Lebensgemein⸗ 


ſchaft, ſie fühlen ſich bluts⸗ und weſensverwandt; ſelbſt längere und 


zufolge Verheiratung oder ſonſtigen Selbſtändigwerdens der Kinder 


dauernde Trennungen können dieſes feſtwurzelnde Gefühl der engſten 


Zuſammengehörigkeit nicht beſeitigen oder mindern. Namentlich in 


ländlichen Verhältniſſen iſt heute noch vielfach die altgermaniſche 
Rechtsauffaſſung zum Glück weit verbreitet, daß der Acker nicht 
ſchrankenloſes Individualeigentum des gegenwärtigen jeweiligen Be- 


ſitzers bildet, ſondern verfangen iſt zugunſten der Familie, der 


nächſten Generation, der Kinder. Aber bereits bei den Geſchwiſtern 
lockert ſich dieſe enge Zuſammengehörigkeit ganz erheblich; zufolge der 
induſtriellen Entwicklung Deutſchlands werden die Kinder ſchon in 


jungen Jahren ſelbſtändig, verlaſſen das Elternhaus, wandern in die 


Fremde und verlieren bald den Zuſammenhang mit ihren Geſchwiſtern. 


- 
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Die Überzeugung einer inneren Einheit und die aus ihr entſpringende 
Geſinnung verſchwindet, eine Entfremdung tritt ein und ein Aus⸗ 
einanderwachſen. Der Geſetzgeber hat denn auch nur durchaus folge⸗ 
richtig die Konſequenz aus den gegebenen tatſächlichen Verhältniſſen 
gezogen, wenn er eine gegenſeitige geſetzliche Unterhaltungspflicht 
entgegen dem Preußiſchen Allgemeinen Landrecht vom 1. Juni 1794, 
das ſie noch kennt, nicht mehr anordnet. Je entfernter nun aber ſich 

die Grade der Verwandtſchaft geſtalten und je mehr die Erbſchaft 
nach heutigem Rechte auf entfernte Verwandte übergeht, ſie vielleicht 
erſt mühſam durch langwierige gerichtliche Aufgebote in den Zeitungen 


And ſonſtwie ermittelt werden müſſen, um fo mehr verliert das Erb⸗ 


recht an innerer Notwendigkeit und Rechtfertigung und verwandelt 
ſich in ein Spiel des Glücksloſes. „Es ergibt ſich dann im Erbfalle 


ein Haſchen und Jagen nach der Beute; die Gerechtigkeit des Erb⸗ 
rechts iſt Zufall geworden.“ (v. Blume: Erbrecht in Conrads Hand⸗ 

wörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 3. Auflage, Band III, S. 1020.) 
Die ſeit jeher, aber gerade heute beſonders unerfreuliche Figur des 
„lachenden Erben“ muß endlich verſchwinden; ihr beſonders kenn⸗ 
zeichnender Typus aber iſt der Neffe und die Nichte! Stehen dieſe 
entfernteren Verwandten einſchließlich der Geſchwiſter dem Erblaſſer 
wirklich beſonders nahe und wünſcht er ihnen ſein geſamtes Ver⸗ 
mögen oder wenigſtens Teile von ihm nach ſeinem Tode zuzuwenden, 
ſo kann er dieſen ſeinen Wunſch auf die denkbar einfachſte Weiſe 
durch die ihm ja jederzeit mögliche Errichtung eins formgerechten 
Teſtaments zur Wirklichkeit verhelfen. Mit der hier vorgeſchlagenen 


Einſchränkung des geſetzlichen Erbrechts würde das bürgerliche Recht 


Deutſchlands nur dem Beiſpiel einer ganzen Reihe moderner Geſetz⸗ 


E gebungen nachfolgen, die — allerdings in viel zu beſcheidenen Aus⸗ 


maße — dem geſetzlichen Erbrecht Schranken ziehen. Der franzöſiſche 


. code civile, das öſterreichiſche Allgemeine Bürgerliche Geſetzbuch, wie 


der italieniſche code civile laſſen ein ſchrankenloſes geſetzliches Erbrecht 


— Schon ſeit Jahrzehnten nicht mehr zu. Noch bedeutend weiter in der 
Verkürzung des Erbrechts geht das ganz ausgezeichnete, echt modernen 


Geiſt atmende und für das neue deutſche ſoziale Recht vielfach 
vorbildliche ſchweizeriſche Zivilgeſetzbuch, das den Kreis der voll⸗ 
erbberechtigten Verwandten mit der dritten Parentel, d. h. den 


Großeltern des Erblaſſers und ihren Akömmlingen abſchließt. An 


die Stelle der wegfallenden Seitenverwandten des Erblaſſers hätte 
das deutſche Reich einzutreten. Das Reich ermöglicht uns allen 
unſere ganze wirtſchaftliche und kulturelle Exiſtenz, mit ihm fühlen 
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wir uns eng verbunden, an Deutſchland feſſelt uns unſer ausge- 8 
prägtes Nationalbewußtſein, die Ereigniſſe des Weltkrieges haben die 


a 


Flut des Unitarismus mächtig anſchwellen laſſen, gewaltig erſchallt 


der Ruf, „unſer Erbe ſei das Vaterland“. Aber unſer Vaterland 
iſt Deutſchland und nicht Reuß ältere Linie oder Lippe Detmold. 
Der Einzelſtaat kann daher ebenſowenig als geſetzlicher Erbe in Be⸗ 
tracht kommen als etwa die Gemeinde, in welcher der Erblaſſer ver: 

ſtorben iſt. Zu ihr hatte er recht oft doch nur ganz lockere Be⸗ 
ziehungen, rein zufällige Gründe beſtimmten in zahlreichen Fällen 


ihre Wahl; gerade die reichen und wohlhabenden Gemeinden, in denen 
ſich kinderloſe reiche Leute mit beſonderer Vorliebe niederzulaſſen 
pflegen — man denke an Städte wie Wiesbaden, Charlottenburg und 


Frankfurt a. M. —, würden durch ein geſetzliches Erbrecht der Ge— 
meinde, wie man es vielfach vorgeſchlagen hat, ohne Grund beſonders 
bevorzugt werden; das gerade un beſonders bedürftige Deutſche 
Reich ginge leer aus. 

Wir ſind am Ende fer nur ganz kurzen rechtspolitiſchen 
Betrachtungen angelangt. Wir ſehen, eine gründliche Umgeſtaltung 
unſeres heutigen bürgerlichen Rechts iſt geboten; ſchon bei der Ent⸗ 
ſtehung und der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 
18. Auguſt 1896 wurden von angeſehenen Schriftſtellern ſelbſt für 
die damalige Zeit nicht unberechtigte Vorwürfe einer argen ſozialen 
Rückſtändigkeit erhoben. In der Tat, das umfangreiche Geſetzeswerk 
trug größtenteils die Züge einer nach rückwärts gerichteten Denkweiſe. 
Der neuen Zeit genügt das Geſetzbuch in ſeinen — hier kurz darge— 
legten — grundlegenden Beſtimmungen nicht mehr. Auch unſer 
bürgerliches Recht muß ſich mit dem Geiſte einer maßvollen „Soziali⸗ 
ſierung“ erfüllen. Nicht Individualismus oder Sozialismus lautet 
die Loſung, ſondern Individualismus und Sozialismus. Das neue 
heraufziehende Zeitalter braucht ſein neues ſoziales bürgerliches Recht. 
Mögen auch vorläufig noch im gelehrten Schrifttum und in der 
Tagespreſſe nur oder doch ganz überwiegend Forderungen nach einem 
völligen Neubau des Strafrechts und des Strafverfahrens erhoben 
werden und die öffentliche Meinung — ſoweit ſie überhaupt für 
rechtspolitiſche Fragen Intereſſe aufbringt — beſchäftigen, recht bald 
wird auch die Reform unſeres bürgerlichen Rechts brennend werden 
und ſich nicht fürder mehr zurückſtellen laſſen. Je früher hierüber 
die Erörterungen und Beratungen einſetzen, um ſo beſſer im Intereſſe 
der Gründlichkeit und Güte der zu leiſtenden Arbeit. 
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er kriegswirtſchaftlichen Produktion entſprechend, die im beſon⸗ 
cerren der Eifen-, Metall-, Maſchinen⸗ und chemiſchen Induſtrie 
— zu welch letzterer die Pulverfabrikation gehört — oblag, und 


5 analog der im Frieden beobachteten Entwicklung, war erſtmals in 
dieſen Induſtrien Raum für große Maſſen ungelernter Arbeits⸗ 


kräfte. Mit der ſtändig erneuten Aushebung und dem gleichzeitig 


immer ungeheurer werdenden Verbrauch an Material aller Art ſtieg 
der Bedarf nach ſogenannten geübten, nach angelernten und 


gelernten Leuten. Wollte man dieſe nicht durch das zweckloſe 
Vorgehen beſchaffen, daß man die Männer immer wieder aus der 


einen Stelle herausnahm, um fie an die andere zu bringen, ſo konnte 2 


die Rekrutierung auch diefer Perſonen nur aus den Reihen der 
Frauen erfolgen, worauf das Kriegsamt bald nach ſeiner Begründung 


bereits in einem Rundſchreiben vom Dezember 1916 hinwies. Auch 


die genialſte Arbeitszerlegung hat ihre Grenzen, abgeſehen davon, 
daß ſie meiſtens der Herrichtung von Spezialmaſchinen bedarf, die 
nicht ſo ſchnell zu beſchaffen waren. Von wenigen Firmen abgeſehen, 
die — wie zum Beiſpiel Boſch in Stuttgart, Löwe, Max Levy und 


Siemens in Berlin — verhältnismäßig bald an die planmäßige 
Anlernung von Frauen herangingen, verhielt ſich die Induſtrie ein⸗ 


ſchließlich der Staatsbetriebe in den erſten 2½ Kriegsjahren der 
ſyſtematiſchen Unterweiſung der Frauen gegenüber faſt völlig 
ablehnend mit dem alten Argument: „es lohnt ſich doch nicht 
für die kurze Zeit“. Und wie es gelohnt hätte, hätte man 


nur früher zugefaßt, das haben die ſpäteren Erfolge bewieſen! 


Der Krieg gab den Frauen — im Gegenſatz zum Frieden — zum 


erſten Male Gelegenheit, — von allen Hemmniſſen für die gewerbliche 


Betätigung befreit, — zeigen zu können, was ſie zu leiſten im Stande 
waren und ob es ſich verlohnte, ſie etwas zu lehren. Wenn auch 


die Produktionsverhältniſſe in bezug auf das „Was“ und „Wie“ | 
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bergeftelt wurde gegenüber den Friedenszeiten vielfach ſehr ſtark ver⸗ 
ändert waren, und jedem im Kriege gewonnenen Material natur: 
gemäß verſchiedene Fehlerquellen anhaften, ſo daß ſich nicht ohne 
weiteres Vergleiche anſtellen laſſen, ſo kann doch die Richtigkeit früherer 
Urteile und oft wiederholter Frauenforderungen an den im Kriege 
gewonnenen Maßſtäben nachgeprüft werden. Und da läßt ſich — um 
es vorweg zu nehmen — feſtſtellen, daß die Frauen bewieſen haben, 
die erforderlichen geiſtigen und techniſchen Vorausſetzungen zu erfüllen, 
um — nach erfolgter Anlernung oder Ausbildung — mit mirt- 
ſchaftlichem Nutzen für die Produktion auch in ſolchen Berufszweigen 
und für ſolche Produkte verwendet zu werden, die ehedem als aus— 
ſchließlich männliche Arbeitsgebiete galten. Mit dieſer Feſtſtellung 
ſoll keineswegs geſagt ſein, daß es wünſchenswert und letzten Endes 
volkswirtſchaftlich rentabel iſt, die Kräfte der Frau vornehmlich und 
unbeſchränkt in den Dienſt der Warenproduktion zu ſtellen. Es 
tauchen die Fragen des Arbeiterinnen⸗ und Mutterſchutzes, der Ver⸗ 
drängung der Männer durch die Frauen, des-Lohndruckes uſw. auf. 

Diejenigen Induſtrien, für die während des Krieges die An— 
lernung und Ausbildung der Frau zum Erſatz herausgezogener all⸗ 
5 und Facharbeiter vornehmlich in die Wege zu leiten war, 
waren die Eiſen⸗, Maſchinen⸗, Metall⸗ und chemiſche Induſtrie, das 
Berg⸗ und Hüttenweſen und in mancher Hinſicht auch die Tertil- 
ſowie die Holzinduſtrie. Und ſofort tauchten verſchiedene Fragen auf: 

Wo poll die Anlernung ſtattfinden: in den eigenen Werkſtätten 
innerhalb des Betriebes oder in fonds Lehr⸗ und Übungs⸗ 
werkſtätten? 

ö Wer ſoll die e erteilen: Ingenieure, Meister, Vor⸗ 
arbeiter oder beſonders angeſtellte Lehrkräfte? 

N Wer ſoll unterwieſen werden: Möglichſt junge Leute; in den 

Arbeitszweigen völlig fremde oder bereits im Frieden vorgeübte? 

Wann ſoll unterrichtet werden: Vor, nach oder während der 
Arbeitszeit! ? 

Wie wird die Lehrzeit vergütet: gar nicht, in Zeit oder in 
fingiertem Akkordlohn? 2 > 
Wie lange ſoll die Lehrzeit dauern? 

Was ſoll durch den Unterricht vermittelt werden und in welcher 
Form: Die praktiſche Handhabung der Maſchinen und Herſtellung einer 
eng begrenzten Anzahl einzelner Stücke oder auch theoretiſche Kenntniſſe 
(Waren — Material — Maſchinen — Werkzeugkunde), Zeichnungleſen 
und Zeichnen; nur durch Vortrag oder mit Hilfe von Anſchauungs— 
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material (Tafeln, Modelle), Merkblättern, Wiederholungs⸗ und 
Frageſtunden? 

Dieſe Fragen ließen ſich weder für die in Betracht kommenden 
Induſtrien gemeinſam noch für den ganzen Bereich jeder einzelnen 
Induſtrie einheitlich beantworten. Trotzdem kann geſagt werden, daß 
im allgemeinen bei der Anlernung zur Herſtellung von Maſſen⸗ 
artikeln in der Praxis der Werkſtattlehre innerhalb des 
eigenen Betriebes direkt am Arbeitsplatze der Vorzug 
gegeben worden iſt, und man erſt bei dem immer größer werdenden 
Mangel an gelernten Facharbeitern für Serien⸗ und Einzelherſtellung 
zur Ausbildung in beſonderen Lehr- unb Übungswerkſtätten über⸗ 
ging (zum Beiſpiel bei der Dreherei, Schloſſerei, Werkzeugmacherei, 
beim Flugzeugmotorenbau, für Apparate- und Inſtrumenteherſtellung), 


die alle Maſchinen und Werkzeuge für Dreherei, Schloſſerei, Mechanik⸗ 


arbeiten um. enthielten. Die Anlernung wurde in erſterem Falle 


überwiegend Meiſtern und geübten Vorarbeitery — ſpäterhin auch Vor⸗ 
arbeiterinnen — übertragen, während bei der Ausbildung in Lehr⸗ 
und Übungswerkſtätten erfahrene Ingenieure beteiligt waren, die auch 


das Ganze überwachten. Bei der Auswahl der für die Ausbildung 
beſtimmten Frauen und Mädchen wurden mit den Frauen über 20 Jahre 
und unter dieſen gerade ſehr oft mit branche⸗, ja ſogar fabrikfremden 
(Landarbeiterinnen, Hausangeſtellte, Hausfrauen, Haustöchter) die 


beſten Erfahrungen gemacht, beſonders wenn dieſe ſchon einige Zeit 
in dem Werk tätig waren, das ſie nun für ſeinen eigenen Betrieb 


weiterausbilden wollte. | 

Die Unterrichtszeit wurde je länger je mehr in die eigentliche 
Arbeitszeit (alſo auch unter Nichtbenutzung der Pauſen) ſowohl gegen 
Zeit⸗ wie gegen Akkordlohn, mehrfach auch unter Gewährung von 
Zulagen bei beſonderer Anſtelligkeit gelegt. Die Dauer der Unter⸗ 
weiſungen ſchwankte, je nachdem es ſich um die Anlernung zur 
Maſſenherſtellung nur mit Maſchinenarbeit oder zur Maſſenherſtellung 
mit Handarbeit oder zur Reihen⸗ und Einzelanſertigung handelte, 
zwiſchen 3 Wochen und 6—9 Monaten. Bei den meiſten Lehrgängen 
iſt die Unterweiſung in der praktiſchen Handhabung der Maſchinen, 
(einſchließlich Einſtellen, Einſpannen und Behebung einfacher Störungen) 


mit theoretiſchen Unterweiſungen in ſeminariſtiſcher Vortragsweiſe, 


durch verſchiedenes Anſchauungsmuterial unterſtützt worden und mit 
der Erteilung von Zeichenunterricht und Zeichnungsleſen Hand in Hand 


gegangen. Je intenſiver die Ausbildung war, je mehr Wert wurde 
darauf gelegt, die Verrichtung rein mechaniſcher Arbeit ohne Zuhilfe⸗ 
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nahme von Handarbeit möglichſt zu vermeiden und verſucht, den 
auszubildenden Frauen die richtige Beurteilung der auszuführenden 
Arbeit und der dazu notwendigen Beſchaffenheit und Verwendungs— 


möglichkeit der Maſchinen, Werkzeuge und Vorrichtungen und deren. 


Benutzung zu rationeller und vorteilhafter Herſtellung bei verſchiedenen 
Arbeiten zu vermitteln, da ſie hierdurch ſyſtematiſch zum Nachdenken 
und Überlegen angeleitet wurden“. 

Für die Beurteilung ſowohl der vebfolg ten Anlernungsmethoden 
wie ihres Erfolges iſt es von Wichtigkeit, zu beachten, daß gleich— 
zeitig mechaniſche, techniſche und perſönliche Schwierigkeiten für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu überwinden waren. Die Arbeits— 
räume waren häufig mit Menſchen, Maſchinen und den — mit Rück⸗ 
ſicht auf die geringeren Körperkräfte der Frau — notwendigen Hilfs— 
vorrichtungen (Hebe⸗ und Einſchubvorrichtungen, Paternoſterwerken, 
Rollbahnen, Förderwagen, Bohr⸗ und e ee er erhöhten 
Roſten, Tret- und Kippbühnen, Zangenhaltern uſw.) viel zu dicht belegt, 
was auch die Anbringung von Schutzvorrichtungen, Staubſauge— 


apparaten uſw. erſchwerte. Ferner wurden je länger je mehr die zu | 


verarbeitenden Materialien ſowie die zu benugenden Werkzeuge und 
Schmiermittel immer ſchlechter, auch mußte oft mit alten, der Kriegs⸗ 
produktion mehr oder weniger leicht anzupaſſenden Maſchinen gearbeitet 
werden (zum Beiſpiel Benutzung einer Rundhobelvorrichtung zum 
Granatendrehen, einer Planſcheibendrehbank zur Granatenbearbeitung), 
die Konſtruktion, Anbringung und Verwendung von Hilfsvorrichtungen 
(zum Beiſpiel Einſtellehren, Einſpannvorrichtungen, Anſchlägen, End— 
maſſen, Kopiervorrichtungen) die Unterteilung des Arbeitsvorganges 
Rin Teiloperationen, die dazu wieder notwendige Herſtellung von 
Spezialvorrichtungen, mußten erſt erprobt werden. Außerdem wurde 
die Zahl der zur Aufſicht und Anlernung notwendigen Perſonen 


immer kleiner, unter denen wieder nur ein Teil die beſonderen 


pädagogiſchen Fähigkeiten, die zur Unterweiſung der Frauen not— 
wendig waren: ruhige Energie, Geduld und Freundlichkeit, in 
genügendem Maße beſaß. Erſchwerend wirkte ſchließlich noch die 
gegen den Frieden völlig veränderte Zuſammenſetzung der Geſamt— 
belegſchaft, in der die Anzahl der nicht voll leiſtungsfähigen Männer, 


1 Vgl. die vom Verein Deutſcher Ingenieure mit Unterſtützung des Kriegs⸗ 
amtes herausgegebenen Mitteilungen: „Erfahrungsaustauſch über Ausbildung 
von Arbeitskräften und zeitgemäßer Betriebsführung“ vom 14. April 1917 und 


die Veröffentlichungen des „Verbandes für handwerkmäßige und fachgewerb— 5 


liche Ausbildung der Frau“. Berlin W., Eichhornſtraße 1, I 
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der Jugendlichen und der Gefangenen — bei denen auch noch Sprach⸗ 
ſchwierigkeiten hinzukamen — ſtändig wuchs, und in der die Frauen 
jeden Alters aus allen Teilen Deutſchlands und aus allen Berufs⸗ 
ſtänden zuzammengewürfelt waren. — 

Den erſten Verſuch mit der ſyſtematiſchen Anlernung von Arbeiter⸗ 
innen in beſonderen Kurſen veranlaßte der „Verband für handwerks⸗ 
mäßige und fachgewerbliche Ausbildung der Frau“, Berlin, im 
Dezember 1915, nachdem ihm Anfang November durch die Leiterin 
der weiblichen Abteilung des Zentralarbeitsnachweiſes mitgeteilt war, 


daß von den Metallinduſtriellen Arbeiterinnen geſucht würden, die 


als Vorarbeiterinnen zu verwenden ſeien, ihre Werkzeuge ſchleifen, 


Gewinde mit Stahl ſchneiden, die Arbeitsſtücke ſelbſt einlehren und 


einſpannen und mit der Schublehre Präziſionsmeſſungen vornehmen 
könnten. Der Verband wandte ſich an die Deputation für die ſtädtiſchen 
Fach⸗ und Fortbildungsſchulen und erhielt den notwendigen Raum 
uſw. für einen Kurſus für 15 Arbeiterinnen für 10 Wochen, in dem 
bei 15 Wochenſtunden nach folgendem e unter⸗ 


| =. wurde: 


Technologiſcher Unterricht 


Ä Beſprechung der Einzelteile der Drehbänke. 


Das Meſſen mit der Saul der Mikrometerſchraube und dem 
Kaliber. a 

Herſtellung und Bearbeitung der Drehſtähle 

Berechnung der Räder zum Gewindeſchneiden. 

Berechnen von Konen zwecks Herſtellens auf der Drehbank. 


Dreherei. 


| Herſtellen von glatten Bolzen mit ſcharf abgeſetztem Kopf. | 


Bearbeiten von Cifen, Schneiden von verſchiedenen Gewinden. 


Herſtellen von Konen uſw. Herrichten von Stählen. 8 
Schmiede. ö N Ä 

Feuerarbeiten, Schweißen, Bearbeiten des Stahles. 
Schloſſerei. 


Einfache Feil⸗ und Nietarbeiten. 


Da dieſe ungelernten Metallarbeiterinnen ſogleich nach Be⸗ 
endigung der Unterweiſung als Vorarbeiterinnen eingeſtellt wurden 


und auch mehrere Firmen ähnliche Kurſe begannen, richtete der Ver⸗ 


band im März 1916 unter dem Hinweis auf die Wichtigkeit, die 


beſonders das Vorhandenſein von Einrichterinnen für den Fortgang 


der Produktion habe, an den Kriegsminiſter eine Eingabe für die 
e Jahr buch XLIV 2. | 17 


* 
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Gewährung von 20000 Mk. zur Einrichtung von 10 Doppel- 
Fortbildungskurſen für ungelernte Metallarbeiterinnen in den Städten 
Hagen, Eſſen, Schwelm, Frankfurt a. M., Berlin, Guben, Stettin. 
In der im Auguſt eingegangenen Antwort wird hervorgehoben, daß 
die Ausbildungszeit von drei Monaten nach den mit den Arbeite— 
rinnen gemachten Erfahrungen zu kurz ſei, daß man auf die Aus⸗ 
bildung von Einrichterinnen für die techniſchen Inſtitute weniger 
Wert lege, die Tätigkeit der Frauen in den Fabrikbetrieben nur 
ſoweit ausdehnen wolle, als es die Kriegsverhältniſſe unbedingt not— 
wendig machen, und daß man es für zweckmäßiger halte, die Ar— 
beiterinnen wenn erforderlich in den techniſchen Inſtituten ſelbſt 
auszubiden. Trotz dieſer — die Lage einſeitig vom Standpunkte 
der techniſchen Inſtitute und ohne genügende Berückſichtigung der 
mehr als wahrſcheinlichen Erſatzſchwierigkeiten in der geſamten 
Induſtrie beurteilende — Stellungnahme, erklärte ſich das Kriegs⸗ 
miniſterium bereit, zu verſuchen, die Induſtriekreiſe zur Aufbringung 
der notwendigen Mittel zu gewinnen. Bis Ende November hatten 
— durch ein Rundſchreiben vom Oktober veranlaßt — 18 Firmen 
ihr Intereſſe an der vorgeſchlagenen Ausbildung erklärt und ca. 
15000 Mk. zur Verfügung geſtellt, die von dem inzwiſchen ge— 
gründeten Wumba (Feldzeugmeiſterei) dem Verbande überwieſen 
wurden. Nach den Erfahrungen mit dem erſten Lehrgang von 
Januar bis März 1916 wurde in Ausſicht genommen, den Unterricht 
innerhalb der Arbeitszeit gegen Vergütung der Lernenden ſtattfinden 
zu laſſen, ſowie den Lehrſtoff den augenblicklichen Bedürfniſſen 
noch beſſer anzupaſſen; zum Teil auf Anregungen hin, die die an 
der Aufbringung der Mittel ſich beteiligenden Firmen gaben. Die 
Bemühungen des Verbandes um die planmäßige Heranbildung von 
Erſatzarbeitskräfſten wurden außer vom Wumba von dem Kriegs— 
Erſatz⸗ und Arbeitsamt, der Frauenarbeitszentrale, dem techniſchen 
Stabe beim Kriegsamt und dem Verein deutſcher Ingenieure unter— 
ſtützt. Das war um ſo erforderlicher, als die Sache nach der Auf— 
ſtellung des „Hindenburgprogramms“ immer dringlicher wurde, und 
weder eine weitere Zuführung von Facharbeitern aus dem Felde 
mehr zuließ, noch deren Ergänzung aus immobilen Formationen für 
die Bedürfniſſe der Kriegsinduſtrie auch nur entfernt genügen konnte, 
alſo im weiteſten Umfang auch Frauen angelernt und beſchleunigt 
zu Facharbeitern und Fachlehrlingen ausgebildet werden mußten, ſei 
es in der eigenen Werkſtatt der Betriebe, ſei es in beſonderen 
Lehrwerkſtätten. Demgemäß wurden die Generalkommandos und 
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die Kriegsamtſtellen angewieſen, dauernd zu prüfen, in welchem 
Umfange das Anlernen und Ausbilden neuer Facharbeiter geſchieht, 
beſonders für die große Zahl der in verhältnismäßig kurzer Zeit zu 
erlernenden Spezialarbeiten, für die auf ſachgemäßer Arbeitsteilung 

und auf zeitgemäßen Fabrikationsmethoden beruhende Serien⸗ und 


Maſſenherſtellung, vor allem in der Eifen-, Stahl⸗ und Metall⸗ 


induſtrie. Erfahrene Betriebsfachmänner ſollten Richtlinien für den 
planmäßigen Ausbildungslehrgang der einzelnen weſentlichen Arbeiter⸗ 
gattungen aufſtellen, und die Erfahrungen und Lehrmethoden ſollten 
zwiſchen den Betrieben ausgetauſcht werden. 

Erſteres iſt meines Wiſſens für die Metallinduſtrie nur von dem 
Verbande f. H. u. f. A. d. F. durchgeführt worden, letzteres vor allem 


durch den gedruckten „Erfahrungsaustauſch“, während ein ſyſtematiſcher 


Austauſch unter den Firmen ſelber, oft auch unter den einzelnen 
Abteilungen großer Betriebe bis zuletzt ſehr viel zu wünſchen übrig 
gelaſſen hat, obgleich man ſich zu dieſem Zwecke wiederholt an die 
Induſtrie mit der Bitte um weitgehende Unterſtützung gewendet hat. 


Häufig waren es auch nicht die Direktoren, ſondern die Betriebsleiter, 


Ingenieure, Werkmeiſter und Vorarbeiter, die der Tatſache, daß in 
jedem Betriebe mit der längeren Dauer des Krieges die weiblichen 
Arbeitskräfte von immer ansſchlaggebenderer Bedeutung ſein werden, 
wenn man nicht mit den Bedürfniſſen des Heereserſatzes in ernſte 
Kolliſion geraten ſollte, kein genügendes Verſtändnis entgegenbrachten. 
Da nicht — wie in England — behördlicherſeits ein Zwang für 


die Einſtellung eines beſtimmten Prozentſatzes von Frauen für die N [ 


einzelnen Fabrikationszweige eingeführt war, mußte man noch im 


Mai 1918 durch Rundſchreiben darauf hinweiſen, daß der zwar 


begreifliche aber nicht mehr haltbare Widerſtand der Betriebe und 
der betriebsleitenden Perſönlichkeiten zum Beiſpiel auf dem Gebiete 
der Granatenherſtellung gebrochen werden müſſe, da viele Firmen 


abſichtlich oder unabſichtlich den richtigen Weg zum Beiſpiel zur 


Behebung der Transportſchwierigkeiten bei 15 und 21 em Granaten 


nicht zu finden wiſſen. In manchen Fällen aber hat auch die un⸗ 


bedingt notwendige ganz enge Zuſammenarbeit zwiſchen den Fach⸗ 
offizieren und den Frauenreferaten gefehlt, die die unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung für die ſpſtematiſche und einheitliche Inangriffnahme der 
ebenſo großen wie ſchwierigen Aufgabe war. Die Referentinnen 
hatten verſchiedentlich keinen genügenden Einblick in die techniſche 
Seite der Angelegenheit, und die Fachoffiziere überſahen nicht ſelten 
die elementare Tatſache, daß Frauen keine Männer ſind und unter⸗ 


. g 
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ſchätten dadurch die vielen beſonderen Schwierigkeiten, die hieraus 


| für die Befchäftigung von Frauen entſprangen. Hierfür braucht nur 


an das Problem der „Stetigkeit“ erinnert zu werden, zu deſſen 
Löſung die Auszahlung von Monatsprämien ſo gut, wie die Ein⸗ 
richtung von Krippen und Kindergärten, die Beſchaffung von Lebens— 
mitteln, Bezugsſcheinen und Arbeiterkleidung, wie die Einſtellung 
von Fabrikpflegerinnen beitragen mußte. — 

Befördert wurde die im Intereſſe quantitativer und qualitativer 
Höchſtleiſtungen ſehr ſchädliche Unſtetigkeit der Frauen zweifellos durch 
den bei vielen vorhandenen gänzlichen Mangel an Berufserziehung 
und durch die ſtändigen Verſicherungen der Firmen, daß man die 
Frauen bei Kriegsende ſofort entlaſſen werde, wofür einige Firmen 
ſich bei Arbeitsantritt ſogar die ſchriftliche Zuſtimmung geben ließen. — 
Hierdurch wurde das Intereſſe der Frauen im weſentlichen auf den 
momentanen Verdienſt gelenkt, und nicht ſelten hat daher auch gerade 
die Ausbildung der Frauen dazu beigetragen, daß ſie nach erfolgter 
Ausbildung gegen höheren Lohn in einen anderen Betrieb gingen, 
was die Abneigung mancher Betriebe gegen die Anlernung der Frauen 
überhaupt noch mehr ſteigerte und die Forderung nach „Abfehr- 
ſcheinen“ auch für Frauen hervorrief. — Mit der erwähnten Hilfe 


der Induſtrie und des Vereins deutſcher Ingenieure ſtellte der Verband 


einen Ingenieur zur Bearbeitung eines allgemeinen Lehrplanes ein, 
der 1917 erſchien, und dem ſpäterhin Fortſetzungen über „Gewinde— 
ſchneiden“ und „Schleifarbeit“ folgten, ſowie eine Ausſtellung über 
das geſamte Lehrmaterial und die damit bei den Frauen erzielten 
Erfolge, die im allgemeinen ſo gut waren, daß auf Wunſch und mit 
Unterſtützung des Kriegsamtes neben der Fortführung und dem Aus— 
bau der Arbeiten für die Metallinduſtrie auch Anlernungsmethoden 
für die Holzbearbeitungs⸗ und Lederinduſtrie in Angriff genommen 
werden ſollten. — 

Welche Bedeutung die Frage der Anlernung und Ausbildung 
und der zweckmäßigen Ergänzung der körperlichen Kräfte der Frauen 
zukam, geht ſchon aus eingehenden Außerungen von Firmen vom 
Frühjahr und Herbſt 1916 hervor, und fie zeigen gleichzeitig mit Mit- 
teilungen aus den Jahren 1917—18 verglichen, wie weſentlich das 
Urteil über die Verwendungsfähigkeit und die Leiſtungen der Frauen 
ſowie ihre Zuverläſſigkeit auch bei ſchwierigen Arbeiten ſich geändert 
hatte, und wie zahlreich — die richtige Unterteilung der 
Arbeitsvorgänge und Verteilung der Belegſchaft 
vorausgeſetzt — fie die gelernten Facharbeiter erſetzt haben. Eine 
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Firma, die von 1000 Arbeitskräften 25 % Frauen im allgemeinen 
und 75 bei der Munitionsherſtellung verwendete, berichtet 1916: 
„Zunächſt wurden die Frauen für Arbeiten ins Auge gefaßt, 
die von ungelernten Arbeitskräften verrichtet werden konnten und 
wozu ein Anlernen oder eine beſondere geiſtige oder körperliche 
Eigenſchaft nicht nötig iſt. Es kamen alſo leichte Hilfsarbeiterdienſte 
in Frage, wie zum Beiſpiel das Transportieren kleinerer Teile vom 
Magazin in die Werkſtätten, Botendienſte uſw. | 

Die einſetzenden Kriegslieferungen, Granaten, Minen, Zünder, 

erforderten es, die weiblichen Arbeitskräfte durch Anlernen auch für 

andere Arbeiten nutzbar zu machen. So führte die Gießerei die 
ſchon zu Friedenszeiten wiederholt ins Auge gefaßte Verwendung 
von Frauen als Kernmacherinnen ein, denen weibliche any 
und Handformer folgten. | 

Im Maſchinenbau finden Frauen an Bohrmaſchinen, Auto⸗ 
maten, Revolver⸗ und Drehbänken für Zünder und Granaten weit⸗ 
gehendſte Verwendung. Zum Laborieren von Zündern, Füllen von 
Granaten und Wurfminen werden heute überhaupt nur noch Frauen 
verwendet. 

Auch als Kranfahrerinnen haben ſich Frauen gut bewährt. 

Der Wagenbau verwendet Frauen, außer in den Bear⸗ 
beitungswerkſtätten zum Beiſpiel auch für Anſtreicher⸗ und Lackierer⸗ 
arbeiten. 

Ferner iſt bereits damit begonnen, Frauen durch beſondere An⸗ 
lernung auch für Arbeiten am Schraubſtock verwendbar zu machen, 
und ein der Modelltiſchlerei Frauen an Holz und ö 
maſchinen zu verwenden. 

Der weibliche Hilfsarbeiter verrichtet heute nicht nur 
leichte Arbeiten, ſondern auch ſolche ſchwerer Art. 
| In allen Fällen hat fich die Frau in bezug auf körperliche 
Dauerleiſtung dem Manne naturgemäß nicht ebenbürtig gezeigt, 
während in der Arbeit ſelbſt ein beſonderer Unterſchied 198 z 
verzeichnen iſt, außer in der Nachtſchicht. 

Abgeſehen von der Zünderei, welche als direkter Frauenbetrieb 
anzuſprechen iſt, wurden in der Kernmacherei höhere Leiſtungen von 
Frauen gegenüber den Männern feſtgeſtellt, auch in der Former . 
waren die Leiſtungen nicht geringer. 

In Anbetracht des guten Anpaſſungsvermögens der Frau eignet 
ſie ſich vorwiegend zu Arbeiten für Maſſenfabrikation im Maſchinen⸗ 
bau und in der Holzbearbeitung, auch können weibliche Arbeits⸗ 
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kräfte in der Gießerei als Kernmacherinnen, Gußputzerinnen und. 
Maſchinenformerinnen gute Verwendung finden, ebenſo in der Modell⸗ 
tiſchlerei und zum Anſtreichen und Lackieren. Für höhere Arbeits⸗ 
leiſtungen kommen aber immer nur vereinzelte Frauen in Betracht. 

Für Hilfsarbeiterdienſte ſchwerer und ſchwerſter Art, namentlich 
Transporte, Kohlenladen uſw. find fie dagegen nur bedingt zu ver- 
wenden; ſelbſt die Zubilligung außerordentlicher Verdienſte dürfte 
ohne Bedeutung ſein, da die körperlichen Vorausſetzungen fehlen. 

Die Erfahrungen mit der Frauenarbeit im Werke gehen dahin, 
daß, entſprechende Unterteilung der Arbeit und demgemäß einfache 
Arbeitsvorgänge vorausgeſetzt, die Leiſtungen der Frauen durchweg, 
und zwar bis zu 100 090 höher ſind als diejenigen der Männer, auch 
deer gelernten. 

Die Frau aan ſich bei Verrichtung einfacher Handarbeiten 
und Handgriffe als weſentlich gewandter, ſo daß die unproduktiven 
Zeiten für Einſpannen, Kurbeln, Ablegen uſw. bei den Frauen er⸗ 
heblich geringer ausfallen. | 

Die Erfahrung hat weiter gezeigt, daß bei der Frauenarbeit 
eine beſonders ſcharfe Kontrolle erforderlich iſt, und zwar muß dieſe 


Kontrolle möglichſt nach jedem Arbeitsvorgange einſetzen. 


In denjenigen Fällen, in welchen die gleichen Arbeiten von 
Männern und Frauen, nebeneinander ſtehend, ausgeführt wurden, 
konnte nur eine geringe Steigerung der Frauenleiſtung feſtgeſtellt 
werden. 

Erhebliche Steigerungen gabe ſich ſofort, nachdem die Frauen 
von den Männern getrennt untergebracht waren. Dabei hat ſich 
beſonders beim Bohren der Zündkörper auf den achtſpindeligen 
Bohrmaſchinen und beim Eindrehen von Schrauben in Zünder beim 
Laborieren die obenerwähnte Steigerung der Leiſtung bis zu 100 %% 
ergeben!. 

Mit der Beaufſichtigung der Frauenarbeit durch Frauen ſind 
hier ebenfalls gute Erfahrungen gemacht worden. Vor allem im 
Laborierbetrieb iſt es möglich, mit der Beaufſichtigung durch Frauen 
ſo weit zu gehen, daß für den geſamten Betrieb von ca. 400 Frauen 
nur eine männliche Aufſichtsperſon erforderlich iſt. 

Erhöhung der Leiſtung infolge Aufſicht durch Frauen iſt hier 
gegenüber der Aufſicht durch Männer nicht feſtgeſtellt worden. 


1 Ganz erhebliche Leiſtungsſteigerungen nach räumlicher Trennung der 
Frauen von den „männlichen Bremſern“ werden mehrfach hervorgehoben. 
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Für das Einſtellen der Maſchinen werden beſonders geeignete 
Frauen hier in der Weiſe verwendet, daß ſie dem Einſteller eine 
Reihe von untergeordneten und vor allem gleichförmigen Arbeiten, 
welche ſich an den einzelnen Maſchinen wiederholen, abnehmen, ſo 
daß dadurch die Zahl der Einſteller vermindert werden kann. 

Für ganz ſelbſtändige Einſtellarbeit konnten Frauen bisher noch 
nicht verwendet werden. Für dieſe Arbeiten kommen jedoch auch 
nur ganz hochwertige gelernte Arbeiter in Frage.“ 

Eine große Pulver⸗ und Munitionsfabrik hebt hervor, daß ſie 
ſchon Anfang 1916 Frauen ohne Schwierigkeiten in ausgedehntem 
Maße als Keſſelheizerinnen, in der Schloſſerei, Schmiede und Speng⸗ 


lerei, im Munitionsbetrieb für die Herſtellung von Hülſen an Ge: 


ſchoſſen für Infanteriemunition und für das Laborieren, an auto⸗ 
matiſchen Ziehmaſchinen und ⸗preſſen und an den Reviſionsmaſchinen 
verwende, daß aber die Mängel der Frauenarbeit darin liegen, daß 
„ſie außerſtande ſind, die Maſchinen einzuſtellen und kleinere Mängel 
und Beſchädigungen zu beheben, auch an verhältnismäßig einfachen 
Maſchinen in Schießwolle⸗ und Pulverbetrieben, für Ziehmaſchinen und 
⸗preſſen, noch mehr aber an den komplizierten Reviſions⸗ und Lade⸗ 
maſchinen, weshalb, um Betriebsſtillſtände zu vermeiden, gelernte Ar⸗ 
beiter beſonders aus den mechaniſchen Werkſtätten herausgezogen werden 
mußten, damit auf 4—6 Frauen ein Einſteller entfiel“. Durch weiteres 
Einziehen gelernter Arbeitskräfte erwuchs für die Betriebsleitung 
bald die Aufgabe, die Frauen „nicht nur ſoweit heranzubilden, daß 

ſie die von ihnen bedienten Maſchinen einſtellen und kleinere Inſtand⸗ 
ſetzungen ſelbſt vornehmen können, ſondern ſie auch in der mecha⸗ 
niſchen Werkſtätte bzw. Werkzeugmacherei mit der Anfertigung ein⸗ 
facher Preß⸗ und Ziehwerkzeuge, die in großen Mengen für die 
Fabrikation benötigt werden, zu betrauen“. Die Anfertigung der 
Preß⸗ und Ziehwerkzeuge bot für die Einführung der Frauen⸗ 
arbeit ungleich größere Schwierigkeiten, „weil die Genauigkeit dieſer 
Werkzeuge, die durch die Abnahmevorſchriften und die geringen 
Wandſtärken des zu verarbeitenden Materials bedingt iſt, und meiſt 
nur einige hundertſtel Millimeter Toleranz geſtattet, es notwendig 
macht, daß für die Herſtellung derſelben eine gewiſſe Handfertigkeit, 
eine größere perſönliche Aufmerkſamkeit und ein Gefühl für genaue 
Meſſungen vorhanden ſein muß; drei Eigenſchaften, die für die Be⸗ 
dienung der automatiſchen Maſchinen weniger notwendig ſind“. 
„Neben der Heranbildung geeigneter Frauen mußte auch eine größere 
Unterteilung aller an den Werkzeugen notwendigen Einzelarbeiten 


) 
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und Bearbeitungsvorgänge erfolgen und für moderne Bearbeitungs⸗ 
vorrichtungen und ⸗-maſchinen geſorgt werden, damit auch weniger 
geſchickte Arbeitskräfte mit wenig Handgriffen vollkommen ausgenützt 
werden können.“ Die Erfolge dieſes Vorgehens ſind zum Beiſpiel 
bei der Herſtellung von Zieh⸗ und Prägeſtempeln offenſichtlich zutage 
getreten, von denen bei den erſteren nach erfolgter Unterteilung auf 
Spezialvorrichtungen, an denen nur Frauen arbeiten (kleine Richt⸗ 
preſſen, Präziſions⸗ und Kurvenſchleifmaſchinen uſw.) für die Her⸗ 
ſtellung von je 200 Stück Ziehſtempeln nur noch 2 Männer und 
8 Frauen gegen ehedem 10 Männer und 1 Frau benötigt wurden 
und gleichzeitig die geſamten Bearbeitungskoſten für einen Ziehſtempel 
um 14% zurückgingen, und bei den Prägeſtempeln 42 Stück von 
1 Mann und 3 Frauen gegen früher 6 Männer und 1 Frau her⸗ 
geſtellt wurden, bei Rückgang der Akkordlöhne um 50 %% . In dem 


gleichen Betriebe wurde der Stand der Einſteller für Revolverbänke 


und Vordrehbänke durch die Ausbildung der Frauen zur ſelbſtändigen 
Bedienung dieſer Maſchinen planmäßig und mit Erfolg in einer 
Lehrwerkſtatt durchgeführt, ſo daß „die Frauen eine weſentliche Hilfe 
für die Ausführung einer Menge von Spezialarbeiten geworden ſind, 
inſonderheit die Schloſſerinnen für die Anfertigung von Gebrauchs⸗ 
und Reviſionslehren, die die Frauen vom rohen Stück unter Zugabe 
von einigen Zehnteln Millimeter für das Schleifen der Meßflächen 
vollſtändig fertig herſtellen lernten“, während bei Faſſon⸗ und Spezial⸗ 
lehren, die nicht geſchliffen werden können, die Meßſtellen von den 
Lehrenſchloſſern fertiggeſtellt wurden, die im übrigen „durch die 
Unterſtützung der Schloſſerinnen für eine Menge anderer, wichtigerer 
handwerksmäßiger Arbeiten frei wurden“. Zum ſyſtematiſchen Aus⸗ 
bau des Erreichten wurden die Frauen auch nach erreichter Aus— 
bildung unter Aufſicht gehalten und ihre Arbeiten ſo gewählt, daß 
unter dem ihnen ſchon bekannten Vorarbeiter die angelernten Handgriffe 
und Kenntniſſe immer weiter gefördert wurden und „ſo die durch 
die Ausbildung entſtandenen Mühen und Koſten ſich durch die mög— 
lichſt vielſeitige Verwendung der Frauen bezahlt machen“. Von den 
männlichen Kollegen wurde dieſen ausgelernten Arbeiterinnen „viel⸗ 
fach nicht nur keine Hilfe zuteil, ſondern es wurden ihnen möglichſt 
viel Schwierigkeiten in den Weg gelegt“, da ein Teil der Arbeiter- 
ſchaft die Frauen nicht nur als Eindringlinge in ihren Beruf an⸗ 
ſieht, ſondern vor allem als n.. die ſie für den Dienſt an 
der Front frei machen. 

In zahlreichen e wird den Frauen das Zeugnis guten 
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Willens und großen Fleißes ausgeſtellt und ehemalige Hausangeſtellte 
als beſonders anſtellig, frühere landwirtſchaſtliche Arbeiterinnen als 
anfänglich in der Auffaſſung und Handgeſchicklichkeit etwas ſchwer⸗ 
fällig, dann aber ſehr zuverläſſig und beſtändig; Induſtriearbeiterinnen 
aus anderen Berufszweigen als weniger aufmerkſam und eifrig, vor 
allem auch als weniger beſtändig gekennzeichnet! Während bei den 
Jüngeren unter 18 Jahren der nötige Ernſt während der Ausbildung 
vermißt wurde, wird bei den Alteren betont, daß ſie ſehr ungeduldig 
gegenüber den eigenen Fortſchritten und ſehr entmutigt waren, wenn 
ihnen ein Stück nicht gelang, ſo daß „während und auch nach der 


Ausbildungszeit freundliche Behandlung und gutes Zureden ſehr viel 
zum Erfolge beitragen konnten.“ Den beiten Beweis für die Erfolge 


zweckmäßiger Arbeitsteilung und planmäßigen Anlernens von Frauen 
ſehen die Firmen in dem ſtändigen Heraufgehen des Anteiles der 
produktiven handwerksmäßigen Frauenarbeit. 

Verſchiedene Firmen — auch Schwerbetriebe — gingen im 
3. Kriegsjahre dazu über, ſämtliche Betriebs erweiterungen 


faſt ausſchließlich mit Frauen zu beſetzen, ſodaß das Verhältnis 


der männlichen zur weiblichen Belegſchaft, das um jene Zeit bei 
vielen 1: 0,30 betrug, ſich in wenigen Monaten auf 1: 1,5 ver⸗ 
ſchob. Aus dieſen zahlenmäßigen Verſchiebungen iſt jedoch nicht ohne 
weiteres der Schluß zu ziehen, daß damit auch ſtets ein Erſatz 
gelernter männlicher Arbeiter erfolgt iſt, da eben jene 
Betriebe oder Betriebsteile im Frieden nicht beſtanden und die Art 
der jetzigen Fabrikation Gelegenheit zur Verwendung vieler un⸗ und 
angelernter Arbeiter gab, zum Beiſpiel für Transportarbeiten und 
an Werkzeugmaſchinen mit feſt einſtellbaren Arbeitsporgängen (ein- 
fache Arbeiten an Drehbänken, Bohrmaſchinen, Stanzen, Schleif⸗ 
apparaten, beim Schmiergeln, Härten, Glühofen⸗ und Brühtrommel⸗ 
bedienen), ſodaß zum Beiſpiel die Frauen die Arbeitskräfte ſtellten 
beim Laborieren bis zu 99%, bei leichten Sprengminen und Granaten 
95—97 %, bei 7½¼ cm Granaten 91%, bei 10,5 em Granaten 85 %, 
den dazu gehörigen Köpfen 93%, bei mittleren und ſchweren Granaten 


und Wurfminen im Gewicht bis zu 37 kg 63%, bei Zünderteilen 


teilen bis 98%. Nach und nach haben ſich allerdings aus den 


Reihen der ſo beſchäftigten Frauen eine große Anzahl infolge beſonderer 


Leiſtungsfähigkeit zu Kontroll⸗ und Aufſichtsbeamten ſowie durch den 
Beſuch von Lehrgängen zu eigentlichen gelernten Arbeitern, beſonders 
zu Einſtellerinnen und Gruppenführerinnen an den Maſſenfertigungs⸗ 


maſchinen, einſchließlich deren Inſtandhaltung entwickelt, ſoweit letztere 


—— 
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abe größere mechaniſche Arbeiten möglich iſt, die Anzahl der zu 
bedienenden Maſchinen nicht zu groß iſt, die Maſchinen in gutem 
Zuſtande ſind, die Werkzeuge und Einſpannvorrichtungen überſichtlich 
angeordnet und leicht zugänglich ſind und das Ausrichten der Werk— 
zeuge keine „erheblichen“ Körperkräfte verlangt. Wiederholt hervor— 
gehoben wird die unbedingte Zuverläſſigkeit und Genauigkeit der 


Frauen bei der Kontrolle, ſowie ihre beſondere Eignung gegenüber 


dem Mann bei der Bearbeitung weicherer Metalle wie zum Beiſpiel 
bei Zink und Aluminium. Je länger der Krieg dauerte, je einheitlicher 


iſt auch die Anerkennung der Leiſtungen der Frauen bei der Neu— 


herſtellung von Werkzeugen und Maſchinenteilen auf Drehbänken, 
Frais⸗, Schleif⸗ und Bohrmaſchinen, an ſchwierigen Revolverbänken 


mit mehrfacher Bohrung, beim Längs⸗, Quer⸗ und Konusdrehen ge— 


worden, wofür ungeteilte Aufmerkſamkeit und Nachdenken erforderlich 


iſt, um die nicht einfache Folge der verſchiedenen Arbeitswerkzeuge 


nicht zu verwechſeln. Nach der Erfahrung bei der Ausbildung ſolcher 
Arbeiterinnen haben Firmen die Abſicht bekundet, nach abgeſchloſſenem 
Beſuch des zwölfwöchigen Lehrwerkſtättenunterrichtes, dieſe Aus: 
bildung in den Betriebswerkſtätten bis zu einer Geſamtdauer von 
2 Jahren fortzuſetzen mit dem Ziele, die Frauen zu gut ausgebildeten 
Facharbeiterinnen zu entwickeln. Nach Abſchluß der ganzen Ausbildung 
ſollten ſie ein Zeugnis erhalten, ſowie eine Prämie und Urlaub unter 
Lohnfortzahlung und dann an entſprechend beſſer entlohnten Plätzen 
eingeſtellt werden. Da die in der Lehrwerkſtätte während des Krieges 
ausgebildeten Frauen „wertvolle Arbeit, welche bisher von gelernten 
Arbeitern und Drehern ausgeführt wurde“ und „an der Drehbank 


bei der Herſtellung von Maſſenartikeln genaueſter Präziſion dasſelbe, 


was früher gelernte Dreher geleiſtet haben“, konnten dieſe Firmen 
mit Recht annehmen, daß ſie „ihren Bedarf an gelernten Facharbeitern, 
in denen ſie dauernd großen Mangel hatten, in abſehbarer Zeit durch 
ſo ausgebildete Frauen“ würden decken können. 

In der ſchweren Metall- wie auch in der eigentlichen Schwer— 
induſtrie, in der vor dem Kriege aus allgemeinen Geſundheits⸗ 
heitsrückſichten und wegen der beſonderen Unfallgefahren die Frauen— 
arbeit entweder verboten oder allgemein nicht üblich war, wurde ihr 


Umfang nach und nach immer größer (zum Beiſpiel in der Gießerei, an 


Metallpreſſen, Walzenſtraſen, Grobzügen, Dampfhämmern, Schargen— 
krähnen uſw.) und die Arten der von ihnen auszuführenden Arbeiten 
immer ſchwieriger. So wurden zum Beiſpiel Frauen in Stahlwerken 


an ſchwerſten Dampfhämmern bei der Bearbeitung ſchwerer und 
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mittlerer Minenböden mit Erfolg verwendet, bei dem Heranholen der 
Rohlinge aus dem Feuer, dem Umſchmieden unter dem Hammer, 
dem Unterlegen und Einſchlagen der Geſenke; ferner an den Bohr⸗ 
und Ziehpreſſenanlagen für mittlere und ſchwere Granaten und 
Minen. Auch die Bedienung mehrerer Revolverbänke zum Beiſpiel 
bei der Minenfabrikation und für verſchiedene Arbeiten im Flug⸗ 
zeugmotorenbau erforderte erhebliche körperliche Kräfte, ebenſo die 
Bearbeitung größerer Holzteile zum Beiſpiel auf den Eiſenbahn⸗ 
reparaturwerkſtätten. | 

Begreifliche Schwierigkeiten bildete die Ausbildung von Fach⸗ 
arbeiterinnen auf Werften, da dieſe keine ſo große Zahl gleicher 
Fertigfabrikate, ſondern nur Einzel⸗ und Serienfabrikate herzuſtellen 
haben, und der Bau des Schiffskörpers hauptſächlich in Montage⸗ 
arbeit beſteht und die Fertigſtellung der zugehörigen Hauptmaſchinen 


Hund Hilfsmaſchinen, der Rohrleitungen und Armaturen möglichſt 


in den Werkſtätten ſelbſt geſchieht, alſo ſehr viel Werkſtätten⸗ 
bearbeitung erfordert, die nur eine Serienfabrikation von geringer 
Stückzahl (10—20) zuläßt. Für ſolche Betriebe geeignete Fach⸗ 


arbeiterinnen mußten alſo in den Stand geſetzt werden, ſchwierige, 
häufig wechſelnde Arbeit auszuführen, da die Natur der Arbeiten 


eine Einſtellung der Fabrikationsmethoden und einzelnen Arbeits⸗ 
vorgänge auf die Verwendung ungelernter Hilfskräfte nur in ſehr 
beſchränktem Maße möglich machte. Eine erfolgverſprechende Aus⸗ 
bildung mußte alſo entweder in einer ſehr mannigfaltig angelegten 
Lehrwerkſtatt längere Zeit auch für unproduktive Arbeit in Anſpruch 
nehmen, oder die Frauen mußten zu Hilfsfacharbeiterinnen für eine 


der Werkſtatt ſelber mitten unter den gelernten Facharbeitern aus⸗ 
gebildet werden. Mit letzterer Methode ſind auch hier gute Erfolge 
erzielt worden für das ſelbſtändige Arbeiten nach Zeichnungen an 
Werkzeugen und am Schraubſtock und für die Erziehung zu dem not⸗ 
wendigen Veranwortungsgefühl. Die praktiſche Anleitung wurde 


durch Kurſe im Leſen von Zeichnungen, Umgang mit Meßgeräten, 


Werkzeuglehre uſw. ergänzt. Die Teilnahme an dem auf 3 Monate 
mit 3 Wochenſtunden berechneten Unterricht, an den ſich Beſprechungen 
anſchloſſen, war obligatoriſch, die erzielten Erfolge waren „im Großen 


und Ganzen nach / — / jähriger Ausbildung etwa dementſprechend, 
was von einem guten Lehrling im 4. Jahre auf einem Spezialgebiet 


erwartet werden kann, ſo daß man die Frauen als ſelbſtändige Fach⸗ 


— 


ganz beſtimmte Richtung mit allen hierzu gehörigen Kenntniſſen in 


arbeiterinnen bezeichnen kann“, da ſie komplizierte Zahnradhobel⸗ | 


— 
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maſchinen 1915 Halbautomaten ganz ſelbſtändig einſtellten und auf 


der Zahnradmaſchine ſehr genaue Teile, wie zum Beiſpiel Kegelräder 
für Torpedoantriebe anfertigten. Nach einiger Zeit der praktiſchen 
Arbeit wurde den ſo ausgebildeten Arbeiterinnen noch ein Fort— 
bildungskurſus gegeben — ebenfalls unter Lohn⸗ und Prämien⸗ 
zahlung —, in dem u. a. die Projektionslehre, das Skizzieren nach 


Modellen und die Verwendung von Werkzeugmaſchinen beſonders 


berückſichtigt wurden. Nach Heranbildung einer genügenden Anzahl 
ſolcher Vorarbeiterinnen ſollten dieſe für die Anlernung ihrer Kol— 
leginnen benützt werden. Auch bei der Heranbildung von Frauen 
zur Verwendung im eigentlichen Schiffbau und bei der Bordmontage 
waren gute Erfolge zu verzeichnen, beſonders für die Bedienung der 
Bearbeitungsmaſchinen und Hilfeleiſtungen beim Bohren, bei der 


Montage von Rohrleitungen an Bord, beim Iſolieren von Rohr- 
leitungen uſw., Arbeiten, die der Art nach nicht immer wiederkehren, 


ſondern häufig wechſeln und ein gewiſſes Verantwortungsgefühl 


vom Arbeiter verlangen, außerdem — was für Frauen beſonders in 


Betracht kommt —, im Freien und an Bord auszuführen ſind. 
Hervorgehoben wird in dem betreffenden Berichte noch, daß gerade 
der Unterricht, der den Frauen „die Möglichkeit einer weiteren Aus⸗ 
bildung gibt, in ihnen ein gewiſſes Selbſtbewußtſein und eine Art 


Handwerkerſtolz geweckt hat“, auch ihre Stetigkeit ſehr günſtig 


beeinflußt hat. 
Im Gegenſatz zu manchen Berichten von 1916 wird in den 


folgenden Jahren immer häufiger der Wunſch ausgeſprochen, auch 
nach dem Kriege die Frauen zu behalten und ihrer Ausbildung — in 


Rückſicht auf den erwarteten Mangel an Facharbeitern — erhöhte 
Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Neben dem allgemeinen Fortbildungs— 
ſchulunterricht, auf den die meiſten Berichte aller an der Umfrage 
beteiligten Induſtrien Wert legen, betonen viele die Notwendigkeit 
nicht nur von Fachunterricht, ſondern auch von der Abſolvierung 
einer eigentlichen Lehre für die Frauen; letztere allerdings weniger 


univerſell handwerksmäßig als ſpeziell fachgewerblich organiſiert unter 


entſprechender Verkürzung der Lehrzeit auf ca. zwei Jahre. — Dieſe 
Forderungen werden wiederholt mit der beſonderen Eignung und 
größeren Leiſtungsſähigkeit der Frau zum Beiſpiel für alle feinere 


Maſſenfabrikation, bei zahlreichen Präziſionsarbeiten, in der Klein⸗ 


mechanik und Optik begründet und betont, daß man nicht von den 


„Arbeiterinnen erwarten könne, daß ſie am liebſten ſchon am dritten 


Tage eine recht anſehnliche Leiſtung vollbringen ſollen, während kein 


— 
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Meiſter ſich von einem Lehrling nach dem erſten und zweiten Lehrjahre 
einen Vorteil erwarte“, ſondern ihnen eine „geordnete und organi⸗ 


ſierte Ausbildungsmöglichkeit“ geben müſſe, da ſie „trotz der dem 


Manne entgegengeſetzten bisherigen Erziehung und Ausbildung 


(häuslich, ſchuliſch und beruflich) im Kriege ſchon eine ce 


Stütze für die Induſtrie geweſen“ ſeien. 


Verſchiedentlich wird der Wunſch, mit den Frauen weiter⸗ 


zuarbeiten, auch mit deren geringeren Lohnforderungen begründet, 
während von anderen wieder betont wird, daß die vermeintliche Lohn⸗ 
erſparnis durch Minderleiſtungen nach Quantität und Qualität, 
durch Maſchinenſchäden, vermehrte Auslagen für Aufſicht uſw. wieder 


— 


wett gemacht würde. Dieſe abweichenden Auffaſſungen erklären ſich 


zum Teil aus der Zugehörigkeit zu den verſchiedenen Induſtriegruppen. 
Erſtere treffen zu für die Textil-, Zigarren:, Konfektions⸗, Elektriſche 

Induſtrie, und — im allgemeinen — für die Leichtmetallinduſtrie 

und Gebiete der chemiſchen Induſtrie; letztere für die Schwermerall⸗, | 
Eiſen⸗ und Maſchineninduſtrie. 

Bei den Lohnangaben wird die Differenz gegenüber den 


Männern meiſt mit der durch Minderleiſtungen bzw. Mehr⸗ 


auslagen beeinträchtigten Rentabilität begründet, jedoch auch bei 


Fabrikationszweigen, für die jene Gründe nach den allgemein ge⸗ 
machten Erfahrungen nicht nur nicht zutreffen, ſondern die Frauen 
ſogar trotz der niedrigeren Akkordſätze mehr verdient haben als die 
Männer, alſo offenſichtlich mehr geleiſtet haben. So vorſichtig man 


mit der ſchlagwortartigen Forderung „gleicher Lohn für gleiche 


Leiſtung“ auch ſein muß, ſo entſchieden iſt doch zu fordern, daß 


nicht große Betriebe mit vielen Tauſenden von Frauen ganz ſum⸗ 


mariſch für dieſe „grundſätzlich“ nur zwei Drittel der für die 


Männer bei gleicher Arbeit üblichen Akkordſätze feſtlegen, und daß 
wenn und ſoweit Unterſchiede in den Leiſtungen vorliegen, dieſe bei 


der Lohnberechnung gewiſſenhaft gemacht und nicht ſummariſch unter 


der Annahme „geringerer Bedürfniſſe“ der Frauen berechnet werden, 
zumal mehrfach von Firmen betont iſt, daß dieſe Gepflogenheit von 


den Frauen als ungerecht empfunden wurde und fie häufig zum 


Wechſeln des Arbeitsplatzes veranlaßt habe. Wo „gleiche Leiſtung“ 


vorliegt — d. h. gleich nach Art und Hahl der in der gleichen Zeit, 
aus dem gleichen Material, mit der gleichen Menſchen⸗ und Maſchinen⸗ 
kraft, mit den gleichen Werkzeugen hergeſtellten Stücke — iſt unbe⸗ 

dingt der in der betreffenden Induſtrie und an dem betreffenden 
Arbeitsplatze den Männern bewilligte Lohn auch den Frauen zu ge: 
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währen; — andernfalls beklage man ſich nicht über Lohndrückerei, 


Schmutzkonkurrenz, Männerverdrängung uſw. Die Lohnverhältniſſe 


werden weſentlich dazu beitragen — beſonders auch bei ſchlechter 
Konjunktur — der wirklichen Verdrängung der Männer durch die 
Frauen und der dadurch bedingten wirtſchaftlichen und ſozialen 
Herabdrückung jener vorzubeugen. Sie werden dazu helfen, dem in 
den meiſten Fällen „volkswirtſchaftlichen Raubbau“ der 
außerhäuslichen eheweiblichen Erwerbsarbeit zu ſteuern und im Ver⸗ 
ein mit ſyſtematiſch ausgebautem Kinder-, Jugendlichen⸗ und Ar⸗ 
beiterinnenſchutz die ſinngemäße — und letzten Endes volkswirtſchaftlich 
einzig rentable — „Verteilung der Arbeit unter die Geſchlechter nach 
Kraft und Eignung“ zu befördern. Allerdings iſt für uns aller 
ſiozialpolitiſche Fortſchritt unendlich erſchwert durch unſere faſt ver— 

zweifelte wirtſchaftliche Lage, denn — und das ſollten alle bedenken, 
die in unſerer jetzigen außenpolitiſchen und dadurch innerwirtſchaft— 
lichen Zwangslage glauben, innerpolitiſche Reformen durch Streiks 
befördern zu können — die Vorausſetzung für ſozialpolitiſchen Fortſchritt 
liegt zu einem großen Teil in wirtſchaftlicher Blüte und Stabilität, 
die auch noch nicht ohne weiteres — wie manche glauben — durch 
ſozialpolitiſche internationale Abmachungen erſetzt werden kann. 
Trotz — oder gerade wegen — dieſer Schwierigkeiten müſſen wir 
ſozialpolitiſch doppelt wachſam ſein gegenüber der Entwicklung der 
Frauenarbeit, denn der gegenwärtige Zuſtand — faſt völlige Ver⸗ 
drängung der Frauen vom geſamten Arbeitsmarkte — wird nur 
vorübergehend fein. Es iſt mehr als wahrſcheinlich, daß wirtſchaft— 
liche Not auf ſeiten der Frauen, Kapitalsknappheit auf ſeiten der 
Produzenten und Konſumenten, ſowie Materialknappheit uns zwingen, 


in immer größerem Maße unſere eigenen Bedürfniſſe mit normali⸗ 


ſierter und typiſierter Mittelware — bei deren Herſtellung der hand— 
werksmäßig ausgebildete hochqualifizierte Arbeiter gegenüber dem 
angelernten Facharbeiter der Zahl nach ſtark zurücktritt — zu decken, 
während Ein⸗ und Ausfuhrbeſchränkungen unſerer bisherigen Feinde 
uns die Herſtellung und den Abſatz von weh Dualität3- 

waren auch nach dem Auslande unterbinden.“ Soll bei dieſer mög⸗ 
lichen Entwicklung die Konkurrenzfähigkeit aufrechterhalten werden, 
fo kann dieſe — bei den in weitem Maße von unſeren wirtjchaft- 
lichen Gegnern diktierten Materialpreiſen — nur durch Lohnerſparnis 
geſchehen, und führt — wenn nicht beizeiten Vorſorge getroffen 
wird — zur maſſenhaften Verwendung von Frauen und Kindern; 

eine Entwicklung, gegen die dann auch die verſchiedenſten „Räte“ 


— 


Sr 
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machtlos ſind, weil ſie ihre Grundlagen in außenpolitiſchen und 
weltwirtſchaftlichen Zuſammenhängen hat. — 

Die notwendige ſozialpolitiſche Vorſorge iſt insbeſondere aus 
geſundheitlichen Gründen geboten, damit — ſoweit es irgend möglich 
iſt — der im Kriege angerichtete Schaden wenigſtens nicht noch 
vergrößert wird. So erfreulich auch die Bemühungen der Frauen, 
die Männer zu erſetzen und die Anerkennung ihrer Leiſtungen ſind, 
jeder, der die Verhältniſſe zu beobachten Gelegenheit hatte, weiß, 


wie teuer ſie in ungezählten Fällen bezahlt worden ſind, auch unter 


Berückſichtigung all der Schädigungen, die nicht aus der Arbeit an 
ſich, ſondern aus den allgemein erſchwerten Lebensumſtänden hervor⸗ 
gegangen und für die Beurteilung der Verwendungsmöglichkeit der 
Frauen im Frieden in Abzug zu bringen ſind. — Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß — abgeſehen von den zahlreichen Unfällen — 
die Frauen in der chemiſchen Induſtrie, in der Metall⸗, Maſchinen⸗ 
Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie, auf Hütten und Zechen, bei Transport⸗ 
und Erdarbeiten, im Verkehrsgewerbe oft ſchweren Geſundheitsſchäden 
ausgeſetzt geweſen ſind. Schon im Frieden hatten verſchiedene Unter⸗ 
ſuchungen die geringere Widerſtandskraft der Frauen gegen ſogenannte 
„Blutgifte“ erwieſen, beſonders in Zeiten der Schwangerſchaft, des 
Stillens uſw. Dieſen Giften waren die Frauen in der chemiſchen 
Kriegsinduſtrie bei der Herſtellung von Exploſivſtoffen, beim arbeiten 
mit giftigen Gafen, ätzendem Dampf und Staub beſonders ausgeſetzt, 
zumal die Lieferung und Benutzung geeigneter Schutzkleidung und 
die Anbringung mechaniſcher Füllvorrichtungen (zum Beiſpiel für 
Pulver) bis zuletzt völlig unzureichend war, und die Anlegung der 
notwendigen ſanitären Einrichtungen ebenfalls recht viel zu wünſchen 
übrig ließ. Die nachteiligen Wirkungen von Verhebungen (zum Bei⸗ 
ſpiel durch Tonnenſtundenleiſtungen), Verrenkungen und Erſchütte⸗ 
rungen werden erſt allmählich zur Geltung kommen, während die 
Vergiftungserſcheinungen und zahlreichen Erkältungen (auch der 
Verdauungs⸗ und Unterleibsorgane) gleich in den Krankenziffern 
zum Ausdruck gekommen ſind. Während nach Kriegsausbruch bis 
in die Mitte von 1915 ein erheblicher Rückgang der Krankheits⸗ 
häufigkeit bei den Frauen feſtgeſtellt iſt, ſtieg dieſe ſpäterhin wieder 
an und auch die — ſchon aus dem Frieden bekannte — längere 
Krankheitsdauer der weiblichen Mitglieder nahm abſolut und relativ 
gegenüber der Steigerung bei den Männern noch zu. Dieſe un⸗ 
günſtige Entwicklung hängt zweifellos auch mit den unzweckmäßigen 
Anwerbungs⸗ und Anſtellungsmethoden zuſammen, bei denen faſt 


rr 2 ee 
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allgemein die notwendige phyſiſche Vorprüfung ganz vernachläſſigt 


wurde. Zum Teil liegen die Gründe auch in der überaus zahl: 
reichen Einſtellung betriebsfremder und verheirateter Frauen, von 


denen die erſteren erſt lernen mußten, mit ihren Kräften hauszuhalten, 


und die letzteren durch Mutter⸗ und Hausfrauenpflichten überlaſtet 
oder durch Geburten geſchwächt waren. Bei weiblichen Verkehrs- 
angeſtellten hat ſich zum Beiſpiel eine merkliche Abnahme der Kranken⸗ 
ziffern bemerkbar gemacht, nachdem vielfach kräftige Mädchen an die 
Stelle der anfänglich eingeſtellten Kriegerfrauen getreten waren. — 

Das erſte Erfordernis bei der Ausgeſtaltung der Beſtimmungen 


| des Arbeiterſchutzes iſt die weitere Einſchränkung der Kinderarbeit 


auf allen Gebieten, die Ausdehnung des Schutzes der Jugendlichen 
und der Frauen mit Kindern, d. h. alſo auch der unehelichen Mütter 
— in Zuſammenhang mit dem Ausbau des Verſicherungsweſens —, 
weil die Schonung der Mädchen im Entwicklungsalter und der 
Mütter ein unabweisliches volkserhaltendes Gebot iſt. Deshalb dürfen 


Schutzbeſtimmungen auch nicht vor der Heimarbeit und nicht vor der 


Landwirtſchaft Halt machen, und es iſt nicht nur erforderlich, die 
Gewerbeauſſicht nach Umfang und Inhalt, ſachlich und perſönlich 
ganz bedeutend zu erweitern, ſondern auch die notwendigen Organe 
zu ſchaffen, die für die Durchführung der Beſtimmungen in Land: 
wirtſchaft und Heimarbeit ſorgen. Dazu wird man in beſonderem 
Umfange auf die ſelbſtändige, verantwortliche Mitarbeit entſprechend 


- vorgebildeter Frauen angewieſen fein, die in enger Zuſammenarbeit 


auch mit der öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege ihre Aufgabe 
nicht für erledigt halten, wenn im einzelnen Falle auf ihrem Spezial⸗ 
gebiete der Buchſtabe des Geſetzes gerade erfüllt iſt, ſondern die ein 
offenes Auge und ſachverſtändiges Urteil über die Zuſammenhänge 
zwiſchen beruflichem und perſönlichem Leben, zwiſchen wirtſchaftlicher 
und ſozialer Not, zwiſchen materieller Lage — Erziehung, Geſund— 


heit und Sittlichkeit haben. Für die Gewerbeaufſicht im engeren 


Sinne und ihr Objekt den „Arbeiter“ kann alles nach dem Geſetze 
in beſter Ordnung ſein, für die Gewerbeaufſicht im weiteren Sinne 
und ihr Objekt den „Menſchen“ kann aber noch ſehr viel zu tun 
übrig bleiben, deshalb muß ſie die Verbindung und Zuſammenarbeit 
mit der Wohlfahrtspflege grundſätzlich und ſyſtematiſch aufnehmen. 
Hierauf ift bei dem bevorſtehendem ſtaatlichen Ausbau der Wohlfahrts- 
pflege von vornherein Bedacht zu nehmen; — die Notwendigkeit 
hierzu haben die Erfahrungen der Referate Frauen und der Fabrik⸗ 
pflegerinnen im Kriege bewieſen.— 
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Wenn in der voraufgegangenen Darſtellung beſonders die metall⸗ 
verarbeitenden Induſtrien behandelt worden ſind, ſo iſt dieſes mit 
Rückſicht darauf geſchehen, daß ſowohl für die Friedenszeit Unter⸗ 


ſuchungen über „die Entwicklung der Frauenarbeit in der Metall⸗ 


induſtrie“ vorliegen! als auch aus dem Kriege?, ſodann meine eigene 
hier berückſichtigte Umfrage namentlich jenen Induſtrien entſtammt 
und vor allem auf ihnen die zahlenmäßig umfangreichſten und beruflich 
vielſeitigſten Erfahrungen während des Krieges beruhen. 

Es wurde ſchon eingangs betont, daß alles Kriegsmaterial große 
Gefahren für Fehlerquellen in ſich birgt. Aus bieſem Grunde iſt 
auch bei der Benutzung von Zahlen und ihrer beweisführenden Ver⸗ 
arbeitung im Texte größte Vorſicht am Platze — ſowohl bei An⸗ 
gaben über die Höhe der Belegſchaften (die wefentlich mit der Jahres⸗ 
zeit ſchwankte), wie von durchſchnittlichen Arbeitszeiten und Löhnen. 
Deshalb iſt. hier von ziffermäßigen Arbeitszeit⸗ und Lohnangaben 
ganz abgeſehen worden. Von erſteren iſt bekannt, daß ſie je länger 
je mehr in beſorgniserregendem Mißverhältnis zu den Frauenkräften 
ſtanden — von doppel- und dreifachen Schichten ganz zu ſchweigen — 
und daß aus den hygieniſch und ſittlich gleich ſchädlichen Gepflogen⸗ 
heiten des Krieges unter keinen Umſtänden auch nur der entfernteſte 
Anlaß zur uns des Arbeiterinnenſchutzes n werden 
darf! 

Was die. Lohnhöhe anbetrifft, iſt zu betonen, daß — nach den 
mir vorliegenden Angaben von Arbeitgebern aus allen Teilen Deutf ch⸗ 
lands — dieſe keineswegs den phantaſtiſchen Vorſtellungen entſpricht, 
die das große Publikum gemeinhin davon hatte, ſondern daß ſie ſich 
unter Berechnung der — beſonders ſeit 1917 — merklichen Steigerung 
aller Preiſe für Lebensmittel, Kleidung, Wohnung, Heizung, Reinigung, 
Beförderung uſw. nur ſehr knapp angepaßt hat, beſonders bei den 
Frauen. Mit Schichtlöhnen von 25 Mk. zu operieren, ohne dabei 
zu ſagen, daß es ſich um einen überaus geſundheits- und exploſions⸗ 
gefährlichen Betrieb handelt, in dem jede Arbeiterin wöchentlich nur 
drei Schichten verfahren durfte, iſt ebenſo einſeitig wie den Tagelohn 
polniſcher Platzarbeiterinnen in Oberſchleſien als Maßſtab für die 
Entlohnung der Frauen im rheiniſch— ö Berg⸗ und N 
weſen zu nehmen. — 


1 Dr. Eliſabeth Altmann“ Gottheiner, Schriften des ſtändigen 
Ausſchuſſes zur Förderung der Arbeiterinnen⸗Intereſſen. Jena 1916, Fiſcher. 

2 Frauenarbeit im Kriege. Schriften des Metallarbeiterverbandes. Berlin. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 2. 18 
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Die ch eh eder Angaben über den ziffernmäßigen Anteil der 
Frauen an der Kriegsarbeit beruhen zur Hauptſache auf den An- 
gaben einer mit Hilfe von Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerorganiſationen 
gemachten Umfrage vom Arril 1916 bis zum September 1918. Wie 
ſchon geſagt wurde, iſt aus der in manchen Induſtrien zutage tretenden 
ungeheuren Zunahme der Frauen weder zu ſchließen, daß ſie die ehemals 
in dem gleichen Betriebe tätigen Männer für deren frühere Arbeit 
einfach erſetzt haben, noch daß für den Erſatz eines eingezogenen 
Mannes mehrere Frauen notwendig waren, alſo Schlüſſe für ihre 
Unentbehrlichkeit, große oder begrenzte Verwendbarkeit zulaſſen; ſondern 
die Zunahme erklärt ſich vor allem aus der Umſtellung oder Neu— 
errichtung von Betrieben für die Herſtellung von Heeresbedarf aller 
Art. Aus gleichem Grunde iſt auch der ſonſt unvermeidliche zahlen- 
mäßige Rückgang in der Textilinduſtrie und im Bekleidungsgewerbe 
vielfach ausgeglichen worden, dort durch die Papiergarnſpinnerei- und 


Weberei; hier durch die Bekleidungs⸗ oder die Bekleidungs- und In⸗ 


ſtandſetzungsämter der Heeresverwaltung. — Im Bekleidungsgewerbe 
hat ſich übrigens die früher von Frauenſeite aufgeſtellte Behauptung, 
daß die Arbeiterinneu bei genügender Anlernung und zweckmäßiger 
Verteilung der Arbeit auch die beſten Maßſtücke (Waffenröcke, Frack, 
Mäntel) herſtellen können, und daß der Mann nur für die Hantierung 
des zu ſchweren Eiſens beim Abbügeln nötig ſei, voll bewahrheitet. — 
Auch in der Zigarrenmacherei hat man ohne Schaden den Frauen 
die Herſtellung feiner — und damit höher entlohnter — Zigarren, 
die ehedem den Männern vorbehalten war, übertragen. Dieſe Ver— 
teilung der Herſtellung von Qualitätsware unter die Geſchlechter mit 
der Motivierung, die Frauen „können“ das nicht, dem in Wirklich— 
keit Lohngeſichtspunkte zugrunde liegen, findet ſich verſchiedentlich 
in der Induſtrie und iſt im aan des Krieges ebenfalls klar 
zutage getreten. — 

Die im Frieden bereits vertretene Auffaſſung, daß weder die 
Frage der Ausbildung der Frauen, noch der techniſchen Möglichkeit, 
der privatwirtſchaftlichen Rentabilität oder der volkswirtſchaftlichen 
Zweckmäßigkeit ihrer größeren oder geringeren Beteiligung am Pro— 
duktionsprozeß generell zu beantworten iſt, ſondern für die einzelnen 
Berufszweige — unter beſonderer Berückſichtigung ihrer Produktions- 
und Abſatzverhältniſſe — zu beurteilen iſt, haben auch die Erfahrungen 
des Krieges beſtätigt, und dieſe auf Gebiete ausgedehnt, für die bis— 
lang kein oder nur ſehr beſchränktes Material vorlag. 

Mit beſonderem Nachdruck iſt hierbei von neuem die Tatſache 
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hervorgetreten, daß bei Betrachtung und Beurteilung jener Fragen 
vor allem die generativen Aufgaben der Frau zu berückſichtigen find, 
ihre — im Vergleich zum Manne — aus verſchiedenen Gründen ganz 
eigenartige Stellung zum Arbeitsmarkte und dadurch veranlaßte be⸗ 
ſondere Wirkung auf die Geſtaltung der Arbeitsverhältniſſe im all⸗ 
gemeinen, der Lohnverhältniſſe im ſpeziellen. Die Kriegserfahrungen 
haben keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß die ſo oft zur Bekämpfung 
der Frauenarbeit mißbräuchlich zitierte „Natur“ für die ſchranken⸗ 
loſe berufliche Tätigkeit der Frau keinen Raum läßt. Allerdings — 
das Maß und die Mittel der Beſchränkungen zu beurteilen wird in 
erſter Linie Frauenſache ſein, wobei von vornherein und grund⸗ 
ſätzlich der bisher — und beſonders nach dem Kriege — immer wieder 
angewandte Geſichtspunkt „Ausſchließung der Frau als Frau, weil 
. fie dem Manne unbequem iſt“, auszuſchalten iſt. 
Weder ein ſchrankenloſer Konkurrenzkampf zwiſchen den Ge⸗ 
ſchlechtern, bei dem — ohne genügenden Schutz — Frauen und 
Kinder zum Schaden des Ganzen mit völlig ungleichen Waffen kämpfen 
— und unterliegen; noch eine aus Konkurrenzfurcht geborene willkürliche 
Beſchränkung der Betätigung der Frau kann zur volkswirtſchaftlich⸗ 
zweckmäßigen Löſung ſozial⸗ und wirtſchaftspolitiſcher Fragen bei⸗ 
tragen, ſondern die ökonomiſchen, hygieniſchen und ethiſchen Erforder⸗ 
niſſe ſind ſachlich und vorurteilslos zu prüfen, damit auf Grund der 
von Natur gegebenen geiſtigen und körperlichen Kräfteverteilung und 
Eignung die Geſchlechter in gemeinſamer Arbeit die politiſche wirt⸗ 
ſchaftliche und ſittliche Macht Deutſchlands wieder e und 
nenn: N | oe ; 


vr 18 * 


/ . Een e eee, —— main rr 
* 
BR N 4 7 Y } | > ! 
5 1 | | 
6 S — u. 289 58 LL 2 guliund 
pe > IE Bee BLZ 98 — 89 . DD * E- ur aayuız i 
ae ml = 990 ag 061 n ale Hanno 29önluog 
. © 8 3 — 92 — 88 >= K Fo e e ee Kane, Au eg a "aD qun nvllvIg . 
f BR . en | — 165 — 998 — ee er er ud5018 i 
„ u, — 0657 8 4 Le F er a de 2g a8 
. e 0 B — — 0F0 8 — au1a} > . . . * . * . . . * 0 . . . . . . . . . ajalsuvıg 
5 8 > nvgbaagtayg 
= f u mA 685 Fr 5 Er o et 9195019 muvp aeg 
. 8 | — 2 66 — 91 — De er e ae ee re J nupbaaqae q 
. n vg 5209 vg 
KR: — — 611 — eule — „ „ e ER Phunagagzug 
2 1 — 898 5 — 609 — S „ e , e e ne I duc; nuvbasq aq 
2 uajyogunvig 
2 f — a 88% RI 3 — „ e waganagang aauız 
= — — 92. — 1 — . 77 2 Tr 2 RL er 0 0. .. ue 
N 2 Ft zen 68 — 2 — . * . * . . . . . * 0 . 0 . 0 . * . 0 uspnaqa vos 
f 3 ve = 559 6 — 31137 — rennen uinumzo yuDBaagaagg 
2 S ne >: LEI I — 988 == (B „% „„ „„ „ . 0.0. ualoaıplaagaııg 
2 Sr ER 169 81 — 281 9 in . 0 0 0 0 0 . . 0 . . 0 0 2 0 0 5 . uses 
8 a a 8 u 118 :nvgdıag 
5 — — 00° F 000 12 00,8 000 08 „ Hang ae un araynauı 
| 2 8 008 2 sn 00 12 4141 05 9 ug 
. f * N 
uonvad | RUUDNG uanvız | AaUUdyYE uanvas | A9UUpıG 
8161 aue 9161 mac 5161 INS 


8161 asg megde g gun 5161 uns usch uosung gad 


e 
| 6 vju d 


276 


277 


593 


Die Entwicklung der gewerblichen Frauenarbeit im Kriege 


ande) gun garagag 299 use ET US 
.. 0.00%. hu, gun 19199995 400 use GI ug 
aynguiuspppamwdıg gun uad ae use 88 ug 
ane eee we eee cz ug 


„„ anus uaplmafp 209 mega OI us 


8 (uen va zul; abaıyy ed a0 uspog 98) 


inen, aun -uuployg a uses, 89 ug 


„ (uonvag aufe; abe wog Wa uenvg ze) 


lauren . ee es un 701 ud 


0 ® 0 ® 0 ® ® 


(uonvads 


sin en 150 aa a 15 55 FI us 


ast 9 aba w aun ]4079 '-ua}}n 


0 . 0 0 0 . . 0 . 0 29 * . . 


usoqoiasequscpeg 9 uf 
- (uonvag au Hay ud aa 
wg FI ug 
e (manvaQ aute} da u aon 


2 0 0 0 9 0 


ne en uapaatjogR aun 14079 "wand und 61 us 


rel 8 L8L S on rt 9667 868 8 " 
23; ui L896 sIzI 099 8 092 C i 
* =: 56 5 586 810 1 801. i 
ru = 980 8 801 J 086 8 WET i 
L66 66 084 61 ur = 58L I 966 9 " 
5 ur 88 8 366 8 288 J n 908 01 
890 16 Fb III = = 888 96 881 P01 
1 = GoL gr 117 211 28 1 28580 881 
881 6 898 1 = = 0681 851 60 
— — 289 881 II zu 606 71 
ß 88 088 III = ee 199 8lL 8 : 
= * 600 2% 266 881 599 I SI 601 
= Dee 069 P = 887 = : 
== = 088 97 = - 6SII0I == " 
(ausdunlag 
"IpluR) | 
* * 000 9 000 088 3u19] 000 087 ; 
uanvıR A9UUDYG uanvıL AIUUDIG uanvız | AIUUDAG 
8161 Fagwardeg) 9161 NAAR FIsT ung 


3 e uegeiagegz e2 u uni pa (q 


ug 9 un uappllagg-quvjungig (8 


— 


| ayayngumalın 
= 
rennen qunutog 11fagspunßaagarges 


" Sogr9madguungia]J2g god using 88 ug 


* 


— 


t 


Da 7: = 279 


= Beſprechungen 


Terhalle, Fritz: Freie oder gebundene Preisbildung? 
Ein Beitrag zu unſerer Preispolitik ſeit Beginn des Bee 
Jena 1920, Guſtav Fiſcher. 


Die Arbeit will ganz allgemein ein Beitrag zu der deutſchen 
Preispolitik während des Krieges liefern. Tatſächlich ſteht freilich die 
Preispolitik für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe in Darſtellung und 


Beurteilung durchaus im Vordergrunde, wobei fi) der Verfaſſer neben 


manchem anderen Material vor allem auf die in den vom Kriegs⸗ 


ernährungsamt herausgegebenen „Beiträgen zur Kriegswirtſchaft“ ge⸗ 
gebenen Grundlagen ſtützt. Die gelegentlichen Bemerkungen zur Preis⸗ 
. bildung für induſtrielle Erzeugfiiſſe find wenig erſchöpfend, unter anderen 
werden zum Beiſpiel die recht intereſſanten Verſuche der Preisregulierung 


für Textilwaren nur zum kleinen Teil und nur oberflächlich zur Dar⸗ 


a ſtellung gebracht. Die Schrift zerfällr in einen „grundlegenden Teil“ 


und in einen „ausführenden Teil“. In dem grundlegenden Teil 
werden zunächſt allgemein die Faktoren der Preisbildung im Kriege 
unterſucht, wie ſie ſich einerſeits aus dem Angebot, anderſeits aus der 


Nachfrage der privaten Wirtſchaften ergeben. Eine Darſtellung der | 


Veränderungen, welche aus der Verſchiebung der Verhältniſſe von An⸗ 


gebot und Nachfrage im Handel hervorgehen (Spekulation N 


Händler uſw.) ſchließt dieſen Abſchnitt. 

Im zweiten Abſchnitt des grundlegenden Teils werden dann die | 
Einflüffe- geſchildert, die der Staat einmal als größter Konſument 
und Beſteller, dann als Machtfaktor vermittels ſeiner Preispolitik bei 


der b hat. 


Der ausführende Teil befaßt ſich mit der Darſtellung und Kritik 
der Methoden ſtaatlicher Preisbeeinfluſſung, wobei zunächſt die Politik 
der Höchſtpreiſe, ſodann in einem zweiten Abſchnitte die Politik der 


Kriegswucherbekämpfung und die Beſchränkung des Reingewinnes be⸗ 


handelt wird. Ein Paragraph über den Erfolg der Preiswucher⸗ 


bekämpfung, der zu dem Ergebnis kommt, daß die Preiswucher⸗ 
bekämpfung ebenſo wie die Höchſtpolitik im ganzen mit einem Miß⸗ 
erfolg geendet habe, geht dem Schlußwort voran, welches kurz die 


1Tlritiſchen Anſichten des Verfaſſers wiedergibt und ſeine Ideen über 


eine zweckmäßigere Preispolitik andeutet. BE 
Ä Die Ausführungen Terhalles enthalten viele zutreffende Einzel⸗ N 


beobachtungen und Bemerkungen, die freilich zum großen Teil nicht 


neu ſind, ſo zum Beiſpiel im erſten Abſchnitt des grundlegenden Teils 


den treffenden Hinweis auf die preisſteigernde Wirkung der wachſenden 


Arbeitereinkommen, deren Bedeutung für die Preisbildung weit über 


die Nachfrage der Reichen hinausgeht; ferner im zweiten Abſchnitt die 
allerdings nur oberflächlich andeutende Kritik der ſtaatlichen Einkaufs⸗ 


politik und den Hinweis auf die unglückliche einſeitige Einſtellung der 
ſtaatlichen Preispolitik nach Geſichtspunkten der gerechten Güter⸗ 
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verteilung und der Erhaltung niederer Preiſe bei ungenügender Berück— 
ſichtigung des Produktionsintereſſes. In den Abſchnitten des aus— 
führenden Teils iſt beſonders hervorzuheben bei den Höchſtpreiſen die 
Kritik der unmöglichen und daher mißlungenen Abſtimmung der Preis— 
taxen wirtſchaftlich und produktionstechniſch zuſammenhängender Güter 


und die Kennzeichnung der Schwierigkeit, die Preiſe in den verſchiedenen 


Landesteilen richtig aufeinander einzuſtellen, ſowie die Darſtellung über 
die Unmöglichkeit, Höchſtpreispolitik ohne öffentliche Bewirtſchaftung 


und Produktionsregulierung der betreffenden Güter zu treiben. — 


Aus dem Abſchnitt über Gewinnbeſchränkung ſind hervorzuheben die 
Ausführungen über die wirtſchaftliche Unmöglichkeit und das notwendige 
Mißlingen des Verſuchs, Preiſe innerhalb der gleichen Warenart und 
im gleichen Geſchäft verſchiedenartig nach den individuellen Selbſtkoſten 
der einzelnen Wareneinheiten zu regeln, - 

Das Geſamtergebnis des Verfaſſers, daß unſere Preispolitik zu 


wenig der Tatſache Rechnung getragen hat, daß nach wie vor im Kriege 


die Produktion Privatwirtſchaften anvertraut war und daß man im 
Intereſſe ausgiebiger Produktion bei der Preisbemeſſung auf die 
privatwirtſchaftlichen Bedürfniſſe und Intereſſen der Produzenten mehr 
Rückſicht hätte nehmen müſſen als geſchehen iſt, wenn man einen Rück⸗ 
gang der Produktion möglichſt aufhalten und die Stellung des legitimen 
Herſtellers und Händlers. gegenüber dem durch geſetzliche Beſchränkungen 
eher geförderten als gehemmten Schieber ſtärken wollte, wird man als 
richtig anerkennen müſſen. 

Bei alledem hinterläßt die Schrift keinen befriedigenden Eindruck 
und kann kaum als eine ſehr wertvolle Bereicherung der bisherigen 
Literatur des einſchlägigen Gebietes betrachtet werden. Es fehlt ihr 
vor allem an Grundſätzlichkeit in der Auffaſſung und Behandlung 
des Problems. Es wäre der Vertiefung der Kritik an den behörd⸗ 
lichen Maßnahmen zuſtatten gekommen, wenn der Verfaſſer, der 


grundſätzlich die Forderung erhebt, daß die Preiſe den wirklichen, 


„einwandfrei feſtgeſtellten“ Marktverhältniſſen hätten angepaßt werden 
müſſen, vorher zu der Frage Stellung genommen hätte: „Inwieweit 
hat der Markt im Kriege noch die Eigenſchaften, durch die im 
Frieden⸗ ſich aus dem freien Wettbewerbe der Herſteller und Händler 


um dem Konſum, ein zweckmäßiger Ausgleich zwiſchen Angebot und 


Nachfrage ergab, inwieweit vermag insbeſondere im Kriege ſteigender 
Preis ſteigendes Angebot hervorzurufen? Die Tatſache, daß dies in 
vielen Fällen nicht der Fall war, ſondern daß das Angebot gegenüber 
der weit überwiegenden und oft gewaltſam ängſtlichen Nachfrage ein 
feſt begrenztes oder nur beſchränkt vermehrbares war, und die weitere 

Tatſache, daß man den Strom der Warenproduktion und Verteilung 
im Intereſſe der Kriegführung und Volkserhaltung nicht nach den in 
der freien Marktnachfrage zum Ausdruck kommenden Wünſchen und 
der Kaufkraft der konſumierenden Privatwirtſchaften, ſondern gemäß 
der Dringlichkeit der Bedürfniſſe der Volksverteidigung und Volks— 
erhaltung lenken mußte, läßt doch die Forderung nach Anpaſſung der 


Preiſe an die Marktlage im Intereſſe der Produktionsſteigerung an und 


S 
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für ſich noch nicht als befriedigenden Vorſchlag zur Löſung des Problems 
erſcheinen. Wie der Verfaſſer ſelbſt in ſeinen Schlußausführungen 
andeutet, hätten wohl Maßregeln getroffen werden müſſen, um einen 
Preis zu ſichern, der den Bedörfniſſen der Produktion gerecht würde, 
ohne die abnorme Lage des Marktes bei zum Teil heftigſter Angſt⸗ 
nachfrage und begrenztem Angebot wiederzuſpiegeln, welche den Waren⸗ 
inhabern eine Art von. Monopolgewinn in den Schoß warf. Es iſt 
zu bedauern, daß der Verfaſſer nicht näher zu der Frage Stellung 
genommen hat, ob nicht unter Aufbau der Zuſammenfaſſung der Pro⸗ 
duzenten und Händler in Genoſſenſchaften und Verbänden und unter 
gemeinwirtſchaftlichem Betrieb von Produktion und Verteilung durch 
dieſe Verbände unter Oberaufſicht der Regierung die Aufgabe der 
möglichſt reichlichen Volksverſorgung und Heeresverſorgung zu möglichſt 
niedrigem Preis beſſer hätte gelöſt werden können, als dies tatſächlich 
der Fall war. Mit der vom Verfaſſer vorgeſchlagenen bloßen öffent⸗ 
lichen Beurteilung der Marktlage durch Preisſtellen, die aus Herſtellern, 
Händlern und Verbrauchern paritätiſch hätten zuſammengeſetzt werden 
müſſen, wäre meines Erachtens nicht viel erreicht worden. Es iſt auch 
nicht zu verkennen, daß eine derartige Behandlung der für die Preis⸗ 
bildung maßgebenden Faktoren in breiter Offentlichkeit im Kriege 
manche Bedenken hatte, trotz ihrer Vorteile für die Beruhigung der 
öffentlichen Meinung, gegenüber dem vermeintlichen Preiswucher. 


Freiburg i. B. Herbert von Beckerath 


Schumacher, Fritz: Hamburgs Wohnungspolitik von 
1818 bis 1919. Ein Beitrag zur Pſychologie der Großſtadt. 
Hamburg 1919, S. Friederichſen & Co. (Heft 4/5 don Große 
Hamburgiſche Streitfragen, herausg. von Fred. S. Baumann.) 


Als einer der Folgen der großen Kämpfe, die hinter uns liegen, 
tritt immer deutlicher eine Bewegung hervor, die man eine Kriegs⸗ 
erklärung an die Großſtadt bezeichnen könnte. Ihre Leiden und Ge⸗ 
brechen werden bald im Tone des Spottes oder der Ironie, bald im 
Tone der Anklage und der Entrüſtung mit einer gewiſſen Wolluſt 
hervorgehoben, und wer allein die Manifeſte und Anträge, die Schil⸗ 
derungen und Vorſchläge der letzten Zeiten zu Geſicht bekäme, der 
könnte meinen, daß eine plötzliche Erleuchtung über die Menſchheit ge⸗ 
kommen wäre über einen unbegreiflichen Irrweg, auf dem ſie in ver⸗ 
hängnisvoller Blindheit bislang dahinwandelte. | 

Solch ein Eindruck würde in zweifacher Hinſicht unrichtig fein. 
Die Kriegserklärung gegen die Großſtadt iſt in der architektoniſchen 
Fachwelt ſchon längſt erfolgt, alle Erörterungen über die Wohnungs) 
frage, alle grundſätzlichen Beſtrebungen des Städtebaues, die der inneren 
Entwicklung des architektoniſchen Berufs im letzten Jahrzehnt den 
eigentlichen Stempel aufdrücken, waren nichts anderes. Aber die breite 
Offentlichkeit hatte dies Ringen nur wenig verſtanden; erſt jetzt wurde 
es zum populären Leitmotiv. Das iſt das eine, das andere aber iſt, 


E 


daß dieſe Entwidlung zur Großſtadt nicht als eine Verblendung be— 
trachtet werden darf, die kluge Erkenntnis hätte vermeiden können. 
Ihre Grundzüge tragen den Stempel hiſtoriſcher Unabänderlichkeit. 
Sie ſind nicht eine Schöpfung, die je nach dem Grad künſtleriſchen 
Verſtändniſſes gelungen oder verfehlt ausfällt, ſondern ſie ſind nichts 
anderes als das Widerſpiel einer ſozialen Entwicklung. Das Stück 
ſozialer Geſchichte, das die letzten 100 Jahre umfaßt, konnte nur dieſe 
Form erzeugen. 

Will man nun dieſem hiſtoriſchen Gebilde „Großſtadt“ reformierend 
zu Leibe gehen, ſo kann man das eigentlich nur, wenn man es hiſtoriſch 


verſteht. Erſt dies Verſtehen enthüllt die Schwächen in ihrem letzten 


Urſprung. Es zeigt die Punkte, wo man anſetzen kann, und zeigt die 
Fäden, die man nicht zu zerreißen vermag, mit denen man alſo frei⸗ 
willig oder unfreiwillig einſtweilen noch ein Stückchen fortweben muß, 
ehe man zu einem ganz neuen Muſter übergehen kann. 

Für ſolch hiſtoriſches Erkennen vermag man gewiſſe Grundlinien 
aufzuweiſen, die ganz allgemein find, wirklich fruchtbar aber wird es 
erſt, wenn man es auf ein beſtimmtes Objekt und ſeine Eigentümlich— 
keiten richtet, denn erſt am Lebendigen kann man das Whegbige er⸗ 
kennen. 

Deshalb iſt in dem Buche verfolgt, wie ſich in Deutſchlands 


| zweiter Großſtadt Hamburg das entwickelte, was für das Weſen jeder 
Großſtadt das Ausſchlaggebende iſt: die Wohnverhältniſſe der Maſſen. 


Betrachtet man Hamburgs Wohnpolitik der letzten 100 Jahre von 
dieſem Geſichtspunkte aus, ſo zerfällt das große Gebiet, das ſich damit 


auftut, in zwei Gruppen von Erſcheinungen. Einmal gilt es das 


hiſtoriſche Gebilde der Stadt den neuen Bedürfniſſen gemäß um— 
zugeſtalten, und dann gilt es die über den alten Kern hinaus ſich aus— 
weitenden Ringe der wachſenden Stadt neu zugeſtalten. 

Dieſe zwei Kapitel ſind nicht nur äußerlich, ſondern im tiefſten 
Kern ihrer Gedankengänge und ihrer Anforderungen verſchieden; die 
Umgeſtaltung des Gewordenen und die Neugeſtaltung des Werdenden 
verlangen eine ganz verſchiedene Einſtellung. 

Es iſt ein Grund für viele großſtädtiſche Mißgriffe, daß man ſich 


dieſer Tatſache erſt allmählich bewußt wurde und zunächſt für das 


Neuentſtehende nur im geflickten Alten Vorbild und Maſtſtab ſah. 
Die Schrift verfolgt im einzelnen, aus welchen Gründen die 
Mechaniſierung der Stadtentwicklung, die an ſich unvermeidbar war, 
zu den Verzerrungen führen mußte, an denen wir heute leiden, und 
zieht daraus in einem beſonderen Abſchnitt die Lehren für die 
Zukunft. 
Vielleicht kann man aus ſolch einer getreuen Biographie einer 


Stadtentwicklung praktiſch mehr Erkenntnis ſchöpfen als aus allgemeinen 


Betrachtungen. | 
Hamburg nn Fritz Schumacher 
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5 Fuchs, Dr. Friedrich: Telegraphiſche Nachrichtenbureaus. 


Eine Unterſuchung über das Problem des internationalen Nachrichten⸗ 
weſens. Berlin 1919, Dietrich Reimer (Ernſt Vohſen). 253 S. 


Im Jahre 1910 machte ich an dieſer Stelle darauf aufmerkſam, 


wie gering entwickelt die Literatur des Zeitungsweſens iſt, und 


wie namentlich für den Wirtſchaftler ſich der Mangel an brauchbarem 


Material oft ſehr fühlbar macht. Ich ſchrieb damals wörtlich: „Kein 
Gebiet unſeres Wirtſchaftslebens iſt von der Wiſſenſchaft ſo vernachläſſigt 
worden wie die Preſſe und die mit ihr zuſammenhängende Bericht⸗ 


erſtattung. Es iſt das um ſo bemerkenswerter, als doch alle Wiſſen⸗ 
ſchaften die Preſſe in großem Umfang als Material benutzen müſſen.“ 
Auch über die Urſachen dieſes Mangels äußerte ich mich damals. „Über 


Zeitungsweſen zu ſchreiben iſt niemandem eingefallen. Schuld hieran 


trägt vielleicht die etwas falſche Scheu der Journaliſten, über ihre eigene 


Tätigkeit zu ſprechen oder zu ſchreiben.“ Viel hat ſich ſeit jener Zeit 


nicht geändert. Die „Scheu der Journaliſten“ hält im großen und 


ganzen an, und nur wenige haben dazu beigetragen, den Schleier, der 


noch für viele. über all dem liegt, was man mit dem Namen Preſſe 
bezeichnet, zu lüften. Zu den wenigen Ausnahmen gehört Friedrich 


Fuchs, und zwar ſtellt er eine Ausnahme in mehrfacher Beziehung dar. 


Es iſt ſonſt bei Redakteuren, die ſich in den Ruheſtand ſetzen, nicht die 
Regel, daß ſie nach der aufreibenden Tätigkeit größere wiſſenſchaftliche 
Arbeiten machen. Fuchs dagegen benutzte ſeinen Eintritt in den Ruhe⸗ 
ſtand dazu, noch in vorgeſchrittenem Alter zu promovieren, und die vor⸗ 
liegende Arbeit ſtellt ſeine Diſſertation dar. Eine weitere Ausnahme 
bildet Fuchs dadurch, daß ſeine Arbeit in hohem Maße wertvoll iſt, 


was man von den ſonſtigen Erſcheinungen auf dem Gebiete des Zeitungs⸗ 
weſens leider nicht immer behaupten kann. 


Der Verfaſſer hat ſich als Thema die Telegraphenbureaus gewählt, 


und das iſt auch ſehr erfreulich: denn gerade hierüber beſitzen wir be⸗ 
ſonders wenig gutes Material. Seinem Fleiß iſt es gelungen, die ver⸗ 


ſtreuten Einzelheiten zu ſammeln, zu ſichten und alsdann wiſſenſchaftlich = 
zu verarbeiten. Auch wer nicht immer mit dem Reſultat, zu dem Fuchs 


kommt, einverſtanden iſt, wird zugeben, daß es ſich bei der vorliegenden 
Arbeit um eine Bereicherung unſerer Literatur handelt, und das wird 


auch der eingeſtehen müſſen, der hier und da die Darſtellung etwas 


ausführlicher oder kritiſcher gewünſcht hätte. Die Unterſuchung iſt 
gegliedert in einen allgemeinen Teil. Hier werden die wichtigſten Tele⸗ 


graphenbureaus dargeſtellt, und zwar: Agence Havas, Reuter, 


Wolffſches Telegraphenbureau, Associated Press, das 


K. K. Telegraphiſche Korreſpondenzbureau, die Peters⸗ 
burger Telegraphenagentur, das Nordiſche Nachrichten⸗ 


bure au, die Südeuropäiſchen Telegraphenbureaus, 9 
fehl werden kurz die anderen Nachrichtenbureaus charakterisiert. 

fehlt u. a. eine eingehende Behandlung von Hollandsch Ni ieuwes 
Bureau und der ee Telegraphenagentur. 


— 
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In dem nee Teil werden die techniſchen Fragen, alſo das 


Einſammeln und Übermitteln der Nachrichten geſchildert, alsdann die 


wirtſchaftlichen Fragen, Unternehmungsformen, Privat- und Staatsbetrieb, 
und ſchließlich unterſucht der Verfaſſer das Verhältnis von Telegraphen⸗ 
bureau und Regierung. Eine Definition des Wortes „Telegraphen— 
bureau“ wird nicht gegeben. 

Bemerkenswert iſt, daß die Haupttelegraphenbureaus: Wolff, 
Reuter und Havas von Juden begründet wurden, wie überhaupt gerade 
bei der Schaffung dieſer neuen Einrichtung des Zeitungsweſens jüdiſche 


Jaoournaliſten eine ſehr große Rolle ſpielten. Die Gründe hierfür zu 


erörtern, dürfte hier zu weit führen. 
Wie ſich Reuter, Havas und Wolff entwickelt haben, wird ſehr 


anſchaulich geſchildert, namentlich auch die Schwierigkeiten, die ſich der 


Einrichtung dieſer neuen Bureaus entgegenſtellten. Während das 


Wolffſche Bureau in der Hauptſache auf die Übermittlung von Nach— 


richten beſchränkt iſt, haben feine ausländiſchen Konkurrenten noch Neben— 
betriebe. Die Agence Havas verfügt über eine große Annoncenexpe⸗ 


dition, das Reuterſche Bureau iſt eng verbunden mit einem Bankhaus. 
Dadurch ſind dieſe Unternehmungen in den Stand geſetzt, bei größeren 


Leiſtungen eine ganz andere Rente aufzuweiſen. | 
Bei Erörterung der Telegraphenbureaus in England fehlt ein fehr 


wichtiges Unternehmen, die Commercial Telegraph- Company. 


Zwar bemerkt Fuchs, daß er die „kleineren Unternehmungen“ abſichtlich 


nicht erwähnt habe. Bei der „Commercial“ handelt es ſich aber um 
ein ſehr wichtiges, großes und einflußreiches Unternehmen, das gerade 
für die Handelsberichterſtattung in England eine ſehr große Rolle ſpielt, 
und ein kurzes Eingehen auf die Bedeutung dieſes Unternehmens wäre 


wohl am Platze geweſen. 


— 


Daß Reuter aus dem Zuſammenhang mit dem Bankgeſchäft er⸗ 
heblichen Nutzen zieht, iſt eine bekannte Tatſache; aber es darf nicht 
verſchwiegen werden, daß ein ſolcher Zuſammenhang ſehr bedenklich 
iſt und als einwandfrei nicht bezeichnet werden kann. Man hat es 
ſchon mit Recht dem Wolffſchen Telegraphenbureau verübelt, daß ſich 
ſeine Aktien zu einem erheblichen Teil im Beſitz eines Berliner Bank⸗ 
hauſes befinden, das dadurch unter Umſtänden anderen Bankhäuſern 
gegenüber einen Vorſprung haben kann. Und die Vorwürfe, die ſeiner⸗ 
zeit in der Preſſe über den Zuſammenhang zwiſchen Nachrichtenüber⸗ 
mittlung und Bankhaus erhoben wurden, ſind damals nicht widerlegt 
worden. Wie mir ein Angeſtellter des Wolffſchen Telegraphenbureaus 
beſtätigte, beruhten ſie auch auf Wahrheit. Es geht aber nicht, daß die 
Informationen, die ein Telegraphenbureau bekommt, wirtſchaftlich inter- 
eſſierter Seite eher zur Verfügung geſtellt werden als der Allgemeinheit, 
und inſofern kann auch der Zuſammenhang zwiſchen der Reuterſchen 
Bank und dem Reuterſchen Telegraphenbureau gefährlich wirken. Eine 
weitere nicht einwandfreie Tätigkeit iſt die Reklametätigkeit der Agence 
Havas. Dieſe hat ſeinerzeit in Ausſicht geſtellt, bei Vergebung von 
Inſeraten für redaktionelle Beſprechungen oder freie Reklame zu ſorgen. 
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Mit Recht ſagt Fuchs, daß das im anſtändigen Zeitungsweſen als ein 
durchaus unzuläſſiges Verfahren gilt. 


Das Wolffſche Telegraphenbureau arbeitet in viel kleinerem Umfang 


= und auch mit viel geringerem Kapital. Es iſt daher in vieler Beziehung 


/ 


nicht ſo leiſtungsfähig wie Reuter und Havas, was aber in den Aus⸗ 


führungen von Fuchs nicht ſo recht zum Ausdruck kommt. Die Urſachen 


liegen hier zu einem Teil auf techniſch⸗organiſatoriſchem Gebiet. Es iſt 


eine bekannte Tatſache, daß das Wolffſche Telegraphenbureau in Friedens⸗ 
zeiten ſehr ſchlechte Gehälter bezahlt hat. So iſt mir ein Fall bekannt, 


.in dem der Vertreter des Wolffſchen Telegraphenbureaus an einem der 
wichtigſten politiſchen Plätze Europas ein Gehalt von monatlich 500 Fr. 


bezog, was ſchon damals bei weitem nicht ausreichte, um die Koſten 


für ein auch nur einigermaßen ſtandesgemäßes Auftreten zu decken. Hier Ei 
rächt fih eine falſche Sparſamkeit in der Qualität des gelieferten 
Materials. Auch im Berliner Bureau ſind die Gehälter ſtellenweiſe 


ſehr unbefriedigend geweſen. Hinzu kam, daß auch die Auswahl der 


Mitarbeiter ſehr viel zu wünſchen übrig ließ. Die Stellungen im 


Wolffſchen Telegraphenbureau gehörten keineswegs zu den begehrten in 


der großſtädtiſchen Preſſe. Im übrigen wurde ſchon ſehr oſt Klage 


darüber geführt, daß gerade das Wolffſche Telegraphenbureau einen ſo 


außerordentlich großen Prozentſatz von nicht Reichsdeutſchen beſchäftigt. 


Dieſe Probleme werden von Fuchs nicht erwähnt, trotzdem ſie manches 


erklären 1. 


| Ganz anders eingerichtet als die europäiſchen Bureaus iſt die 
Associated Press. Sie iſt ein genoſſenſchaftliches Unternehmen von 
Zeitungsverlegern, ohne daß ſie deshalb ein Monopol der Bericht⸗ 


etrſtattung beſitzt. Zweifellos iſt die Associated Press dem Wolffſchen 
Telegraphenbureau überlegen, und daß iſt auch der Grund, weshalb von 


ſehr vielen gerade die Form der Associated Press als Muſterbeiſpiel 
erwähnt wird, und daß man auch in Deutſchland für ähnliche Ein⸗ 
richtungen Propaganda macht. Fuchs zeigt die geſchichtliche Entwicklung 


der Associated Press, und er führt die Gründe an, warum es möglich 


war, in Amerika ein derartiges Selbſtverwaltungsinſtitut zu ſchaffen; 
er verſucht die Vorſchläge, in Deutſchland ein ähnliches Inſtitut zu 
errichten, zu widerlegen. Daß für zwei Telegraphenbureaus in Deutſch⸗ 


land kein Raum iſt, ſoll zugegeben werden; aber die jetzige Einrichtung 
des Wolffchen Telegraphenbureaus iſt alles weniger als nachahmenswert. 
Eine Überführung des Aktienbeſitzes des Wolffſchen Telegraphenbureaus 
in andere Hände iſt eine dringende Forderung. Vor allem iſt es un⸗ 
möglich, daß ein Privatbankhaus die Herrſchaft über ein ſo wichtiges 


Inſtitut ausübt. Der reine Staatsbetrieb würde nur noch eine größere 


Bureaukratiſierung bewirken; aber vielleicht läßt ſich ein Ausweg dadurch 
ſchaffen, daß der Beſitz von Aktien an einen Konzern übergeht, der ſich 


| er aus Vertretern des Reichs verbandes der deutſchen Preſſe, 


— 


des „ Berliner ee des Vereins großſtädtiſcher 


1 Vgl. hierzu O. Jöhlinger, Zeitungsweſen und Doſchlſtubiun. 


f Jena 1910, A Sicher. 
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Zeitungsverleger und des Vereins deutſcher Zeitungs- 
verleger zuſammenſetzt, wobei durch einen Staatskommiſſar die Inter⸗ 
eſſen der Allgemeinheit gewahrt werden müßten. Sonſt iſt eine Beſſerung 
der unſtreitig vorhandenen Mißſtände nicht zu erwarten. Auf die zahl— 
reichen Beſchwerden, warum das Wolffſche Telegraphenbureau in der 
Welt ſo wenig Einfluß hat, warum namentlich weder Reuter noch Havas 
wichtige Nachrichten des Wolffſchen Telegraphenbureaus nicht weitergaben, 
geht Fuchs nicht ein, trotzdem es ſich hier um eine ſehr wichtige Quelle 
der auswärtigen Politik handelt. 
Intereſſant ſind die Ausführungen von Fuchs über die Schnellig— 
keit indirekter Verbindung. Es handel ſich hierbei um eine Erſcheinung, 
die wir nicht nur im Zeitungsweſen, ſondern auch im Wirtſchaftsleben 
finden. Fuchs erwähnt zum Beiſpiel, daß Telegramme, die von Kopen— 
hagen nach Paris und London geſchickt werden, länger ausbleiben als 
Telegramme, die von Kopenhagen über Berlin nach Paris oder London 
gehen! Deshalb hat man in Friedenszeiten dieſen Weg vorgezogen. 
Aus meiner Praxis kann ich ein ähnliches Beiſpiel anführen. Die 
Börſentelegramme, die von London nach Berlin gejandt wurden, kamen 
ſtets mehrere Stunden ſpäter an als die Telegramme, die von London 
nach New⸗York und von da nach Berlin gingen. Die Erklärung für 
dieſe höchſt merkwürdige Tatſache liegt darin, daß in der Börſenzeit der 
Draht London — Berlin überlaſtet iſt, ſo daß die Telegramme lange auf 
Beförderung warten müſſen. In der gleichen Zeit aber iſt in Amerika 
Nacht und das Kabel dorthin nur wenig in Anſpruch genommen. 
Telegramme die erſt nach New York und von New Pork nach Deutſch— 
land geſandt werden, haben daher Ausſicht, ganz erheblich ſchneller be— 
fördert zu werden. Derartige indirekte Wege findet man recht häufig. 

Sehr inſtruktiv gehalten ſind die Ausführungen von Fuchs über 
die Technik der Nachrichtenbureaus, die Behandlung der Nachrichten und 
die Weiterleitung an die Zeitungen. Vier Ziele ſind es, die in Betracht 
kommen: für die Übermittlung der Nachrichten: Billigkeit, Schnellig— 
keit, Zuverläſſigkeit und Geheimhaltung. Bei der Billigkeit 
fpielen Kabel⸗Codes eine ſehr große Rolle. Man hat die Erſparnis 
ſo weit gebracht, daß eine Meldung von vier Ziffern neun Druckzeilen 
erſetzt. 

Gelegentlich der Darſtellung der Organiſation der Bureaus wäre 
eine kurze Erörterung der ſozialen Lage der Angeſtellten am Platze ge— 
weſen. Fuchs ſucht Büchers Behauptung von der Abhängigkeit der 
Nachrichtenbureaus vom Kapital zu widerlegen und meint, daß, da die 
Aktien des Wolffſchen Telegraphenbureaus nicht an der Börſe gehandelt 
würden, man es auch den Börſeneinflüſſen entzogen habe. Dadurch iſt— 
aber Büchers Behauptung nicht widerlegt; im Gegenteil, es gibt zahl— 
reiche andere Einflüſſe. Der Börſeneinfluß wird nur dadurch ausgeſchaltet, 
daß man auch den Aktienbeſitz aus Händen nimmt, die zur Börſe Be— 
ziehungen haben, und daß Börſeneinflüſſe auch beim Wolffſchen Tele— 
graphenbureau möglich ſind, kann doch kein Menſch beſtreiten. 

. Ein anderes Problem erwähnt Fuchs nicht, nämlich, ob die Tele— 
graphenbureaus verpflichtet ſind, unter en n Zeitungen 
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gegen Bezahlung ihre Nachrichten zur Verfügung zu ſtellen. Mir iſt 


ein Fall bekannt, in dem eine ſozialdemokratiſche Zeitung Kritik an dem 


Wolffſchen Telegraptenbureau übte, und die Folge davon war, daß Wolffs 
Telegraphenbureau mit Entziehung ſeiner Nachrichten gedroht hat. 
Heutzutage kann aber eine große Zeitung ohne W. T. B.⸗Meldungen 
nicht mehr auskommen, und das Telegraphenbureau hat dadurch die 
Möglichkeit, Zeitungen an der Kritik zu verhindern. Das iſt ein un⸗ 
haltbarer Zuſtand. Es muß unbedingt feſtgelegt werden, daß die Tele 
graphenbureaus jeder Zeitung, die die Nachrichten bezahlt, auch das 
Material zur Verfügung ſtellen, und das ſie nicht das Recht haben, 


zwecks Verhinderung der Kritik das Material zu entziehen. 


Man hat vor dem Kriege bei uns ſo viel über die Förderung der 
Weltpolitik, über den „deutſchen Gedanken in der Welt“, über die Mittel 
den Außenhandel ſtaatlich zu unterſtützen, geredet; aber man hat eigent⸗ 
lich bei uns wenig Verſtändnis für die durch nichts zu rechtfertigende 
engherzige Bureaukratiſierung unſerer Poſt verwaltung gehabt. Es 


. it geradezu als ein öffentlicher Skandal zu bezeichnen, wie ſeitens des 
Reichspoſtamtes die Entwicklung des Zeitungsweſens und auch die Über- 


mittlung deutſcher Nachrichten an das Ausland verhindert wurde, zwar 


nicht abſichtlich, wohl aber aus einer völligen Unkenntnis der Verhält- 
niffe. Spätere Generationen werden kein Verſtändnis dafür haben, wie 
gerade das Reichspoͤſtamt die enge Verbindung zwiſchen Mutterland und 
Kolonien verhindert hat durch die zu hohen Telegrammgebühren. Für 
viele Zeitungen war es einfach unmöglich, ſich wichtige Nachrichten aus 


Deutſch-⸗Oſtafrika oder Süd weſtafrika zu verſchaffen, und zwar 
aus dem einfachen Grunde, weil die Telegramme zu teuer waren. Daß 


aber das Intereſſe Deutſchlands für ſeine Kolonien durch ausführliche 


Berichterſtattung über die dortigen Vorgänge nur gehoben werden konnte, 


bedarf doch keiner Erörterung. Dabei ſtand an der Spitze der Poſt⸗ 
verwaltung ein ehemaliger Kolonialbeamter: Herr Krätke! Zahlreiche 
Länder, namentlich England und Frankreich, haben weſentliche Ermäßigungen 


für Preſſetelegramme eingeführt. Fuchs gibt ſehr anſchauliches Material 


darüber, wie groß dieſe Ermäßigungen find. Es iſt in der Tat keine 
Freude, dieſes Kapitel zu leſen; denn immer wieder faßt man ſich an 
den Kopf und fragt ſich; „Haben wir Deutſche denn geſchlafen?“ Fuchs 
1 zum Beiſpiel, daß die deutſche Worttaxe für Preſſetelegramme 


Pr nach Kamerun oder Togo 1.20 Mk. betrug, während man auf den 
engliſchen () Kabeln nach Deutſch⸗ Sudweſtafrika oder Deutſch⸗Oſtafrika 


für 45 Pf. pro Wort telegraphieren konnte! „Nicht ein Linziger 
telegraphiſcher Berichterſtatter für den Orient iſt in Berlin anſäſſig, weil 
die dortigen Blätter ſich die übermäßigen Depeſchenkoſten nicht leiſten 
können.“ (Rotheit.) Kann man ſich da wundern, daß unſer Preſſeeinfluß 


im Auslande ſo gering geweſen iſt. Manches, was wir im Kriege er⸗ 


duldet haben, iſt zu einem Teil die Folge der mangelnden weltpolitiſchen 


Einſicht der Poſtbehörde. Koſtet doch ein Preſſetelegramm von London 
nach Berlin weniger als ein Telegramm von Berlin nach London! 


Ar ſpricht ſich gegen die Verſtaatlichung der Telegraphenbureaus 
Dieſer Anſicht iſt zuzuſtimmen. N bin. N N der Auf⸗ 


— 
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faſſung, wenn Fuchs meint, daß die Preſſefreiheit gewahrt bleibe, wenn 
„die ganze Vorarbeit auf dem Gebiete der Materialbeſchaffung für die 
Entſtehung der öffentlichen Meinung durch Privattätigkeit geleiſtet wird.“ 
Von einer Privattätigkeit im Wolffſchen Telegraphenbureau kann man 
nicht ſprechen, denn wenn es ſich auch hierbei nicht um ein Staats— 


5 inſtitut handelt, jo iſt doch der ſehr ſtark offiziöſe Charakter nicht zu 


beſtreiten. 

Man ſieht, die Unterſuchungen von Fuchs werfen zweifellos Pro— 
bleme auf, Probleme, deren Wichtigkeit für unſere ganze auswärtige 
Politik nicht zu verkennen ſind, und wenn ich auch im vorſtehenden 
vielfach eine ganz andere Auffaſſung wie Fuchs habe, ſo will ich doch 
dieſes Buch weiteſten Kreiſen zum eingehenden Studium empfehlen. Es 
iſt die umfaſſendſte Arbeit, die wir bis jetzt in deutſcher Sprache über 
Telegraphenbureaus haben. Das Buch gibt hoffentlich Veranlaſſung, 
daß man ſich endlich auch in weiteren Kreiſen mit dieſem Problem befaßt, 
denn nur durch eine Aufklärung kann das Ziel erreicht werden, nämlich: 
die Durchbrechung der journaliſtiſchen Blockade, in der wir uns auch ſchon 
in Friedenszeiten befunden haben. 

Berlin Otto Jöhlinger 


Dietrich, Nudolf: Unſer Handel mit unſeren Feinden. 
München und Leipzig 1914, Duncker & Humblot. 78 S. 


Verfaſſer gibt einen Auszug aus unſerem Ein- und Ausfuhr— 
handel mit den feindlichen Staaten nach den überſichtlichen Tabellen 
im Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich. Mit den Zahlen 
iſt, wie Stichproben ergeben, anſcheinend etwas ſummariſcher verfahren, 
als es die Bemerkung (S. 9) vermuten läßt, daß nämlich die Nach— 
prüfung dadurch erſchwert werde, daß in der Regel nicht wirklich ver— 
zeichnete, ſondern runde Geſamtzahlen genannt ſeien, die der Bewegung 
der Ein⸗ und Ausfuhr in den letzten fünf Jahren (1909 — 1913) ent⸗ 
ſprechen. So iſt u. a. (S. 21) der Wert der Weizenausfuhr im Jahr— 
fünft mit 60—90 Mill. Mk. angegeben, während er in Wirklichkeit 
zwiſchen 39,3 (1909) und 87,6 Mill. Mk. (1913) ſchwankte; der Wert 
der Einfuhr von Gerſte (außer Malzgerſte) bewegte ſich in dem Jahr— 
fünft zwiſchen 275,4 (1909) und 435,6 Mill. Mk. (1911), während 
Dietrich (S. 23) 360 — 400 Mill. Mk. angibt. Man kann entweder 
Durchſchnittswerte berechnen oder kann bei ſo wenigen Zahlen die 
höchſten und niedrigſten Werte angeben; Zahlen, wie ſie Dietrich 
bringt, ſind irreführend. Sollen Auszüge aus Statiſtiken Wert haben, 
fo. müſſen ſie vor allem genau fein und dürfen keinen Zweifel darüber 
laſſen, für welche Zeit ſie gegeben ſind. 

Es befremdet weiter, wenn Dietrich (S. 9) ſchreibt: „Woran das 
— nämlich der Unterſchied zwiſchen ſeinen Zuſammenſtellungen aus 
einem Auszuge, der nur die wichtigeren Waren aufführt, und den 
Geſamtſummen — liegt, kann das Reichsamt vielleicht erklären.“ Der 
Unterſchied iſt — wie Dietrich ſelbſt vermutet — leicht erklärt; wenn 
ich einzeln nur die wichtigeren Waren aufführe, muß deren Summe 


— 


De 
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um die der weggelaſſenen, weniger wichtigen hinter, der Geſamtſumme ü 
zurückbleiben. 


Wir bezogen mehr von unſeren Feinden, als wir ihnen lieferten; | 


Dietrich nimmt an, daß nach dem Kriege der Handel ſich zum großen 
Teil in ſeinen alten Bahnen bewegen wird, daß die billigſte und beſte Ze; 


Bezugsquelle trotz feindlicher Geſinnung aufgeſucht wird. 
R | R. Claus 


7 


A gahd, E. (Petersburg): Großbanken und Weltmarkt. Die -— 


wirtſchaftliche und politiſche Bedeutung der Großbanken im Welt⸗ 
markt unter Berückſichtigung ihres Einfluſſes auf Rußlands Volks⸗ 

wirtſchaft und die deutſch⸗ ruſſiſchen Beziehungen. Berlin 1914, 
Haude & Spenerſche Buchhandlung Mar Paſchke. 290 S. | 


Die nachſtehende Beſprechung wurde bereits zu Kriegsbeginn ge⸗ | 


ſchrieben, blieb jedoch aus verſchiedenen Urſachen liegen. Das Buch 
. dürfte nicht nur hiſtoriſchen Wert haben, wenn es zu einer Reorga⸗ 


niſation der Privatbanken, die nationaliſiert und in der Volksbank 


aufgegangen ſind, kommt. Dann werden ſich die Sünden der früher 
ſchlecht geleiteten Banken ſchwer rächen. Mit Freuden greift man nach 
einem Buche, das dieſes wichtige, aber ſchwierige Gebiet der ruſſiſchen 


Volkswirtſchaft behandelt, beſonders wenn der Verfaſſer ſich als ruſſi⸗ 
ſcher Bankpraktiker vorſtellt. Die Freude wird aber beim Leſen von 


— Seite zu Seite geringer, wenn man auf Sätze wie die folgenden ſtößt: 

„Der Freihandel braucht Frieden und erzeugt Kultur. Seine Streitig⸗ 
keiten können gerichtlich entſchieden werden, denn fie unterſtehen der 
Vernunft.“ ... Der Protektionismus drängt zu Kriegen und vernichtet“ 


(S. 34). „Wenn Deutſchland ein Freihandelsſtaat wäre, ſo gäbe es 


keine Sozialdemokratie, weil deren Prinzipien dann wie ein Don N 


Quixote wirken würden“ (S. 35). „ Auslaſſungen iſt 


kein weiteres Wort zu verlieren. Ungeni 
überall da, wo wiſſenſchaftliche Theorien verfochten oder Selbſt⸗ 
ur verſtändlichkeiten mit philoſophiſch friſiertem Phraſenſchwall breitgetreten 
werden; hierfür nur ein Beiſpiel (S. 171): Theſe: Die Mittelmäßig⸗ 


ießbar iſt die Arbeit faſt 


keit wird niemand zur Mitarbeit innerhalb ihres Machtbereiches heran⸗ 


isiehen, deſſen Superiorität durchgefühlt wird. Antitheſe: Die kräftige 
Perſönlichkeit wird alles aufbieten, um tüchtige Menſchen als Mit 
arbeiter heranzuziehen. Beweis: Denn man ſetze: ſie würde es nicht Eh 


E ‚tun, dann handelt es ſich nicht mehr um eine erſtklaſſige Kraft.“ 


3 255 n N 


Genießbar, zum Teil recht intereſſant wird die Arbeit da, wo 


der Bankpraktiker aus ſeinen Erfahrungen ſpricht. Agahd war In⸗ 
ſpektor und Direktor der Ruſſiſch⸗Chineſiſchen Bank. Aus dem Buche 
ſpricht häufig die Verärgerung des Mannes, der fi zurückgeſetzt fühlt, 
der erfahren muß, daß ihm andere mit befferen Beziehungen vorgezogen 
wurden, obgleich fie nach feiner Meinung mittelmäßige Laien find. 2 


Agahd iſt ein fanatiſcher Anhänger des Freihandels und des 


cn engliſchen Bankſyſtems, d. h. der vollſtändigen Trennung des Depoſiten⸗ 
vom Emiſſionsgeſchäft. Die ee unſerer Großbanken, das 
5 Säulen Jahrbuch XLIV 2. | = „ _ N 


2 


. 
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kontinentale Bankſyſtem, d. h. die Vereinigung aller Bankgeſchäfts⸗ 
arten außer dem Noten⸗ und Hypothekengeſchäft, bezeichnet er als 
„unklare, zweckwidrige Kombination“. Über den Schutz der Depofiten- 


gläubiger unſerer Großbanken ſind beſſere Arbeiten geſchrieben. Richtig 


iſt (S. 10), daß viel deutſches Kapital unter fremder Flagge ſegelt, 
zum Beiſpiel in engliſchen Goldminen ſteckt, von dem das deutſche 
Wirtſchaftsleben keinerlei Vorteil hat; daran iſt aber nicht ein Orga— 
niſationsfehler der Banken ſchuld, ſondern neben vielem anderen unſer 
ſpätes Auftreten auf dem Weltgeldmarkt, ferner die Befürchtung, wir 
könnten etwa in den Verdacht geraten, auf Landeroberungen aus— 
zugehen; anders läßt es ſich allerdings nicht erklären, daß zum Beiſpiel 
mit deutſchem Gelde in Kleinafien gebaute Bahnen vorwiegend Fran- 
zoſen anſtellten. f | | 

Das Lob der Solidität der engliſchen Emiſſionen mit ihren 1-£- 
shares gegenüber den deutſchen Emiſſionen wird wohl niemand leicht 
unterſchreiben; auch die Behauptung Agahds, daß das Publikum in 
England über Anlagen beſſer aufgeklärt werde, daß es ſo ſehr viel 


urteilsfähiger über die Güte von Emiſſionen ſei als in Deutſchland, 


daß „die Situation in Deutſchland den traurigen Eindruck macht, als 
Hob das Niveau der Unternehmerintelligenz ſtändig ſinkt“ (S. 96), 
wird bei uns ohne Überhebung unferes Selbſtgefühls wenig Gläubige 
finden. Entweder hat der Verfaſſer wenige Erfahrungen verallgemeinert, 
oder ſeine fanatiſche Anbetung alles Engliſchen macht ihn blind. Sehr 
merkwürdig nimmt ſich nach dem Lobe des vorſichtigen Vorgehens des 
engliſchen Kapitals und des Studiums Rußlands ſeitens der Engländer 
die Aufzählung einer Reihe engliſcher Geſellſchaften aus, die nicht 
geglückt ſind, ſo der Emba Oil Comp., auf deren Ländern bisher noch 
kein Naphtha zu regelmäßiger Ausbeute gefunden wurde, der engliſchen 
Land⸗ und HypothekensGeſellſchaft in Petersburg, die 18 Monate auf 
die Beſtätigung ihrer Straßenpläne wartete, der Mißerfolge der 
Anglo⸗Ruſſian⸗Bank — ſie erwarb unter anderem zu hohen Kurſen 
Aktien der Ruſſiſchen Handels- und Induſtrie⸗Bank, um die Kontrolle 
über fie zu bekommen, was jedoch nicht gelang — und der Ruſſiſch— 
Engliſchen Bank; ſie ſcheinen die Anſicht des Verfaſſers nicht gerade 
zu beſtätigen. Er läßt auch die äußere Politik ganz außer acht, durch 
die der engliſch⸗ruſſiſche Handel und die Bankbeziehungen eine weſentliche 
Förderung erhielten. | 

Sehr leſenswert find die Darſtellungen der franzöſiſchen Betei— 
ligungen an ruſſiſchen Banken, beſonders die Entwicklung der Ruſſiſch— 
Chineſiſchen Bank, die mit ihrem weitverzweigten Filialnetz ſich raſch 
eine angeſehene Stellung im Oſten unter Leitung eines Deutſchen, 
Rothſtein, erwarb. Nach deſſen Tod veranlaßte die Regierung die 
Einſetzung eines Beamten als Direktor, deſſen bureaukratiſche Geſchäfts— 
führung die Kaufmannſchaft im Oſten ſchwer ſchädigte, aber auch die 
Bank vollſtändig feſtfuhr. Ahnlich ging es der ganz mit franzöſiſchem 
Kapital von der Société Générale gegründeten Nordiſchen Bank; für 
ſie nahm das franzöſiſche Inſtitut Depoſiten in Frankreich unmittelbar 
entgegen. Die innere Organiſation der Bank ſcheint nach den Angaben 
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läſſigkeit in > ö der Front veranlaßt. Die alten 


— 


Agahds viel zu wünſchen übriggelaſſen zu haben; ſo erhielten zum 


Beiſpiel die Filialen ihre Mittel zu verſchiedenen Zinsſätzen von der 
Zentrale, was die Filialen mit billigem Satz veranlaßte, den Filialen 


mit höherem Satz Geld zu leihen; die Filialen machten alſo unter⸗ 


einander Geſchäſte! Eine Filiale lieh ſich auch von anderen Banken 
große Summen zu hohem Zinsſatz und buchte ſie unter Depoſiten. 
Zur Sanierung wurden die beiden Banken zur Ruſſiſch⸗Aſiatiſchen 
Bank vereinigt und dabei das Kapital um 33 % gekürzt, dieſe 
Summe aber nicht abgeſchrieben, ſondern auf Reſervekonto gebucht, 
ſo daß die Bank gleich mit ſtolzen Reſerven paradieren konnte. Sie 
hat neben dem Rechte der Notenausgabe bis zur Höhe des Aktienkapitals 
und der Reſerve die Berechtigung, verzinsliche Obligationen auszugeben, 
und betreibt die ſonſtigen Bankgeſchäfte. Der Verfaſſer meint, daß 
dieſe Fuſion der beiden faulen Banken den Zusammenbruch nicht ver⸗ 
hindern werde. 

Verfaſſer wendet ſich gegen die Tätigkeit der von den Banken 
gegründeten Syndikate Produgol (Kohle) und Prodameta (Metall), 
ferner gegen die Russian General Oil Corporation, welche die Förde⸗ 
rung von Kohle, Eiſen und Naphtha hintenanhielten, dafür aber die 
Preiſe ungebührlich in die Höhe trieben. Um der Not zu ſteuern, 
mußte der Zoll auf Kohle, Eiſen und Naphtha aufgehoben werden; 


die Preiſe ſanken und damit die Kurſe der betreffenden Aktien. Die 


Regierung mußte wie ſchon oft die ruſſiſchen Banken ſtützen, die durch 


ihre Spekulationen ſich feſtgefahren hatten; für die mit ausländiſcher 


Beteiligung arbeitenden Petersburger Großbanken gibt Agahd an, daß 
ſie Ende 1913 von 3 Milliarden Rubel, die ſie verwalteten, 1,7 Milliarden 
ſpekulativ angelegt hatten. Die Kreditkanzlei des Finanzminiſteriums 
ſchuf das ſogenannte Rote Kreuz der Banken, das den notleidenden 
Banken half, um im Auslande den ruſſiſchen Kredit nicht zu ſchädigen. 
Als Entgelt für die Hilfe beſetzte das Finanzminiſterium die wichtigſten 
Direltorſtelen mit Leuten, die vom Geſchäft geringe Ahnung hatten 
und die Banken immer mehr immobiliſierten. In dieſer ſchwierigen 
Lage hat der Krieg die Banken angetroffen. 

Den Ausführungen über den Getreidehandel und das geplante 
Getreidehandelsmonopol wird man nur zum Teil zuſtimmen können; 
wenn Agahd ausführt, daß es „finanziell unintelligent“ ſei, zur Aus⸗ 
fuhr beſtimmtes Getreide im Erzeugungslande aufzuſpeichern, daß die 
Ernte ſo raſch wie möglich ausgeführt werden müſſe, ſo wird da doch 


wohl der Preisdruck unterſchätzt, den ein raſcher Verkauf leicht bringen 


kann. Wenn die Internationale Handels⸗Bank in Rußland — was 
Agahd tadelt — durch ihre Agenten unmittelbar Getreide auf dem 
Lande für die Ausfuhr aufkaufen ließ, jo wird das wohl in der voll⸗ 
ſtändigen Unzuverläſſigkeit der Händler ſeinen Grund haben; die ſüd⸗ 


ruſſiſchen Getreidekontrakte ſind ja zur Genüge berüchtigt. Es it nicht u 


recht zu erklären, wie Agahd (S. 279) von einem „gut organiſierten“ 
S3dwiſchenhandel ſprechen kann, wenn er (S. 196) ſelbſt von der Kultur⸗ 
loſigkeit des Provinzhandels ſpricht, die häufig eine große Unzuver⸗ 
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guten Getreidehäuſer, wie E. Maaß & Co., wurden durch kleine 


Händler verdrängt, die, ſowie die Preiſe gegen ſie ſtanden, ihre Ver⸗ 


träge nicht erfüllten; hier liegt wohl ein Verſchulden der Banken vor, 
daß mit ihrer Hilfe eine Schmutzkonkurrenz großgezogen wurde. 

Agahd warnt vor einer Überſchätzung der Naturreichtümer Ruß⸗ 
lands, deren Wert durch das lange Vereiſen der Flüſſe, die großen 
Entfernungen uſw. vermindert werde. Die Eiſen⸗ und Kohlenlager 


(Dageſtan, Donez, Ural) ſeien weit voneinander und von den Zentren 


der verarbeitenden Induſtrie entfernt; der Hochſchutzzoll, durch den 
eine Induſtrie künſtlich geſchaffen ſei, verhindere durch Verteuerung 
der Maſchinen die Entwicklung der Induſtrien, die in Rußland wegen 
der Rohſtoffe heimiſch fein müßten, zum Beiſpiel Leinwand⸗, Papier⸗ 
in duſtrie. 

Bemerkenswert iſt es für einen Kankmann, daß er die Guthaben 
der Regierung im Auslande als unnötigen Luxus bezeichnet; die 


mußten doch bei der ſtarken Verſchuldung Rußlands an das Ausland 


gehalten werden, damit der Zinſendienſt aufrechterhalten und ge— 
ſichert werden konnte; ſie deckten im e die halbjährige Ver— 
pflichtung. 

Agahd empfiehlt eine Reform des feſtländiſchen Bankweſens nach 


engliſchem Muſter. Die größte Probe iſt der gegenwärtige Krieg; und 


in dem haben ſich unſere Banken bewährt. 
. | € | R. Claus 


Brinkmann, C.: Verſuch einer Gefeltfgaftsmifienigaft 
München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 138 S 


Zunächſt will ich verſuchen, kurz ben Inhalt dieſes etwas ſchwer 
lesbaren, weil häufig zu kurz andeutenden und in zu geſchichtwiſſenſchaft⸗ 
licher Weiſe ſich immer mit anderen auseinanderſetzenden, im Grunde 
aber doch ſehr aufklärenden Buches wiederzugeben. 

Geſellſchaftwiſſenſchaft — fo ſollte man anders als der Verfaſſer, 
zum Beiſpiel mit O. Dietrich (, „Betrieblehre“) ohne s ſagen, weil es 
ſich um die Wiſſenſchaft von der Geſellſchaft und nicht um die Wiſſen⸗ 
ſchaft der Geſellſchaft, d. h. um den gen. obj., nicht um den gen. subj. 


handelt. — Geſellſchaftwiſſenſchaft. alſo wird vom Verfaſſer als eine 


Einzelwiſſenſchaft vom beſonderen Geſellſchaftlichen innerhalb des 


großen menſchlichen „geſellſchaftlichen Kontinuums“, das ich der Kürze und 


Einfachheit halber den Hom zu nennen pflege, nicht etwa als eine 
Geſchicht⸗ oder Rechtphilof ophie aufgefaßt. 5 

Die Soziologie — dieſer Name ſtammt von Saint⸗Simon — iſt 
als Oppoſitionswiſſenſchaft in den beiden großen Kriſen der engliſchen 
und der franzöſiſchen Verfaſſungsentwicklung entſtanden: Die engliſche 
mehr des Ergebnis der ſiegreichen Oppoſition, voll behaglicher Hin⸗ 
nahme der Welt, dabei vor allem auch das Triebhafte im Menſchen be— 
achtend — Produzentenſoziologie —; die franzöſiſche mehr Ergebnis 
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der wartenden Opposition, unruhig und rachſüchtig, dabei in hohem Maße 
verſtandesmäßig — Literatenſoziologie. f Ä 
Unter der Überfchrift „Vorausſetzungen“ warnt Brinkmann dann 
vor den Einſeitigkeiten der bloß materialiſtiſchen und der bloß ſpiritualiſti⸗ 
ſchen, der rein naturwiſſenſchaftlichen und der rein verſtehenden 
Geſchichtsauffaſſung. Auch ſonſt kommt es ihm darauf an, die „Ab⸗ 
weichungen von dem Gleichgewicht geſellſchaftlicher Erfahrung“ zu ver⸗ 
hindern. 
Aus der Unterſuchung dieſer „Vorausſetzungen“ geſellſchaftlicher Er⸗ 
fahrung ergibt ſich dann zunächſt für ihn, daß alle Geſellſchaftlehre von 
der Pſychologie anfängt, daß ſie neben und vor den feſtgewordenen An⸗ 
ſtalten und Formen die einzelſeeliſchen Erſcheinungen zu berückſichtigen 
hat — wie es vor allem auch Simmel immer wieder getan hat. P 
| Daß dabei umgekehrt auch die Seellehre von der Geſellſchaftlehre | 
anfängt (35), zum Beiſpiel die Beeinfluſſung des Seeliſchen durch die 
Mitweſen in den Kreis ihrer Betrachtung zu ziehen hat — wie ich es 
zum Beiſpiel in meiner Soziopſychologie getan habe = ift richtig 
beachtet. 

| Auch iſt es wichtig, daß er in irgendeiner Form wieder die Ver⸗ 
mögen und Anlagen eingeführt wiſſen möchte, wie es Stern für die 
Psychologie neuerdings, wie es Tönnies für die Soziologie ſchon lange 
getan hat. 

Die empfangenden, vermittelnden und zurückwirkenden Tätigkeiten 
des einzelnen werden in den Vermögen der Auffaſſung, des Gefühls 

und der Handlung zuſammengefaßt. | 
| Als die drei Stufen ſeeliſcher Entwicklung werden außerdem die 
Anlage, die Gewohnheit und die Willkür beſtimmt; die Anlage wird 
dabei aber nicht bloß als die Anlage der Auffaſſung, ſondern auch als 
die des Gefühls und der Handlung, die Gewohnheit nicht bloß als die 
des Gefühls, ſondern auch als die der Auffaſſung und der Handlung, 
die Willkür endlich nicht bloß als die der Handlung, N auch als 
die der beiden anderen Seelenvermögen gefaßt. | 
Sehr richtig iſt dann weiter noch die Einbeziehung des Tier⸗ 
ſoziologiſchen in dies Gebiet der reinen Pfychofoziologte, wie ich dieſe 
phänomenologiſche“ Betrachtung der Geſellſchaft nenne. 
f Aber mit der bloßen phänomenologiſchen Betrachtung iſt es gewiß 
nicht getan — mit Recht fordert Brinkmann deshalb auch ein Weiter⸗ 
ſchreiten zu den feſteren Formen geſellſchaftlichen Lebens. N 

„Eine Syſtematik der geſellſchaftlichen Erſcheinungen iſt pſychologiſch, 
und zwar im weiteſten Verſtande dieſes Begriffs: von der ſubjektiven 
Seite der ſozialpolitiſchen Vorgänge her, nicht zu erreichen“ (56). 

„Soziologie ift, wie alle Kulturwiſſenſchaften, ein pſychophyſiſches Er⸗ 
kenntnisgebiet“ (56 f.). 


Di.obei ſieht er die letzthin aufklärende Gegenſätzlichkeit des Geſell⸗ 


ſchaftlichen nicht wie andere in dem Gegenſatz von individualiſtiſcher und 
univerſaliſtiſcher Auffaſſung, ſondern in dem Gegenſatz des rein pſycho⸗ 
phy iſchen und des rein normativen (62), von Tatſächlichkeit und 
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drunk von Realität und Idealität, Geſetz und Norm, Phyſis und 
Nomos 

Als Tatſächlichkeiten. werden dann die von Hunger und von 

Liebe zuſammengehaltenen Verbände der Lebenserhaltung, die Wirt⸗ 

ſchafts⸗ und Geſchlechtsverbände in ihrem Daſein und ihrer 
Entwicklung hingeſtellt, als Werte die ſie auch erhaltenden Sitthich— 
keit und Recht in ihrer engen Verbundenheit. 

„Dieſe beiden Prinzipien“ — Macht und Recht —, fo meint der 
Verfaſſer dann weiter, „ſind es, unter denen alle im weiteren und 
weiteſten Verſtand ‚ſozialen“ Seelenerſcheinungen und Gegenſtändlichkeiten 
in den zentralen Lichtkreis der eigentlichen Soziologie treten“ (81). 

„Was alle kulturellen Syſteme in ſozialer Beziehung gemein haben, 
ſind die beiden beherrſchenden Bedürfniſſe ihres phyſiſchen Daſeins (das 
iſt viel mehr, als das bloß wirtſchaftliche) und ihres rechtlichen Aus- 
gleichs, und umgekehrt kann man die Geſellſchaft geradezu als den In⸗ 
begriff der Veranſtaltungen zur Befriedigung dieſer Bedürfniſſe um⸗ 
ſchreiben“ (82) und ſo wird denn auch dieſer „Bau der ſozialen Macht⸗ 
verhältniſſe“ (83—96), ſo wie deſſen rechtliche und ſittliche Ausgleichung 
(96— 105) noch einer etwas eingehenderen Betrachtung unterworfen. 

Der letzte Abſchnitt des Buches behandelt dann noch die Ent⸗ 
wicklung der Geſellſchaft. | 

Zuerſt werden die Hauptarten der „individuellen Differenzierung 
innerhalb eines gegebenen Geſellſchaftszuſtandes⸗ dargeſtellt — die Stände— 
und die Klaſſenſchichtung —, dann wird eine Lehre von der Urgeſellſchaft 
— dem noch „indifferenten Geſellſchaftsſtadium“ — gegeben, die ſich 
in mancher Hinſicht mit Tönnies' Lehre von der „Gemeinſchaft“ deckt. 

In dieſen noch bis in die Gegenwart hineinragenden Natur— 
gemeinſchaften, die als Völker den ſtärkſten Kitt der Einzelſtaaten bilden, 
erblickt er dann die Kräfte, die „die unveräußerlichen Rechte“ beſtimmter 


Kulturen den überſtaatlichen Vergeſellſchaftungsbeſtrebungen gegenüber ver- 


treten werden. 

Mit den gelehrten und gründlichen Ausführungen Brinkmanns, die 
mir manchen neuen Ausblick erſchloſſen haben, kann ich mich im großen 
und nn einverſtanden erklären. 

3 find aber im Grunde doch nur die allgemeinſten Antworten auf 
die 1 75 Fragen geſellſchaftlicher Art — und worauf es nun ankommen 
muß, iſt, den Bau der Geſellſchaftlehre noch mehr, als es hier geſchehen 
iſt, zu gliedern und dann den vielen Teilbehandlungen der Geſellſchaft 
innerhalb dieſes Geglieders ihren Platz anzuweiſen, beziehungsweiſe noch 
unausgefüllt gebliebene Plätze endlich einmal auszubauen. 

Wie nötig das iſt, hat ſich mir auch bei Brinkmann wieder an der 
viel zu unbeſtimmten n der Wörter Sozialpſychologie und 
ſozialpſychiſch gezeigt. 

Wir kommen nun wirklich nicht mehr aus ohne die Trennung von 
Soziopſychologie und Pſychoſoziologie, wie neuerdings auch F. Tönnies 

im Weltwirtſchaftlichen Archiv (XV, 7) anerkannt hat. 
| Für Sozialpſychologie im ſoziologiſchen Sinne iſt übrigens ſchon 
vor längerer Zeit auch von einem Amerikaner, von Ellwood in ſeinem 
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1912 in New Nork erſchienenen Buche „Sociology in its psychological | 
aspects das Wort psycho-sociology vorgeſchlagen worden. Er ſagt 


S. 68): „Social psychology“, in the opinion of the Writer, is a 
term which had better be confined to the psychology of the social 
phases of individual consciousness and of the social tendencies 
of individual human nature“ — ich nenne dieſe Wiſſenſchaft kürzer 


Scoziopſychologie —; „while what sociologists have called social 


psychology’ (a psychological theory of society) had better be styled 
psychological sociology or ‘'psycho-sociology’, and recognized 


28 including all the psychological aspects of sociology.“ 


Die Anwendung dieſes ſo von mehreren Seiten als notwendig er⸗ 
nn Sprachgebrauchs hätte ſicherlich auch Brinkmanns Ausführungen 
über Seele und eee zu noch größerer Klarheit und Tiefe geführt. 
| Berlin Hans Lorenz . 


Marbe, K.: Die Gleichförmigkeit in der Welt. Unter⸗ 


ſuchungen zur Philoſophie und poſitiven Wiſſenſchaft. 2. Band. 
München 1919, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. 
210 S. 


Von dieſem zweiten Bande der Marbeſchen Unterſuchungen zur 
„Gleichförmigkeit in der Welt“ ſind für den Staatwiſſenſchaftler außer 


den beiden ganz kurzen einleitenden Kapiteln („Die philoſophiſche Stellung 
des Gleichförmigkeitsproblems“ und „Kulturwiſſenſchaftliche Ergänzungen“) 


vor allem die letzten Kapitel (16—23) über die Zweck⸗ und Wertfragen 
von Bedeutung. Die dazwiſchen liegenden Kapitel beſchäftigen ſich be⸗ 


ſonders mit der Lehre vom ſtatiſtiſchen Ausgleich und ſeiner Gültigkeit 


auch für biologiſche Erſcheinungen. Gehen wir nun zu dieſen letzten 


Kapiteln über. N 
= Nach einer Einteilung der Zwecke in eigentliche Zwecke, die in 
Willenshandlungen beſtehen, und in uneigentliche (andere Gegen⸗ u 


ſtände) und auch der Mittel, d. h. „aller Gegenſtände, deren wir uns 
zur Erreichung von Zwecken bedienen“ (148) in eigentliche — Mittel 
zu eigentlichen Zwecken — und in uneigentliche — Mittel zu un⸗ 


eigentlichen Zwecken — wird das „menſchliche Zweckleben“ als aus 
Zwecken und Mitteln eigentlicher Art beſtehend aufgefaßt (148). 


Sowohl den Mitteln — als mehr oder minder zweckmäßigen — 


wie aber auch den Zwecken ſelber ſchreiben wir beſondere Werte zu — 


relative und abſolute, von denen die letzten wieder in / direkte oder in⸗ 
direkte zerfallen, je nachdem fie ſich auf Bewußtſeinszuſtände beziehen oder 


aber auf andere Gegenſtände, ſolche, „die zur Erzeugung abſolut wert⸗ 
voller Bewußtſeinsvorgänge in uns geeignet find” (152 f.). 


Dies Zweck⸗ und Wertleben hat für die Wiſſenſchaft an der Ge⸗ 
ſchichte des Menſchen eine große Bedeutung (18. Kapitel), gilt aber auch | 


j für das Leben der höheren Tiere (19. Kapitel). 


Wenn wir auch keinen Beweis für das Seelenleben der Tiere 
haben — wie aber doch ſchließlich auch keinen für das unſerer Mit⸗ 
menfchen —, ſo können wir doch nicht umhin, auch ihnen eine Seele 
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Aula — Wir haben es mit einer zu den abſoluten Werten zu 
zählenden Annahme zu tun (176). | 


Außer den eigentlichen Zwecken und Mitteln gibt es aber auch noch 


uneigentliche, und die teleologiſche Betrachtungsweiſe wird auch noch auf 


Gebiete angewandt, die mit dem eigentlichen Zweck- und Wertleben 
nichts mehr zu tun haben. 


Sie beruht dann „auf der Übereinſtimmung der aus dem Zweck— 
leben bekannten Wertverhältniſſe mit anderen Wertverhältniſſen“ (188). 


Da wir erkennende und fühlende und wollende Weſen ſind, ſo iſt 


uns außer der kauſalen auch eine wertende und eine teleologiſche Welt- 


betrachtung möglich. Wären wir bloß erkennende und fühlende, ſo wäre 
uns die Möglichkeit einer teleologiſchen Weltbetrachtung verſchloſſen, 
wären wir bloß erkennende, jo auch noch die einer wertenden (189 f.). 

g Um den der teleologiſchen Betrachtungsweiſe anhaftenden Anthropo— 
morphismus beiſeite zu tun, hält Marbe es für richtig — zunächſt 
für die Biologie —, eine neue konditionale Betrachtung einzuführen. 
„Überall, wo man Gegenſtände aus ihrem objektiven Zweck erklärt, kann 
man ſie ebenſogut als Bedingungen dieſes Zweckes, alſo als Be⸗ 


dingungen eines wertvollen Erfolges begreifen“ (198). 


Berlin 8 Hans Lorenz Stoltenberg 


Stern, William: Die menſchliche Perſönlichkeit. Leipzig 
1918, Joh. Ambroſius Barth. XVI u. 270 S. 


Sterns neueſte Schrift reiht ſich jenen Beſtrebungen an, die in 


letzter Zeit immer mehr hervortreten und deren Ziel iſt, in Philoſophie 


und Wiſſenſchaft das Leben, als das höchſte Ziel, nachzuſchaffen, für 


das Leben ein adäquates wiſſenſchaftliches und philoſophiſches Bild zu 
finden; ein Ziel, dem auf eigenen Wegen zum Beiſpiel Bergſon und 


Simmel nachgegangen find und das auch Stern in eigener, und zwar 
ſtreng wiſſenſchaftlicher Weiſe, auf dem Gebiete der Pſychologie 
verfolgt. Aus dieſem Streben heraus iſt bed ihm das Bild der „menſch⸗ 
lichen Perſönlichkeit“ entſtanden, die er uns in ihrer ganzen Gliederung 
und der weiten Verzweigung ihrer Funktionen zeigt. Aber trotz dieſer 
Analytik iſt doch das Ganze eben durch den Begriff der Perſönlichkeit 
zuſammengehalten und Stern verhilft mit Recht dem von allen Wiſſen⸗ 


ſchaften lange vernachläſſigten Begriff der menſchlichen Individua⸗ 


lität zu ſeinem Recht wieder. Erkenntnistheoretiſch bildet das hervor— 
ſtechende Kennzeichen ſeiner Schrift das Streben, die Einſeitigkeiten aller 
bisherigen Pſychologie zu überwinden: Körper und Geiſt, Umwelt und 
Perſönlichkeit, erworbene und angeborene Eigenſchaften uſw. find bei ihm 
keine iſolierten, ſondern notwendig zuſammengehörende Kategorien. Den 
Zwieſpalt von Körper und Geiſt ſucht er durch den Begriff der „pſycho— 
phyſiſchen Neutralität“, den von Milieu und Anlage durch den Begriff 
der „Convergenz“ zu überwinden. Das oberſte Bindeglied aller dieſer 
Gegenſätze bildet aber jene geheimnisvolle Kraft — die „Entelechie der 
Perſönlichkeit“, die ja von vornherein allem Werden und Wirken der 
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Individuen eine Richtung gibt. Was Stern über alle dieſe Zuſammen⸗ = 


hänge ſagt, unterſchreibe ich voll und ganz. Aber es ſcheint mir, daß 
hier an die tiefſten Zuſammenhänge, ja an die Rätſel der menſchlichen | 
Perſönlichkeit gerührt wird und daher eine viel breitere Entwicklung, 
eine Fülle von Gründen, Belegen und lebendigen Beiſpielen notwendig 
wäre. Wie muß vor Allem der Begriff der „Entelechie der Perſönlich⸗ 
keit“ feſt ſtabiliſiert werden, um den dem etwaigen, leicht vorauszu⸗ 
ſehenden Einwand der Kritik zu begegnen, daß es ſich hier um Wieder⸗ 
aufleben alter myſtiſcher Begriffe der Pſychologie (insbeſondere verſchiedener 
Kraft“⸗Begriffe) in moderner Geftalt handle! Um fo mehr, als der 
Verfaſſer nicht davor zunückſchrickt, feine Auffaſſung bis zu den äußerſten 


Grenzen zu führen und zum Beispiel zu behaupten, daß die „Zweckeinheit = 


der Perſon“ beſtimmend iſt für den Anteil, mit welchem die Erbfaktoren 


an ihrer Geſtaltung beteiligt ſind (S. 11191 Alſo die in der Geſtaltung 
begriffene Pekſönlichkeit beſtimmt über ihre Geſtaltungsfaktoren! Ohne 


weitere Präziſierung muß eine ſolche Behauptung der Kritik doch als 
eine petitio prineipii in Potenz erſcheinen. Und doch verkündet uns 
der Verfaſſer überall den Wunſch, in Zukunft zu weiteren Schluß⸗ 
folgerungen auf den in der gegenwärtigen Schrift niedergelegten Erkennt⸗ | 


1 <uiffen | zu eilen. 


Im Rahmen der Zeitſchrift müſſen wir uns mit der obigen all⸗ 


N gemeinen Charakteriſtik begnügen und nunmehr das Augenmerk der Leſer 


darauf lenken, daß die von Stern formulierten Erkenntniſſe, wie er ſelbſt 
erkennt, auch für andere Wiſſenſchaften, insbeſondere für die ſozialen, 
belangreich ſind. Wie muß zum Beſpiel die Erkenntnis der Individualität 
auf die Geſchichte, die Pädagogik, das Strafrecht wirken! In der 


gegenwärtigen Schrift deutet freilich Stern dieſe Konſequenzen nur halb 
an und behält ſich ihre Weiterentwicklung für zukünftige Arbeiten vor. 


Eine von ihm gezogene Konſequenz möchte ich erwähnen, weil fie von 


größter praktiſcher Bedeutung ſchlechthin für alle Fächer iſt — es iſt 


namentlich die Reform des Prüfungsweſens. Hierüber ſagt Stern 


S. 181): „Betrachte man einmal unſer landläufiges — fortwährend 


noch ſich vervielfältigendes Prüfungsweſen! Es iſt ſeiner Natur nach 
ganz überwiegend eingerichtet auf die Feſtſtellung eng umſchriebener 


= Fertigkeiten, die auf Grund „bewahrender Plaſtizität“ (se. des Ge⸗ 


dächtniſſes) beherrſcht werden. Die heterogene Wirkung des Gelernten, 


die Ausleſe, Einverleibung, Ausſtrahlung und Anwendung, welche die 


Perſönlichkeit mit dem Erworbenen vornimmt, ſie werden faſt nie durch 


die Prüfung, ſondern erſt durch die ſpätere Bewährung im Leben deutlich. 
Doch auch durch die Nicht⸗Bewährung, ſo daß der prognoſtiſche Wert der 


Feſtigkeitsprüfung ein recht zweifelhafter iſt. Das wird erſt anders 
werden, wenn nach und nach die eigentliche Fähigkeitsprüfung an 


die Stelle der Fertigkeitsprüfung tritt; erſt wenn wir die wirkliche Dis⸗ 
poſition eines Menſchen nach Grad und Typ in relativer Freiheit von 
bloß mechaniſch übernommenen Fertigkeiten feſtſtellen können, wird auch | 
über Grad und Art der künftig zu erhoffenden Tüchtigkeit eine einiger- 


maßen verläßliche Vorausſage aufgeſtellt und die ihm und der All⸗ 
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rufsberatung uf.) gewährt werden können. In den Talent „Intelligenz 2 


Aufmerkſamkeits⸗, Reaktions-- und fonftigen „Eignungs”- Prüfungen der 


Pſychologie ſind erſte ſchüchterne Anfänge hierzu vorhanden.“ — 
Aus Sterns Darlegungen wollen wir noch einen in allen Sozial- 
wiſſenſchaften viel umſtrittenen Punkt herausgreifen, nämlich die Frage 


nach der wahren Natur der ſogenannten Verbandsperſonen („moraliſchen 
Perſon“ oder „juriſtiſchen Perſon“), die ſich auf alle Arten menſchlicher 


Verbände, insbeſondere auf das Volk, die Familie uſw. erſtreckt. Stern 
behauptet die Realität „überinbivibueller Perſonaleinheiten“, er fagt 
ausdrücklich, daß „es mehr als ein bloßes Bild iſt, wenn man von 
Voölker⸗„Perſönlichkeiten“ ſpricht.“ Es ſcheint (S. ſelbſt präziſiert nicht 
ſeine Problemlöſung) allerdings nicht, daß er geradezu eine anthropomor— 
phiſtiſche Auffaſſung von dieſen Perſonaleinheiten hat, wie ſie bei Plato, 
Ariſtoteles, Schäffle begegnet. Immerhin ſpricht er von der „gattungs 
mäßigen Mneme“, von einer „biologiſchen Selbſterhaltung“, hat alſo 
von ihnen zumindeſt eine animiſtiſche Vorſtellung. Die Beweiſe indeſſen, 
die er zur Stützung dieſer Auffaſſung beibringt, ſind nicht durchſchlagend 
— und können es der Natur der Sache nach auch nicht ſein. Wenn 
er beiſpielsweiſe ſagt: „Die Autotelie (d. h. Selbſtzwecklichkeit) der 
Selbſterhaltung und Selbſtentfaltung kommt einem Volk in nicht ge— 
ringerem — nein, vielmehr in noch höherem — Sinne zu, als dem 
Einzelmenſchen“, ſo iſt doch leicht einzuſehen, daß und wie (die Gegen— 
wart bietet dazu Beiſpiele genug) ein Gemeinweſen zerfällt, wenn der 
Wille zu ſeiner Erhaltung bei ſeinen individuellen Trägern ſchwindet, 
und wenn er zum weiteren Beweis fragt: „wirkt der Adlige, der um 
Reinerhaltung ſeines Geſchlechts willen auf ein individuelles Liebesglück 
verzichtet — der Soldat, der auf einem verlorenen Poſten ausharrt — der 
Märtyrer, der ſich für Menſchheitsideale opfert — noch irgendwie aus 
Sympathie oder Intereſſe für irgend welche individuelle Nebenmenſchen?“, 
ſo gibt er darauf ſelbſt die Antwort, indem er ſagt: „Wäre ihr Tun 
nicht einfach ſinnlos, wenn nicht ein Überwert — und als Träger dieſes 
. Übermertes eine Überperſon — ſie zu Organen höherer Zwecke machte?“ 
Es bleibt nur unbewieſen und unbeweisbar, daß dieſe „Überperſon“ 
ſelbſttätig wirkt, den Menſchen zu ihrem „Organ“ macht und nicht viel— 
mehr aus dem Willen dieſes Menſchen ſelbſt entſpringt. Real iſt nur 
die Einheit menſchlicher Gemeinweſen, die zu ihrer Exiſtenz eine Reihe 
eigenartiger Lebenseim ichtungen und Geſetze erfordert — mehr kann man 
nicht ſagen. Stern aber erſtreckt ſeine perſonaliſtiſche Auffaſſung nicht 
nur auf die ganze Menſchheit, ſondern auf das „All“ ſelbſt, das alſo 
auch eine „Perſon“ darſtellen ſoll (S. 44)! 

Stern weiß offenbar nichts davon, daß er bereits einen Vorgänger 
hat. Dies iſt der franzöſiſche Philo ſoph Charles Renouvier 
(1818-1903), ein hervorragender, aber in Deutſchland wenig bekannter 
Denker, deſſen Philoſophie von allen franzöſiſchen Denkern den Deutſchen 
vielleicht am nächſten ſteht. Renouvier ſuchte die Leibnizſche Auffaſſung 
in moderner Geſtalt zu neuem Leben zu erwecken („La nouvelle Mona- 
dologie“ 1901); er war es, der den Proteſtantismus in Frankreich 
einführen wollte (ſiehe ſeine Korreſpondenz mit Secretan). Renouvier 
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begründet und prägt bereits auch den Namen des Perſonalismus (»Le. 
personalisme“, 1908). Soziologiſch bedeutſam iſt unter anderem, wie 
er, aus der perſonaliſtiſchen Auffaſſung heraus, die Geſchichte und das 
Leben überhaupt als ein Bild menſchliſcher Verſchiedenheit darſtellt und 
die Irrealität des Sozialismus dartut. 

Dem Kritiker liegt es ob, auf die iveengeſchichtliche Entwicklung | 
hinzuweiſen. Dadurch fol aber die Unabhängigkeit der Sternſchen For⸗ 
ſchungen nicht berührt werden und bleibt ſeine Schrift eine bemerkenswerte 
b auf an Ausgeſtaltung und Weiterführung wir geſpannt ſein | 
dürfen 

Berlin er | E. Hurwicz 


Oreſel, Dr. Ernfe Gerhard, Privatdozent für Hygiene: Soziale. 
Fürſorge. Eine Überſicht für Studierende und ſozial Tätige. 
Berlin 1918, S. Karger. 

„Das Ziel ſozialer Fürſorge iſt — — die Durchſetzung des 

Rechtes auf Geſundheit jedes einzelnen Volksgenoſſen.“ Dem gleichen 


Begriff entſpricht die Abſicht des Buches, einen umfaſſenden Überblick 


„über die Fürſorgemaßnahmen in der öffentlichen Geſundheitspflege 
zu geben“. Beide Worte „ſozial und „Fürſorge“ gehören freilich zu 
jenen unklaren Ausdrücken, mit denen man den verſchiedenartigſten 
Sinn verbinden kann, die daher nie einen feſten Inhalt bezeichnen. 
Immerhin iſt ihre Anwendung in jenem Sinne ungewöhnlich; es 
dürfte ih nicht empfehlen, ein Gebiet, für das wir ſehr treffende 
Worte wie „öffentliche Geſundheitspflege“ und ähnliche haben, plötzlich 
mit jenem anderen ſchwebenden. Ausdruck zu bezeichnen. Manchmal 


wird das beim Leſen recht hinderlich, ſo zum Beiſpiel wenn man lieft: 


„Früher hat fiber Staat nur auf Hilfe bei den Armen im Er- 
krankungsfalle beſchränkt; karitative Vereine befaßten ſich mit allen 
übrigen Mißſtänden“, ſo iſt das eben nur richtig, wenn man an ſoziale 
Fürſorge-im engen Sinne der Geſundheitspflege denkt. 

Das Buch ſchildert die Geſundheitsfürſorge für Mutter und 
Säugling, für die Kinder der verſchiedenen Alter bis zu den Schul⸗ 


entlaſſenen und danach die Maßnahmen gegen die großen allgemeinen 


geſundheitlichen Mißſtände: Geſchlechtskrankheiten und Proſtitution, 


Tuberkuloſe, Alkoholmißbrauch und die Wohnungsnot; es erfüllt, was 


das Vorwort verſpricht: „Verſucht iſt, die mediziniſch⸗ biologiſchen Tat⸗ 
ſachen herauszuarbeiten, die volkswirtſchaftlichen Zuſammenhänge auf⸗ 
zuweiſen und die ethiſche Verankerung der einzelnen Fürſorgeprobleme 

darzustellen.“ Aber bei aller Anerkennung der überſichtlichen Schilde⸗ 
rung wie einer ruhig abwägenden Stellung zu den wichtigſten Pro⸗ 
blemen darf man doch einige ſtarke Bedenken nicht verſchweigen, 


um ſo weniger, da fie Schwächen betreffen, die bei Medizinern, wenn 


N 


fie dies Gebiet bearbeiten, ſcheint's noch öfter vorkommen wie bei anderen.“ 
Das betrifft ſchon äußerlich die Zitate. Man begegnet Anführungen, 
denen jede Quellenangabe fehlt, ſo S. 169 zwei auf einmal; S. 170. 
171, 177,204 /5 und öfter, jo daß eine, Nachprüfung unt iſt, 


2 " . . 
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An dieſer Nachprüfung hat es aber der Verfaſſer ſelbſt fehlen laſſen; 


immer wieder findet man Zitate aus zweiter Hand (zitiert nach), wobei 
nicht ſelten die wichtigſte Quelle nach einer nebenſächlichen Arbeit an⸗ 


geführt wird. Einmal führt er ſogar aus einer Schrift von ſich als 
zweiter Quelle an, ſtatt die eigentliche Herkunft anzugeben (S. 168). 
Es iſt jedoch ohne Zweifel die zitierte Literatur nicht genügend nach— 


geprüft. und auch nicht ausreichend bei den Einzelfragen verarbeitet. 


So werden S. 80, um den Einfluß der Geburtenfolge auf die Säug- \ 


lingsſterblichkeit zu zeigen (oder zu beweiſen?), Zahlen angebracht, die 
ſich auf die Kinderzahl in der Ehe beziehen. Auf S. 81 wird eine 


Arbeit von Kriege⸗Seutemann über Säuglingsſterblichkeit in Barmen 
als Beweis beigebracht, die nur als Gelegenheitsarbeit unter abnormer 


Zeitbeſchränkung begreiflich iſt, deren völlige Unzulänglichkeit (vor allem 
Erſatz der Sterblichkeitsziffer der Altersſtufen durch die Altersgliederung 


der Geſtorbenen) längſt eingehend nachgewieſen iſt, für die es auch 
gutes anderweitiges Material zur Genüge gibt. Ganz deutlich tritt 
zutage, daß der Stoff außerhalb der reinen Geſundheitspflege nicht 


ausreichend verarbeitet wurde, wenn bei der Behandlung der unehe— 


lichen Kinder und der Koſtkinder (S. 98 ff.) der Name Taube über— 


haupt nicht genannt wird, obwohl er nicht nur zuerſt auf dieſem Felde 


die Bahn gebrochen, ſondern auch die entſcheidenden Hilfsmittel geſchaffen 
hat, die die „Säuglingsfürſorge von ihm übernahm. Direkt falſch iſt 


ein Satz wie: „In Deutſchland iſt das Haltekinderweſen in allen 


Bundesſtaaten durch landesgeſetzliche Beſtimmungen geordnet.“ Die 


Durchdenkung des Stoffes leidet unter dieſem Mangel natürlich, | 


wenn auch nicht Jo ſehr, als man befürchten möchte. Immerhin wären 


Bezeichnungen wie geſchloſſene und offene Pflege — die ſchon bei ihrer 
gewöhnlichen Anwendung in der Armenpflege als ſchlechte Übertragungen 


aus dem Engliſchen nicht ausreichen — bei ſorgſamerer Prüfung nicht 
auf dem Gebiet der Kinderfürſorge beibehalten worden, wo ihr Un— 
genügen am deutlichſten hervortritt und am eheſten erkannt worden iſt. 
Auf S. 100 wurden plötzlich von den Haltekindern die in Koſt unter- 
gebrachten Kinder unterſchieden, ohne daß gejagt wurde, was der Unter- 
ſchied ſein ſoll. Koſtkinder, Ziehkinder, Haltekinder, Pflegekinder gelten 
mit Recht meiſt als gleichbedeutende Ausdrücke. Am meiſten fehlt dem 
Verfaſſer eine gründliche Kenntnis der Zwangs- und Fürſorgeerziehung. 


Trotzdem ſagt er glattweg, daß ſie bei Mädchen „natürlich in dem 


Alter von 16— 18 Jahren keinen wirklichen Erfolg mehr haben kann“ 
(S. 157). Er verwirft in gleicher Weiſe die Fürſorgeerziehung 
(S. 165) und fordert ſtatt deſſen, man ſolle „dieſe gefährdeten 
Mädchen in günſtige Wohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe bringen“ und 


verlangt für fie „eine Art Zwangsunterbringung als Dienſtmädchen . 


bei einzelnen erprobten älteren Frauen (S. 165), als ob die Zwangs⸗ 


erziehung das nicht in zahlreichen Fällen täte. Gewiß kann man 


vieles ohne Fürſorgeerziehung tun und ſollte ſo mehr tun, aber man 
dient der Sache nicht, wenn man ſie einſeitig ohne genaue Kenntnis 


verurteilt. Wenn der Verfaſſer (S. 165) gleich hinterher Unterſuchung 


durch einen Pſychiater fordert, fo hätte ein wenig Studium der Für⸗ 


. 
* 


je 2 exe 301 


eher ihm gezeigt, daß dort mehr als irgendwo anders in 
dieſer Richtung geſchehen it: Namen wie Cramer, Sioli, Tuczek, 
Jahrmärker, Redeyennig — um nur einige außer denen, die er ſelbſt 


S. 130) erwähnt, zu nennen, wären ihm begegnet; die Forderung 
eines Mehr in dieſer Hinſicht wäre auf Grund des Erreichten erfolg⸗ 
reicher zu begründen geweſen. S. 129 heißt es glatt, „die Zwangs⸗ 


und Fürſorgeerziehung gehört in die Verwaltungshygiene, da als 
Urſachen in erſter Linie angeborene oder erworbene geiſtige Defekte 


anzuſehen ſind“. Hätten wir warten wollen, bis die Verwaltungs⸗ 


hygiene über genügende Kräfte zur Erkenntnis und Behandlung pſycho⸗ 


pathiſcher und anderer anormaler Jugendlicher verfügte, ſo hätten wir 


— ich habe jahrelang in der Arbeit geſtanden und als einer der erſten 


für Heranziehung des Pſychiaters gekämpft — viel, viel ſpäter, wenn 


überhaupt je, etwas erreicht. Die ganze Bewegung der Beobachtungs⸗ 


heime — das entſcheidende Kennzeichen der letzten 10 Jahre der Ent⸗ 
wicklung — iſt ihm entgangen; die ganze Seite 131 klingt, als ſei ſie 
vor 10 oder 15 Jahren geſchrieben worden. Wer aber heute über 


dieſe Sonderfrage, ja überhaupt über Zwangserziehung ſchreibt, der 
muß, um Beiſpiele zu geben, Anſtalten wie die Steinmühle, die Raſen⸗ 
mühle oder Kleinmeusdorf kennen, darf an Büchern wie Gregor⸗ 


Voigtländer, Die Verwahrloſung, gerade dann nicht vorübergehen, | 


wenn ſie auf dem Umſchlag jeines eigenen Buches angezeigt ſind. An 
manchen Stellen hebt der Verfaſſer ehrlich hervor, wie gerade ärztliche 
Kreiſe für die Hygiene und Erziehungsfragen erſt geſchult werden 
müſſen, an anderen drängt er fie ohne irgendeine Berechtigung viel 
zu ſehr in den Vordergrund, und wieder an anderen Stellen, wie eben 


erwähnt, geht er an beſonderen Leiſtungen der Arzte und der Zunahme 


Bordellen in Regiebetrieb, die S. 162/163 vorgeſchlagen; das iſt aber 

bei jedem zuſammenfaſſenden Werk kaum vermeidlich. Wichtig bleibt, 
daß die Grundbegriffe vollkommen klar herausgearbeitet und ſo ein 
einheitlicher durchſichtiger Gedankengang ermöglicht wird; wenn dann 


| ihres Einfluſſes ſtillſchweigend vorüber. 


Solche Ungleichheiten begegnen uns öfter, beſonders wo der Ber; 
- faffer über das ärztliche Gebiet hinausgeht. Das Verhältnis der 
Familie zur Fütſorge iſt einſeitig und unklar aufgefaßt; überſehen ift, 
daß die Kinderfürſorge. des letzten Menſchenalters wohl in allen euro⸗ 
päiſchen Staaten nur im Kampfe gegen die Uberſchätzung der Familie 


ihre Erfolge errang, daß unſer ganzer Kinderſchutz noch heute an dieſer 
Aberſchätzung krankt und mühſam nach einer richtigen Wertung der 


Familie ringt. Mit unberechtigten Vorwürfen von Auflöſung und 


Zerfall der Familie kommt man in der Kinderfürſorge ebenſowenig 
voran — man denke nur an den ſtaatlichen Ausbau der Familien⸗ 


pflege ſeit 25 Jahren etwa — wie mit falſcher Rückſicht und Scheu 
vor den nötigen Eingriffen, die uns den unklaren § 1666 des BGB. 
und eine Menge unnötigen Streit in der Fürſorgeerziehung beſchert 
haben. 

Einzelnes ließe fi noch vielfach beanſtanden, ſo die Abart von 


8 bei den Pe der a gründlich gene und bis 


1 — 25 1 5 
5 — 


1 . 


309 | . u . Beſprechungen r Bergen 618 2 


in die elles erſchinungen verfolgt iſt, werden ſolche Hand- und 


Leſebücher mehr noch wie dieſes einen wichtigen Zweck erfüllen. Dann 


wird man eine Arbeit wie dieſe mit ungeteilter Freude begrüßen können. 
Frankfurt a. M. Klumker 


Nohrer, Dr. Karl: Das gzeſeglißhe Aar ee im Kan⸗ 
ton Aargau ſeit 1804 und die Reformbeſtrebungen 
für ein neues Armengeſetz. (Zürcher Volkswirtſchaftliche 
1 herausg. von Prof. Dr. Sieveking in Zürich. Neue 
Folge, 5. Heft.) Zürich und Leipzig 1918. 


Als 1870 V. Böhmert in Emminghaus' „Das Armenweſen und 
die Armengeſetzgebung in den europäiſchen Staaten“ das Armenweſen 


der Schweiz zur Darſtellung brachte, klagte er darüber, daß die Schweiz 
Jin ihren 25 Kantonen die bunteſte Mannigfaltigkeit des Armenweſens 


zeige. Es gebe faſt kein Syſtem der Armenfürſorge, welches nicht da 


oder dort in der Schweiz zur Anwendung gekommen wäre. So iſt 
es auch noch heute. Drei Kantone (Appenzell, Solothurn und Genf) 


haben kein Armengeſetz, 21 Kantone haben 21 verſchiedene Armen⸗ 


geſetze, worunter acht mit über 40 Jahren Lebensdauer. Zwei Kantone 


(Bern und Neuenburg) haben das Territorialprinzip eingeführt, Teſſin 
hat ein gemiſchtes Syſtem, und die Armengeſetze der UBER Kantone 
baſieren auf dem Bürgerprinzip. 

Von den zurzeit in Kraft befindlichen geſetzlichen Regelungen des 
Armenweſens iſt das Aargauiſche Armengeſetz vom Jahre 1804 eines 
der älteſten. Die Armenpflege im Aargau iſt eine heimatliche 


Gemeindearmenpflege mit beſchränkter ſudſidiärer Staatshilfe. Die 


Oberaufſicht über das Armenweſen liegt nach dem Geſetz in Händen 


einer Armenkommiſſion, die dafür zu ſorgen hat, daß jede Gemeinde 


für die Unterſtützung ihrer verarmten Mitbürger entweder aus ihrem 


| Armengut oder, wo keines vorhanden oder nicht hinreichend iſt, aus 
den Beiträgen ihrer Gemeindebürger ſorgt. Nur dann, wenn die 
Hilfsquellen der Gemeinden nicht hinreichen, können unmittelbar 


Unterſtützungen von ſeiten des Staates erfolgen. Die Staatsunter⸗ 


ſtützung ſollte aber nicht dazu dienen, „um einer augenblicklichen Not 


abzuhelfen oder den Bettel und den damit verbundenen ſchnöden 
Müßiggang zu unterhalten“. Ihr Zweck dürfte einzig der ſein, den 


Urſachen der Armut ſoviel wie möglich abzuhelfen. Nach einem Armen— 


reglement vom Jahre 1825 hatte als lokale Armenbehörde der Ge— 
meinderat in Verbindung mit dem Ortspfarrer zu gelten, der aus 
ſeiner Mitte oder aus anderen rechtſchaffenen Bürgern Armenpfleger 
zu wählen hatte. Dieſen Armenpflegern wurde unter anderem zur 


Pflicht gemacht, bei Verwendung der Unterſtützungsgelder auf den 


Unterricht der Kinder beſondere Sorgfalt zu verwenden und den Ar— 


beitsfähigen Arbeit zu verſchaffen. 


Das klingt vielverheißend, aber die Praxis ſcheint den guten 
Grundſätzen nur wenig entſprochen zu haben. Im Jahre 1839 heißt 


es in einem Bericht über das Aargauiſche Gemeindearmenweſen, daß 


2 Far 
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die Armen teils in Armenhäuſern untergebracht ſeien, zum Teil aber 
auch bei anderen Leuten „ſo wohlfeil wie möglich verkoſtgeldet“ würden. 


Die Armenhäuſer ſeien meiſt nichts anderes als Häuſer oder Hütten, 


in denen arme Leute in der Weiſe untergebracht würden, daß ſechs 


bis zehn Familienglieder in einer Stube anzutreffen ſeien, die 28 
allem diene, zum Eſſen, zum Arbeiten, zum Schlafen uſw.“ . Die 


Nahrung der Bewohner beſtehe vorzugsweiſe und faſt ausſchließlich in 


Kartoffeln und Kaffee. Für Bekleidung hatten die in den Gemeinde⸗ 
armenhäuſern untergebrachten Armen in der Regel ſelbſt zu ſorgen. 
„Klar iſt es,“ ſo heißt es in dem erwähnten Bericht, „daß unter dieſen 
Umſtänden viele zerfetzt umhergehen und im Winter kaum imſtande 
ſind, ſich vor Kälte zu ſchützen.“ 

Denjenigeén, die bei anderen Leuten „verkoſtgeldet“ wurden, ging 


es womöglich noch ſchlechter. Sie wurden gezwungen, „für ſchlechte 
„Koſt, ſchlechtes Lager, ſchlechte Kleidung Sklavendienſte zu verrichten“, 
eine Beſtätigung alſo der bekannten Erfahrung, die Münſterberg in 
die Worte kleidet: „Schlechte Armengeſetzgebung und gute Armen⸗ 


verwaltung ſind immer me viel beſſer als gute Geſetzgebung und 
ſchlechte Verwaltung.“ 


In der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts begann 1 
Staat, ſich ernſter der Armenſache anzunehmen. Er erkannte ins⸗ 


beſondere die Bedeutung der vorbeugenden Armenpflege, als ſolche be⸗ 


trachtete er insbeſondere die Erziehung der Jugend, beſonders 
der armen Kinder. Aber alles, was erreicht wurde, blieb doch ganz 
weſentlich hinter dem zurück, was wir in Deutſchland im Rahmen der 


Armenfürſorge und Wohlfahrtspflege geſchaffen 1 Charakteriſtiſch 
für die Verhältniſſe im Aargau iſt insbeſondere, daß noch immer das 


Armenhaus als unentbehrlich betrachtet wird, „weil es nicht nur als 
Unterkunftsort, ſondern auch als Abſchreckungsmittel gegen Arme ver⸗ 


wendet zu werden pflegt“. 
Aier all dieſe Dinge unterrichtet uns Rohrer im erſten Teile ſeiner 
hier angezeigten Schrift. Im zweiten, kürzeren Teile wendet er ſich im 


beſonderen den Reformbeſtrebungen zu. Sie zielen darauf ab, die das 


Armengeſetz vom Jahre 1804 ergänzenden und erläuternden geſetzlichen 


Beſtimmungen und Verordnungen zu ſammeln und fie den modernen 
Verkehrs- und Niederlaſſungsverhältniſſen anzupaſſen „auf Grund eines 
die Pflichten und Laſten gerecht verteilenden, alffeitig befriedigenden 


Prinzips“. Die ſtarken Meinungsverſchiedenheiten, die auch heute 


noch dieſes Prinzips wegen beſtehen, würden die ſeit Jahrzehnten ver⸗ 


langte Reviſion wahrſcheinlich immer weiter zurückdrängen, wenn nicht 


die ſchwierigen finanziellen Verhältniſſe vieler Gemeinden es dringend 


erforderlich machten, daß etwas Durchgreifendes geſchieht. Die Reform 


knüpft an einen Entwurf des Gerichtspräſidenten Hunziker an. Dieſer 


Entwurf zerfällt in zwei Teile, von denen der eine das Armenweſen 
und die Armenunterſtützung, der andere die Maßnahmen zur Be⸗ 
en kämpfung der Armut regelt; er fußt auf dem Heimatprinzip, mact 
aäaober doch ſowohl der Staatsarmenpflege wie dem Territorialprinzip 
Z3augeſtändniſſe. Für die Unterſtützung an die in der Gemeinde 


wohnenden Bürger hat die Ortsbürgergemeinde aufzukommen. Sie 
hat für die in anderen Gemeinden des Kantons niedergelaſſenen 


Bürger in der Weiſe zu ſorgen, daß fie der betreffenden Armenpflege 


zwei Drittel der Unterſtützung monatlich leiſtet. Niedergelaſſene 
Schweizer Bürger anderer Kantone werden unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen unterſtützt wie die Bürger anderer Gemeinden im Kanton, 


ſofern die betreffenden Kantone Gegenrecht halten. Die Armen⸗ 


304 BVBVeoeprechungen 5 „ = (620 eG 


unterſtützung der außerhalb des Kantons wohnenden Bürger iſt Sache — 


des Staates. — Eine Neuerung bietet der Entwurf auch inſofern, als 
die Armenunterſtützung nicht nur in Fällen der eigentlichen Notarmut, 


ſondern als vorübergehende Unterſtützung auch „Dürftigen“ zuteil 
werden ſoll. Die Armenfürſorge ſoll nicht mehr in Händen des Ge⸗ 


meinderats, ſondern einer beſonderen Kommiſſion übertragen werden. 


Außerdem ſoll ein Armeninſpektorat für jeden Bezirk vorgeſehen werden, 
das aber nicht eine eigentliche Beamten⸗, ſondern mehr eine Ehren⸗ f 
ſtellung im Nebenamte ſein fol. — Im zweiten Teile des Entwurfs 
wird der Kinder⸗ und e des ene Aufmerkſamkeit zu⸗ 
gewandt. 


An dieſen Vorſchlägen übt br Verfoſſer Kritik, die irgendwelche 


neuen Gedanken aber nicht bringt. Im ganzer ſcheint ihm der neue 
Entwurf ganz annehmbar zu ſein. . 

Als Ziel ſchwebt Rohrer die Schaffung eines einheitlichen Armen⸗ 
rechts für die ganze Eidgenoſſenſchaft mit dezentraliſierter Verwaltung 
vor. „Wie herrlich wäre es doch, wenn überall im Schweizerland 
dasſelbe Armengeſetz herrſchte!“ Aber er iſt ſich klar darüber, daß 
dieſes Ziel in abſehbarer Zeit . zu ere iſt. 


Frankfurt a. Wm. 5 Adolf Weber 


Kriege (Moriantur sequentes Germani?) 161. Heft der Finanz⸗ 


und volkswirtſchaftlichen Zeitfragen, herausg. von Georg Schanz 
und Julius Wolf Stu . 1919, Ferdinand Enke. 80. 


37 S. 


Mombert, Paul: Die Gefahr einer n für 


Deutſchland. Tübingen 1919, J. C. B. Mohr. 8. 76 S. 


Guradze behandelt die deutſ ſche „ während | 


| Guradze, Hans: Die Vevölkerung nach dem \ 


des Krieges; feine Berechnungen verdienten Aufmerkſamkeit, wenn 5 


nicht im März 1919 über den gleichen Gegenſtand die vorzügliche 
Arbeit Dörings als 4. Heft des Bulletins der Studiengeſellſchaft für 
ſoziale Folgen des Kriegs erſchienen wäre. Guradze hat allerdings 
einzelne Bemerkungen über die Bevölkerungsentwicklung nach dem Kriege 


eingeſtreut, auch einen vier Seiten langen „Ausblick“ hinzugefügt; 


und ſonſt etwa u zu ſchreibenden Kapiteln überlaſſen e 


| doch ſind ſeine Urteile im großen und ganzen wenig ausgereift und 
wären teilweiſe wohl beſſer dem Kapitel „Mode und Sterblichkeit“ 
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5 Ä Amtlich ift noch wenig über die Bevölkerungsbewegung während 
N ie des Krieges veröffentlicht worden: eine größere Ausarbeitung bringt 
„ die Zeitſchrift des Bayeriſchen Statiſtiſchen Landesamts, 1919, 
Er Heft 1 und 2, reichend bis einſchließlich 1918; eine kleinere Überſicht 


für Preußen bis einſchl. 1918 findet ſich in der Statiſtiſchen Korre⸗ 
ſpondenz des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts (Nummer vom 
20. September 1919; für Sachſen haben wir den Aufſatz über Be⸗ 
völkerungsveränderungen durch den Krieg in der Zeitſchrift des Säch⸗ 
ſiſchen Statiſtiſchen Landesamts, 64. und 65. Jahrgang 1918 und 
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15 1919. Danach beträgt im Freiſtaat Sachſen der Bevölkerungsausfall 
= durch den Krieg bis Ende März 1919: Tod von Militärperſonen 
5 119 800, Geburtenausfall 248 000, Mehr von Ziviltodesfällen (mit 

ne Ausſchluß der Säuglinge) 53000, zuſammen 420800 (aufs Reich 


* 
a 


umgerechnet 5,9 Mill.). Es hätte indes bei dieſem Ausfall die Er- 
ſparnis an Säuglingstodesfällen infolge der Geburtenabnahme mit 
rund 40 000 gut geſchrieben werden müſſen, wodurch ſich der Geſamt⸗ 
ausfall um faſt 10 % vermindert. Der Aufſatz folgert, daß der Zeit⸗ 
raum raſchen Bevölkerungswachstums für Deutſchland vorläufig ab⸗ 
geſchloſſen ſei. Augenblicklich (Ende 1919 und 1920) haben wir freilich 
— nach großſtädtiſchen Ergebniſſen zu urteilen — eine noch nicht da⸗ 
geweſene Hochflut an Hochzeiten infolge Aufſtauung und eine weit über 
die Friedenszeit hinausgehende Geburtenhäufigkeit, die demnächſt durch 
die vielen Eheſchließungen weiteren Antrieb erhalten wird. Die Sterb⸗ 
lichkeit iſt nach völligem Erlöſchen der Grippe in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1919 gegenüber der Kriegszeit wieder günſtiger geworden. 
Mombert kommt in ſeiner Arbeit zu dem Ergebnis, daß die 
großen Kriegsverluſte und die zu erwartende Verminderung des Volks⸗ 
wachstums nicht ausreichen werde, das notwendige Gleichgewicht zwiſchen 
Bevölkerung und Wirtſchaft wiederherzuſtellen. Wir hätten damit zu 
rechnen, daß ſich unſere Ausfuhr verringere und in ihr die Rohſtoffe 
und Halbfabrikate gegenüber den Fertigfabrikaten größeres Gewicht 
gewönnen; es mangele an volkswirtſchaftlichem Kapital, und feine 
Neubildung ſei erſchwert. Doch helle ſich das Bild dadurch etwas 
auf, daß wichtige Rohſtoffgebiete auf uns als Abſatzgebiet und damit 
auf unſere Fertigfabrikate angewieſen blieben, und daß die gewaltigen 
Menſchenverluſte auch unſerer Gegner ſie hindern würden, ſich von 
unſerer Fertiginduſtrie unabhängig zu machen. Gleichwohl weiſe die 
Notwendigkeit, zwiſchen Volkszahl und Nahrungsſpielraum auszugleichen, 
auf einen Rückgang der durchſchnittlichen Lebenshaltung und auf Aus⸗ 
wanderung hin. Trotz unleugbarer Nachteile der Auswanderung ſei 
ſie doch günſtig für die Wirtſchaft, wenn dadurch das Brachliegen von 
Arbeitskraft verhindert werde. Ziel der Bevölkerungspolitik ſei jetzt, 
den Nahrungsſpielraum zu erweitern, mithin den inneren Markt zu 
ſtärken, namentlich die Erträgniſſe der Landwirtſchaft zu ſteigern, eine 
richtige Okonomie der Kapitalbeſchaffung und ⸗verwendung, nötigenfalls 
auch mit Hilfe einer ſtaatlichen Kapitalpolitik; herbeizuführen und alle 
ſoziale Regelung möglichſt der wirtſchaftlichen Entfaltung, die den 
„ ſozialen Fortſchritten allein Stütze und Dauer verleihe, dienſtbar zu 
Schmollers Jahrbuch XIIV 2. = ! a 20 
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machen. In dieſem Rahmen erörtert Mombert ausführlich alle Ur⸗ 
ſachen des Zuſtandes und alle Auswege, die ihm bedeutungsvoll er- 
ſcheinen, in ſcharfer überſichtlicher Gliederung. Wenn hierbei auch 
einiges Wenige überholt erſcheint und manche dringenden Nöte, die 
ſich inzwiſchen zugeſpitzt haben, nicht zu ihrem Rechte kommen, ſo ſind 
doch die für lange Zeit bleibenden Geſichtspunkte ſicher und wegweiſend 
herausgearbeitet. Gerade das tut immer und immer wieder not; denn 
wir dürfen es nun nicht wieder vergeſſen, und unſere Gegner werden 
es aus den Schriften ihrer eigenen aufgeklärten Nationalökonomen 
ſchließlich lernen, daß alle politiſchen Erwägungen des dauerhaften 
Grundes entbehren, wenn ſie die Grundtatſachen des wirtſchaftlichen 
Lebens und ſeine unentziehbaren Zuſammenhänge mißachten. — Für 
eine Bevölkerungspolitik im engeren Sinne tritt Mombert 
nur noch ſehr zurückhaltend ein. Mit Recht betont er, daß viele der 
früher vorgeſchlag nen Maßnahmen (Kinderzulagen, Steuerprivileg uſw.) 
ſich ſchon aus allgemeinen ſozialen Geſichtspunkten heraus empföhlen, 
manche auch dazu beitragen könnten, den Nahrungsſpielraum zu er— 
weitern. Daß Armut nun plötzlich die vernünftelnden Denkgewohnheiten 
des Volkes beſeitige, glaubt Mombert nicht. Wenn es aus der 
Armut mal wieder bergauf geht und ſchaffende Kräfte gebraucht werden, 
dann wird — ſo glauben wir — die Kurve der Geburtsziffer die 
Lehre der Wiſſenſchaft von der „rationaliſtiſchen Denkweiſe“ über- 
haupt abtun. | 
Hannover Karl Seutemann 


Jöhlinger, Dr. Otto (unter Mitarbeit von Erich Ewer): Die 
Praxis des Getreidegeſchäfts. Ein Hand» und Lehrbuch 
für den Getreidehandel. Zweite, verbeſſerte Auflage. Mit zwei 
Exemplaren des deutſch-niederländiſchen Vertrages. Berlin 1917, 
Julius Springer. X u. 384 S. 


Wie in der erſten Auflage des Buches, das damals die „Praxis 
des Getreidegeſchäfts an der Berliner Börſe“ betitelt war, wird in der 
Hauptſache der Berliner Getreidehandel dargeſtellt. Darüber bigaus 
findet der deutſche Getreidehandel außerhalb Berlins ſowie der Getreide— 
handel in den wichtigſten ausländiſchen Herkunftsgebieten ſoweit Berück— 
ſichtigung, als dies für die Unterrichtung desjenigen, der ſich am 
Berliner Getreidegeſchäft beteiligen will, von beſonderer Wichtigkeit iſt. 
Denn der Zweck des Buches iſt ein praktiſcher. Es zeigt die Praxis 
für die Praxis. So muß und will das Buch gewertet werden. Und 
dieſem Zwecke entſpricht es in ſehr guter Weiſe. „Vor einer allzu 
theoretiſchen Darſtellung“ ſuchte ſich der Verfaſſer, wie er in dem 
Vorwort zur erſten Auflage ſchrieb, dadurch zu bewahren, daß er einen 
Mitarbeiter aus der Praxis heranzog. Dieſem Streben entſpricht es 
auch, wenn an einer Reihe von praktiſchen Beiſpielen gezeigt wird, wie 
das Geſchäft im einzelnen ſich abſpielt; und gerade dieſe praktiſchen 
Teile des Buches werden auch Theoretikern als Material willkommen 
ſein. Bei dem Beiſpiel über die Beteiligung eines Effektivhändlers 
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in der Provinz am Berliner handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäft iſt aller⸗ 
dings der Schluß (S. 305), wo es ſich um die eventuelle Glattſtellung 


des Lieferungsengagements handelt, nicht mit genügender Deutlichkeit 
dargeſtellt. Ahnlich läßt auch die Präziſion der Darſtellung einiger 


anderer Stellen zu wünſchen übrig, zum Beiſpiel auf S. 99 bei dem 
Vergleich zwiſchen Importkontrakten und handelsrechtlichem Lieferungs- 
geſchäft (insbeſondere bezüglich der Qualitätsfeſtlegung) oder auf S. 28 


bezüglich der „Standards“. Eine theoretiſch ſchärfere Betrachtungs⸗ 


weiſe hätte nicht nur davor bewahrt, ſondern auch den Aufbau des 
Buches in manchem günſtiger zu beeinfluſſen vermocht (Wiederholungen 
oder verſtreutes Vorbringen von Dingen, die zuſammengehören, ver⸗ 
meiden laſſen). Die Hauptkapitel des Buches werden durch die Dar— 
ſtellung der Hauptgeſchäftsarten des a Getreidehandels, des 
Lokogeſchäftes, des Getreideimportgeſchäftes, des Getreideexportgeſchäftes 


und des Zeitgeſchäftes, gebildet. Bei dem letzteren iſt der Verfaſſer 


trotz im übrigen einläßlicher Darſtellung auf die Technik der Abwicklung 
durch Schlüſſe⸗ Kompenſation nicht eingegangen. Im ganzen handelt 


‘ 


es ſich um ein Werk, das nicht nur große praktiſche Verwendbarkeit 


beſitzt, ſondern das auch gerade durch die große Berückſichtigung der 
Praxis des Geſchäfts dem . Wertvolles bietet. 
Berlin Hellauer 


| Wirtſchaftsdienſt · Preisausſchreiben 


Die Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftliche Fakultät der Univerſität 
Hamburg hat aus ihr vom „Wirtſchaftsdienſt“, der Zeitſchrift des 
„Hamburgiſchen Welt⸗ Wirtſchafts⸗ Archivs“, aus einer Stiftung zur 
Verfügung geſtellten Mitteln drei Preiſe von 1500, 1000 u. 500 Mk. | 
ausgeſetzt für die Bearbeitung des Themas: \ 


„Die Methoden der Anpaſſung der Lohnhöhe an vie 1 
Preisbewegung“. / 5 

Vor allem ſollen die Verſuche kritiſch dargeſtellt werden, die im Aus⸗ 
land unternommen worden ſind, um Löhne und Gehälter durch auto⸗ 
matiſch mit dem Steigen des Preisniveaus eintretende Zuſchläge zu 


regulieren ſowie die ö n n auf Sr und 
Privatwirtſchaft. „ | 


20* 


Eingeſer endete Bü PR und San Seifen 


: — bis Ende Mai 1920 — 


Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 


Günther, Siegmund: Lehren der Revolution. München und Leipzig 1920, 
Duncker &, Humblot. 77 S. 

Thomas, Harrison Cook: The return of the democratic party to power 
in 1884. New York 1919, Columbia University. 261 2 N 


un Sn 2. 68 Weſen und Wert der Demokratie. Tübingen 1920, 


Meyer, Hermann: 5 politiſche Den. an Deutſchen Auswärtigen 
Dienſt Tübingen 1920, J. C B. Mohr. 108 S. 


Das Nheinlandabkommen, ſowie die 5 der Hohen Kommiſſion 3 


in Coblenz. Dreiſprachige Textausgabe. Erläutert von H. u. W. Vogels. | 
Bonn 1920, A. Marcus & Weber. 442 S. 9. Br 


| Scheiding, Ernſt: De erſte Jahr der deutſchen Revolution. Leipzig 1919, 


Felix Meiner. 
Schumacher, Fri en olitik. Neue Streifzü e eines Ar iteften. 
Jena 1920, E aue 1217 C. rag N 


Schwind, E.: Geſundes und Rrantfaftes in der [ 9 1 85 Willensbildung 
Wien und Leipzig 1919. 40 


Stadtler, Eduard: Die ag der fozialen Revolution. Leipzig 1920, 


K. F. Köhler. VIII u 
— Die Weltkriegsrevolution. Leipzig 1920, K. F. Köhler. 255 S. 


— Volkswille und Parteiweſen. Leipzig 1920, K. F. Köhler. 8 S. 


Vorſt, Hans: Revolution und Todesſtrafe. Leipzig 1920, Neue Geiſt⸗ 
Verlag. 34 ©. | 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Apelt, Willibalt: Der verwaltungsrechtliche Vertrag. Leipzig 1920, | 

. Meiner. 225 ©. | 

Bornhat, Conrad: Grundriß des deutſchen Staatsrechts. Funfte Auflage. 
Leipzig und Erlangen 1920, A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung. 216 

— Grundriß des Verwaltungsrechts in Preußen und dem 9 Reiche. 

Sechſte, durchgeſehene Auflage. Leipzig u. Erlangen 1920, A le | 

Verlagsbuchhandlung. 208 ©. | 


Deutſcher „ 1920. Herausg. v. A. Finke u. E. Stein. | 


Berlin⸗Friedenau 1920. 208 


Geſetz über 5 Erläutert von W. Holz apfel. 


Berlin und Leipzig 1919, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 176 S. 


Gieſe, Friedrich: Preußiſche Rechtsgeſchichte Ein Lehrbuch für Studierende. 
Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Berleger. 270 S. 


Glum, Friedrich: 8 Organiſation der Rieſenſtadt. Berlin 1920, Julius 


Springer. 59 


Dertmann, Paul: Das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches, 2 Bde. Berlin 
und Leipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 147 u. 152 ©. 
(Sammlung Göſchen.) 


1920, u Dümmler. 


Pohl, Heinrich: Zur . 0 . in e Berlin 
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| Prümmer, M. D.: Manuale iuris ecolesiastici. Editio altera. Friburgi 
| Brisgoviae 1920, Herder & Co. 700 S. | 
Schrader, el: Das Arbeiterrecht für Eingeborene in 7 und 
1 ae Hamburg 1920, Friederichſen & Co. 92 | 


3. Sozial · und Nechtsphiloſophie 


von Below, Georg: Soziologie als Lehrfach. (Um ein Vorwort vermehrter 
Sonderabdruck aus Schmollers Jahrbuch, 43. 181. 500 C. 4. Heft, 1919). 
München und Leipzig 1919, Duncker & Humblot | 

Fichte, J. G.: Zurü 8 ber er De Herausg. von R. Strecker. 
Leipzig 1920, F. Meiner 

Guerriero, Augusto: La teoria dea ui Avellino 1919, Tipo 
Litografia Pergola. 113 S. 

Hatſ chef, Julius: Der Muſta' min. Berlin und Leipzig 1920, Vereinigung 

wiſſenſchaftlicher Verleger. 108 S. 

Hübner, Rudolf: Die Staatsform der Republik. Bonn u. Seipgi 1920, 
10 5 en Verlag. X u. 25 S Gücherei der Kultur und eisiäte, 


e H. L.: Wegwei er durch Tönnies: Gemeinſ chaft und Sefel 
u erlin 1919, Karl Curtius. 15 S. | 
von Aexküll, J.: Staatsbiologie. Berlin 1920, Gebr. Paetel. 55 S. 
Valentin, Veit: Geſchichte des „ in Deutſchland. Berlin 
1920, H. R. Engelmann. 170 S. 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
i Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen N 
Günter, Adolf: Rückkehr m ee München und Leipzig 1919, 
Duncker & Humblot. 148 S. | 
Keßler, Gerhard: Der Neuaufbau des deutſ chen Wirtſ chaftslebens. Jena 
1920, Guſtar Fiſcher. 5 
Mu Re ale a N des Kapitals. Jena 1919, Guſtav 
iſcher. 104 
Nationalekonomiska Studier tillägnade Professor David Davidson: 
Uppfala und Stockholm 1920. 183 S. (Mit Beiträgen von Heckſcher, 
HT Jacobsſon. von Koch, Ohlin, Rohtlieb, Silver⸗ 
tolpe, Sommarin, Wickfel L) 
9 5 Wirtſchaft. (ze tbücher zu Studien über Wirtſchaft und Staat. 
Herausg. von J. 8 ſtrow, Band 5.) an 1055 he N Ver⸗ 
einigung wiſſen cha tlicher Verleger VII u. 1 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeograpbie 


| Sif er, Joſef: Tirols Getreidepolitik von 1527 bis 1601. Innsbruck 1919, 
agnerſche Univerſitätsbuchdruckerei. 127 S. Forſchungen dur inneren 
Geſchichte Oſterreichs, Heft 13.) 


Die Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin. W zum | 


w ar läbrigen: Jubiläum am 2. März 1920. Berlin 1920, ittler & Sohn. 
u 
Kreiner, Karl: Wirtſchaftsleben im Bayriſch⸗ Göga = Waldgebiete. 


Leipzig und Erlangen 1919, A. Deichert. 144 S irtſchafts⸗ und 
Verwaltungsſtudien mit beſonderer Berückſichtigung Bayerns, LVI.) 


De hob, Conrad: Ein Jahrhundert Deutſcher Maſchinenbau, 1819—1919. 


erlin, 1919, Julius Springer. 271 S. N der Deutſchen 
Maf near k G. in Sin | . 
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6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 
Sti Fee Verſorgung und Gutsbetriebe, Vom Reformbund der Guts⸗ 
höfe. Nauheim 1920. 43 S. und eine Karte. 


Zeller, 2 75 u zwiſchen Rohr⸗ und Rübenzucker. Leipzig 1920, 
K. F. Koehler. 102 (Zagegiragen der Auslandswirtſchaft. Herausg. 
vom Auswärtigen Amt, Heft 14.) | 

e we itzenberg, H. K.: Einführung in die Landarbeiterfrage. Wien 

Jeb 9, 4 Sucbrudere Auſtria. 167 & (Landarbeiter frage und Lands 

Ä rhei Bd. 1.) 


7. Bergbau und Induſtrie 


Beri 5 über die Tätigkeit der Gemü 1490 ee sgeſellſchaft 
5 b. H. in e 1916—1919. ' 8 ee 


1 8 en : ae aft. ee ee 1900, Verlag Freie Wirt- 
ſchaft. S. (Gegen die Zwangswirtſchaft, Heft 3.) 


Hedler, 18 Deutſche raftquellen, Dresden und Leipzig 1919, Globus 
Verlag. 41 S. (Bibliothek für Volks⸗ und Weltwirtſchaft, Heft 67.) 


Thieme, Ernſt: Der ee Aufbau der Hanauer Edelmetallinduſtrie. 


Tübingen 1920, Lauppſche Buchhandlung. IX u. 11 S. (Zeitſchrift für 
die geſamte Staatstviſſenf chaft, Ergänzungsheft LIII 


rn Walter: Das Eiſen in Rußland. Leipzig 110 K. F. Koehler. 
(Tagesfragen der Auslands wirtſchaft, e vom Auswärtigen 


Anm Heft 12.) 
8. Handel und Handelspolitik 


Chang Su See: The 1 trade of China. New Vork 1919, Columbia. 


niversity. 451 


Nord, A.: Die Handelsverträge Chinas. Leipzig 1920, K. F. Koehler. 
215 S. (Auslandswirtſchaft in Einzeldarſtellungen, herausg. vom Aus⸗ 
wärtigen Amt, Bd. 5,) 


Taussig, F. W.: Free 9 the tariff and reciprocity. New Vork 1920, 
Macmillan. IX u. 216 S. 


9. 1 und Verkehrspolitik 


Görnemann, Otto: Württemberg und die Vereinheitlichung des deutſchen 
Eiſenbahnweſens. (Inaugural Diſſertation.) Heidelberg 1920. 101 S. 


„ 1882—1911. 2059 Jahre ruſſiſcher Eiſenbahnpolitik. Berlin 
9, J. Springer. 242 S 


10. Geld», Bank: und Börſenweſen 


= Senken, griebrig: d 925 15 Kapital. Zweite Auflage. Jena 1920, 


av Fiſcher 
Blankart, Charles: Die 3 während des Weltkrieges. Zürich 
1919, O. Füßli. 255 S. und 3 Tabellen. (Etudes &conomiques, com- 
merciales et financières. Deuxième fascicule.) 


Geſell, Silvio: Se Wlan Valuta⸗Aſſoziation. Sontra in Heſſen 1920, 
Freiwirtſchaftlicher Verlag. 13 S. 


Heyn, Otto: 9 8 ee München und Leipzig 1920, Duncker & 
Humblot. 70 S | 
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Sor . „ae Valutaentwertung und die Schweiz. Zürich 1920, 


O. Füßli. 
Relienberger, E.: Geldumlauf und Theſaurierung. Zürich 1920, O. Füßli. 


Die öſterreichiſchen Banken im Jahre 1913. Wien 1919, Skadi 
Staatsdruckerei. 94 S. 


11. Bevölterungelebre und Bevölkerungspolitik 


| 12, Sozialismus 
Bendix, Ludwig: Klaſſenkampf und Geiſtesverfaſſung. Berlin 1920, Verla | 
der Kulturliga. 38 S. (Revolutions⸗Streitfragen. Neue Folge, Heft 9. 


Eulenburg, Franz: Arten und 1 der Sozialiſierung. München und 
Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 48 S. 


Die Gefesgebun ber Bolfchewiti, Überfegt und bearbeitet von 


Klibanski. Leipzig und Berlin 1920, B. G. Teubner. XII u. 193 ©. 
(Oſteuropa⸗Inſtitut in Breslau, Quellen und Studien. Erſte Abteilung, 
Recht und Wirtſchaft, 2 Heft.) 


Lederer, Emil: Deutſchlands Wiederaufbau und weltwirtſchaftliche Neu⸗ 


Tr ae durch Sozialiſierung. Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. 
1 


Ä Oswalt, H.: 28 C. falſchen Rehmungen? sent a. M. 1920, ä & 


Bergmann. 


13. Sozialpolitil 


Bröcker, Paul: Die Arbeitnehmerbewegung. Hamburg 1920, Deutſch⸗ 


"fragen 1) Verlagsanſtalt. 114 S. . und nationalpolitiſche Zeit⸗ 

agen 

Broglie, : Die ſoziale Mots Dresden und Leipzig 1919, . 
96 S. (Bihliothe für 8⸗ und Weltwirtſchaft, Heft 64 

Kldevekorn: Zariferhögung oder Selbſtkoſtenminderung 2 — 1920. 

Gebr. Jänecke. f 


Nauecker, Bruno: 3 des rege München und Leipzig 


1920, Duncker & Humblot. 40 S. Fest 2 der Orts ruppe Mün en 
der Geſellſchaft Für ſoziale Reform, Heft 3 e 0 


Reier, Otto: Sozialifierungsgefege. Berlin Aud Leipzig 1920, Vereinigung 
Nen c d 1 214 S. Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze, Nr. 141.) 
Süerſen, Elifabeth: Die Frau im deutſchen Reichs⸗ und Landes taatsbienft 
annheim, Berlin und Leipzig 1920, J. Bensheimer. 121 


Anterſuchungen und Vorſchläge zur Beteiligung der Arbeiter an 

dem Ertrage wirtſchaftlicher e Bearbeitet im 
Statiſtiſchen A teichsamt. Berlin 1920, C. Heymann. 32 S. Sonder⸗ 
beilage zum Reichsarbeitsblatt Nr. 3, März 1920.) 


5 Verhandlungen d des Vereins für Sozialpolitik in Regensbur 1919 


zu d aftsbeziehungen zwiſchen dem Deutſchen eiche 
und Deut. ſterrei EN und zur Sozialiſierungsfrage. Mit einem 
„Nachruf auf Guſtav chmoller von Heinrich Herkner und einer 
Gedächtnisrede auf Eugen Philippovich von Michael Hainiſch, 
nebſt Berichten von Lußensky, Stolper, Lederer, Vogelſtein, 
Eulenburg und von Wieſe. München und Leipzig 1920, Duncker 
& Humblot. 277 S 


Weber Adolf: Der Kam wiſchen Kapital urd Arbeit. weite Aufla e. 
| Tübingen 9520 J. C E. K. M 5 h XIX u 448 S. 3 flas 


j 
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14. Genoſſenſchaftsweſen 
15. Finanzen | 
: Bang: 1 ae oder Erneuerung? München 1920, J. F. Lehmanns 
erla : | 


‚Fen ne Huang: Public debts in China. New York 1919, Columbia 
niversity. 105 S. 
Kue nge N.: Ein eiche für 1920. Tübingen 1920, 
5 ft 17 Mohr. 66 S. (Recht und Staat in Geſchichte und Gegenwart, | 
e 


Melchior, eat: Deutſchlands finanzielle Verp ichtunge n aus dem Friedens⸗ 
vertrage. Berlin 1920, R. Engelmann. 26 60 Geienstft, herausg. 
von der Deutſchen Liga für Völkerbund, Heft J. | 

Moll, Ewald: Die preußiſche Hauptverwaltung 925 Staatsſchulden, 1820— 5 
1920. Berlin 1920, R. v. Deckers Verlag. 47 S. | 

Neumann, Maxim: Des Ban notopfers zweiter Teil. München und 
Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 17 S. 

ä e Rapitalertrags- und Landesſteuer⸗ | 

geſetze. Berlin und Leipzig 1920. 136 S. (Guttentagſche Sammlung 
von 5 ohne Anmerkungen mit Sachregiſter.) 

Seen „N. A.: La liquidation financiere de la guerre aux Etats- 

Unis, Paris 1920, M. Girard & E. Brière. 57 ©. 2 

von T gischer 17185 Grundzüge der Finanzwiſſenſchaft. Jena 1920, e 

er 


16. Verſicherungsweſen 


| He mann Hans: Die ſoziale Sachwerterhaltun dem Wege der Ver⸗ 
aan! Berlin 1920° Julius Springer. 104 . 


„ 17. Statiſtik 


Lenz Ri chard: Die N tsſtatiſtik im Kreiſe Teltow. Berlin 1919, 

üxenſtein G. m. b. H. . rl: des Statiſtiſchen 
Amts des Kreiſes Teltow. *rſtes Heft.) 
Statiſtik des Hamburgiſchen Staates. Herausgegeben vom Statiſtiſchen 
Landesamt. Hamburg 1919, Otto. 1 Verlag. 

Heft XXVIII. Die Volkszählung vom 1. Dezember 1910 ſowie die 
Ergebniſſe der 5 in den ahren 1911 und 1917 
im Heft X 3 Staate | 
Wohnort und Arbeitsſtätte der erwerbstätigen ham⸗ 

15111 chen „ nach der Volkszählung vom 1. Dezember 


eagle Aebi über die Bevölkerungsbewegung und wichtige 
wirtſchaftliche Verhältniſſe in Barmen 1913—1919. Barmen 1920, 
Oskar Born. 15 S. (Beiträge zur Statiſtik der Stadt Barmen, Heft 7) 


Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Koln. 8. Jahrgang. Köln 1920, 
"Bunt Sauber 132 ©. 8 bergang. | 
18. Berſchiedenes 


Der Fall Valentin. Die amtlichen Urkunden. Im Auftrage be philo⸗ 

| Febir Ra Run zu Freiburg i. Br. herausgegeben und eingeleitet von 

= 195 München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 
1 1 


eee Ernſt: Die Bonner Univerfität, Bonn 1919, Marcus & Weber: 
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A Anffäge in Zeitſchriftenn 
II. Allgemeine Politik 1 
Groener, Wilhelm: Die Liquidation des Weltkriegs. Preußiſche Jahrbücher, 
Januar 1920, S. 36 ff. Februar 1920, S. 172 ff, März 1920, S. 337 ff., 
5 April 1920, S. 21 ff. Mai 1920, S. 161 ff. 5 15 
rn 9 f. Rußland und Europa. Preußiſche Jahrbücher, April 1920, 
. 79 ff. ne | e 


\ u 2. Geſetzgebung und Verwaltung 
Baath, P.: Das Reichsverwaltungsgericht nach dem Entwurf des Reichs⸗ 
miniſteriums des Innern unter Berückſichtigung des preußiſchen Entwurfs. 
Preußiſche Jahrbücher, Mai 1920, S. 237 f | 
Berliner: Privatverſicherungsrecht und Friedensvertrag. Zeitſchrift für Ver⸗ 
ſicherungswiſſenſchaft, 1. April 1920, S. 103 ff. | u 
Lucas: Der Handelsftand und fein Schutz gegen Eingriffe der Verwaltung. 
Correſpondenz der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin, 12. Mai 1920. 
Sozialrechtliche Neuerungen im deutſch⸗öſterreichiſchen bürgerlichen Geſetzbuch. 
Soziale Praxis, 18. Februar 1920, S. 457 f 3 „ 


a } 
3 Sozial⸗ und Nechtsphiloſophie 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 
Broda, Ernſt: Probleme der e Eine Erwiderung. Der 
Oſterreichiſche Volkswirt, 1. Mai 1920, ©. 595 ff. 
von Kleinwächter, Friedrich: Die Lehre vom Grenznutzen und das . 
urechnungsproblem der Wiener nationalökonomiſchen Schule. Tonrads 
ahrbücher, Februar 1920, S. 97 ff. 
Stieda, Wilhelm: Die Zukunft des deutſchen Wirtſchaftslebens. Conrads 
Jahrbücher, Januar 1920, S. 1 ff. en " | 
Stolper, Guſtav: Probleme der h S Ff Der Oſter⸗ 
5 


reichiſche Volkswirt, 31. Jänner 1920, S. 2 ebruar 1920, 
S. 253 ff.; 14. Februar 1920, S. 374 ff.; 28. Februar 1920, S. 411 ff.; 
6. März 1920, S. 438 ff.; 13. März 1920, S. 455 ff.; 20. März 1920, 
S. 476 ff.; 27. März 1920, S. 495 ff.; 3. April 1920, S. 515 fr. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 
6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 
7. Bergbau und nie 


Gremichſtaedten⸗Czerpa: Die wirtſchaftliche Bedeutung des Tahlorismus. 
Taplorzeitſchrift Februar 1920, S. 30 ff. E : „ 2 5 


S. Handel und Handelspolitit A 
e 9. Verkehr und Verkehrspolitik | 5 
Lagatz: Zur Geſchichte des Reichseiſenbahngedankens. Archiv für Eiſenbahn⸗ 
weſen, Mai and Juni 1920 8 321 ff 3 N | nn 2 


. . Es werden hier nur ſolche Aufſätze ein eſendeter eitf riften angeführt 
die der Schriftleitung bemerkenswerlf erscheinen | Se . f ber, 


20 * 
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Paſzkowski: Ei enbaknpoliti Norwe ens. Archiv für Eiſenbahnweſen, Mai | 
om Juni 10 ee 51 ff. . 0 eee 


Schimpff: Das ünftige Schnellbahnnet von Groß-Berlin. Archiv für 
Eiſenbahnwe 25 ärz und April 1920, S. 146 ff. TR 


Simmersbach: Von der oſtchineſiſchen Eiſenbahn und Re, Einflußgebiet. 
Archin für Eiſenbahnweſen, Ae und April 1920, S. 173 ff. flußg 


Trautvetter: Das deutſche Verkehrsweſen. Ein Rückblick. en für Eifen- 
nr Mai und Juni 1920, S. 382 ff. 


— 


10. Geld. Bank. und Börſenweſen 


Bendixen: Devalvation. Bankarchiv, 15. April 1920, S. 163 ff. 


Diehl, Karl: David Ricardo und der finanzielle Wiederaufbau Englands nach 
den napoleoniſchen Kriegen. Bankarchiv, 1. Februar 1920, S. 106 ff. 


Weh. Er * Aſſignatenwirtſchaft. Der Kampf, Februar u. März 


Heyn, Otto: Viſſerings ede ormvorſchläge für die internationale 
„Finanzkonferenz. Bankarchiv, 1. April 1920, S. 147 ff. 


Meyer, Richard: Zur rage des qualitativen Unterſchiedes a 85 Bank⸗ 
noten und Giroguthaben. Bankarchiv, 15. Mai 1920, S. 189 ff. 


| von Sehulge-Gaevernig: Zum Verschlag einer Valutaterminbörſ e in Amſterdam. 
Bankarchiv, 1. Mai 1920, S. 177 ff. 


Schwarz: Devalvationsforgen. Bankarchiv, 15. Mai 1920, S. 187 ff. 
11. Bevölkerung und Bevölkerungspolitik 


12. Sozialismus 


b an ans Die 1920. 6 55 des ru ſiſchen Bol chewismus. Soziale 
Prags, 1 10. März 1920, S. 534 ff. f 0 ö 


Kelſen, Hans: Sozialismus se Staat. Archiv für die Geſchichte des So⸗ 
ialismus und der Arbeiterbewegung. Neunter ahrgang, 1920, 1. Heft, 
— 1 159 G0 (Auch I als be ondere Schrift eipzig 1920, Hirſch eld. 


Neurat Otto: Die wirtſchaftlichen Räte im rue der Aachen Voll⸗ 
IR Der Kampf, April 1920, 8 136 ff 


| 13, Solialpoltett | 
Adler, 1520. S. 60 Der Rumpf der geistigen Arbeiter Der Kampf, Februar⸗März 


Die mae und Kriegsverdienſte der Induſtriearbeiterinnen nach den 
Selen richten der Gewerbeaufſichtsbeamten und Bergbehörden (Schluß). 
 NeichSarbeitsblatt, 31. März 1920, S. 225 ff. 


Bozi, Alfred: Soziales Recht. Preußiſche Jahrbücher, Februar 1920, S. 218 ff. 
e Lujo: Die eſetzliche Regelung des Tarifvertrags. Soziale Praxis, 
3. März 1920 S. 505 ff.; 10. März S. 529 ff. 


Dernburg, Bernhard: Weshalb fordern wir den Index für die Beurteilung 
| der ohnhöhe. Soziale Praxis, 21. Januar 1920, S. 377 ff. 


Gaebel, K.: Der 5 eines sh über ‚ Mebplislofenverficgerung, 
Soziale Praxis, 5. Mai 1920, S. 718 f. 
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Gerlo rungen mit ben Dorf eiten über den Achtſuundentag Soziale | 


IRA 42 ai 1920, S. 737 


Leubuſcher, Charl.: Außere und Innere Wandlun u englif Sen Gewerk⸗ | 


vereine. Reichsarbeitsblatt, 30. April 1920, 


Oudegeest, J.: De internationale Arbeitsconferentie te. Washington. 
Socialistische Gids, Februari 1920, S. 105 ff.; Maart 1920, S. 292 ff. 


| Perle, 1 1 45 Zur 585 f. des Schtichtungsweſens Soziale Praxis, j 


März 1920, ©. 5 


a Karl: Die ficli Regelun ber  Arbeitstoferunterftüsung, Der 


Oſterreichiſche Volkswirt, 3. April, ff.; 10. April 1920, S. 540 ff. 


Schaub, E. L.: The regulation of 1 during ff. war 1400 | 


Journal of political economy, J anuary 1920, ©. 1 


Sitzler: Zum , einer Schlichtungsordnung. egal Prapis, 5. Mai 


1920, S. 713 

Slichter, S. H.: The management of Labor J | of political eco- 

nomy, Dezember 1919 

Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände. Mitteilungen des Reichs- 
verbandes der deutſchen Induſtrie, 27. März 1920, S. 4141 ff. 


0 2 009 f. 5 der ee orge. Soziale Praxis, 7. April 


immermann, Waldemar: Grundſägliches zum Vorentwur einer Schli 

8 tungsordnung. Soziale Praxis, 14. April 1920, a ff.; 21. ee 
1920, ©. 668 ff. en 

14. Genoſſenſchaftsweſen 


Müller, Auguſt: Die Bedeutung der BE im neuen 
Deutſchland. Soziale Praxis, 28. April 1920, S. 689 ff. 


Polbotſev, V. N.: Die ruſſiſche ene ung und der internatio⸗ 
nale Handel. Internationales Genoſſenſchafts⸗Bulletin, S. 16 ff. 


Werft N. S.: Warum nur der genoſſenſchaftliche Handel in Rußland mög⸗ 
l ch iſt. Internationales Genoſſenſ chafts⸗Bulletin, a 1920, ©. 126 


15, Finanzen. 


Grünberg gut Jinanzkriſ en in der Vergangenheit Der Kampf, Jänner | 
Loewenthal, H.: Lebensmittelpreiſe und  Stantshauspat. | Der Oſterreichiſche | 


Bol swirk, 9. Februar 1920, S. 351 


Meda, T.: Lo sviluppo. tributario in Italia durante i tre anni ‚di guerra. 
Boletino di Statistica e die — comparata. Anno an 


Fasc. IV, 1918, S. 531 ff. 


Plehn, C. C.: An assessment roll far the income tax. J ournal of poli- 
tical economy, Dezember 1919, ©. 875 ff. 


e K.: Theoretiſches 835 fl Vermögensabgabe. Der Oſterreichiſche Volks⸗ . 


wirt, 10. April 1920, ©. 


W. F.: Steuervorlagen. Der N Volkswirt, 6. März 1920, S. 485 ff. 


Viner, J.: Who paid for the war? J ournal of political Ronny 
Tana 1920, S. 46 ff. 


16. Perſicherungsweſen 


„* 
! 


Schaefer: Der Friedensvertra ; und die a 40 Beivetfderun. geitſchrift 


für Verſicherungswiſſenſ 
x 


aft, 1. April 1920 


— 


316 Eingesendete Bücher und Zeitſchiſten . 632 


„ 


4 
17. Statiſtik 


18. Der] chiedenes 


offmann, Fr.: Die Pflege der Wirtſchafts⸗ und Rechtswiſſenſchaft an türki⸗ 
8 Ve en ger Archiv für Wege eee de ne 1. De⸗ 
zember 1919, S. 1 ff. 


Kühne: Die Aufgaben der 590 ff., 3k. Mur im 1 n Deuti chland. Soziale 
nn 17. Dan, & ; 31. März 1920, 586 ff. 
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Duncker & 2 manchen. und Leipzig 


es 1 9985 | m Soeben erschien: a , 


Soziologie als Lehrfach 1 
en reef oe Beitrag zur fd vierer 
Von 


Geheimrat Profeffor Dr. Georg von Below 


Freiburg i. Br. 9 


5 1 (Sonderabzug. aus Schmollers Jahrbuch 40 


= 


60 Seiten. Preis 3 m. 50 1 
Des Keichsnotopfers zweiter Teil * 
wege zum 1 | 8 n 8 


e Eine Flugſchrift von Das 

Max im Neuman (München) a 
e e e der Steana Romana in Barer . 8 
Preis 2 mark | ne a 


1 über die zus b s der Zobnerböbung mit der Noteninflation, der valuteftage und * 
der allgemeinen Teuerung. 
II. über die Zufammenbänge der YHabrungsmittelnot mit der Koblennot, der verrehrenot, der 
Wohnungsnöt und dem Schleich handel. | 
II. Norſchläge zum Wiederaufbau: q) Einführung der allgemeinen Arbeitspflicht. 50 Eine | 
überſtunde als allgemeine Arbeitspflicht. e) Eine weitere Abernunde täglich als e 
notopfer. d) Reſtloſe Einziebung der Krieg sgewinne. | 
IV. 3ufammenbänge des wiederaufbaues mit der 3 politix. 


Die Entwicklung der gewerblichen rauen, 
Kkrbeit während des Arieges a 


Don 


Dr. Marie Elifabeth Lüdere u 
Mitglied der Mationalverſammlung a N „ 


Preis 3 mark Di 


Die Bedeutung der dr de 


unter Berů ickſichtigung on europäiſchen Wiaroffopolitif bis zur 
u endgültigen 2 Söſung der ae | | 


’ Von 
Georg von Rüdiger ee en. 
VI u. 188 Seiten. Preis 12 mark en 


Das au war in der Zeit der Zen ſur verboten 


Der Fall Valentin 
Die 8 Urkunden, im Auftrage der philoſophiſchen Fakultät 
der . Freiburg i. B. herausgegeben und eingeleitet! von 
Dr. Felix Rachfabl 
Seh. Sofrat u. or, Brofefor der Neueren Geſchichte an der x Univerf tat Sreburs 
112 Seiten. Preis 4 Marek 


. 


j ³ÜW ]] Dem IR. mausez 


pi 


Te tr — 


a EEE 77 a ae ñ ß ĩ 


e c . . Br Bay Arad A A 
8 N 


1100 


Dunder & Humblot, manchen und 3 


Vor kurzen erſglen: 


Die Gcunogedanten der war 
Fr verfaſſung 


Von 


Prof Dr. Hans Hamiasty 


München | 
JI7O Seiten. Preis 8 Mark 


Eine lare, erſchoͤpfende Ein fuͤhrung in den politicchen Gehalt der neuen 
Reichsverfaſſung, wobei juriſtiſche Geſichtspunkte in zweiter Linie ſtehen, hat bis⸗ 
her gefehlt. Die vorliegende Darſtellung beruht auf Vorleſungen, die der Ver- 
faſſer im Winter 1919/20 an der Univerſität münchen gehalten hat, und iſt das 
beſte gemeinverftändliche Erkenntnismittel für die jetzigen öffentlichen Zuftände im 
> mit denen ſich Freund und Feind genauer befaſſen müffen. \ 


Rückkehr zur Weltwirtſ⸗ chaft 


Die Organifation der weltwirtſchaft auf 
. und Eonsineneale: Srundlage 
N Von | 
Dr. Adolf Gunther 


profeſſor an der Univerfi tät Berlin 
; VIII, 145 Seiten. Preis 8 mark 


Die wege zum kontinental⸗ europàiſchen Juſammenſchluß werden hier ſorg⸗ 
fältig gewieſen. Die Schrift behandelt dieſes wohl jetzt wich tigſte Thema der 
Gegenwart klar und überſichtlich. Als einziger von zwölf Bewerbungsarbeiten 
wurde ihr der Preis zuteil, den der Handels vertragsverein Berlin für die beſte 
Arbeit ausgefegt hatte. Brentano, Miniſter Gothein, Exzellenz v. Luſensky, Geh. 
Rat eee und Fabrirbeſiger Stern waren 75 e 


Lehren der Revolution 


zue Frage Reform oder Revolution 
von 
Geheimrat Prof. Dr. Sigmund Gi ineber 


münchen 
80 Seiten. Preis 3 mark 


Der berühmte greiſe Führer der ehemaligen fortſchrittlichen volkspartei, 
Feldzugs teilnehmer der Kriege 1870/7] und 1917/9, legt hier ein temperament- 
volles Bekenntnis gegen die Revolution ab. Die Lehren dieſes erfahrenen Vater⸗ 
landsfreundes, der ſeit früheſter Jugend gegen das herrſchende Syſtem rüͤckhaltlos 
gekämpft hat, ſind von einer feſſelnden Autobiographie . sem: 1 ee 
die allgemeine Beachtung der Öffentlichkeit ſicher. i Ze. 


U 


* 
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